
Suchergebnisse: Staat

-2000 – Die Babylonier entwickeln die Braukunst weiter 

Babylonien * Im 2. Jahrtausend v. Chr. verlieren die sumerischen Stadtstaaten ihre politische

Bedeutung. In Mesopotamien entstehen neue Reiche, darunter Babylonien. Die Babylonier bauen

auf den kulturellen und technischen Errungenschaften der Sumerer auf und entwickeln auch

deren Braukunst weiter.   Schriftliche Quellen nennen zahlreiche unterschiedliche Biersorten. Sie

unterscheiden sich unter anderem durch die verwendeten Getreidearten, ihre Stärke und ihre

Qualität. Bier ist ein wichtiges Grundnahrungsmittel, wird als Lohn ausgegeben und über weite

Strecken gehandelt. Hinweise auf Exporte bis nach Ägypten sind jedoch nicht eindeutig belegt. 

3. März 321 – Der Sonntag wird arbeitsfrei

Rom ? • Der Kaiser Konstantin der Große erklärt den Sonntag, den Heiligen Tag des

Christentums und des Mithraskultes, für arbeitsfrei – für „alle Richter und Einwohner der Städte,

auch die Arbeiter aller Künste“. Einzig landwirtschaftliche Arbeiten bleiben sonntags erlaubt. Das

Edikt des Kaisers gilt als die Geburtsstunde des staatlich geschützten Ruhetags. 

1040 – Das Benediktinerkloster Weihenstephan erhält die Braugerechtsame

Weihenstephan * Das Benediktinerkloster Weihenstephan&nbsp;erhält laut einer Urkunde die

Braugerechtsame. Die dem bayerischen Staat gehörende Brauerei bezeichnet sich daher als die

„älteste Brauerei der Welt“.    Dabei handelt es sich bei dieser Urkunde um eine Fälschung aus

dem frühen 17. Jahrhundert. Die Urkundenfälschung der frommen Kleriker wird erst im Jahr 1973

aufgedeckt.

10. März 1098 – Balduin von Boulogne gründet den ersten Kreuzfahrerstaat

Edessa * Balduin von Boulogne erobert die Grafschaft Edessa&nbsp;und gründet den ersten

Kreuzfahrerstaat.

Juli 1148 – Dank der Templer endet der Kreuzzug nicht in einem Desaster
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Damaskus * Die Kreuzfahrer können zwar die Obstgärten von Damaskus erobern, stoßen aber

auf heftigen Widerstand und verlegen deshalb ihre Truppen in den Osten der Stadt.    Doch

dieses Gebiet war eine offene Ebene, die weder Schutz noch Wasser bot, sodass die christlichen

Kampftruppen schließlich zum Rückzug gezwungen waren. Die Templer erwerben sich durch ihre

Teilnahme am Zweiten Kreuzzug den Ruf fanatischer Kämpfer von großem Mut, äußerster

Disziplin, aber auch von außerordentlicher Überheblichkeit.    Frankreichs König Ludwig VII.

berichtet, dass es nur den Tempelherren zu verdanken sei, dass der falsch geplante und schlecht

geführte Kreuzzug nicht in einem Desaster endete. Es folgen wechselseitige Beschuldigungen,

die das Verhältnis zwischen dem Abendland und den Kreuzfahrerstaaten auf Jahre hin vergiften.

Und die Akteure des Zweiten Kreuzzuges beschönigen die Geschichte, indem sie eisern die

Schmach verschweigen oder schön reden.    Die Kritiker, die den Tod von vielen Tausenden als

sinnlose Opfer bezeichnen, werden immer lauter. Bernhard von Clairvaux, der in seinen

Kreuzzug-Predigten sagte: „Im Tod des Heiden sucht der Christ seinen Ruhm, weil Christus

verherrlicht wird“, erklärt jetzt, dass das Desaster durch die Sünden der Pilger verursacht worden

ist und dass Gott deshalb den Kreuzfahrern seinen Segen entzogen habe.    Bischof Otto von

Freising, ein Bruder des Stauferkönigs Konrad III. und selbst aktiver Teilnehmer am Zweiten

Kreuzzug, räumt zwar den Misserfolg des Unternehmens ein, versucht aber zumindest einen

kleinen Gewinn zu erkennen, wenn er den Kritikern entgegnet: „Wenn [...] unser Feldzug nicht gut

war zur Ausweitung unserer Grenzen, noch für die Wohlfahrt unseres Leibes, so war er dennoch

gut für das Heil vieler Seelen“.    Bernhard von Clairvaux ist von der Kritik an seiner Person

schwer enttäuscht, weshalb er sich gegenüber Papst Eugenius III. ausführlich rechtfertigt und

dabei jede Schuld von sich weist: „Wir eilten nicht dorthin wie ins Ungewisse, sondern auf

Deinen, ja durch Dich auf Gottes Befehl“. Der Zisterzienser-Abt lässt sich schließlich in Chartres

erneut zum Anführer eines Kreuzzuges wählen, doch der Papst will nach den gemachten leidigen

Erfahrungen diesen Plan erst fördern, wenn die Aussicht auf Erfolg auch gesichert ist.

1. Februar 1176 – Der Bruch zwischen Friedrich Barbarossa und Heinrich dem Löwen

Chiavenna * Es kommt zum Bruch zwischen Friedrich Barbarossa und Heinrich dem Löwen,

nachdem der Herzog in Chiavenna am Comer See dem Kaiser die militärische Unterstützung für

dessen kriegerischen Auseinandersetzungen in der Lombardei versagt. Denn als Gegenleistung

verlangt Herzog Heinrich der Löwe&nbsp;die Kaiserpfalz Goslar und deren reichen Silberminen.

Eine Forderung, die der Kaiser strikt ablehnt. &nbsp;    Es kommt angeblich zum Kniefall des

Kaisers vor dem mächtigen und uneinsichtigen Herzog - und damit kommt es unausweichlich

zum Konflikt. Nun beginnt der Stern des Löwen&nbsp;zu sinken, denn ein kaiserlicher Kniefall

gehört zum Zeremoniell der staatlichen Ordnung&nbsp;und gilt zugleich als ein

Münchner Zeitensprünge Seite 2/289



Verfassungselement. Da sich aber der Welfenherzog auch durch diese kaiserliche Geste nicht

erweichen lässt, verletzt er die Regeln, was ihm als Überheblichkeit, Hochmut und Verachtung

gegenüber dem Reich und dem Kaiser ausgelegt wird.&nbsp;

1191 – Die Tempelherren kaufen Zypern

Zypern * Trotz aller Rückschläge und Niederlagen bleiben die Tempelherren reich, privilegiert und

versuchen in immer neuen Vorstößen an einen eigenen Ordensstaat zu kommen.    Anno 1191

kaufen sie König Richard Löwenherz das von diesem eroberte Zypern um 100.000

Goldbyzantiner ab. Doch die Inselbevölkerung wehrt sich mit einem Aufstand gegen die geplante

Herrschaft der Tempelordens-Ritter. So verfügen am Ende die Johanniter und der Deutsche

Orden über einen eigenen Staat, nicht aber die Tempelherren. 

1303 – Die Templer-Banken haben einen illustren Kundenstamm

Aragon * Der König von Aragon gibt seine Kronjuwelen der Templerburg Monzon zur sicheren

Aufbewahrung. Der König, seine Familie, seine Beamten, Kaufleute und verschiedene Seigneurs

zählen - neben den Würdenträgern der Tempelherren - zum Kundenstamm der Templer-Banken. 

  Der sich immer in Geldnöten befindende französische König will sich das riesige Vermögen des

Tempelordens sichern, obwohl es gerade der Tempelorden war, der immer wieder den

französischen Staat vor dem Staatsbankrott gerettet hat.

1304 – Die Missgunst gegen die Templer steigert sich immer mehr

Paris * Die Missgunst steigert sich immer mehr, nachdem der Templer-Orden ganz offiziell den

Kampf gegen die Heiden aufgibt, der Großmeister sich ins damals schon als flott bekannte Paris

zurückzieht und viele Tempelherren in ihrer Heimat, vor allem in Frankreich, wichtige Positionen

bekleiden - allerdings ohne der französischen Krone Rechenschaft schuldig zu sein.    Die

reichen und arroganten Templer, dieser Staat im Staat, stört den französischen König Philipp IV.,

den man den Schönen nennt. Er ist ein durchaus tüchtiger Herrscher, der etwas von der Macht

versteht und deshalb weis, dass es Macht ohne Geld nicht gibt.    Doch gegen die gut

ausgebildeten und disziplinierten Templer hat selbst der französische König militärisch nichts

entgegenzusetzen. Außerdem untersteht der Orden direkt dem Papst, gegen dessen Willen er

nichts unternehmen kann.
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5. Juni 1305 – Clemens V. wird zum Papst gewählt

Avignon * Frankreichs König Philipp IV. gelingt es, seinen Wunschkandidaten Bertrand de Got,

den Erzbischof von Bordeaux, durch ein französisch dominiertes Kardinalskollegium, auf den

Papstthron zu setzen. Der neue Pontifex maximus Clemens V. lässt sich nicht nur außerhalb

Roms krönen, sondern residiert dauerhaft in Avignon.     Das bedeutete eine Abkehr vom

päpstlichen Universalismus. Denn während der Papst in Rom und dem Kirchenstaat

einigermaßen autonom ist, besitzt er um Avignon herum nur wenig Ländereien, die zudem

vollständig vom französischen Staatsgebiet umschlossen sind. Das Papsttum gerät damit in

Abhängigkeit zur französischen Krone. Der Papst verliert seine überparteiliche Autorität.

10. September 1319 – Bogenhausen wird zum Grenzort

Bogenhausen * Durch die Übertragung des Gerichtsbanns für die Grafschaft auf dem Yserrain

wird das Gebiet ein eigenständiges Staatsgebilde. Damit wird das baierische Bauerndorf

Bogenhausen zu einem Grenzort - denn nur wenige hundert Meter hinter dem heutigen

Herkomerplatz beginnt nun das freisingische Ausland. 

1430 – Ein fünfbändiger Entwurf für einen christlichen Idealstaat

Savoyen * Herzog Amadeus VIII. von Savoyen, der spätere Gegenpapst Felix V., lässt einen

fünfbändigen Entwurf für einen christlichen Idealstaat erarbeiten. Darin dürfen keinerlei

Normverstöße, erst recht keine Gotteslästerung, Häresie und Zauberei geduldet werden.    Als

weltlicher Herrscher führt er in seinem Herzogtum bereits schärfere Gesetze gegen sittliche und

religiöse Verstöße ein. Dabei führt Herzog Amadeus - „der Friedfertige“ - das inquisitorische

Verfahren gegen Ketzer wie gegen Zauberer ein und ermuntert seine Amtsleute, mit

dominikanischen und franziskanischen Inquisitoren zusammenzuarbeiten. 

1450 – Niederbaiern bezieht rund 90 Prozent seiner Einnahmen aus dem Weinbau

Landshut * Etwa ab dem Jahr 1450 bis&nbsp;zum Jahr 1500 bezieht das niederbaierische

Herzogshaus rund 90 Prozent seiner Einnahmen aus dem Weinbau.&nbsp;Die Staatseinnahmen

vom Bier liegen bei zwei Prozent.

14. Dezember 1494 – Das Herzogliche Georgianum wird gegründet
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Ingolstadt * Das Herzogliche Georgianum wird durch Herzog Georg den Reichen von

Landshut-Niederbaiern ins Leben gerufen und in die im Jahr 1472 gegründete Universität

Ingolstadt eingegliedert. Es ist heute das zweitälteste und einzige staatliche Priesterseminar der

Welt.

1550 – Verbot des Gebrauchs von Kutschen für Kurtisanen

Rom * Das Verbot des Gebrauchs von Kutschen für Kurtisanen ist ein harter Schlag für das

Kurtisanenwesen, weil sich Kutschen als besonderer Luxus und somit als Statussymbol ersten

Ranges darstellen. Das Verbot ist das am häufigsten überschrittene Gesetz und eine reich

sprudelnde Einnahmequelle des Kirchenstaates.     Andere Maßnahmen erschweren zwar das

Leben der Kurtisanen, können die gehobene Prostitution aber nie ernsthaft eindämmen. Das liegt

freilich auch an der wenig konsequenten Durchführung der Maßnahmen. 

1559 – Die Jesuiten schaffen langsam ein Klima für die Hexenjagd

München * Mit der Ankunft der Jesuiten in München entsteht langsam ein Klima für die

Hexenjagd. Die Jesuiten betätigen sich als Berater der Herzöge und als fanatische

Massenprediger.    Unter Herzog Wilhelm V. und seinem Sohn Maximilian I. schießt in Baiern der

Hexenwahn üppig ins Kraut und München sowie Baiern bleiben davon nicht verschont. Hinzu

kommt, dass sich auch in den anderen mitteleuropäischen Staaten das Blatt wendet. 

25. Dezember 1559 – Gianangelo Medici wird zum Papst Pius IV. gewählt

Rom * Carlo Borromeos Onkel. mütterlicherseits, Gianangelo Medici, wird zum Papst Pius IV.

gewählt. Er beruft seinen Neffen, der soeben das Studium der Rechte in Pavia abgeschlossen

hat, zu sich nach Rom, um ihn als päpstlichen Nepoten mit zahlreichen Ämtern und Einkünften zu

versehen.   Nepotismus bezeichnet die Neffengunst, die - nicht nur - im Kirchenstaat seit der Zeit

des Papstes Innocenz VIII. herrschte. Während der Zeit ihres Regiments ließen die päpstlichen

Kirchenoberhäupter ihren Familien Ansehen und Reichtümer zukommen.

1573 – 120 Fässer Einbecker Bier an den Herzogshof nach München geliefert

Einbeck - München * Werden anfangs jährlich vierzig bis fünfzig Fässer Einbecker Bier nach
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München geliefert, so steigert sich der Bedarf des Herzoghofes und erreicht in den Jahren 1573

und 1574 - mit jeweils einhundertzwanzig Fässern - die Höchstgrenze. Danach sinken die

Lieferungen wieder auf dreißig bis fünfzig Fässer pro Jahr ab.    Doch die ständig offensichtlicher

werdende Finanzmisere schreckt die Hofkammer angesichts des sich anbahnenden

Staatsbankrotts auf. Die herzogliche Finanzbehörde stellt daraufhin die Frage, weshalb das Bier

für den baierischen Hof - unter den gegebenen Umständen - noch immer für teures Geld aus

Einbeck im hohen deutschen Norden bezogen wird. Immerhin handelt es sich dabei doch um ein

„Ketzerbier“ aus dem lutherischen Ausland.     Jeder der 600 Hofbediensteten - je nach Rang und

Funktion - hat das Recht auf ein bestimmtes Quantum Bier. Die Herrschaften an den besseren

Tischen können sogar trinken, soviel sie wollen. Und sie genießen das Freibier derart in vollen

Zügen, dass der Herzog immer wieder mit Verboten gegen die „unzimbliche“ und übermäßige

Trunkenheit einschreiten muss.

28. September 1589 – Hexenverfolgungen in der Grafschaft Werdenfels

Freising - Werdenfelser Land * In der zum Fürstbischof von Freising gehörenden Grafschaft

Werdenfels beginnt mit der Verhaftung der 55-jährigen Ursula Klöck sowie Elsbeth Schlamp und

ihre Tochter Appolonia eine große Hexenverfolgung, in deren Verlauf fünfzig Frauen und ein

Mann der Hexerei beschuldigt werden.    Als Landesherr des Freisinger Kirchenstaates steht

ebenfalls ein Bruder des baierischen Herzogs Wilhelm V. an der Spitze: Fürstbischof Ernst von

Freising ist zugleich Kurfürst des Fürstbistums Köln am Rhein. 

5. November 1591 – Die beiden letzten Werdenfelser Hexen werden hingerichtet

Werdenfelser Land * Mit Brigitta Krätzler und Barbara Feurer werden die beiden letzten

Beschuldigten des Werdenfelser Hexenprozesses hingerichtet. Dann endet zunächst die

Hexenverfolgung im Werdenfelser Land. Das liegt einerseits am verstärkt auftretenden

Widerstand aus der Bevölkerung, andererseits an den hohen Kosten.    Alleine der

Nachrichter erhält für jede Besichtigung zwei Gulden, dazu täglich ein Wartegeld von zwei

Gulden und für jede Hinrichtung nochmal acht Gulden. Auch Verpflegung und Unterkunft trägt die

Staatskasse. Insgesamt kostet der Werdenfelser Hexenprozess rund 4.000 Gulden.    Am Ende

dieser Verfolgungs-Periode zählt man 49 auf dem Scheiterhaufen zum Teil lebendig verbrannter

Angeschuldigter, zum Teil werden sie vorher erwürgt oder geköpft. Zwei Frauen sterben während

ihres Gefängnisaufenthalts, eine davon verübt Selbstmord. 
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1. Januar 1595 – Herzog Maximilian I. regiert mit seinem Vater

München * Herzog Wilhelm V. überträgt seinem Sohn Maximilian I. die Mitregierung in Form der

Stellvertretung. Die Landstände hatten den Herzog aufgrund seiner Verschuldung und der

Unordnung in der Hof- und Staatsverwaltung zu diesem Schritt gedrängt. Doch die „Verwirrung im

Finanzwesen“ wird durch die Doppelregierung noch schlimmer. Es wird eine Abdankung auf

Raten. 

19. Juni 1597 – Herzog Wilhelm V. soll - zur Verhütung des Staatsbankrotts - abdanken

München * Eine eingesetzte Kommission verlangt zur Verhütung des Staatsbankrotts die

Abdankung von Herzog Wilhelm V..

15. Oktober 1597 – Das Herzogtum Baiern steht vor dem Staatsbankrott

München * Herzog Wilhelm V. verzichtet zugunsten seines Sohnes Maximilian I. auf die

Regierung des Herzogtums. Der Grund ist hauptsächlich in der Verschuldung Baierns zu suchen.

Das Land steht kurz vor dem Generalanstand, also dem Staatsbankrott.

1602 – Schauspieler haben einen schlechten Leumund

München * In der „Haußpolicey“ findet man zu den Schauspielern folgenden Text: „Nicht die

geringste ursach warumb die Jugent in die unzucht und geilheit gerahtet seind die Comedien

Spektackel und Schawspiel / welche an etlichen orten an den Fürstlichen Höfen oder in den

Heusern der Mechtigen oder in den offentlichen darzu bestimbten Heusern gehalten werden.    

Dann sie [die Schauspieler] seindt gemeinklich eitele / liderliche / verschlagene / arglistige /

unverschambte und gottlose leut / ja was mehr ist / man findt under jhnen Landverwisene /

ehvergessene / Landstürtzer / Zigeiner und arge Ketzer.“    Es ist die Zeit der

Gegenreformation und schon deshalb hat alleine das Schauspiel der Jesuiten Niveau und ist

staatlicherseits legitimiert worden.

1607 – Das Hofbräuhaus darf nur mehr „zur Nothdurft des Hofstaates“ brauen

München-Graggenau * Der Erfolg des Herzoglichen Hofbräuhauses bringt die bürgerlichen
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Brauer derart in Rage, dass sie sich über die staatliche Konkurrenz beschweren. Das

Hofbräuhaus darf ab 1607 nur mehr „zur Nothdurft des Hofstaates“ brauen.

1617 – Herzog Maximilian I. will vom Isartor hin zum Fluss die Stadt erweitern

München * Im Zuge des Ausbaus der Münchner Wallbefestigung plant Herzog Maximilian I., das

Gebiet vom Isartor bis zum Fluss städtebaulich zu erweitern und in die bestehende Stadtmauer

einzubeziehen.    Als offizielle Gründe nennt er die zunehmende Platznot innerhalb der

ummauerten Stadt, die wachsende Bevölkerungszahl sowie den Mangel an bezahlbarem

Wohnraum. Vor allem für den stetig größer werdenden Hofstaat und das Hofgesinde fehle es an

geeigneten Unterkünften.    Der Münchner Rat&nbsp;lehnt eine Stadterweiterung jedoch

entschieden ab. Nach seiner Argumentation seien viele Bürger zu arm, um neue Häuser zu

bauen, und die wohlhabenden Einwohner hätten kein Interesse daran, ihr Vermögen in

Zinshäuser zu investieren, deren Mieteinnahmen nicht einmal die Baukosten decken würden.

Zudem befürchtet der Rat, dass Neubauten vor den Toren den Wert der bestehenden Häuser

innerhalb der Stadt mindern und die Mieten insgesamt sinken könnten.    Am Ende setzt sich der

Rat der Stadt München durch – die geplante Stadterweiterung wird nicht umgesetzt.&nbsp;

23. Mai 1618 – Die Delinquenten werden defenestriert und landen auf dem Misthaufen

Prag * Die Ständevertreter begeben sich in das Schloss auf dem Hradschin, um die kaiserlichen

Beamten zur Rede zu stellen. Es kommt zu einem heftigen Streit, in dessen Folge die

Aufständischen zwei Statthalter Ferdinands samt deren Sekretär aus einem Fenster der Burg

werfen. Doch die katholischen Statthalter überleben, was in der katholischen Propaganda

umgehend zu einer Engels- und Marienerscheinung und damit zu einem Wunder umgedeutet

wird.    Weniger pathetische Stimmen sprechen von einem Misthaufen der den Sturz abgemildert

hat. Doch auch einen Misthaufen hätten - nach einem freien Fall aus 18 Metern Höhe - drei

Ungeübte nicht so leicht überstanden, dass sie hinterher noch in der Lage gewesen wären

wegzulaufen. Die Lösung liegt wahrscheinlich an der unter dem Fenster schräg verlaufenden

Wand. Durch die kleinen Fenster konnten die Delinquenten nicht mit Schwung „defenestriert“

werden und so nach unten rutschen.    Die Ereignisse auf der Prager Burg stilisieren die

katholischen Propagandisten zur Staatsaffäre hoch. Der Prager Fenstersturz ist die Initialzündung

für den Dreißigjährigen Krieg.

31. Juli 1618 – Die böhmischen Stände erklären sich zur Wahlmonarchie
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Prag * Die Böhmische Konföderation, ein Bündnis der nicht-katholischen Stände, wird in Prag

gebildet.       Der König als monarchisches Oberhaupt wird weitgehend entmachtet.   Die

Regierungsgewalt wird in die Hände der Stände gelegt.   In der Konföderationsakte erklären die

böhmischen Stände sich zur „freien, ständisch verfassten Wahlmonarchie“.   Die Stände der

Nebenländer Mähren, Schlesien, Ober- und Niederlausitz werden denen Böhmens gleichgestellt.

Sie dürfen fortan an der Königswahl teilnehmen.   Der Protestantismus wird zur Staatsreligion

erklärt. 

1620 – Reform der altbaierischen Franziskaner-Konvente

München - Rom * Die nächste Reform der altbaierischen Franziskaner-Konvente entspringt den

kirchenpolitischen Vorstellungen des regierenden Herzogs Maximilian I.. Es geht dem die

Gegenreformation tragenden Herrscher um die innere Erneuerung der katholischen Kirche, damit

sich diese erfolgreich gegenüber der lutherischen Reformation behaupten und verloren

gegangenes Terrain zumindestens teilweise zurückgewinnen kann.    Er will Baiern zu einem gut

verwalteten und modernen Zentralstaat ausbauen, der in alle Lebensbereiche seiner Untertanen

eingreifen und diese beaufsichtigen soll. Dazu gehört auch die Übereinstimmung der kirchlichen

und staatlichen Territorialgrenzen.    Ein Hauptziel liegt dabei in der Abtrennung der

altbaierischen Franziskanerkonvente von der Observatenprovinz Straßburg, um so eine

baierische - und damit unabhängige, aber staatstreue - Franziskanerprovinz zu errichten.    Zur

Durchsetzung seiner Ziele besetzt Herzog Maximilian I. - obwohl keine besonderen Missstände

im Münchner und den anderen baierischen Franziskaner-Niederlassungen vorliegen - die

Schlüsselpositionen und sogar halbe Konvente mit italienischen „Riformati“, einer italienischen

Reformgruppe innerhalb des Ordens, neu. Diese Reformaten übernehmen als erstes und

wichtigstes Kloster in Altbaiern den Franziskaner-Konvent bei der Münchner Residenz.

Mai 1620 – Der Karmelitengeneral Dominicus a Jesu Maria geht nach Baiern

Schärding * Der bereits 60-jährige Karmelitengeneral Dominicus a Jesu Maria geht auf päpstliche

Weisung nach Baiern. Noch in Rom hat er den Sieg von Prag vorausgesagt: „Wenn die Schlacht

anfangen wird, werde ich auf einem mutigen Pferd sitzen, durch die Glieder des Kriegsheeres

reiten, die Soldaten anfrischen: Die mich erblickenden Feinde werden aufschreien: Was für ein

Teufel aus der Hölle kommt zu dem katholischen Kriegsheer?“    In Schärding am Inn, wo die

Liga ihre Truppen gesammelt hat, trifft der Karmeliter-Pater Dominicus a Jesu Maria erstmals auf

Herzog Maximilian I. und dessen Ehefrau Elisabeth Renata von Lothringen.    Gemeinsam

begeben sich die zur Strafaktion versammelten Regimenter und Maximilians Hofstaat nach
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Böhmen. Der Karmeliter-Pater reist in einer Sänfte.    In einem von den böhmischen

Aufständischen zerstörten Dorf findet der Ordensmann ein kleines Bild, das die Geburt Jesu

darstellt. Calvinistische Bilderstürmer haben Maria und Josef die Augen ausgekratzt. Sofort hängt

sich der Karmelit dieses Gnadenbild um den Hals.

29. Oktober 1623 – Einweihung der Carl-Borromäus-Kirche

Au *  Der Freisinger Bischof Veit Adam von Gepeckh weiht die Kirche zu Ehren des heiligen

Carolus Borromäus in Gegenwart der Herzöge Wilhelm V. und Maximilian I., des gesamten

Hofstaats sowie dem hohen Klerus von München ein.   Herzog Wilhelm V. hat die Kleriker

eingeladen, „unbeschwert allher nach München“ zu reisen. Und die geladenen Herrschaften

kommen mit großer Pracht und mit großem Gefolge in die Au. 

3. Juli 1630 – Ein für den Kaiser wenig erfolgreicher Regensburger Kurfürstentag

Regensburg * Kaiser Ferdinand II. eröffnet den Regensburger Kurfürstentag. Er wird bis

November dauern. Auf dem Kurfürstentag will Kaiser Ferdinand II.       die Wahl seines Sohnes

Ferdinand III. zum deutsch-römischen König sichern und   Unterstützung gegen die

niederländischen Generalstaaten einfordern.      Doch die Kurfürsten verweigern die Zustimmung

zur Wahl Ferdinands III. und fordern stattdessen       eine Verringerung der kaiserlichen Armee

und   eine Milderung der Kriegskosten.   Der kaiserliche Oberbefehlshaber Albrecht von

Wallenstein wird seines Postens enthoben.   Der 71-jährige Johann Tserclaes Graf von Tilly

erhält dafür zusätzlich zu seinem Kommando der katholischen Liga nun auch noch den

Oberbefehl über das kaiserliche Heer.   Der Kaiser einer Überprüfung des Restitutionsedikts

zustimmen. 

18. Juni 1652 – Vor Wasserburg am Inn treffen sich die Brautleute erstmals offiziell

Wasserburg am Inn * Vor Wasserburg am Inn findet die offizielle Begegnung des baierischen

Hofstaats mit dem Brautzug der savoyischen Prinzessin Henriette Adelaide zusammen. Die

hohen Herrschaften begeben sich anschließend ins Wasserburger Schloss zum Abendessen. 

5. Juni 1659 – Ein Kuraufenthalt in Heilbrunn soll der Kinderlosigkeit Einhalt gebieten
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Heilbrunn * In Heilbrunn trifft das Kurfürstenpaar Ferdinand Maria und Henriette Adelaide,

begleitet von einem Hofstaat von über 150 Personen ein. Die Ehe des gleichaltrigen, 22-jährigen

Paares ist auch im achten Jahr kinderlos geblieben. Das beunruhigt den Adel und wird als

Zeichen der Schwäche ausgelegt.      Ein Kuraufenthalt in Heilbrunn soll der Kinderlosigkeit

Einhalt gebieten. Fünf Wochen, bis 10. Juli, dauert die Kur an. Danach kehrt die Kurfürstin

gestärkt und bei guter Gesundheit wieder nach München zurück. 

20. Januar 1663 – Beginn des Immerwährenden Reichstags in Regensburg

Regensburg * Der Reichstag trifft im Regensburger Rathaus zusammen, um über die durch die

Türken heraufbeschworene Gefahr an der Ostgrenze des Reiches zu beraten. Kaiser Leopold I.

benötigt Geld für die bevorstehende Verteidigung des Landes.    Daneben geht es um den schon

länger schwelenden Streit um die Ausarbeitung einer Wahlkapitulation und die Königswahl. Bei

den Auseinandersetzungen um die Wahlkapitulation geht es um das Recht, Gesetze zu erlassen

und um deren Inhalte. Außerdem soll sich der Reichstag mit den liegengebliebenen Problemen

des Dreißigjährigen Krieges befassen.    Der Reichstag wird sich bis Februar 1803 nicht mehr

auflösen und geht als Immerwährender Reichstag in die Geschichte ein. Regensburg wird damit

zum Sitz von etwa 70 Komitialgesandtschaften ausländischer Staaten. Dies auch deshalb, weil

seit der Umwandlung des Reichstags in den Immerwährenden Reichstag die Landesfürsten kaum

noch selbst teilnehmen, sondern sich durch Gesandte vertreten lassen. 

Februar 1664 – Der „Bucintoro“ - Vorbild aus Venedig

Starnberg * Kistler fertigen die Wand- und Deckenverkleidungen sowie die Parkettböden des

„Bucintoro“. Anschließend werden die Räume vertäfelt, bemalt, gefasst und vergoldet.   Die

Baukosten belaufen sich schließlich auf insgesamt 20.040 Gulden. Selbst die 268.000

verwendeten Nägel machen dabei nur einen vergleichsweise geringen Anteil aus. Den größten

Kostenpunkt bilden die Arbeiten der Vergolder und Maler, für die rund 4.600 Gulden aufgewendet

werden.   Francesco Santurini orientiert sich beim Bau des Schiffes an der prunkvollen

Staatsgaleere des Dogen von Venedig. Mit diesem Schiff fährt der Doge jedes Jahr an Christi

Himmelfahrt hinaus auf die Adria, um in einem feierlichen Zeremoniell die symbolische

Vermählung Venedigs mit dem Meer zu vollziehen. Dabei wirft er einen goldenen Ring ins

Wasser.   Die wegen ihres reichen Goldschmucks als „Bucintoro“ bekannte venezianische

Staatsgaleere dient als Vorbild für den kurfürstlichen „Bucintoro“. Mit einer Länge von mehr als 30

Metern und drei übereinanderliegenden Decks soll das baierische Prunkschiff jedoch noch größer

und prächtiger gewesen sein als sein venezianisches Vorbild.   An den großen Rudern sitzen
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jeweils zwei Mann; insgesamt sorgen 68 Ruderer für den Vortrieb. Weitere 32 Ruderer bedienen

die kleineren Ruder, sodass die Besatzung insgesamt rund 100 Ruderer umfasst. Hinzu kommen

acht Matrosen, die für den Anker zuständig sind, sowie zwei weitere Männer, die das

eindringende Wasser auspumpen. Die Mannschaft ist auf dem unteren Deck untergebracht.   Im

hinteren Teil des Schiffes befinden sich zwölf Kanonen. Sie dienen nicht nur der Repräsentation,

sondern verleihen dem schwimmenden Palast zugleich das notwendige Gewicht und die

erforderliche Stabilität. In der Nähe der Pulverkammer wird eine Statue der heiligen Barbara

aufgestellt, die als Schutzpatronin vor Unglück und Gefahr gilt.   Den Bug schmückt eine

vergoldete Figur des Meeresgottes Neptun. Anstelle des traditionellen Dreizacks hält sie die

bayerische Fahne in den Händen. Auf dem obersten Deck spielen die Musikanten, während sich

auf dem mittleren Deck der prunkvolle Festsaal mit einem Springbrunnen sowie zwei Kabinette

befindet, die dem kurfürstlichen Paar vorbehalten sind.   Da der „Bucintoro“ auf dem Starnberger

See und nicht in den Lagunen Venedigs eingesetzt wird, darf sein Tiefgang lediglich drei Fuß

betragen. Das Schiff besitzt daher keinen Kiel, sondern einen flachen Boden. Diese Bauweise

führt mehrfach zu gefährlichen Situationen. Dennoch kann das Prunkschiff bis zu 500 Personen

aufnehmen.

Februar 1664 – Der Bucentaur kostet 20.040 Gulden

Starnberger See * Die Kistler können die Verkleidung der Wände und Decken sowie die

Parkettböden des Bucentaur fertigen. Danach wird vertäfelt, gemalt, gefasst und vergoldet. Das

Schiff kostet am Ende insgesamt 20.040 Gulden, wovon die Kosten für die 268.000 Nägel noch

den geringsten Anteil ausmachen. Der größte Posten an der Gesamtrechnung ist - mit 4.600

Gulden - der Aufwand für die Vergolder und Maler.      Francesco Santurini baut für Kurfürst

Ferdinand Maria jene Staatsgaleere des venezianischen Dogen nach, mit der dieser jedes Jahr

am Himmelfahrtstag auf das Meer hinaus fährt, um symbolisch die Vermählung Venedigs mit der

Adria zu vollziehen und dabei - mit feierlichem Zeremoniell - einen goldenen Ring ins Wasser

wirft. Die Galeere des Dogen nennt man wegen ihrer Goldpracht „Buzo d’oro“ oder „Bucintoro“.

Das venezianische Staatsschiff wird zum Vorbild der Bucentaur, der aber, mit über dreißig Meter

Länge und drei übereinander liegenden Decks ein Stück größer und prächtiger ist. 

19. März 1664 – Kurfürst Ferdinand Maria erklärt den Josephstag zum Feiertag

München-Kreuzviertel * Kurfürst Ferdinand Maria erklärt den „Josephstag“ zum Feiertag. Nach

der Heiligenlegende arbeitet Joseph als Zimmermann und verlobt sich als achtzigjähriger Witwer

mit der zwölfjährigen Maria.    Die Anfang des 17. Jahrhunderts entwickelte Wirtschaftsideologie
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des Merkantilismus besagt, dass die Anzahl der Bevölkerung die Wirtschaftskraft eines Staates

bestimmt. Um den Geburtenzuwachs zu erhöhen, müssen die Herrscher das eheliche Leben

fördern. Als Vorbild des „Hausvaters“ dient ihnen dafür der heilige Joseph. Demzufolge wird aus

dem achtzigjährigen Greis ein Mann mittleren Alters mit christusähnlichen Gesichtszügen. Joseph

wird aber nicht nur zum Patron der Ehepaare und Familien, sondern auch der der Arbeiter und

Handwerker.

1668 – Die Privilegien der Churbaierischen Seidencompagnie

München * Dr. Johann Joachim Becher ist zwischenzeitlich zum kurbaierischen Leibmedicus und

kurfürstlichen Rat erhoben worden, hat sich aber nach einem zweijährigen Aufenthalt in Baiern -

wegen der erfahrenen Schmähungen - verärgert nach Wien zurückgezogen, wo er sich der

dortigen Seidenmanufaktur widmet. Das Wiener Unternehmen entwickelt sich bald zur großen

baierischen Konkurrenz.     Zu Bechers Nachfolger als Direktor der Churbaierischen

Seidencomapgnie wird der kurfürstliche Revisionsrath Dr. Jobst ernannt.  Die Churbaierische

Seidencompagnie ist  - wie alle merkantilistischen Unternehmen - mit besonderen Freiheiten und

Privilegien ausgestattet worden. Alleine die Gesellschaft ist befugt, die roh eingeführte oder im

Land erzeugte Seide verarbeiten zu lassen. Nur sie darf die Seide in grosso verkaufen.    Das

heißt, dass alle baierischen Kaufleute ihren Bedarf an Seide bei der Churfürstlichen

Seidencompagnie decken müssen. Wer gegen diese Vorgaben verstößt und fremde

Seidenwaren einführt, muss die Confiscation der Ware hinnehmen und dem Staat eine Strafe von

1.000 Reichstalern bezahlen. 

20. Januar 1669 – Lucca van Uffele wirbt in Venedig Seidenarbeiter an

München - Venedig * Lucca van Uffele reist nach Venedig, um dort Arbeitskräfte anzuwerben. Es

kommt zu einem heftigen Konflikt mit dem italienischen Staat wegen „beabsichtigter Ausbeutung

italienischer Fabrikgeheimnisse“, sodass Kurfürst Ferdinand Maria höchstpersönlich den Streit

schlichten muss. Erst danach kann van Uffele mit einem Meister und zwei Arbeitern nach

München zurückkehren.    Später kann er noch Seidenarbeiter aus Venedig zur Übersiedlung

nach München überreden. Nun ist auch die Herstellung von venezianischen Gold- und

Silberbrokaten möglich. 

1679 – Fürstbischof Albrecht Sigismund lässt das Berg am Laimer Schloss umbauen
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Berg am Laim * Der Freisinger Fürstbischof Albrecht Sigismund lässt gleich nach dem Erwerb der

Hofmark Berg am Laim das bereits stark verfallene Lerchenfeld-Schlössl zu einem

repräsentativen Schloss umbauen. Das Gebäude wird um ein zusätzliches Stockwerk erweitert

und mit einem Walmdach versehen. An den vier Ecken entstehen Türme mit charakteristischen

Zwiebelhauben, wodurch das Schloss weiterhin der traditionellen Bauweise verpflichtet bleibt.

Trotz seiner vergleichsweise schlichten Form als Kastenschloss erfüllt es mit seiner Ausstattung

höchste repräsentative Ansprüche.   Das Hofmarkschloss in Berg am Laim liegt mit seiner

Längsseite an der heutigen Echardinger Straße und mit der Schmalseite an der

Josephsburgstraße. Wie noch heute ist das Schlossgelände von einer Mauer umgeben. Südlich

des Schlosses befindet sich ein großer pavillonartiger Turm mit Zwiebelhaube, der vermutlich in

Holzbauweise errichtet wurde. Östlich schließt ein Wirtschaftsgebäude an, dessen Turm eine

Schlaguhr mit zwei Glocken für Viertel- und volle Stunden trägt. Die enge Verbindung von

Schloss und Wirtschaftsgebäuden verweist auf die große Bedeutung der Landwirtschaft für die

Hofmark.  Bei seinen Aufenthalten in Berg am Laim wird der Fürstbischof von seinem Hofstaat

begleitet. Daher stehen im Schloss auch Unterkünfte für die Jesuitenpatres als Beichtväter

Albrecht Sigismunds sowie für Hofkavaliere und Kammerdiener bereit.  Das Schloss Berg am

Laim dient nicht nur als Jagd- und Sommerresidenz, sondern zugleich als Verwaltungszentrum

der Hofmark. Als einziger der Freisinger Bischöfe bewohnt Albrecht Sigismund den Sitz zeitweise

selbst.

1. Februar 1681 – Geplante Altötting-Wallfahrt mit kleinem Hofstaat

Wien - München * In einem Brief teilt Kaiser Leopold I. dem baierischen Kurfürsten mit, dass er

„mit kleinem Hofstaat“ die Wallfahrt nach Altötting unternehmen wird und bringt seine Hoffnung

zum Ausdruck, den Kurfürsten am Ziel treffen zu können&nbsp;    „Kleiner Hofstaat“ bedeutete

455 Personen, 297 Pferde, 16 Kutschen und 16 Maultiere. Im kaiserlichen Gefolge befinden sich

unter anderem 15 Köche und zusätzlich zwei extra für die Kaiserin, dazu ein Küchentürhüter und

der Kammerzwerg, der Hofnarr.&nbsp;Im Hofstaat der Kaiserin ist neben den Hofdamen,

Garderobenda­men, Kammerzofen und sonstigem, meist weiblichen Personal, auch ein

„Extraweib“ aufgeführt. Ihre Funktion ist ungeklärt.&nbsp;

1682 – Der Staat kauft einen großen Platz von Wageck für einen Fabrikbau

Au * Nach dem Tod der aktiven Freiin von Cammerloher geht das Geschäft stark zurück, mit der

Mühle ging’s abwärts. Zum Glück kauft der Staat im Jahr 1682 einen großen Platz von

Wageck für den Fabrikbau des „Wollwerck-Hauß“ an.
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7. Juli 1683 – Die Kaiserfamilie verlässt Wien fluchtartig

Wien - Krems - Melk - Linz - Passau * Kaiser Leopold verlässt fluchtartig - gemeinsam mit seiner

Gemahlin Eleonore von Pfalz-Neuburg - seine Residenzstadt. 69 Kaleschen [= vierrädrige leichte

Kutschen] und 32 schwere Wagen für den Kaiser und 33 Kaleschen, 22 schwere Wagen und 203

leichte Wagen für die Prinzessinnen und Prinzen verlassen samt dem Hofstaat die vor der

Belagerung stehende Stadt.    Die Flucht führte zunächst nach Krems und von dort über Melk und

Linz per Schiff nach Passau. 

15. Juli 1685 – Max Emanuel heiratet die Kaisertochter Maria Antonia

Wien * Auf Druck ihres Vaters aus Gründen der Staatsräson und nicht wegen der Liebe, muss

Maria Antonia, die Tochter des habsburgischen Kaisers Leopold I., den baierischen Kurfürsten

Max Emanuel ehelichen. Die Ehe dient dem ausschließlichem Zweck, für - möglichst männlichen

- Nachwuchs zu sorgen. 

19. Juni 1690 – Bischof Joseph Clemens übernimmt Kirche und Residenz

Freising * Fürstbischof und Kurfürst Joseph Clemens ergreift in einer fünfteiligen Zeremonie

Besitz von seiner Bischofskirche und der bischöflichen Residenz.   Ist der am Tag zuvor

vollzogene Einzug nach Freising eine Darstellung des Freisinger Hofstaates und des Militärs, so

gestaltet sich die Übernahme des Freisinger Dombezirks als eine Prozession des Hofstaates und

der Geistlichkeit.   Fürstbischof Joseph Clemens bleibt in Freising „eigentlich nur wegen seines

prächtigen Einzugs in die Bischofsstadt in Erinnerung“. So zumindest lautet die kurze

Beschreibung des hohen Kirchenmannes im Katalog zur Ausstellung „1250 Jahre Freising -

Geistliche Stadt“. 

19. Juni 1690 – Bischof Joseph Clemens ergreift Besitz von Freising

Freising * In einer fünfteiligen Zeremonie ergreift Bischof Joseph Clemens Besitz von seiner

Bischofskirche und der Bischöflichen Residenz. War der am Tag zuvor vollzogene Einzug nach

Freising eine Darstellung des Freisinger Hofstaates und des Militärs, so gestaltet sich die

Übernahme des Freisinger Dombezirks als eine Prozession des Hofstaates und der Geistlichkeit. 

  Den Abschluss der Feierlichkeiten bildet ein großes Freyschiessen, an dem sich

zweihundertsechzig Schützen und Schützenkompanien in vier Durchgängen beteiligen. Acht
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Tage dauert das Schützenfest. Bei den Umzügen stehen römische Gottheiten und die vier

Elemente im Mittelpunkt. Fürstbischof Joseph Clemens tritt darin in der Rolle des „Capo der

Sonnenquadrille“ auf.

Mai 1701 – Kurfürstin Therese Kunigunde kehrt nach München zurück

München * Die Kurfürstin Therese Kunigunde und der Hofstaat kehren ebenfalls nach München

zurück.

20. Januar 1745 – Kaiser Carl VII. Albrecht stirbt in München

München * Kaiser Carl VII. Albrecht [= Kurfürst Carl Albrecht] stirbt in München. Er wird in der

Fürstengruft der Theatinerkirche beigesetzt. Der Kaiser hinterlässt seinem 17-jährigen, politisch

vollkommen unerfahrenen Sohn, Max III. Joseph, den Krieg gegen Österreich und durch seine

unglückliche Großmachtpolitik total zerrüttete Staatsverhältnisse. 

26. April 1747 – Aron Elias Seligmann wird in Leimen geboren

Leimen * Aron Elias Seligmann, der spätere jüdische Hoffaktor und Finanzier des Bayerischen

Staates, wird in Leimen geboren. 

26. März 1753 – Benjamin Thompson, der spätere Graf Rumford, wird geboren

Woburn * Benjamin Thompson, der spätere Graf Rumford, wird in Woburn, einer kleinen Stadt im

Staate Messachusetts im Nordosten der USA, in der Nähe von Boston, als Sohn eines Farmers

geboren.

14. Juli 1754 – Janus de Garnerin Freiherr von Montgelas heiratet Maria Ursula von Trauner

München * Janus de Garnerin Freiherr von Montgelas vermählt sich mit Maria Ursula Gräfin von

Trauner. Ihr gemeinsamer Sohn ist der spätere Staatsminister Joseph Maximilian von Montgelas. 

1762 – Rousseau: „Der Mensch ist frei geboren, und überall liegt er in Ketten“
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Genf * In seiner Publikation „Vom Gesellschaftsvertrag oder Prinzipien des Staatsrechte“ schreibt

Jean-Jaques Rousseau: „Der Mensch ist frei geboren, und überall liegt er in Ketten“.

1770 – Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas studiert in Straßburg

Straßburg * Bis 1776 studiert Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas in Straßburg

Jurisprudenz und hört Öffentliches Recht bei Christoph Wilhelm von Koch.     Dieser lehrt, dass

„die Ordnung mit modernen Methoden erhalten, aber im Geist des Rationalismus gestaltet

werden muss. Dies sollt durch einen ‚aufgeklärten Absolutismus‘ geschehen, der von oben für

alle den Fortschritt und für jeden das Glück zu verordnen habe“.       Die Ansicht, dass dem Staat

die Hoheit über die Kirche zusteht, gefällt dem jungen Montgelas ganz besonders. 

1773 – Wozu denn soll der Bauer Lesen und Schreiben lernen?

München * Die staatlich angestrebte Schulreform stößt auf harten Widerstand. Der

Erzpriester Martin Joseph Jacabin meint: „Wozu denn sollte der Bauer Lesen und Schreiben

lernen! [...]     Der Allmächtige Gott hat auch dem des Lesens und Schreibens unkundigen

Landvolk genügsame Kräfte gegeben, dasjenige begreifen zu können, was zu seiner zeitlichen

und ewigen Wohlfahrt erforderlich ist. [...] So lang man, sozusagen, ein einziges Buch gehabt,

war fast alles fromm und heilig.“

1. Mai 1776 – Johann Adam Weishaupt gründet den Geheimbund der Illuminaten

Ingolstadt * Der Ingolstädter Professor für Kirchenrecht und praktische Philosophie, Johann Adam

Weishaupt, gründet den Geheimbund der Illuminaten, dem ein Großteil der baierischen

Beamtenschaft, zahlreiche Mitglieder der Landstände und Geistliche angehören und dessen Ziel

die Errichtung eines fürsten- und religionslosen Weltstaates ist.&nbsp;    Die Vereinigung hat von

den Freimaurern&nbsp;wesentliche aufklärerische Grundpositionen, Organisationsformen und

Rituale übernommen. Weishaupts Motive bewegen sich durchaus in die Richtung eines

gesellschaftspolitischen Umsturzes.    Auch Maximilian Joseph von Montgelas gehört den

Illuminaten&nbsp;unter dem Ordensnamen „Musäus“ an. Obwohl der Freiherr zum „Illuminatus

maior“ aufsteigt, spielt er innerhalb des Geheimbundes&nbsp;nie eine größere Rolle.&nbsp;
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4. Juli 1776 – Die europäische Aufklärung will den Menschen befreien

München * Freiherr Maximilian von Montgelas erfährt seine politische Prägung in der Zeit der

Aufklärung, die der Philosoph Immanuel Kant als den Ausgang des Menschen aus seiner

Unmündigkeit beschreibt.    Die europäische Aufklärung will den Menschen emanzipieren und ihn

von den geistigen und gesellschaftlichen, den kirchlichen und staatlichen Zwängen befreien. Ihre

Philosophen und Publizisten sprechen dem Menschen eine gottgegebene Würde und natürliche

Rechte zu: So auch das Recht, kraft seiner Vernunft und Dank seiner Erfahrung sein Leben zu

gestalten.     Außerdem soll der freie Mensch sich mit seinesgleichen zusammentun und die alten

Gewalten - Monarchie und Aristokratie - in die Schranken weisen, wenn nicht sogar

beseitigen. Die befreiten Menschen sollen eine neue Gesellschaft bilden und einen neuen

Staat gründen, welcher die Selbstverwirklichung jedes Einzelnen ermöglicht und somit dem

Fortschritt Aller dient.    In Amerika werden diese Gedanken in Taten umgesetzt, als sich am 4.

Juli 1776 die dreizehn englischen Kolonien zu „freien und unabhängigen Staaten“ erklären. Die

Grundlage bildete die Erkenntnis, dass alle Menschen gleich geschaffen, sowie von ihrem

Schöpfer mit unveräußerlichen Rechten ausgestattet worden sind. Dazu gehört Leben,

Freiheit und das Streben nach Glück. Freie und gleiche Menschen wählen sich eine Regierung,

die, wenn sie nicht mehr ihre Zustimmung hat, durch eine andere ersetzt werden muss. 

September 1776 – Maximilian Joseph von Montgelas studiert an der Universität Ingolstadt

Straßburg - Ingolstadt * Im Anschluss an sein Straßburger Studium geht Freiherr Maximilian

Joseph von Montgelas für ein Jahr an die Universität Ingolstadt, wo er sich noch in das baierische

Staats-, Zivil- und Strafrecht einarbeitet. Sein Examen legte er mit außerordentlichem Lob ab. 

18. August 1777 – Maximilian Joseph von Montgelas erhält einen Staats-Job

München * Im Alter von nur 18 Jahren hat Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas seine

Ausbildung beendet und wird von seinem Taufpaten Max III. Joseph zum - unbesoldeten -

„Wirklichen Hofrat auf der Ritterbank“ ernannt. 

30. Dezember 1777 – Die Hofmark Berg am Laim fällt an den baierischen Staat

Berg am Laim * Mit dem Ableben des kinderlosen baierischen Kurfürsten Max III. Joseph fällt die

Hofmark Berg am Laim an den baierischen Staat.
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1778 – Benjamin Thompson wird Unterstaatssekretär für die amerikanischen Kolonien

London * Benjamin Thompson erhält in London das Amt eines Unterstaatssekretärs für die

amerikanischen Kolonien.

28. August 1778 – Franz Carl von Hompesch wird Hofmarkherr

Berg am Laim * Die Hofmark Berg am Laim geht in das Eigentum von Franz Carl von Hompesch

über. Hompesch ist im Gefolge des pfälzischen Kurfürsten Carl Theodor nach München

gekommen und war zuvor Kanzler in Düsseldorf, der Hauptstadt der jetzt nach Baiern

gehördenden Herzogtümer Cleve und Berg. In München wird er wegen seiner Verdienste zum

Staats- und Konferenzminister der Finanzen ernannt. 

September 1780 – Thompson wird Unterstaatssekretär für die britischen Kolonien

London * Benjamin Thompson wird zum Unterstaatssekretär für die britischen Kolonien ernannt.

1781 – Thompson legt seinen Posten als Unterstaatssekretär nieder

London * Benjamin Thompson legt seinen Posten als Unterstaatssekretär für die britischen

Kolonien überraschend nieder.

30. November 1782 – Großbritannien und die USA unterzeichnen einen Friedensvertrag

Großbritannien - USA * Großbritannien und die Vereinigten Staaten von Amerika unterzeichnen

einen Friedensvertrag, der allerdings erst am 3. September 1783 rechtskräftig wird.

3. September 1783 – Amerikanischer Befreiungskrieg nach acht Jahren beendet

USA * Nachdem sich England mit Frankreich, Spanien und Holland geeinigt haben, wird der

amerikanische Befreiungskrieg nach acht Jahren beendet und die Vereinigten Staaten von

Amerika völkerrechtlich anerkannt.
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1784 – King George III. entlässt Sir Benjamin Thompsons in baierische Dienste

London - München * Der englische König George III. erteilt Sir Benjamin Thompsons Bitte zum

Eintritt in baierische Dienste, eine Zusage. Damit kann er Leibadjutant von Kurfürst Carl Theodor

und Mentor dessen außerehelichen Sohnes Graf Bretzenheim werden.     England verfolgt die

Tauschpläne des baierischen Herrschers mit Argwohn. Dieser will mit Baiern einen Teil seines

Kurfürstentums gegen die Österreichischen Niederlande eintauschen, um Herrscher des neuen

Königreichs Burgund zu werden.    Das Vorhaben hätte aus der zerstückelten Pfalz einen

ansehnlichen Staat gemacht. Während die Pläne in Österreich befürwortet werden, formiert sich

in Baiern massiver Widerstand.

1785 – Erneut aufkommende Ländertauschpläne werden beendet

München - Wien - Berlin * Erneute Ländertauschpläne zwischen Österreich und Kurfürst Carl

Theodor werden auf Initiative Preußens und dem Fürstenbund durch die Garantie der

Eigenstaatlichkeit und Unversehrtheit Baierns beendet.

1788 – Piaggino will ein Arbeitshaus für beschäftigungslose Menschen errichten

München - Au * Auf Initiative des Hofkammerrats Joseph Maria Friedrich Piaggino soll in

München ein Arbeitshaus für beschäftigungslose arme Menschen errichtet werden. Doch

staatliche und städtische Stellen wollen kein Geld für dieses Projekt bereitstellen.     Stattdessen

wird Piaggiono aufgefordert, selbst einen Vorschuss in Höhe von 8.000 Gulden zu leisten.  Als

Gegenleistung soll er die uneingeschränkte Verfügungsgewalt über alle Gewinne der Anstalt

haben - und natürlich auch für alle Verluste haften.

März 1790 – Benjamin Thompson wird Geheimer Staatsrat

München * Kurfürst Carl Theodor macht Sir Benjamin Thompson zum Geheimen Staatsrat.

11. August 1790 – Der Friedhof an der Salatorkirche wird eine bequeme Zu- und Abfahrt

München-Kreuzviertel * Der vom Baierischen Staat aufgekaufte Friedhof an der Salatorkirche soll

als bequemere Zu- und Abfahrt zum Nationaltheater im alten Opernhaus hergerichtet werden. 
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18. März 1791 – Maßnahmen zur Niederlegung der Stadtmauer werden eingeleitet

München * Kurfürst Carl Theodor leitet den Wandel Münchens von der befestigten barocken

Residenzstadt zu einer offenen und modernen Hauptstadt ein.&nbsp;Er beauftragt&nbsp;dazu Sir

Benjamin Thompson „das Neuhauser Thor so herzustellen, daß die bißherigen Umwege und

engen Durchgänge gänzlich vermieden, und der Thorweeg in gerader Linie mit der

Neuhausserstrasse über den Wall und bis auf den Punkt, wo sich die Augsburger und

Landsberger Strassen trennen, geführt werde“.&nbsp;    Damit wird die erste, von staatlichen

Behörden geplante und vom Kurfürsten sanktionierte Maßnahme zur Niederlegung eines

bedeutenden Teilstückes der barocken Festungswerke eingeleitet.&nbsp;Es hat eine für die

Stadtentwicklung Münchens herausragende Bedeutung, deren zukunftsweisenden Aspekte man

damals in ihrer Gesamtheit noch gar nicht erkennen kann.    Zur Realisierung dieses Vorhabens

muss die Neuhauser-Bastion&nbsp;eingeebnet, der Festungsgraben&nbsp;verfüllt und eine

Fahrstraße mit Fußwegen auf beiden Seiten über das planierte Gelände hergestellt

werden.&nbsp;Damit entsteht unmittelbar vor dem Stadttor ein großer Platz.&nbsp;   

Thompson&nbsp;lässt darüber hinaus auch einen ausgedehnten Sektor der Fortifikationen im

Westen der Altstadt mit Wall und Graben niederlegen, sodass das eingeebnete Festungsgelände

vom heutigen Lenbachplatz bis zur Herzogspitalstraße reicht.&nbsp;Damit wird eine breite Lücke

in das System der Münchner Fortifikation&nbsp;geschlagen und so die Festungseigenschaft der

Stadt aufgehoben.

1795 – Ein neues Seidenhaus im Hofgarten

München-Graggenau * Kurfürst Carl Theodor lässt ein neues Seidenhaus am unteren Eingang

des Hofgartens erbauen. An dieser Stelle befand sich zuvor eine kostspielige

Feigen-Baumpflanzung. Aus dem Gebäude wird später die Seidenhaus-Kaserne. Heute befindet

sich an seiner Stelle die Bayerische Staatskanzlei. 

1. April 1795 – Herzog Carl II. August von Pfalz-Zweibrücken stirbt

Mannheim * Herzog Carl II. August von Pfalz-Zweibrücken erliegt - vollkommen unerwartet - in

Mannheim einem Schlaganfall.&nbsp;Er hinterlässt seinem Bruder Max Joseph, dem späteren

ersten bayerischen König,       ein von den Franzosen besetztes Land sowie   einen

Schuldenberg von neun Millionen Gulden.   Dazu einen der fähigsten Staatsmänner, den

Freiherrn Maximilian Joseph von Montgelas.&nbsp;
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4. Juli 1795 – Kurfürstin Maria Leopoldine zieht in das umgebaute Schloss Nymphenburg

Schloss Nymphenburg * Die Kurfürstin-Witwe Maria Leopoldine zieht mit ihrem Hofstaat in das

umgebaute Schloss Nymphenburg. 

13. August 1796 – Graf Rumford wieder in München

München * Graf Rumford trifft wieder in München ein. Inzwischen hat Kurfürst Carl Theodor eine

Kriegsdeputation unter dem Vizekanzler Franz von Pettenkofer und ein Landesdirektorium unter

der Leitung des Freiherrn von Hertling eingerichtet. Damit können für die Kriegsdauer bei

Abwesenheit des Herrschers die Staatsgeschäfte wahrgenommen werden.

30. September 1796 – Freiherr von Montgelas erarbeitet das umfangreiche Ansbacher Mémoire

Ansbach * Freiherr Maximilian Joseph von Montgelas legt Herzog Max Joseph von

Pfalz-Zweibrücken das „grundlegende Reformprogramm für die künftige Regierung des

Kurfürstentums Baiern“ vor. Es trägt entscheidend zur Vertiefung des Vertrauensverhältnisses

zwischen dem Herzog und dem Freiherrn bei.    Das Ansbacher Mémoire ist ein Konzept zur

Anpassung der baierischen Verfassungs- und Verwaltungsverhältnisse an die Gegebenheiten der

neuen Zeit. Auf sieben eigenhändig geschriebenen Doppelblättern beschreibt Montgelas die

herrschenden Verhältnisse in Baiern und schlägt gleichzeitig Maßnahmen vor, die - nach seiner

Meinung - für eine effektive und nach den Gesichtspunkten der Aufklärung gebildete

Staatsverwaltung notwendig sind. Im Kern der Reformen fordert der Freiherr         eine klar

gegliederte Ministerialorganisation mit abgegrenzten Zuständigkeiten,   eine neue

Verwaltungsgliederung mit einheitlichen Instanzenwegen in Gesamtbaiern;   eine gut

ausgebildete, unbestechliche, ausreichend bezahlte und sozial abgesicherte Beamtenschaft;   die

steuerliche Gleichbehandlung aller Menschen;   die Unabhängigkeit der Richter,   die Trennung

von Justiz und Verwaltung,   die Überantwortung aller judikativen Bereiche in staatliche

Oberaufsicht,   die Reform des Straf- und Zivilrechts;   die Möglichkeit für die Bauern, adeliges

Obereigentum an Grund und Boden abzulösen;   die Beschränkung der Kirche auf den religiösen

Bereich,   die Aufhebung der Bettelorden und die bessere Nutzbarmachung der Klöster;   die

religiöse Toleranz;   die Aufhebung der Zensur;   die Verbesserung der Universitäten und

Schulen.    In einer übergeordneten Instanz soll die Zusammenarbeit der Ministerien gefördert

werden und eine Koordination der Einzelmaßnahmen erfolgen.       Am Ende steht ein

geschlossenes Staatsgebiet, in dessen Ministerien sich alle staatliche Macht vereint.    Darüber

hinaus will Montgelas ein baierisches, patriotisches Empfinden wecken, um die örtlichen
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Gebundenheiten des Einzelnen abzulösen und statt dessen eine Identifikation mit dem

Kurfürstentum, später Königreich, herbeiführen.    Die Forderung nach einer Volksvertretung -

nicht nur einer Ständeversammlung - wiederholt Montgelas im Ansbacher Mémoire nicht

mehr. Wohl aber die Gleichheit aller vor dem Gesetz und die Abschaffung der Steuerprivilegien

des Adels. Seine Adelspolitik nimmt später weitaus konservativere Züge an, vor allem nachdem

er im Jahr 1803 selbst Grundbesitz erworben hat.

1798 – Die Paulaner-Mönche möchten die Auflösung ihres Klosters

Rom - München - Au * Papst Pius VI. gestattet Kurfürst Carl Theodor von den baierischen

Klöstern fünfzehn Millionen Gulden einzuziehen, um die Ausgaben, die durch die Koalitionskriege

für den baierischen Staat angefallen sind, decken zu können. Die Paulaner ersuchen daraufhin

die kurfürstliche Regierung, ihr Kloster aufzulösen.   Übrigens: Die Summe wird später auf fünf

Millionen reduziert. Bezahlt haben die baierischen Klöster aber keinen Heller. 

Oktober 1798 – Errichtung einer süddeutschen Republik mithilfe französischer Bajonette

München * Eine auf 29 Seiten gedruckte anonyme Schrift taucht auf. Ihr Titel: „Über

Süddeutschland. Von einem süddeutschen Bürger im Oktober 1798 dem französischen

Gouvernement zur Beherzigung vorgelegt“.      Der Verfasser versichert darin: „es Bedarf nur der

französischen Bajonette, und in der Zeit von vier Wochen sind sie ins Herz von Baiern

vorgedrungen und in München als dem Hauptplatz und wo alles am meisten reif und bereitsteht.

Dann entwickelt sich alles von selbst“. Frankreich soll Pate sein für ein neues staatliches System

in Baiern. 

16. November 1798 – Kurfürst Carl Theodor ist Kunde des Leihhauses

München * Selbst der baierische Regent und Herrscher ist Kunde des Leihhauses. Kurfürst Carl

Theodor gibt an diesem Tag der magistratischen Leihhauskommission folgenden Befehl:    „Seine

Churfürstliche Durchlaucht haben sich in der Verlegenheit, in welcher sich die Staatskassa bey

dem schon so lange dauernden Krieg befindet, zur Verhütung größerer Übel bemüssigt

gefunden, einen Teil des Schatzes der heiligen Kapelle in Altötting hierher bringen zu lassen, um

auf denselben als Faustpfand schnell ein angemessenes Anlehen aufzubringen und Höchst

dieselbe hat sich zu diesem Ende entschlossen, diesen bloss in Gold und Juwellen bestehenden

Teil des Schatzes dem hiesigen, unter landesfürstlicher Oberaufsicht und Protektion stehenden
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Leihhaus, jedoch mit dem gegenwärtig schärfsten Befehle zu übergeben und aushändigen zu

wollen, daß hievon nicht das mindeste veräußert oder verschmolzen werde, sondern sich das

Leihhaus wegen gleichzeitiger und hiemit feyerlich erklärt werdender Mitverpfändung aller

Churfürstlichen Renten und Gefälle mit dem richtigen Bezuge der jährlichen Zinsen sich

begnügen solle und müsse.“      Durch die kurfürstliche Inanspruchnahme der Pfandleihanstalt ist

die Kapitaldecke der Einrichtung allerdings wiederholt derart dünn geworden, dass Hilfesuchende

aus den ärmeren Schichten oftmals abgewiesen werden mussten. 

1799 – Die Klosterbrauerei der Paulaner kommt unter staatliche Aufsicht

Au * Die Klosterbrauerei der Paulaner kommt unter staatliche Aufsicht.

1799 – Das Geheimnis eines guten Bieres herausfinden

München * Die baierische Staatsregierung schreibt ein Preisausschreiben aus. Die erste Frage

lautet: „Da die Bestandtheile des Biers Malz, Hopfen und Wasser sind, welches ist das

nothwendige Verhältnis dieser Theile, damit das Bier gut genannt werden kann“.

20. Februar 1799 – Kurfürst Max IV. Joseph zieht umjubelt in München ein

München * Der neue Kurfürst Max IV. Joseph zieht unter dem Jubel der Bevölkerung in München

ein. Der Neue will sich von seinem Vorgänger positiv abheben, aber auch das Land verändern. Er

vertraut seinem Berater Maximilian Joseph von Montgelas und lässt ihn nach eigenem Ermessen

schalten und walten.    Für Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas bedeutet das die Chance,

das Kurfürstentum Pfalz-Baiern zu einem modernen Staat umzubauen. Da Kurfürst Max IV.

Joseph stark zur Bequemlichkeit neigt, kommt ihm das Engagement Montgelas

gelegen. Montgelas übernimmt bis 1817 die Aufgaben eines Ministers der Auswärtigen

Geschäfte. 

21. Februar 1799 – Montgelas übernimmt das Département der Auswärtigen Angelegenheiten

München * Kurfürst Max IV. Joseph überträgt Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas als

Geheimer Staats- und Konferenzminister das Département der Auswärtigen Angelegenheiten.

Damit ist Montgelas Kabinettschef, weil es das Amt des Ministerpräsidenten noch nicht gibt. 
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12. März 1799 – Kurfürst Max IV. Joseph zieht feierlich in seine Residenzstadt ein

München * Kurfürst Max IV. Joseph von Pfalz-Baiern vertritt den drittgrößten Staatenkomplex

des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation. Er zieht mit der kurfürstlichen Familie

feierlich durch das festlich geschmückte Karlstor in seine neue Residenzstadt München ein.

April 1799 – Die Brauerei der Paulaner-Mönche wird staatlich

Au * Mit der Auflösung des Paulanerklosters kommt der einträglichste Besitz der Paulaner - das

Bräuhaus, die Klosterwirtschaft und der Ruf, das beste Bier zu brauen - unter staatliche Regie.    

Die kommissarische Leitung obliegt dem kurfürstlichen Hofrat Graf Arco-Valley.   Für die Qualität

des Bieres steht der Paulaner-Braumeister Peter Ludwig an der Spitze des „Auer

Hofbräuhauses“. 

16. Juni 1799 – Leere Staatskassen und unüberschaubare Schulden

München - Leimen * Kurfürst Max IV. Joseph erklärt öffentlich, dass er „die bayrischen Finanzen

in großer Unordnung, alle Staatskassen ausgeleert und selbe überdies noch mit

unerschwinglichen Rückständen belastet angetroffen habe“. In den baierischen

Regierungskreisen erinnert man sich an den umtriebigen jüdischen Leimener Finanzier Aron

Elias Seligmann. 

28. Juni 1799 – Der Leimener Finanzier Aron Elias Seligmann wird nach München gerufen

München * Kurfürst Max IV. Joseph erteilt dem Leimener Finanzier Aron Elias Seligmann „und

dessen sämtliche Kinder sowohl Söhne als Tochtermännern das vollkommene Bürgerrecht nebst

der Befugnis, dass sie in Churpfalz allenthalben sich niederzulassen, liegende Güter an sich zu

bringen und überhaupt alle Gewerbe, die sonst ein Christlicher Unterthan nur zu unternehmen

befähiget, nach ihrem gutfinden ebenfalls zu treiben befugt und ermächtigt seyn sollen“.      

Damit besitzt der Hoffaktor auch die Voraussetzungen für das Münchner Bürgerrecht und kann

schließlich von Leimen an die Isar umsiedeln.   Aron Elias Seligmann rettet den bayerischen

Staat vor dem Ruin, besorgt weitere Darlehensgeber und kann damit Bayerns Finanznöte mildern

und die Regierung stabilisieren. 

9. November 1799 – Napoleon Bonaparte stürzt in einem Staatsstreich das Direktorium
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Paris * Napoleon Bonaparte nutzt die Wirren des Zweiten Koalitionskrieges und stürzt in einem

Staatsstreich das Direktorium, um sie durch eine Konsulatsregierung mit ihm als Erstem

Konsul einzuführen. 

3. Juli 1800 – Dankadresse von der baierischen Nation an Max Joseph IV.

München * Nach der Flucht des Kurfürsten Max IV. Joseph findet sich in einer weit verbreiteten

Broschüre mit dem Titel: „Dankadresse von der baierischen Nation an Max Joseph IV.“ eine

spöttische Kommentierung dieser Situation. Darin wird als größte Wohltat des Kurfürsten seine

„Flucht aus München“ gepriesen, da er dadurch „die Stadt und das ganze Land der französischen

Großmut preisgegeben und die Untertanen vollends überzeugt habe, dass sie sich auch ohne

Fürsten und Militär selbst zu verteidigen, zu regieren und die Gefahren, in der sie ihr vielgeliebter

Regent versetzt hat, mit männlicher Klugheit abzuwenden wissen“. Der Text will die Baiern in

Stadt und Land davon überzeugen,         dass die Nation reif ist für eine republikanische

Staatsform nach französischem Muster und     dass der Kurfürst als Oberhaupt des Staatswesen

absolut entbehrlich sei.        Freilich gibt es auch Stimmen gegen die Härten, die die

französischen Einquartierungen mit sich bringen. Doch es herrscht eine grundsätzliche

Sympathie für die Franzosen und das republikanische Frankreich.    Die Verantwortung für die

unerquickliche Lage lastet man jedenfalls weniger den französischen Besatzungstruppen, als

vielmehr dem geflüchteten Kurfürsten Max IV. Joseph und seiner verfehlten Politik an, mit der er

Baiern im kaiserlichen Lager festhält. Selbst regierungstreue Münchner sehen sich durch die

republikanischen Soldaten immer noch besser behandelt als durch die verbündeten

Österreicher. 

4. August 1800 – Eine republikanische Schrift an die Bevölkerung

München * Eine Anfang August erschienene Schrift wendet sich an die Bewohner Baierns,

Schwabens, Frankens, Tyrols und Salzburgs und fordert dazu auf,       „daß wir diesem Unwesen

einmal ein Ende machen und von dem alten verderblichen Reichsverbande uns loslösen,    uns

nach dem Drange aller politisch- und natürlichen Verhältnisse in einen freien, mächtigen

Staatskörper [...] zusammenschließen [...] und uns so    eine eigene, auf die natürlichen Rechte

der Menschheit, auf die reine Religion, und den allgemeinen Wohlstand gegründete Konstitution

geben“.        Alle Soldaten aus der Koalitionsarmee sollen zurückgerufen werden und

anschließend Vertreter aus den Gemeinden und Distrikten „zu einer allgemeinen süddeutschen

Nationalversammlung oder süddeutschem Landtage“ gewählt werden. 
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15. August 1800 – Die Münchner Patrioten wenden sich an General Decaën

München * Eine Delegation der Patrioten wendet sich an General Charles Matthieu Isidore

Decaën und bittet ihn um Unterstützung für einen Aufstand gegen den Kurfürsten und seiner

Regierung. Der General reagiert reserviert, da die französische Regierung keinen

Aufstand unterstützen will, sondern vielmehr einen allgemeinen Frieden anstrebt. Er gibt zu

Bedenken, dass eine Revolution zur Beseitigung von Missständen         ein unabwägbares Risiko

darstellt.     Dagegen würde der weniger gewaltsame Weg von Reformen größere

Erfolgsaussichten bieten. Bei einer Revolution wüsste man nie, was als Ergebnis herauskomme.  

  Außerdem sei Baiern zu schwach, um alleine gegenüber Preußen und Österreich eine

Veränderung seiner Staatsform durchzuführen.        Dass General Decaën mit seinen Aussagen

strikt der französischen Konsulatsregierung Napoléons folgt, ist den Revolutionsführern, die sich

selbst Münchner Jakobiner nennen, in keinster Weise bewusst. Sie sehen in den französischen

Generälen noch immer die Repräsentanten der Revolution. Doch Frankreich hat sich schon

längst von den politischen Zielen des Nationalkonvents entfernt, dem es im Jahr 1792 noch um

die Verbreitung der revolutionären Ziele und um die Befreiung der unterdrückten

Nationen gegangen ist. Im Gegenteil, Frankreich will inzwischen die Entstehung einer großen

süddeutschen Republik mit allen Mitteln verhindern und stattdessen zu separaten Bündnissen mit

den einzelnen deutschen Fürsten gelangen. 

3. Dezember 1800 – Falsche Siegesmeldungen aus Hohenlinden

München * Da sich in München zunächst die Nachricht verbreitet, die Österreicher hätten in der

Schlacht in Hohenlinden gewonnen, macht sich die Angst breit, nun könnten die

zurückgebliebenen französischen Truppenteile Verteidigungsmaßnahmen ergreifen, die sich für

die Stadt als gefährlich erweisen würden.    Um ihn davon abzubringen, bietet man dem

Platzkommandanten Briant 100 Luisdors an. Briant lehnte das Ansinnen ab, weil diese Summe

für einen Platzkommandanten zu „unwürdig“ sei, mit 200 Luisdors wäre er allerdings schon

einverstanden gewesen. Der Magistrat lässt ihm daraufhin den Betrag überreichen. Erst später

verbreitet sich die Siegesmeldung der Franzosen.     Anschließend ziehen sich die Österreicher

hinter ihre Grenze zurück. Die Baiern haben dagegen die Franzosen als Besatzungsmacht im

Land und müssen sechs Millionen Gulden Kontribution, die Staatseinnahmen eines Jahres,

zahlen.    Die Landschaft verlangt daraufhin, dass das Kurfürstentum Baiern kein Bündnis gegen

Frankreich mehr eingehen dürfe. Ein politisches Zusammengehen mit Österreich ist somit für die

nächsten Jahre ausgeschlossen. 
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1801 – Napoleon Bonaparte fördert den Gebietszuwachs Baierns

Kurfürstentum Baiern * Napoleon Bonaparte fördert bis 1810 den Gebietszuwachs Baierns. Er will

die deutschen Mittelstaaten, allen voran Baiern, Württemberg und Baden, so vergrößern, dass sie

als Puffer gegenüber österreichischen Angriffen dienen können. Gleichzeitig sollen die so

Geförderten natürlich auf Dauer von der französischen Gunst abhängig bleiben. 

24. August 1801 – Ein eigenständiges Baiern soll ein Erstarken Österreichs verhindern

Paris * Während Österreich Baiern nur als Manövriermasse ansieht, ist Napoleon an einem an

seiner Seite stehenden eigenständigen Staat Baiern interessiert, der ein Erstarken Österreichs

behindern soll. Dazu schließt der der baierische Kurfürst in Paris den separaten Friedensvertrag

mit der Republik Frankreich ab.    Der Vertrag sagt Baiern die territoriale Unverletzbarkeit seiner

rechtsrheinischen Gebiete sowie Unterstützung bei den Entschädigungsverhandlungen zu. 

25. August 1801 – Kurfürst Max IV. Joseph nimmt die Reform Baierns in Angriff

München * Mit tatkräftiger Unterstützung seines Ministers Maximilian Joseph Freiherr von

Montgelas nimmt Kurfürst Max IV. Joseph eine Reform seines Landes in Angriff. Zur dauerhaften

Stabilisierung des Staates ist eine Umverteilung von Rechten, Pflichten und Chancen notwendig. 

Zu dieser Revolution von oben gehört auch die revolutionäre Gleichbehandlung aller Baiern, mit

dem Anspruch des Herrschers, „allen Untertanen, Reichen und Armen, Witwen und Waisen,

Geistlichen und Weltlichen, gleiches Recht und Schirm zu verschaffen“.  Durch diese Reformen

kann der Baiernregent einen Großteil der Kritik, die zu Beginn seiner Regierung die öffentliche

Debatte geprägt hatte, den Boden entziehen. Vieles von dem wird beseitigt, was unter der

Regentschaft des Kurfürsten Carl Theodor als willkürlich und korrupt angegriffen worden ist. 

Gleichzeitig lässt er energisch eingreifen und setzt sich mit Militärgewalt durch, wenn seiner

Politik offene Auflehnung entgegen schlägt. Beides, die umfangreichen und weitreichenden

Reformen sowie das energische und harte Durchgreifen, lassen die heftige Kritik der

Anfangsjahre und jedes Auflehnen gegen seine Politik allmählich verstummen.  Durch sein

leutseliges Verhalten kann Kurfürst Max IV. Joseph sogar die Zuneigung der Münchnerinnen und

Münchner erringen und sich so zu einer der beliebtesten Persönlichkeiten der Wittelsbacher

hocharbeiten. Schon bald gehören die anfänglichen Differenzen zwischen dem Herrscher und

dem baierischen Volk der Vergangenheit an. 
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1802 – Staatsrat von Hazzi kauft den Edelsitz Pilgramsheim

Untergiesing * Der churtrierische Kammerherr von Horben verkauft den Edelsitz Pilgramsheim an

den Staatsrat Joseph von Hazzi.    Der Staatsrat ist selbst davon überzeugt, dass der

zwischenzeitlich verstorbene Kurfürst Carl Theodor nicht über das Recht verfügt hatte, eine

Sitzgerechtigkeit zu verleihen und aus diesem Grund als Landesherr seine Machtbefugnisse

überschritten habe. In diesem Selbstverständnis verzichtet er auf die Anerkennung von

Pilgramsheim als Adelssitz.

1802 – Mit der Säkularisation wird die Praterinsel Eigentum des Staates

München-Lehel * Die heutige Praterinsel ist vor der Säkularisation der Erholungsplatz der

Franziskaner, nachdem diese in ihrem Kloster für eine Stätte der Einkehr und Besinnung keinen

ausreichenden Platz gefunden haben. Mit der Säkularisation kommt die Insel in das Eigentum

des Staates.

1802 – In England tritt das erste Gesetz zum Schutz von Fabrikkindern in Kraft

England * In England tritt das erste Gesetz zum Schutz von Fabrikkindern in Kraft. Es markiert

den Beginn staatlicher Maßnahmen zur Begrenzung der Kinderarbeit. 

25. Januar 1802 – Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

Kurfürstentum Baiern * Das kurfürstliche Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

beginnt mit der Feststellung,       dass die Bettelorden die „Fortpflanzung des Aberglaubens und

der schädlichen Irrtümer“ begünstigen und   die Entstehung und Entwicklung „richtiger Begriffe

der moralischen Bildung im Volke“ verhindern,   weshalb die fortdauernde Existenz der

Mendikantenklöster zwecklos und schädlich für die Bürger ist.        In Altbaiern sind davon

einundneunzig derartige kirchliche Einrichtungen betroffen. In München sind folgende Bettelorden

betroffen: Kapuziner, Franziskaner, Karmeliten, Karmelitinnen, die Benediktinerinnen am

Lilienberg , die Paulanerinnen im Lilienthal und das Pütrichkloster.     Zur zweckmäßigen

Einrichtung der Bürger- und Landschulen wird ein Schulfonds eingerichtet, der aus dem

Vermögen der aufgehobenen Orden gebildet wird, da es an anderweitigen staatlichen Mitteln

mangelt.    Zur sofortigen Verminderung der Insassen werden       alle Ausländer, das heißt, die

nicht in Pfalzbaiern geborenen Klostermitglieder, in ihre Heimat geschickt,   die Laienbrüder in die
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Prälatenklöster versetzt und   Kleriker, die noch keine Profeß abgelegt haben, entlassen.  

Neuaufnahmen und das Überwechseln von Ordensangehörigen in andere Klöster wird streng

untersagt.   Priestermönche können unter bestimmten Voraussetzungen in den

Weltpriesterstand übertreten, was dem Staat die Pensionskosten einsparen hilft.   Alle

übrigbleibenden Klosterindividuen sollen in Zentralklöster - in Wirklichkeit Aussterbeklöster - ihres

Ordens verbracht werden.   Außerdem ist den Franziskanern künftig nur noch Predigt und

Beichthören in der eigenen Ordenskirche erlaubt, jedoch keinerlei Seelsorgeaushilfe.   Dazu

unterstehen sie der verschärften Aufsicht der zuständigen Landrichter.      Als Unterhalt für die

Franziskaner setzt man, da ihnen das Almosensammeln verboten worden ist, jährlich 125 Gulden

fest, zahlbar aus dem Vermögensfonds der nichtständischen Klöster.       Der Inhalt des

Aufhebungsdekretes wird öffentlich nicht bekannt gemacht.   Die ganzen Vorbereitungen der

staatlichen Klosteraufhebungen laufen bis zur Ausführung im Wesentlichen geheim.   Das

verstärkt die Unsicherheit und lässt jede Gegenwehr erlahmen.   Ebenfalls besteht Unkenntnis

über die Befugnisse der eingerichteten Spezialkommission.       Ausgenommen vom

kurfürstlichen Aufhebungs-Dekret der Bettelordensklöster sind - aufgrund ihrer Tätigkeit in der

Krankenpflege beziehungsweise im Schulwesen - die Klöster der Barmherzigen Brüder sowie

der Englischen Fräulein und der Elisabethinerinnen. Das Kloster der Ursulinen in München wird

mit den Nonnen de Notre Dame in Nymphenburg vereinigt.    In der Haupt- und Residenzstadt

München gibt es nur ein ständisches Kloster: das Klarissen-Kloster zu Sankt Jakob am Anger.

25. Februar 1802 – Es ergeht eine wichtige Instruktion zur Klosteraufhebung

München-Graggenau * Es ergeht eine weitere wichtige Instruktion zur Klosteraufhebung. Sie ist

unmittelbar für das Franziskanerkloster St. Anton in München bestimmt, wird aber

richtungweisend für die tatsächliche Durchführung der Klosteraufhebungen.    Sofort nach Erhalt

der Instruktion muss sich Graf Arco in das Kloster begeben, das Bargeld zählen und das übrige

Klostervermögen feststellen. Anschließend haben sich alle Klostermitglieder im Refektorium zu

versammeln, wo ihre Personalien, Beschäftigungen und besonderen Einsätze schriftlich

festgehalten werden. Bei diesem überfallartigen Vorgehen geht es um Geld und sonstiges für die

Staatskasse interessantes Vermögen und um weitere Einsparungen für den Staat.    Dem

Kommissar ist eingeschärft worden, „diesen Auftrag in der vorgeschriebenen Ordnung mit allem

Eifer, Schnelligkeit und der Sache angemessenen Anstand in Vollzug zu bringen“. Die

Ergebnisse gehen an die Spezial-Klosterkommission.    Der weitere Inhalt der Instruktion lautet

kurz gefasst:       Alle Ausländer sind umgehend in ihre Heimat zu schicken; sie erhalten 25

Gulden Zehrgeld und einen Reisepass; aber Abreisetag und Reiseroute werden genau

festgelegt.    Wer gesund und nicht zu alt ist, muss drei Tage nach der Mitteilung auswandern;
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nur einige Alte und Gebrechliche erhalten Aufschub bis April.    Das Sammeln auf der Reise ist

den Mönchen strengstens verboten.      Alle inländischen Laienbrüder, die in das bürgerliche

Leben zurückkehren wollen, erhalten zum Auszug 25 Gulden und die nötigen Kleider.      

Diejenigen, die den Ordensstand nicht verlassen wollen, sind - bis auf wenige, die noch zu den

nötigsten Hausarbeiten als Gärtner, Köche, in der Brauerei und so weiter benötigt werden - auf

die oberpfälzischen oder baierischen Prälatenklöster als Konventdiener oder Pfründner zu

verteilen.   Die nach Abzug der Kranken und Ausländischen verbliebenen sieben Laienbrüder des

Münchener Franziskanerklosters sind in ständische Abteien zu schicken.      Die kurfürstliche

Verordnung gibt auch Anweisung über den möglichen Rücktritt von Priestermönchen der

Mendikantenorden in den Weltpriesterstand.       Diese Mönche müssen sich einer Prüfung durch

die Spezial-Klosterkommission unterziehen. Dabei werden weniger ihre theologischen Kenntnisse

begutachtet, sondern vielmehr festgestellt, „ob die Austretenden auch im Sinne der

Staatsauffassung genügend aufgeklärt“ sind.    Haben die Aspiranten ihre Prüfung bestanden,

erhalten sie von der Kommission die Erlaubnis zum Überwechseln mit einer jährlichen Pension

von 125 Gulden.

26. Februar 1802 – Die Säkularisation und die Michaels-Bruderschaft

Hofmark Berg am Laim * Die seit dem Jahr 1693 bestehende Zusammenarbeit zwischen der

Michaels-Bruderschaft und dem Franziskaner-Orden dauerte bis zur Klosteraufhebung im

Rahmen der Säkularisation an.  Bis diese staatlich verordnete Zwangsmaßnahme eintritt,

verrichten die Münchner Franziskaner zum heiligen Antonius von Padua den Gottesdienst und

die Seelsorge in den franziskanischen Frauenklöstern der Stadt und leiteten auch deren

Wirtschaftsbetriebe. Bei den etwa sechzig Klarissen zu Sankt Jakob am Anger besitzen die

Mönche eine ständige Niederlassung. Dieses Hospiz wird zumeist von zwei Patres und einigen

Brüdern bewohnt.

Juni 1802 – Versteigerung des Mobiliars aus dem Kloster am Lilienberg

Au * Die Versteigerung des Mobiliars aus dem Kloster am Lilienberg bringt 3.024 Gulden in die

Staatskasse.

30. Oktober 1802 – Das Leihhaus im ehemaligen Karmelitinnenkloster

München-Kreuzviertel * Die Klostergebäude an der Rochusstraße sind für den 30. Oktober 1802
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zur öffentlichen Versteigerung ausgeschrieben, werden dann aber um 34.000 Gulden dem Staat

als Pfand- und Leihhaus überlassen. Lediglich das Nutzungsrecht der Dreifaltigkeitskirche erhält

die Lateinische Kongregation, von der das Muttergottes-Gnadenbild stammt. 

November 1802 – Der Staat erhält die Entschädigung für die Verlegung der Brücke

Freising * Nach der Säkularisierung Freisings erhält  der Baierische Staat die jährliche

Pauschalsumme als „Rekognition für die Verlegung der Brücke“.

23. November 1802 – Die Reichsdeputation beschließt den Reichsdeputationshauptschluss

Regensburg * Die Reichsdeputation beschließt in seiner 30. Sitzung den

Reichsdeputationshauptschluss. Dieser bildet die Grundlage für die Aufhebung der Geistigen

Staaten und der Landsässigen Klöster, die der „freien und vollen Disposition der respectiven

Landesherren“ überlassen werden. Baiern vollzieht daraufhin offiziell die Inbesitznahme der ihm

zugeteilten Territorien:        Die Fürstbistümer Freising, Augsburg, Bamberg, Würzburg   sowie

Teile der Fürstbistümer Eichstätt, Passau und Salzburg.      Damit werden große Teile

Schwabens und Frankens baierisch.

23. Dezember 1802 – Die allgemeine Schulpflicht wird eingeführt

München - Kurfürstentum Baiern * Der Schulzwang, die allgemeine Schulpflicht, für „alle Kinder

vom 6. bis 12. Lebensjahre“, wird eingeführt. Wöchentlich müssen von den Eltern dafür 2 Kreuzer

bezahlt werden. An diese Grundschulzeit schließt sich für die 13- bis 18-jährigen eine

Sonntagsschule an, in der ihnen der Katechismus und weiteres Grundwissen gelehrt wird.   Der

Staat ist damit für die Erziehung verantwortlich, weshalb er neue Schulen und bessere Lehrer

braucht. Dafür werden eigene Lehrerseminare eingerichtet. Die lokale Schulaufsicht liegt freilich

weiterhin bei den Pfarrern. 

1803 – Maximilian Joseph von Montgelas kauft den Sitz Stepperg

Bogenhausen * Staatsminister Maximilian Joseph von Montgelas kauft den Sitz Stepperg in

Bogenhausen.
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1803 – Staatsminister Montgelas kauft Schloss Stepperg

Bogenhausen * Der Staats- und Konferenzminister Maximilian Joseph von Mont­gelas kauft

Schloss Stepperg vom Bogenhausener Handelsmann Franz Xaver Rupprecht. Der nun

„Montgelas-Schlössl“ genannte Adelssitz dient ihm als Sommerresidenz. 

1803 – Die profanierte Klosterkirche am Lilienberg dient als Eisenfronfeste

München - Au * Mit der Verstaatlichung des Münchner Gerichtswesens und der Polizei gibt die

Stadt ihre Fronfeste im Rathaus und die Haftstube im Rathausturm an das nunmehr staatliche

Stadtgericht ab. Die profanierte Klosterkirche am Lilienberg und der nördlich daran anschließende

Seitenflügel dient als Eisenfronfeste, als Strafvollzugsanstalt. 

10. Januar 1803 – Das Religionsedikt bringt die Gleichberechtigung

München-Kreuzviertel * Das Religionsedikt bringt die Gleichberechtigung von Katholiken,

Lutheraner und Reformierten. Aus Anlass der Aufnahme fränkischer und schwäbischer Gebiete in

den immer größer werdenden baierischen Staat kommt es zu nachstehenden Bestimmungen:    

„Bei künftiger Besetzung der Staatsämter werden Wir nur auf die Würdigsten, ohne Unterschied

der im deutschen Reiche eingeführten drei christlichen Religionen [gemeint sind die Katholiken,

Lutheraner und Reformierten] den landesväterlichen Bedacht nehmen. Keinem unserer

Untertanen, von welcher Konfession er sei, soll je etwas zugemutet werden dürfen, welches

seiner Religions- oder Gewissensfreiheit entgegen wäre."     Doch der Mann, der die positive

Entwicklung der evangelischen Kirche in Bayern bremsen wird, steht in der Person des

Kronprinzen Ludwig I. schon bereit.

25. Februar 1803 – Die letzte Tagung des Immerwährenden Reichstags

Regensburg * Die letzte Tagung des Immerwährenden Reichstags befasst sich mit der Annahme

des Reichsdeputationshauptschlusses. Es ist das letzte bedeutende Gesetz des Heiligen

Römischen Reiches Deutscher Nation und behandelt die Neuordnung des Reiches.    Im

Reichsdeputationshauptschluss erfolgt die Kompensation für die Abtretung der linksrheinischen

Gebiete an Frankreich. Grundlage für den Text ist ein im Juni 1802 zwischen Frankreich und

Österreich vereinbarter Entschädigungsplan, der wiederum auf den am 9. Februar 1801

geschlossenen Friedensvertrag von Lunéville zurückgeht.    Die Wittelsbacher haben aber nicht
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nur die Herzogtümer Zweibrücken und Jülich sowie die linksrheinische Kurpfalz verloren, sondern

müssen jetzt auch noch die rechtsrheinische Kurpfalz um Mannheim und Heidelberg an Baden

abgeben. Doch durch den § 2 des Reichsdeputationshauptschlusses erhält das kurfürstliche

Baiern       das Fürstbistum Freising mit der dazugehörigen Grafschaft Werdenfels und die

Herrschaft Isen-Burgrain offiziell überschrieben;   dazu die Fürstbistümer Augsburg, Bamberg und

Würzburg sowie Teile von Eichstätt, Passau und Salzburg.    Zu den genannten Territorien

kommen noch 15 Reichsstädte und 13 Reichsabteien dazu. Freilich noch nicht die Großen:

Augsburg und Nürnberg.    Doch damit werden wesentliche Teile Schwabens und Frankens

bairisch.      Insgesamt stehen dem Verlust von 200 Quadratmeilen und 730.000 Einwohnern ein

Gewinn von 288 Quadratmeilen und 834.000 Einwohnern aus den aufgelösten geistlichen

Staaten und wirtschaftliche Werte von über 43 Millionen Gulden von den Klöstern gegenüber. 

5. September 1803 – Das Landgericht München zieht ins ehemalige Kloster Lilienberg

Au * Das Landgericht München bezieht die Räume im ehemaligen Kloster Lilienberg. Es umfasst

neben den Orten des Gerichts ob der Au das Amt Perlach vom Landgericht Wolfratshausen, das

Gebiet Neuhausen vom Landgericht Dachau, die Gebiete Gauting und Germering aus dem

Landgericht Starnberg sowie Fröttmaning und Garching aus dem Landgericht Kranzberg. Dazu

die Orte Ismaning, Ober- und Unterföhring, Daglfing und Englschalking aus dem kurz zuvor

staatlich eigenständigen Fürstbistum Freising.

1804 – „Sie heiraten gern und sehr früh, erzeugen viele uneheliche Kinder“

Marquartstein * Joseph Hazzi berichtet in seinen „Statistischen Auffschlüsse über das

Herzogthum Baiern“ über die Bewohner in dem Gebiet um Marquartstein bei Traunstein: „Sie

heiraten gern und sehr früh, erzeugen viele Kinder, mitunter eben so viele uneheliche, das man

nicht nur für kein sündhaftes, sondern vielmehr für ein gutes Werk hält“. 

1805 – Die Post künftig als Staatsaufgabe selbst übernehmen

München * Im Zuge der bevorstehenden Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher

Nation ist Kurfürst Max IV. Joseph fest entschlossen, die Post künftig als Staatsaufgabe selbst zu

übernehmen. Bestärkt wird der Wittelsbacher vom Generallandesdirektor Joseph Maria von

Weichs, der ihm den Rat gibt, „daß der gegenwärtige Zeitpunkt der schicklichste sey, das

Postregal [der Thurn und Taxis] einzuziehen und unter landesherrlicher Verwaltung auszuüben“.
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17. Juni 1805 – Ein wichtiger Schritt für die jüdische Gemeinde in München

München * Das „Regulativ über die Verhältnisse der hiesigen Judenschaft“ ist ein wichtiger Schritt

für die jüdische Gemeinde in München. Es stellt erstmals eine staatlich geregelte Eingliederung

der Juden in das bürgerliche Leben dar, bleibt aber von starken Einschränkungen geprägt.  Das

Regulativ erlaubt jüdischen Familien die offizielle Niederlassung in München, begrenzt ihre Zahl

jedoch streng durch eine Judenmatrikel.     Anfangs dürfen nur 32 Familien und fünf Witwen

dauerhaft in der Stadt leben.   Auch Eheschließungen stehen unter staatlicher Kontrolle und sind

nur mit polizeilicher Genehmigung sowie ausreichendem Vermögen möglich.    Zugleich bringt

das Regulativ einige Verbesserungen:     Juden werden von diskriminierenden Sonderabgaben

wie Leib- und Pflasterzöllen befreit,   durften ihre Religion privat ausüben und einen eigenen

Friedhof anlegen.   Öffentliche Synagogen bleiben allerdings weiterhin verboten.   Zudem

erhalten jüdische Händler mehr Möglichkeiten zur Teilnahme am Wirtschaftsleben, allerdings

unter staatlicher Aufsicht.    Historisch markiert das Regulativ den Übergang von der bloßen

Duldung einzelner Juden hin zu einer staatlich anerkannten, aber streng kontrollierten jüdischen

Gemeinde. Es ist damit sowohl ein erster Schritt zur Emanzipation als auch ein Instrument

staatlicher Kontrolle. Gleichzeitig bildet es eine wichtige Grundlage für die spätere Entwicklung

der jüdischen Gemeinde Münchens und gilt als Vorläufer des Bayerischen Judenedikts von 1813.

19. Juni 1805 – Die ehemaligen Hieronymiten-Mönche müssen ausziehen

München-Lehel * Die ehemaligen Hieronymiten-Mönche erhalten die Weisung, das Gebäude,

„welches sie dermal bewohnen, weil es zu einem Staatszweck bestimmt ist“, schnellstmöglich zu

räumen. Zum Unterhalt erhält der Prior eine Jahrespension von 300 Gulden, die übrigen Patres

jeweils 275 Gulden. Zur Auflage wird ihnen gemacht, „die pfarrlichen Verpflichtungen im Lehel“

bis zur anderweitigen Verfügung pflichtgemäß zu versehen. 

21. September 1805 – Kaiser Franz II. bietet den Baiern den Königstitel an

München • Auch Kaiser Franz II. trifft in München ein und bietet als Oberhaupt des das Heiligen

Römischen Reichs Deutscher Nation dem Kurfürstentum Baiern den Königstitel an, wenn es sich

der Dritten Koalition anschließen würde.    Doch das hätte nicht gleichzeitig die Erringung der

vollen staatlichen Souveränität bedeutet, wie sie Napoleon angeboten hat. Diese war aber für

Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas die rechtliche Voraussetzung für die inneren Reformen

der kommenden zwölf Jahre, insbesondere für die Ausschaltung der Stände und die Schaffung

einer Konstitution. Denn noch ist die Ständeverfassung gültig, die durch das Reichsrecht und die
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Reichsgerichte geschützt ist. 

29. September 1805 – Kurfürst Max IV. Joseph antwortet seinem Sohn Ludwig

Würzburg - Bern * Kurfürst Max IV. Joseph antwortet auf ein Schreiben seines Sohnes Ludwig I.,

das dieser am 24. September in Bern verfasst hatte. Dem völlig ahnungslosen Prinzen Ludwig

erklärt der Kurfürst einige Gründe seines Handelns:       „Ich fühle genau wie ihr, daß es viel

glücklicher wäre, nicht gezwungen zu sein, sich in einen Streit zu mischen, der das Deutsche

Reich nichts angeht.    Ich empfinde auch Euren Abscheu, mein Freund, und finde ihn ganz

natürlich. Aber es gibt Fälle im Leben eines Herrschers, in denen er gezwungen ist, das eigene

Gefühl zu unterdrücken im Interesse seiner Staaten.    Ich habe mich nicht mit Napoleon

verbündet, sondern mit Frankreich, das zu allen Zeiten der geborene Verbündete unseres

Hauses war. […]    Wenn Euch die Partei mißfällt, die ich gezwungenermaßen ergriffen habe,

machet es nur mir zum Vorwurf, mein liebes Kind. Ich bin es allein, der es gewollt hat. Kein

Minister, nicht einmal Montgelas, hat es mir geraten, ich schwöre es Euch bei meinem Gotte.

[…].“ 

24. Oktober 1805 – Napoleon Bonaparte zieht triumphal in München ein

München * Napoleon zieht triumphal durch das Karlstor in München ein. Kurfürst Max IV. Joseph

befindet sich noch in seinem Exil in Würzburg. Die Kurpfalzbaierische Staats-Zeitung von

München berichtet am 25. Oktober 1805: „Endlich hatten wir gestern das sehnlich erwartete

Vergnügen, Se. Majestät Napoleon Kaiser in Frankreich und König in Italien hier eintreffen zu

sehen.    Se. Majestät kamen von Augsburg, fuhren in einem 6-spännigen Reisewagen, welchen

der Herr Reichs-Marschall Bernadotte, nebst noch einigen H.H. Reichsmarschallen zu Pferde

begleitete, unter dem Donner der Kanonen, und dem Zusammengeläute aller Glocken durch die

Neuhauser-Kaufinger- über den Platz durch die Diener- in die Residenz-Gasse heran, und

stiegen […] in der kurfürstl. Residenz ab.     Die ganze Stadt war zur Tageshelle beleuchtet, und

die Mittags zuvor angekommenen kaiserl. königl. Garde-Regimenter hatten sich durch die ganze

Einzugsstrecke à la haie aufgestellt. Es war ½ 8 Uhr Abends, und die Menge des hier

befindlichen, zum Theile noch mit der Einquartierung beschäftigten Militärs nebst dem

zusammenströmenden Volke zeigte das Bild eines durch Ströme aufgetriebenen Meeres, das

sich schwer und langsam dahinwälzt.“ 

25. Oktober 1805 – Die Presse berichtet über Napoleons Einzug in München
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München * Die Kurpfalzbaierische Staats-Zeitung von München berichtet vom Einzug Napoleons:

   „Endlich hatten wir gestern das sehnlich erwartete Vergnügen, Se. Majestät Napoleon Kaiser in

Frankreich und König in Italien hier eintreffen zu sehen. Se. Majestät kamen von Augsburg,

fuhren in einem 6-spännigen Reisewagen, welchen der Herr Reichs-Marschall Bernadotte, nebst

noch einigen H.H. Reichsmarschallen zu Pferde begleitete, unter dem Donner der Kanonen, und

dem Zusammengeläute aller Glocken durch die Neuhauser-Kaufinger- über den Platz durch die

Diener- in die Residenz-Gasse heran, und stiegen […] in der kurfürstl. Residenz ab.     Die ganze

Stadt war zur Tageshelle beleuchtet, und die Mittags zuvor angekommenen kaiserl. königl.

Garde-Regimenter hatten sich durch die ganze Einzugsstrecke à la haie aufgestellt. Es war ½ 8

Uhr Abends, und die Menge des hier befindlichen, zum Theile noch mit der Einquartierung

beschäftigten Militärs nebst dem zusammenströmenden Volke zeigte das Bild eines durch

Ströme aufgetriebenen Meeres, das sich schwer und langsam dahinwälzt“. 

19. Dezember 1805 – Napoleon erklärt Baiern, Baden und Württemberg zu souveränen Staaten

Paris * In einem Tagesbefehl erklärt Napoleon Bonaparte Baiern, Baden und Württemberg zu

souveränen Staaten. 

1. Januar 1806 – Fehlende Kroninsignien und Salbung des Königspaares

München-Graggenau * Was fehlt, sind die Kroninsignien und natürlich die feierliche Krönung mit

kirchlicher Salbung des Königpaares. Napoleon hätte gerne eine Krönung gesehen, die aber in

München nicht gewollt ist. Begründet wird dies damit, dass im immer noch bestehenden Heiligen

Römischen Reich Deutscher Nation derartige Königskrönungen unbekannt sind.    Da aber

Baiern, Württemberg, Baden und Frankreich bestrebt sind, die Bestimmungen des Friedens von

Preßburg vom 26. Dezember 1805 schnellstmöglich umzusetzen und damit unumkehrbar zu

machen, fehlt für eine Krönung sowohl in München als auch in Stuttgart die dazu notwendige

Vorbereitungszeit. So findet lediglich die Proklamation der neu entstandenen Königreiche Baiern

und Württemberg zeitgleich statt.    Freilich gibt es noch andere Gründe, die gegen eine Krönung

sprechen, aber nicht laut ausgesprochen werden:       Die Wittelsbacher wollen den Anschein

vermeiden, die Königswürde sei dem militärischen Erfolg und dem Willen Napoleon Bonapartes

zu verdanken.   Dieser hat eine Rangerhöhung der süddeutschen Staaten nur deshalb

angestrebt, um zuverlässige Bündnispartner gegen Österreich zu gewinnen und dessen

Machteinfluss zu beschränken.   Damit ist Napoleon auch dem Ziel, das Heilige Römische Reich

Deutscher Nation zu zerschlagen und zu beerben, ein Stück näher gekommen.   Und wenn man

schon die baierische Unabhängigkeit und Souveränität als eine von Frankreich und Napoleon
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unabhängige legitimiert gewusst haben will, scheint eine Krönungszeremonie - noch dazu in

Anwesenheit des französischen Kaisers - für absolut unakzeptabel.      Im Königlich-Baierischen

Regierungsblatt vom 1. Januar 1806 wird deshalb angemerkt: „Unsere feyerliche Krönung und

Salbung haben Wir auf eine günstigere Jahreszeit vorbehalten, welche Wir in Zeiten öffentlich

bekannt machen werden.“ Geplant ist die Krönungszeremonie für Oktober 1806. 

12. Juli 1806 – Der Rheinbund wird als Militärbündnis gegründet

München * Der Rheinbund als Konföderation von zunächst 16 Staaten wird als Militärbündnis

gegründet. Die Unterzeichner verpflichten sich zum gegenseitigen Beistand im Kriegsfall. Baiern

muss mit 30.000 Mann das stärkste Kontingent stellen.    Mit dem Beitritt zum pro-französischen

Rheinbund verlässt das Königreich Baiern endgültig und offiziell das Heilige Römische Reich

Deutscher Nation.    Im Gegenzug erhalten die Bundesgenossen enorme territoriale

Zuwächse. Das junge Königreich Baiern erhält die Reichsstadt Nürnberg und deren Territorien,

darüber hinaus die bislang reichsunmittelbaren Herrschaften der Fürsten Hohenlohe, Öttingen,

Fugger, Thurn und Taxis, der Grafen von Vastell, Pappenheim, Stadion und Schönborn sowie

fränkische und schwäbische Reichsrittergüter.

1. August 1806 – Die Rheinbundstaaten erklären ihren Austritt

Regensburg * Auf dem Reichstag in Regensburg erklären alle Rheinbundstaaten den Austritt aus

dem Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation. 

6. August 1806 – Kaiser Franz II. muss das geschwächte Kaiserreich auflösen

Wien * Franz II. muss als deutsch-römischer Kaiser abdanken und das durch die Geschehnisse

der zurückliegenden Jahre geschwächte sowie durch den Austritt der Rheinbundstaaten

zerbrochene Heilige Römische Reich Deutscher Nation auflösen. 

2. März 1807 – Die Kroninsignien treffen in München ein

Paris - München * Die in Paris angefertigten Kroninsignien treffen in München ein und werden in

der Schatzkammer deponiert. Eine Königskrönung findet jedoch nie statt. Die baierischen

Kroninsignien dienen ausschließlich dem Staatszeremoniell und werden bei der Eröffnung der
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Ständeversammlung dem König als Staatssymbol vorangetragen. 

3. April 1807 – Mandat zur Neuorganisation des Bürgermilitärs

München * Das „Mandat über die Uniformierung und Organisation des bürgerlichen Militärs in den

Städten, Flecken und Märkten des Königreichs“ wird erlassen.&nbsp;Es bildet eine allgemein

verbindliche Rechtsgrundlage für den Wach- und Sicherheitsdienst des Bürgermilitärs, denn

bisher hatten die Bürger diese Aufgabe ja freiwillig erfüllt.&nbsp;    Wichtigster Punkt für den Staat

ist die neue allgemeine Musterungspflicht aller Bürger zum Bürgermilitär.&nbsp;Untaugliche

müssen eine Wehrersatzgebühr&nbsp;bezahlen.&nbsp;Als Gegenleistung gesteht der Staat den

Offiziers- und Unteroffizierskorps&nbsp;der einzelnen Waffengattungen des

Bürgermilitärs&nbsp;ihre Ergänzung und Beförderung zu höheren Chargen zu.       Über die

Aufgabe des Bürgermilitärs&nbsp;sagt das Mandat&nbsp;folgendes:&nbsp;„[...] Nie kehrt der

Bürger seine Waffen gegen den äusseren Feind.&nbsp;   Seine Bestimmung bleibt

ausschliessend, den friedlichen, rechtlichen Einwohner zu beschützen, und die Wirkungen des

Gesetzes gegen polizeiliche Vergehungen und das Verbrechen zu unterstützen.&nbsp;   Er

übernimmt demnach bei dem Abzuge der Feldregimenter aus den Garnisonen den Dienst

daselbst, besorgt denselben in jenen Städten, wo keine gewöhnliche Garnison liegt, für

beständig, um durch auszusendende Sicherheits-Patrouillen die Umgebungen vor allem, der

öffentlichen Ruhe und Sicherheit gefährlichen Gesindel rein zu halten.“      Das unmittelbare

Kommando über das lokale Bürgermilitär&nbsp;hat der jeweils ranghöchste beziehungsweise

rangälteste Bürgeroffizier.&nbsp;Dieser untersteht wiederum in einer Garnisonsstadt&nbsp;der

militärischen Stadtkommandantschaft, ansonsten dem zivilen Landrichter&nbsp;oder

Polizeidirektor.    Der Vorschlag für ein Pferderennen&nbsp;aus Anlass der

Kronprinzenhochzeit&nbsp;(1810) kommt aus den Reihen der Königlich-Baierischen

Nationalgarde III. Klasse.&nbsp;Diese entwickelte&nbsp;sich aus dem Städtischen

Wehrwesen.&nbsp;    Dieses Münchner Bürgermilitär&nbsp;gehört nicht im eigentlichen Sinne

zur Münchner Garnison.&nbsp;Die traditionelle Abgrenzung von Armee&nbsp;und

Bürgertum&nbsp;beziehungsweise von Garnison&nbsp;und Bürgerwehr&nbsp;bleibt bis weit ins

19. Jahrhundert bestehen.

November 1807 – Napoleon beauftragt Montgelas mit dem Statut für den Rheinbund

München - Mailand - Paris * Minister Maximilian Joseph von Montgelas wird von Napoleon bei

einem Treffen in Mailand aufgefordert, einen Entwurf für ein Fundamentalstatut für den

Rheinbund auszuarbeiten. Vorgegeben sind die wichtigsten Grundzüge, wie eine
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Bundesorganisation und die Regelung der Handelsbeziehungen sowie die Einführung des „Code

Napoléon“.      Der von Montgelas ausgearbeitete und in Paris vorgelegte Entwurf beinhaltete nur

ein absolutes Mindestmaß an Kompetenzen für den Rheinbund, der lediglich als lockerer Bund

souveräner Staaten mit gemeinsamen Aufgaben auf militärischem Gebiet konzipiert ist.      Da

Napoléon mit dem baierischen Entwurf nicht besonders einverstanden ist, beauftragt er seinen

Außenminister mit einem neuen, wesentlich zentralistischer gestalteten Konzept. 

20. Januar 1808 – Ausarbeitung einer eigenen Verfassung für Baiern beschlossen

München * Der baierische Staatsrat beschließt die Ausarbeitung einer Konstitution für das

Königreich Baiern.         Man will die bereits vorgenommenen und noch geplanten

Reformmaßnahmen absichern und den Zusammenhalt von Altbaiern und den neu

hinzugekommenen Territorien Schwaben und Franken durch einen einheitlichen staatsrechtlichen

Rahmen festigen.     Außerdem soll verhindert werden, dass durch die geplante Verfassung des

Rheinbundes die gerade erst errungene Souveränität des neuen Königreichs infrage gestellt wird.

     Erleichtert wird dieser separatistische Schritt dadurch, dass die von Napoleon Bonaparte

geforderten Reformen nicht im Widerspruch zu den Reformvorschlägen stehen, die Maximilian

Joseph Freiherr von Montgelas im Jahr 1796 im Ansbacher Mémoire formuliert hatte. 

13. Februar 1808 – Montgelas legt den Entwurf einer Verfassung vor

München * Minister&nbsp;Maximilian Joseph von Montgelas legt dem Staatsrat&nbsp;den zum

Teil skizzenhaften Entwurf einer Verfassung vor. Noch ist&nbsp;man sich in München nicht

sicher, wie schnell Napoleon Bonaparte eine eigene zentralistische „Verfassung für den

Rheinbund“ durchsetzen wird.&nbsp;&nbsp;&nbsp;  Eile war demzufolge angebracht. &nbsp;   

Und so kann die „Konstitution des Königreichs Baiern“ bereits am 1. Mai 1808 verkündet

werden.&nbsp;

17. Februar 1808 – Die Regierung genehmigt die Ausfallstraße übers Isartor

München-Lehel - München-Isarvorstadt * Die Regierung genehmigt die Ausführung der

Ausfallstraße übers Isartor. Denn seit der Erhebung Bayerns zum Königreich, am 1. Januar 1806,

stellt man andere Anforderungen an die Stadteinfahrt&nbsp;zur Königlichen Haupt- und

Residenzstadt München. Bislang stand die Verbesserung der Verkehrsführung durch Erweiterung

und Begradigung der alten Torstraße&nbsp;im Vordergrund.&nbsp;Jetzt aber ist eine breit
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ausgebaute Via Triumphalis&nbsp;das Ziel. &nbsp;    Vom Isartor&nbsp;selbst ist noch wenig die

Rede. Doch zu einer würdigen Stadtzufahrt&nbsp;gehört auch ein entsprechendes Stadtportal,

das wie ein Triumphtor&nbsp;die Straße überspannen und von Ferne sichtbar sein soll. Dazu

muss das Isartor&nbsp;umgestaltet werden. Der hohe Mittelturm&nbsp;soll abgetragen werden,

seine mittelalterliche Gestalt aber noch erhalten bleiben. &nbsp;    Die Entscheidung über die

dringend erforderliche Erweiterung des Isartores&nbsp;unterbleibt aber noch. Das liegt auch

daran, dass die Stadt nicht über die erforderlichen Geldmittel verfügt und auch die vom Staat zur

Verfügung gestellten Gelder nicht abruft. Damit ist die gesamte Neugestaltung des Gebiets um

das Isartor&nbsp;erneut gescheitert. &nbsp;    Dennoch steht das Schicksal des

Isartores&nbsp;auch weiterhin im Mittelpunkt zahlreicher Diskussionen. Für viele Zeitgenossen ist

jedoch das inzwischen zur Ruine verkommene Stadttor&nbsp;ein ärgerliches Verkehrshindernis,

das den Eingang in die Hauptstadt des Königreichs Bayern&nbsp;verschandelt. Auch wenn das

Bauwerk als romantische Staffage und Motiv vieler Gemälde und Zeichnungen einen gewissen

Reiz ausübt.&nbsp;

22. Februar 1808 – Die Armenpflege wird zur Staatsaufgabe

Königreich Baiern * Die Armenpflege wird zur Staatsaufgabe, zur „Staatsanstalt der

Wohltätigkeit“. Man unterscheidet in „volle Armut“ und „partielle Armut“, womit zugleich der

Umfang der Unterstützung festgelegt wird.    Verwaltet wird das Armenwesen von der unteren

Polizeibehörde. Finanziert wird das Armenwesen im Bedarfsfall durch eine Armensteuer, die im

Kommunalbezirk erhoben wird. Die Gemeindeangehörigen müssen die notwendigen Mittel

aufbringen, haben aber bei der Verwendung der Gelder kein Mitspracherecht und damit keine

Mitwirkungsrechte. 

1. Mai 1808 – Die Konstitution für das Königreich Baiern tritt in Kraft

München * Die Konstitution des Königreichs Baiern&nbsp;tritt in Kraft. Die erste einheitliche

Verfassung des Königreichs Baiern besteht aus 45 Paragraphen, die auf acht Seiten Platz finden.

&nbsp;    Nach der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation&nbsp;und dem

großen Gebietszuwachs, den Baiern erfahren hat, ist es notwendig geworden, das Recht zu

vereinheitlichen und die Rechtsgleichheit in den verschiedenen Landesteilen herzustellen. Nur

Altbaiern war, bis auf wenige Enklaven, ein geschlossenes Staatsgebiet. Ansonsten gleicht das

neue Baiern mit seiner Anhäufung von Besitzungen verschiedener Fürsten, Grafen, Herren und

Ritter eher einem Fleckerlteppich.&nbsp;    Baiern muss nun zusammenwachsen und nach

einheitlichen gesellschaftlichen und verwaltungsrechtlichen Grundsätzen regiert werden. &nbsp;  
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    Damit werden „alle besonderen Verfassungen, Privilegien, Erbämter und Landschaftliche

Korporationen der einzelnen Provinzen“ aufgehoben. &nbsp;   Die Verfassung garantiert die

Gleichheit aller vor dem Gesetz und den Steuerbehörden sowie beim Zugang zu den

Staatsämtern. &nbsp;   Die Rechte des Adels werden darin eingeschränkt und deren bisherigen

politischen Vorrechte ausdrücklich abgelehnt. In einer neu eingeführten „Adelsmatrikel“ muss der

Adelstitel erst staatlich anerkannt werden. &nbsp;   Die Leibeigenschaft&nbsp;wird ersatzlos

abgeschafft.   Die Sicherheit des Eigentums wird ebenso gewährleistet, wie die

Gewissensfreiheit&nbsp;und die Pressefreiheit.&nbsp;Letztere wird allerdings durch Gesetze

teilweise wieder eingeschränkt.   Das Gesetz sieht ein stehendes Volksheer&nbsp;und eine

Bürgermiliz&nbsp;vor.      Mit 21 Jahren muss jeder Staatsbürger&nbsp;vor der Verwaltung

seines Kreises&nbsp;einen Eid ablegen, dass er „der Konstitution und den Gesetzen gehorchen -

dem König treu sein wolle“. Ohne ausdrückliche Erlaubnis des Monarchen darf kein

Staatsbürger&nbsp;auswandern oder ins Ausland reisen.&nbsp;    Zum „Königlichen Hause“ wird

in der Konstitution&nbsp;festgelegt,       dass die Krone erblich ist „in dem Manns-Stamme des

regierenden Hauses, nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge“.  

Die Prinzessinnen sind für immer von der Regierung ausgeschlossen, so lange noch männliche

Nachkommen vorhanden sind.   Sämtliche Familienmitglieder des königlichen Hauses stehen

unter der Gerichtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verlust Ihres Erbfolge-Rechts nur mit

dessen Einwilligung zur Ehe schreiten. &nbsp;      Nach den Bestimmungen der

Konstitution&nbsp;besteht zur Verwaltung des Königreiches Baiern&nbsp;       das

Ministerium&nbsp;aus fünf Departements,&nbsp;dem des Äußeren, der Justiz, der Finanzen, des

Inneren&nbsp;und des Kriegswesens. &nbsp;   Zudem teilte sie das Königreich in

Kreise&nbsp;ein, um so einen einheitlichen Beamten- und Verwaltungsstaat zu schaffen.   Auch

das Justiz- und Militärwesen werden neu organisiert. &nbsp;      Ein Parlament&nbsp;ist in Form

einer National-Repräsentation&nbsp;vorgesehen, kommt aber nicht zustande. &nbsp; 

Gleichwohl werden die Vertretungen der einzelnen Teilgebiete des Königreichs mit Inkrafttreten

der Verfassung abgeschafft. &nbsp;       Die National-Repräsentanten sollten für die Dauer von

sechs Jahren gewählt werden. &nbsp;   Dazu sollten in jedem der acht Kreise,von den 200

höchstbesteuerten „Land-Eigenthümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ von Wahlmännern sieben

Mitglieder gewählt werden. Diese 56 Gewählten hätten dann die

Reichs-Versammlung&nbsp;gebildet. &nbsp;      Durch die Einführung der

Konstitution&nbsp;verhindert Minister Maximilian Joseph von Montgelas, dass der auf Napoléon

Bonapartes Drängen geschlossene Rheinbund&nbsp;die Souveränität des Königreichs

Baiern&nbsp;zu stark einschränkt.

12. Juli 1808 – Staatliche Vorschriften zur Verehelichung
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München - Königreich Baiern * In einer erlassenen Verordnung zur Beförderung der Heiraten auf

dem Lande wird die Verehelichung von der Bewilligung der ordentlichen Polizeiobrigkeit des

Ortes abhängig gemacht, wo die Heiratenden mit hinreichender Aussicht auf ihre Nahrung den

Wohnsitz nehmen.  Damit wird den Gemeinden auch in Fragen der Verehelichung die Mitwirkung

entzogen.   Zusätzliche Haftungsbestimmungen gegenüber den entscheidenden Beamten

schränken die Wirksamkeit der Verordnung stark ein. Sollte sich die Familie doch nicht selbst

ernähren können, fällt der Unterhalt der genehmigenden Behörde zur Last.  Wenn Geistliche eine

Eheschließung ohne die vorherige staatliche Heiratsbewilligung vornehmen, haften sie für

Schäden und Kosten, welche hieraus irgendeiner Gemeinde zuwachsen.  Eheschließungen

außerhalb Baierns werden für ungültig erachtet und sind strafbar. 

1809 – Die freiwillige Bürgerwehr wird in die Nationalgarde eingegliedert

München * Durch eine Neuorganisation des Militärs wird die bisher freiwillige Bürgerwehr nach

französischem Vorbild in die dreigliedrige Nationalgarde eingegliedert.       Die Nationalgarde I.

Klasse bildet das Stehende Heer,   die II. Klasse wird zur Landesverteidigung innerhalb des

Königreichs verpflichtet.   Die Nationalgarde III. Klasse ist die ehemalige Bürgerwehr. Sie

untersteht jetzt den staatlichen Behörden für polizeiliche Aufgaben.      Seit dem Spätmittelalter

hatte die Bürgerwehr in zunehmenden Maße repräsentative Funktionen bei festlichen

Anlässen der Städte und des Fürstenhauses wahrgenommen. Die vornehmsten Aufgaben -

Ehrengeleit und Ehrenwache für höchste Herrschaften blieb der Bürger-Kavallerie vorbehalten.

Eine Kavallerie-Division gibt es - neben dem Invanterie-Regiment und der Artillerie-Kompanie -

auch in München.    Sie wird unter ihrem Major Andreas von Dall‘Armi das Pferderennen aus

Anlass der Hochzeit von Kronprinz Ludwig I. und Prinzessin Therese von

Sachsen-Hildburghausen austragen.    Eine „Schicki-Micki-Armee“.

1809 – Im Königreich Baiern gibt es 93 verschiedene Flüssigkeitseinheiten

München * In dem neuen Staatsgebilde Baiern gibt es 93 verschiedene Flüssigkeitseinheiten.

Diese werden durch die Einführung der baierischen Mass ersetzt. Das „baierische Maaß“ fasst

1.069 Kubikzentimeter.

1809 – Wiebeking: Die Isarbrücke ist eine Fehlkonstruktion !

München * Ohne unmittelbar akuten Anlass veröffentlicht Karl Friedrich von Wiebeking, der Leiter
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der staatlichen Straßen- und Wasserbaubehörde in Bayern, ein Projekt zur Erneuerung des alten

Flussübergangs bei München.     Wiebeking hält die alte Brücke aus dem 18. Jahrhundert für eine

Fehlkonstruktion, weil sie nach seiner Meinung durch ihre engen, niedrigen Bögen und durch die

allzu massiven Pfeiler den Fluss anstaut und daher bei Hochwasser zu einer der Ursachen für die

Überschwemmungen ist, welche die Isarvorstadt und die Au damals häufig heimsuchen.    

Überdies sei sie mit einem Querschnitt von nur 18 Fuß [circa 5,40 Meter] viel zu schmal und

könne gerade an Markttagen den Stoßverkehr nicht mehr bewältigen. All dies seien ausreichende

Gründe, die alte Brücke durch eine Neukonstruktion zu ersetzen.     Vorrangig jedoch will

Wiebeking durch seine Publikation die Möglichkeit demonstrieren, durch eine Holzkonstruktion

mit einem einzigen Bogen von 286 Fuß [= knapp 80 Meter], den „größten Bogen der Welt“, den

rechten Flussarm ohne Stützpfeiler zu überspannen. 

28. Februar 1809 – Eine einheitliche Mass für Bayern 

München * Durch die territorialen Erweiterungen zu Beginn des 19. Jahrhunderts wächst Bayern

zu einem Königreich aus Regionen mit unterschiedlichen Traditionen und Wirtschaftssystemen

zusammen. Besonders unübersichtlich ist das Maßwesen: Schätzungen zufolge bestehen bis zu

93 verschiedene Flüssigkeitsmaße. Zwar heißen sie fast überall „Maß“, doch ihr Inhalt

unterscheidet sich erheblich. Im oberfränkischen Lauenstein fasst eine Maß knapp einen halben

Liter, im ehemals salzburgischen Laufen dagegen rund 1,6 Liter.   Diese Unterschiede

erschweren Handel, Besteuerung und Preiskontrolle. Am 28. Februar 1809 erlässt König Max I.

Joseph auf maßgebliche Initiative seines Reformministers Maximilian Joseph Freiherr von

Montgelas eine Verordnung zur Vereinheitlichung der bayerischen Maße und Gewichte. Als

verbindliche Norm für Flüssigkeiten dient künftig die Münchner Maß mit einem Inhalt von rund

1,069 Litern.   Zur Durchsetzung der neuen Regelung lässt die Regierung kupferne Messzylinder

mit dem bayerischen Staatswappen und der Aufschrift „BAIER. MAAS. 1809“ an Landgerichte,

Rentämter, Städte und Märkte versenden. Diese sogenannten Muttermaße sind amtliche

Vergleichs- und Eichgefäße. Als Trinkgefäße dürfen sie ausdrücklich nicht verwendet werden.

Mithilfe der Muttermaße stellen die örtlichen Behörden weitere geprüfte Gefäße her und

verbreiten sie in ihren Amtsbezirken.   Eine allgemeine Eichpflicht für die Trinkkrüge besteht

zunächst jedoch nicht. Viele Gäste bringen ihre eigenen Gefäße mit in das Wirtshaus. Neben

Holzkannen und Zinngefäßen kommen zunehmend große Krüge aus Steinzeug auf. Um 1820

entwickelt sich daraus die charakteristische Form des bayerischen Masskrugs.   Die neue Maß

setzt sich allmählich im gesamten Königreich durch. Sie vereinheitlicht nicht nur den Ausschank,

sondern wird auch zu einem sichtbaren Zeichen für das Zusammenwachsen von Altbayern,

Franken und Schwaben. Obwohl die alte Maßeinheit 1872 durch den Liter ersetzt wird, bleibt ihr
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Name erhalten: Bis heute bezeichnet die „Mass“ einen Liter Bier und gilt als Symbol bayerischer

Lebensart.

1810 – Simon Westermaier kauft die Giesinger Mühle

Untergiesing * Der Bayerische Staat verkauft die Giesinger Mühle an den Müller Simon

Westermaier.

28. September 1810 – Der Lohnkutscher Franz Baumgartner schlägt ein Pferderennen vor

München * Der Münchner Lohnkutscher Franz Baumgartner, der in der Kavallerie-Division der

Nationalgarde III. Klasse seine Wehrpflicht als Unteroffizier ableistet, schlägt - neben den vom

Staat ausgerichteten und finanzierten Hochzeitsfeierlichkeiten - ein Pferderennen vor.

13. Oktober 1810 – Ganz München erstrahlt im Lichterschmuck

München * Am Abend findet eine große Festbeleuchtung statt. Ganz München erstrahlt im

Lichterschmuck. Mit den Aufbauten zur Illumination auf dem Max-Joseph-Platz ist bereits sechs

Wochen zuvor begonnen worden. An den öffentlichen und privaten Gebäuden der Stadt

leuchteten „transparente Gemälde und Inschriften“. So trägt die Fassade des Rathauses ein

allegorisches, zur Vermählung passendes Bild mit den Wappen des Brautpaares.    Am Gebäude

der Königlichen Akademie der Wissenschaften und Künste leuchtet „Hymens Fackel, und

Ludwigs und Theresens Namenszüge von Blumen“ mit den Worten: „Der neuen Hoffnung des

alten Hauses der Wittelsbacher huldigen Wissenschaft und Kunst.“ Soweit die staatlich

verordnete Fürstenhuldigung.      Unter den Adelspalais erregt das des Freiherrn Maximilian

Joseph von Montgelas besondere Aufmerksamkeit. „Letzteres war eigentlich hinter einem

prächtigen dorischen Tempel verschwunden, der um dasselbe ausgeführt reichlich mit Grün und

Blumengirlanden geschmückt, und durch die Lichtmassen wie in eine Feuerwohnung verwandelt

war.“    Auch der Bankier Andreas von Dall’Armi hatte sein Haus am Rindermarkt festlich

ausstaffiert. Die Fassade trägt „eine kolossale Bavaria mit einem ruhenden Löwen und […] mit

der Inschrift, die den ganzen oberen Stock einnahm: Wittelsbachs Stamm blühe ewig!“     Auch

die anderen privaten Gebäude sind, soweit es sich die Bewohner finanziell leisten können,

aufwändig geschmückt und erleuchtet. Für Kaufleute, Gastwirte, Cafétiers, Weinhändler,

Juweliere und Bierbrauer, kurz gesagt, für die besonders gut situierten Kreise der Münchner

Bewohnerschaft, bietet sich hier die einmalige Gelegenheit, miteinander mit prunkvollen
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Illuminationen zu Ehren des Königshauses sich gegenseitig zu übertreffen und nur das Beste

vom Besten zu zeigen. 

13. Oktober 1810 – Das einfache Volk und die bessere Gesellschaft feiern

München * Nicht das einfache Volk benimmt sich während der Hochzeitsparty in der Innenstadt

schlecht, sondern die bessere Gesellschaft. Das belegt ein Geheimprotokoll des damaligen

Vizedirektors der Münchner Polizei, Markus von Stetten. Im einfachen Volk kommt es weder zu

Ausschreitungen noch zu Raufereien oder grobem Unfug.    Er notiert lediglich: „[…] dem

Bacchus und der Liebe wurde in der letzten Nacht treulich geopfert […]“ und berichtet weiter von

Bierleichen, die im Polizeigebäude gestapelt werden und auch am Abend des nächsten Tages

ihren Rausch noch nicht ausgeschlafen haben. Von Stetten: „Doch dies gehört zu dem Ganzen

und ist ein wesentlicher Teil eines Volksfestes.“ Er stoppt den Ausschank von Bier und Wein, als

er merkt, dass die Menge auf den Festplätzen der Stadt nur noch lallt und wankt.    Dann widmete

sich der Polizeivize der Münchner Gesellschaft, die in der Hofoper feiert. Dort kommt es zu

Schlachten am kalten Buffet, Herren in staatlichen Spitzenpositionen sitzen mit hochrotem Kopf

inmitten von geleerten Flaschen. Ein Offizier schlägt eine Garderobenfrau nieder, ein Geheimer

Rat gibt eine Portion Eis zurück, als er hört, dass er sie selbst bezahlen muss. Nach dem Fest

wird ein Haufen Silber vermisst.    Mehrere Besucher schickt man volltrunken aus der Oper, eine

Dame bleibt bewusstlos auf der Straße liegen. „Ein Fall, der sich unter Frauen bei einem

Volksfeste nicht ereignete.“ 

14. Oktober 1810 – Kronprinz Ludwig wird Generalgouverneur des Inn- und Salzachkreises

München - Salzburg * König Max I. Joseph ernennt Kronprinz Ludwig I. zum Generalgouverneur

des Inn- und Salzachkreises mit Sitz in Innsbruck. Er wird mit seiner Frau Therese im Schloss

Mirabell in Salzburg wohnen.    Die Ernennung soll nicht zuletzt dazu dienen, den Kronprinzen mit

den Verwaltungsgeschäften vertraut zu machen. Außerdem will ihn sein Vater in Distanz zur

Regierungszentrale in München halten, um Auseinandersetzungen zwischen dem

Kronprinzen und dem Außen-, Innen- und Finanzminister Maximilian Joseph Freiherr von

Montgelas, die sich beide nicht sonderlich mochten, zu vermeiden.    Der Super-Minister hat eine

Menge Arbeit mit der Reorganisation des neuen Staates, um tiefgreifende Reformen und um die

Schaffung eines einheitlichen Beamten- und Verwaltungsstaates. Gegen seine Aufgabe ist die

Deutsche Wiedervereinigung ein Kinderspiel.    Eine wichtige Voraussetzung für die zentralistisch

geführte Verwaltung war die Vereinheitlichung der Maße und Gewichte. So gibt es alleine 93

verschiedene Flüssigkeitseinheiten, die anno 1809 durch die Einführung der baierischen
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Maaß ersetzt werden. Das Baierische Maaß fasst 1.069 Kubikzentimeter und wird

Mass ausgesprochen.

17. Oktober 1810 – Das erste Oktoberfest beginnt mit einem Pferderennen

München * An diesem Mittwoch, es ist ein milder Herbstag mit hellblauem Himmel, wird nochmals

eine breite Bevölkerungsschicht in die Feierlichkeiten um die Kronprinzenhochzeit einbezogen,

nachdem die zuvor abgehaltenen Opernaufführungen und Bälle nur einem kleinen ausgesuchten

Kreis geladener Gäste vorbehalten waren.    Diese Festveranstaltungen wurden vom Staat

ausgerichtet und finanziert. Doch angesichts von Kriegszeiten und leeren Staatskassen hält sich

der sonst bei Fürstenhochzeiten übliche Glanz und Glamour in Grenzen. Und da im Jahr 1808 die

städtische Selbstverwaltung abgeschafft worden ist, verfügt München über kein Vermögen, aus

dem sie einen eigenen Beitrag zu den Feierlichkeiten hätte leisten können.    Dankbar überlässt

man deshalb die Ausrichtung der Feier der gehobenen Bürgerschaft, die dazu in der Lage ist und

die die eigentliche Volksbelustigung, ein als Huldigung gedachtes Pferderennen, das in der

Tradition des Scharlachrennens steht, durchführen kann.    Es ist der Kavallerie-Major der

Nationalgarde 3. Klasse, der Bankier Andreas Michael Edler von Dall’Armi, der im Namen der

Nationalgarde, also des Bürgermilitärs, ein Schreiben an den König richtet, in dem er bittet, eine

solche Veranstaltung ausrichten zu dürfen. Das Pferderennen soll den Abschluss, aber zugleich

auch den Höhepunkt der Feierlichkeiten um die Kronprinzenhochzeit bilden. 

3. November 1810 – Eine Verordnung über die neuen Posttarife

München * Eine Verordnung über die neuen Posttarife bringt keine wesentlichen Fortschritte

gegenüber dem alten System. Die Berechnung der Brieftaxe erfolgt nach dem Gewicht des

Briefes und der Entfernung des Bestimmungsortes. Der billigste Brief kostet drei Kreuzer. Er darf

nicht mehr wiegen als ein halbes baierisches Lot [8,75 Gramm] und der Bestimmungsort darf

nicht weiter als sechs Meilen entfernt sein.    Für den Briefe schreibenden „Untertanen“ bedeutet

die Übernahme der Posthoheit durch die souverän gewordenen Einzelstaaten einen Rückschritt

gegenüber dem unter dem Schutz des Reiches entwickelten europäischen System der Thurn und

Taxis, da es auf der Grundfläche des aufgelösten Heiligen Römischen Reiches Deutscher

Nation nun nicht weniger als 43 verschiedene Postanstalten gibt.    Da auch auf dem Wiener

Kongress nichts für die Wiederherstellung der Posteinheit und die Verbesserung der

Postbedingungen unternommen worden war, muss jedes Land seine Postangelegenheiten in

eigener Zuständigkeit ordnen. Den Vorschlag Bayerns, zumindest das Portosystem für das

Gebiet des Deutschen Bundes zu vereinheitlichen und das Porto - nach baierischem Muster - zu

Münchner Zeitensprünge Seite 47/289



verbilligen, lehnen die anderen Länder aber kategorisch ab.    Im Königreich Baiern, in dem

zahlreiche fränkische und schwäbische ehemalige reichsunmittelbare Gebiete aufgegangen sind,

kommt der Post eine wichtige Rolle bei der Aufgabe zu, die neubayerische Bevölkerung zu

integrieren. Ein funktionierendes Post- und Verkehrswesen ist dabei ein wichtiges Mittel der

bayerischen Regierungspolitik. Es sollen damit die Vorteile des neuen und größeren

Wirtschaftsraumes demonstriert werden und den vom neuen Staatsverband eher weniger

begeisterten Neubürgern das Königreich attraktiver machen.

27. Dezember 1810 – Montgelas lässt sein Stadt-Palais erweitern

München-Kreuzviertel * Freiherr Maximilian Joseph von Montgelas will den östlich an sein

barockes Palais angrenzenden Salzstadel mit diesem vereinigen und zu einem großen

Stadtpalast umgestalten.     Der erste Entwurf des Architekten Emanuel Joseph von Herigoyen

gefällt dem Staats- und Konferenzminister noch nicht. Erst eine etwas abgeänderte Form wird

anschließend ausgeführt und im Jahr 1813 vollendet. 

1811 – Pläne für einen Abbruch des Isartors

München-Graggenau - München-Angerviertel * Da das Isartor den modernen

Verkehrsanforderungen nicht mehr genügt, entstehen konkrete Abbruchpläne. Die Durchfahrten

sind zu eng und noch auf den Verkehr des Mittelalters ausgelegt – zwei entgegenkommende

Fuhrwerke können das Tor nicht gleichzeitig passieren.    Nach ersten Überlegungen sollen

lediglich die beiden Flankentürme aus denkmalpflegerischen Gründen erhalten bleiben. Entfernt

man die verbindende Portalwand, könnte der Verkehr künftig ungehindert in beide Richtungen

fließen.    Für Carl Friedrich von Wiebeking, den Leiter der staatlichen Straßen- und

Wasserbaubehörde, geht selbst das nicht weit genug. Er hält den Erhalt des Isartors insgesamt

für überflüssig. Stattdessen schlägt er vor, das Tor vollständig abzubrechen und auf dem rechten

Isarufer eine neue Empfangsstation für den nach München einströmenden Verkehr zu errichten.

Auch die Wach- und Zollstation soll dorthin verlegt werden.    Auf diese Weise, so sein Plan, ließe

sich zugleich eine stärkere Verbindung zwischen dem historischen Stadtkern und den Siedlungen

in der Flussniederung herstellen.&nbsp;

1811 – Städtische Mitfinanzierung der Rumfordchaussee abgewehrt

München-Isarvorstadt * Der Staat verzichtet auf eine städtische Mitfinanzierung der
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Ringstraße. Die Rumfordchaussee war anno 1796 als militärische Straßenanlage gebaut worden,

weshalb sich der Magistrat erfolgreich gegen jede finanzielle Beteiligung wehrte. Auch als man

die Straßenanlage als wesentlichen Beitrag zur Verschönerung Münchens ansah.

20. März 1811 – Die Weinmüller-Schauspieltruppe wird der Hoftheater-Intendanz unterstell

München * König Max I. Joseph lässt die arbeitslos gewordene Weinmüller-Schauspieltruppe der

Hoftheater-Intendanz unterstellen. Die Hofmusik-Intendanz wird angewiesen, dem

Vorstadt-Theater seine Schauspieler und Dekorationen zur Verfügung zu stellen. Das

Unternehmen muss sich finanziell selbst tragen und sich „keines Zuschusses aus unserer

Staatscassa zu erfreuen haben“.&nbsp;       Damit hat der König zwei Ziele erreicht. Er will

einerseits ein etabliertes Theater für die mittleren Einkommensschichten schaffen   und

andererseits die bisher frei agierende Bühne unter die Kontrolle und Einflussnahme des Hofes zu

stellen.&nbsp;

25. April 1811 – Zweifel am staatlichen Bierregulativ

München * Das königlich-baierische Bierregulativ von 1811 erweist sich in der Praxis als wenig

realitätsnah. Bei genauerer Betrachtung fällt auf, dass es eine bestimmte Menge Malz einem

daraus herzustellenden Bierertrag gegenüberstellt. Die Qualität des Malzes ist dabei nicht näher

definiert; vorgeschrieben ist lediglich, dass es trocken sein muss.   Malzmenge und Bierertrag

lassen sich jedoch nicht gleichzeitig überprüfen, sondern nur vor beziehungsweise nach dem

Brauvorgang. Sind aus einem Scheffel Malz erst einmal sieben Eimer Sommerbier gebraut, ist

das Malz aufgebraucht. Fehlt anschließend auch noch ein Teil des Bieres – etwa aufgrund des

Durstes der Brauer und ihrer Knechte –, ist für die „Ausmittelung der tarifmäßigen

Zusammenhänge“ kaum noch eine verlässliche Grundlage vorhanden.   Trotz des staatlichen

Bierregulativs bleibt die durstige Bevölkerung misstrauisch. Viele Menschen verdächtigen die

Brauer, bei der Herstellung zu betrügen und für ihr „Gwasch“, also vermeintlich dünnes oder

minderwertiges Bier, einen zu hohen Preis zu verlangen. Die Obrigkeit beteuert zwar immer

wieder, das Bierregulativ sei von „kristallener Klarheit“. Die Bevölkerung teilt diese Auffassung

jedoch nur bedingt. Das Misstrauen der Biertrinker gegenüber den Brauern bleibt deshalb auch

im 19. Jahrhundert stark ausgeprägt.   Bier gilt in dieser Zeit vor allem als Nahrungs- und

Alltagsgetränk, nicht als Luxusgut. Selbst Gegner des Branntwein- und Kaffeekonsums

empfehlen es als Alternative zu hochprozentigem Alkohol und bekämpfen den „Fusel“

gewissermaßen mit Bier. 
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25. April 1811 – Staatliche Festsetzung des Bierpreises

München * König Max I. Joseph erlässt eine Verordnung über die künftige Regulierung des

Biersatzes im Königreich Bayern. Das sogenannte Bierregulativ ist somit eine königliche

Verordnung und kein vom Landtag verabschiedetes Gesetz.   Bis zur Aufhebung des

Bierregulativs im Jahr 1865 bestimmen die Obrigkeit und die Regierung maßgeblich über den

bayerischen Bierpreis. Dieser richtet sich daher nicht nach den Grundsätzen des freien Marktes

und kann auch von den Brauern nicht eigenständig festgesetzt werden. 

10. Juni 1813 – Im Königreich Baiern tritt das Judenedikt in Kraft

München - Königreich Baiern * Das sogenannte „Baierische Judenedikt“ regelt erstmals

einheitlich die „Verhältnisse der jüdischen Glaubensgenossen im Königreiche Baiern“. Es stellt

einen wichtigen Schritt zur rechtlichen Eingliederung der Juden in den baierischen Staat dar,

enthält jedoch zugleich zahlreiche Einschränkungen.  Einerseits bringt das Edikt

Verbesserungen:     Juden erhalten mehr bürgerliche Rechte,   dürfen Grundbesitz erwerben und 

 werden stärker in das staatliche Leben integriert.     Das Edikt schafft zusätzlich die rechtliche

Grundlage für die Bildung jüdischer Kultusgemeinden sowie für die Einrichtung von

Gotteshäusern und Friedhöfen. Damit wird jüdisches Gemeindeleben offiziell anerkannt und

gefestigt.  Andererseits bleibt das Edikt stark von staatlicher Kontrolle geprägt. Besonders

bedeutend war das sogenannte Matrikelgesetz.     Für jede Gemeinde wird eine feste Höchstzahl

jüdischer Familien festgelegt.   Nur wer eine Matrikelstelle besitzt, darf sich dauerhaft

niederlassen, heiraten und eine Familie gründen.   Viele junge Juden konnten deshalb keine

eigene Familie in ihrer Heimat gründen und sind zur Auswanderung gezwungen, häufig nach

Nordamerika.   Außerdem begünstigt das System wohlhabendere Familien, die leichter

Matrikelstellen sichern können.    Das Judenedikt ist einerseits ein Schritt zur rechtlichen

Konsolidierung und Emanzipation der jüdischen Bevölkerung, andererseits aber auch ein

Instrument zur Begrenzung und Kontrolle jüdischen Lebens in Baiern. 

13. September 1813 – Das Abbruchmaterial beim Neubau der Isarbrücke verwenden

München * Nach dem Einsturz der Isarbrücke untermauert Carl Friedrich von Wiebeking, der

Leiter der staatlichen Straßen- und Wasserbaubehörde, seine Argumentation mit dem Hinweis,

dass mit dem Abbruch des Isartores das anfallende Abbruchmaterial beim Neubau der Brücke

verwendet werden könne. Wiebekings Vorschlag wird jedoch verworfen, die weiteren Planungen

erst im Jahr 1816 wieder aufgenommen. 
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14. September 1813 – Das Abbruchmaterial beim Neubau der Isarbrücke verwenden

München * Nach dem Einsturz der Isarbrücke untermauert Carl Friedrich von Wiebeking, der

Leiter der staatlichen Straßen- und Wasserbaubehörde, seine Argumentation mit dem Hinweis,

dass mit dem Abbruch des Isartores das anfallende Abbruchmaterial beim Neubau der Brücke

verwendet werden könne. Wiebekings Vorschlag wird jedoch verworfen, die weiteren Planungen

erst im Jahr 1816 wieder aufgenommen.

30. Mai 1814 – Die Befreiungskriege sind beendet

Paris * Mit dem Ersten Frieden von Paris werden die napoleonischen Befreiungskriege beendet.

Es ist ein Versöhnungsfrieden, der Frankreich als Großmacht in den Grenzen von 1792 bestehen

lässt. Das Land erhält sogar besetzte Kolonien und Handelsniederlassungen zurück.    Der Erste

Pariser Frieden legt in einer völkerrechtlich verbindlichen Formel fest: „Die Staaten Deutschlands

werden unabhängig und durch ein föderatives Band vereinigt sein.“ Damit ist die Restauration der

vorrevolutionären Verhältnisse des alten Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation ebenso

ausgeschlossen, wie die Gründung eines deutschen Einheitsstaates.    Durch die von Napoleon

initiierte große Flurbereinigung der deutschen Landkarte ist die Zahl der deutschen Staaten auf

ein überschaubares Maß reduziert worden. Das hat jedoch an den zum Teil enormen

Größenunterschieden nichts geändert. Durch die erheblich vergrößerten süddeutschen

Mittelstaaten Baiern, Württemberg, Baden und anderer war ein neuer Machtfaktor entstanden.   

Die Neuordnung erfolgt freilich unter den Eindrücken der bürgerlichen Reformprojekte der

Französischen Revolution, die bereits zuvor in den deutschen Einzelstaaten Resonanz gefunden

und dort manche Impulse zur Modernisierung der Staats- und der Gesellschaftsordnung

ausgelöst hat. 

3. Juni 1814 – Die Grenzen des Königreichs Baiern werden neu festgelegt

Paris - München * Im baierisch-österreichischen Vertrag von Paris werden die Grenzen des

Königreichs Baiern neu festgelegt. Für die Abtretung Tirols, Vorarlbergs sowie Salzburgs und

einiger anderer österreichischer Gebiete erhält Baiern das Großherzogtum Würzburg,

Aschaffenburg, die Pfalz und Berchtesgaden. Bayerns Staatsgebiet erreicht damit fast seine

heutige Form.
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Juli 1814 – Fundierungsarbeiten an der Äußeren Isarbrücke

München * Noch während der Magistrat über die Finanzierung des Projekts berät, beginnt Karl

Friedrich von Wiebeking, der Leiter der staatlichen Straßen- und Wasserbaubehörde in Bayern,

mit den Fundierungsarbeiten der Äußeren Isarbrücke und eine Verbesserung der Zufahrtswege

zur Stadt.

18. September 1814 – Der Wiener Kongress regelt die Neuordnung Europas

Wien * Der Wiener Kongress beginnt. Er tagt bis zum 9. Juni 1815. Im Mittelpunkt der vom

österreichischen Staatskanzler Fürst Clemens Menzel von Metternich geleiteten und unter

starkem Einfluss des Zaren Alexander I. und England stehenden Verhandlungen steht die

Neuordnung Europas nach den Befreiungskriegen und dem Zusammenbruch des

napoleonischen Herrschaftssystems.    Ein wesentlicher Punkt auf der Tagesordnung der

europäischen Politik ist die Schaffung einer neuen Friedensordnung, die der Wiener Kongress

vornehmlich dadurch umzusetzen versucht, indem er die Macht zwischen den Großmächten ins

Gleichgewicht bringen will. Für die Königreiche, darunter Baiern, sowie die Großherzogtümer,

Herzogtümer und Grafschaften des Rheinbundes ist vordringlich, dass nach ihrem Wechsel zur

antinapoleonischen Allianz die Eigenstaatlichkeit und Souveränität ihrer bestehenden Staaten

vertraglich festgeschrieben wird. 

8. Juni 1815 – Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet

Wien * Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet. Der Zusammenschluss

aller souveränen deutschen Fürsten und Freien Städte tritt an die Stelle des Heiligen Römischen

Reiches Deutscher Nation.      In der Bundesakte wird der Deutsche Bund als

Staatenbund organisiert. Ohne Zentralgewalt, unter der Präsidialmacht Österreichs, ohne

Gerichtshof und ohne gewähltes Parlament. Die Bundesversammlung, inoffiziell auch

Bundestag genannt, ist eine Gesandtenversammlung. Darin ist sie dem alten Reichstag ähnlich,

wie auch das alte Heilige Römische Reich Deutscher Nation ein Staatenbund war.      Der Artikel

13 der Deutschen Bundesakte bestimmt für alle Mitgliedsstaaten eine landständische

Verfassung. Doch diesem Auftrag kommt das Königreich Baiern nur unvollständig nach, da die

Verwirklichung eindeutig ein Rückschritt gegenüber der Konstitution gewesen wäre. Denn in einer

landständischen Verfassung hätte sich die Landschaft wieder aus       dem landständischen Adel, 

 den landsässigen Prälaten und   den Vertretern der Städte und Märkte      zusammengesetzt.

Wieder hätte lediglich die Geburt, der Besitz und das Amt die Grundlage zur Beteiligung an der
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politischen Willensbildung gebildet.     Weder eine Wahl, noch eine Legislaturperiode ist

vorgesehen. Dieses ist schlicht systemfremd. 

7. Dezember 1816 – Der päpstliche Konkordatsentwurf wird für unannehmbar erklärt

München * Der päpstliche Konkordatsentwurf wird für „unannehmbar“ erklärt.      Noch während

der Regierungszeit des Grafen von Montgelas wurden Verhandlungen mit der päpstlichen

Administration über die Neuordnung der Kirchenverhältnisse in die Wege geleitet. Anno 1807

stellte man die Gespräche ein, bis im Jahr 1816 der Bayerische Gesandte beim Heiligen Stuhl,

Bischof Kasimir Freiherr von Häfflein, in neue Konkordats-Verhandlungen eintrat.      Da aber die

Positionen der bayerischen Regierung und dem wieder erstarkten, selbstbewussten Papsttum nur

schwer zu vereinbaren sind, schlägt Bayern als einzigen Gegenstand der Verhandlungen       die

Neufestsetzung der Diözesangrenzen und    die Regelung zur Besetzung der Bischofsstühle vor.

       Die Grenzen der Diözese stimmen nicht mit den Landesgrenzen überein, weshalb Bayern

eine geschlossene territoriale Kirchenorganisation will und auf einen maximalen Einfluss bei der

Besetzung der Bischofsstühle und damit indirekt auch auf die Pfarreien drängt. Eine Preisgabe

der bisher ausgeübten staatlichen Kirchenhoheit kommt für die Regierung Montgelas nicht in

Frage. 

2. Februar 1817 – Graf Maximilian Joseph von Montgelas erhält seine Entlassungsurkunde

München-Kreuzviertel * Mit den Worten: „Sonntag um elf Uhr werde ich mich bei Ihnen einfinden;

adieu mon cher Montgelas. Ich hoffe, Sie in besserer Gesundheit anzutreffen, als ich Sie

verlassen habe“, hat der baierische Herrscher sein Kommen für den 2. Februar 1817

angekündigt. Doch statt dem&nbsp;König&nbsp;fährt ein Bote mit der

Entlassungsurkunde&nbsp;in der Tasche in das Palais am Promenadeplatz.&nbsp;    Der

abgesetzte Minister erhält nicht einmal die Gelegenheit, sich zu den Vorwürfen zu

äußern.&nbsp;Das Kündigungsschreiben&nbsp;ist so formuliert, als hätte der Graf selbst aus

gesundheitlichen Gründen gebeten, „ihn der ganzen Last der ihm bisher anvertrauten

Staatsämter zu entheben“. Graf Maximilan Joseph von Montgelas schweigt nach der

Überreichung des Schreibens erst einmal eine Viertelstunde und äußert sich dann nur über die -

aus seiner Sicht - viel zu niedrige Höhe der Pension.&nbsp;30.000 Gulden erhält der Neurentner,

statt der 36.000 Gulden, die er als aktiver Minister erhalten hat.    Das ist also der Dank des

Hauses Wittelsbach&nbsp;für den Mann, der ihnen in jahrzehntelanger Arbeit das Land

vergrößerte, einen modernen Staat geschaffen und die Königskrone errungen hatte. Doch für

Kronprinz Ludwig ist der Minister, der Baiern geformt, reformiert und modernisiert hat, einfach zu
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„unteutsch“.    In dieser Zeit kursieren zudem Schmähschriften, in denen Montgelas unterstellt

wird, er sei nur ein „halber Baier“ und gehöre der alles unterjochenden französischen Nation an.

Als Ernestine von Montgelas nach der Entlassung ihres Mannes als Minister die Gruppierung der

Verschwörer an der Hoftafel&nbsp;beschimpft, erhält sie lebenslanges Hofverbot.    Kein Wunder,

dass der ansonsten denkmalgeile König Ludwig I. dem Architekten des modernen Baiern kein

Bronzestandbild setzen lässt, wohl aber seinem Mitverschwörer Fürst Carl Philipp von

Wrede.&nbsp;Danach bewirkt eine deutsch-national gestimmte bayerische

Geschichtsschreibung, dass Montgelas bei den Bayern in keinem guten Andenken bleibt.    Nach

der Entlassung des Grafen Maximilian Joseph von Montgelas werden die Ministerien neu

aufgeteilt.&nbsp;Das Portefeuille des Äußeren&nbsp;erhält Alois Graf von Rechberg, das des

Inneren&nbsp;Friedrich Graf von Thürheim und das der Finanzen&nbsp;Maximilian Freiherr von

Lerchenfeld.

24. Oktober 1817 – König Max I. Joseph unterzeichnet das Konkordat mit dem Vatikan

München * Die Regierung legt den Konkordatsentwurf König Max I. Joseph zur Unterschrift vor.

Neben dem Verzicht auf Kontrollrechte über die Kirche wird der Staat zum Unterhalt der

Bischöfe sowie der Domkapitel und zur Wiederherstellung einiger Klöster für Unterricht,

Seelsorge und Krankenpflege verpflichtet.      Weil die religiöse Toleranz und Parität gefährdet

scheint, das Konkordat die baierischen Protestanten eindeutig zurückgesetzt hat und gleichzeitig

die herausgehobene Stellung der katholischen Kirche im Staat auf ein göttliches Gesetz beruft,

ergeht für die neue Verfassung ein neues Religionsedikt, welches den Vertrag mit dem Heiligen

Stuhl stark relativiert. Durch einen politisch-juristischen Kunstgriff erhält das

Religionsedikt Verfassungsrang, während das Konkordat nur ein Staatsgesetz ist und sich somit

unterordnen muss.

17. Mai 1818 – Selbstverwaltung der Städte und Gemeinden wieder hergestellt

München * Das Gemeindeedikt stellt die Selbstverwaltung der Städte und Gemeinden wieder her.

In seinem Konzept eines zentralisierten Staates hatte Maximilian Joseph von Montgelas die

Selbstverwaltung der Städte, Märkte und Gemeinden abgeschafft. Nach Montgelas‘ Entlassung

macht König Max I. Joseph - neun Tage vor dem Erlass einer neuen Verfassung - diese

Maßnahme rückgängig.

26. Mai 1818 – Die Ständeversammlung hat über die Post mitzubestimmen
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München * Seit der Verfassung vom 26. Mai 1818 sind im Königreich Baiern Fragen der

Post nicht mehr alleine Angelegenheit des Landesherrn und seiner Regierung. Die

Ständeversammlung hat das Recht über die Staatsausgaben und damit auch über die

Post mitzubestimmen.  Zu den bevorzugt diskutierten Themen in der Ständeversammlung gehört

unter anderem die Frage, ob die Post, als Öffentliche Anstalt die Bedürfnisse der Öffentlichkeit zu

befriedigen hat oder ob sie vorwiegend Geld in die immer leeren Staatskassen bringen soll.

Immer wieder prangern die Abgeordneten    die katastrophalen Dienstleistungen der Post,  die

Grobheit der Postillione und  den miserablen Zustand der baierischen Straßen an.

26. Mai 1818 – Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung

München * Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung. Baiern ist damit

unter den großen deutschen Staaten der erste Verfassungsstaat. Baden erreicht diesen Status

drei Monate und Württemberg ein Jahre später.    Der König vereinigt alle Rechte der

Staatsgewalt in seiner Person, unterliegt aber in der Ausübung seiner Rechte einigen

Beschränkungen.  Es gibt ein Zweikammersystem.    Die Erste Kammer sind die Reichsräte,  die

Zweite Kammer setzt sich zusammen zu je einem Achtel aus adeligen Gutsbesitzern und

Geistlichen, ein Viertel kommt von Städten und Märkten, die restliche Hälfte sind Landeigentümer

ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit.  Es gibt eine Legislaturperiode und  außerdem werden die

Mitglieder der Abgeordnetenkammer gewählt.  Dennoch ist der Weg zu demokratischen

Strukturen noch sehr, sehr weit!    Die adeligen Gutsbesitzer stellen ein Achtel, die katholischen

und evangelischen Geistlichen ebenfalls ein Achtel, die Städte, Märkte und Gemeinden ein

Viertel und die übrigen Landeigentümer ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit die Hälfte.    Dazu

kommen zusätzlich drei Vertreter der Universitäten.    Es gibt keinen Parlamentarismus,    die

Mehrheitsverhältnisse in der Abgeordnetenkammer haben keinen Einfluss auf die Arbeit des

Ministerrats,  die Abgeordneten haben kein Initiativrecht, dürfen also selbst keine Gesetzentwürfe

einbringen und  dürfen nicht über ihren Zusammentritt selbstständig entscheiden.      Im Vergleich

zu den Vorgaben der Deutschen Bundesakte ist die Baierische Verfassung jedoch sehr modern

ausgefallen. Sie legt das Fundament für das System einer konstitutionellen Monarchie.    Erneut

ist das neue Staatsgrundgesetz aber keine Vertragskonstruktion zwischen dem Fürsten und dem

Volk, sondern ein einseitiger verfassungsgebender Akt des Königs. Man nennt das auch eine

oktroyierte Verfassung, die vom König in freier Selbstbeschränkung erlassen wird und somit nicht

das Ergebnis einer Vereinbarung zwischen Fürst und Volksvertretung darstellt.    Im Gegenteil,

der Baiernkönig begründet seine Herrschermacht mit der Verfassung nicht, sondern unterwirft

sich vielmehr nur in bestimmten Punkten seinen selbst erlassenen Beschränkungen. 
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17. Juni 1818 – König Max I. Joseph verkündet ein Religionsedikt

München * König Max I. Joseph verkündet ein Religionsedikt, durch das das Konkordat vom 24.

Oktober 1817 stark relativiert wird. Während das Religionsedikt Verfassungsrang erhält, wird das

Konkordat diesem als einfaches Staatsgesetz untergeordnet.  Diese Maßnahme ist erforderlich

geworden, weil das Konkordat für die katholische Kirche eine von Gott gegebene

hervorgehobene Stellung proklamiert und damit die religiöse Toleranz und Gleichwertigkeit

gefährdet hatte. 

31. August 1819 – Der österreichische Staatskanzler gegen die bayerische Verfassung

Karlsbad * Der österreichische Staatskanzler Clemens Menzel Fürst von Metternich will in den

Karlsbader Verhandlungen vom 6. bis 31. August 1819 nicht nur       die Souveränität des

Königreichs Baiern, sondern auch   die liberalen Errungenschaften der Baierischen

Verfassung ernsthaft bedrohen.        Es ist hauptsächlich Kronprinz Ludwig, der mit vehementem

Einsatz die Errungenschaften verteidigen und bewahren kann - auch gegenüber seinem Vater. 

20. Mai 1820 – Den baierischen Standpunkt durchgesetzt

Wien * In den Wiener Ministerkonferenzen, die zwischen dem 25. November 1819 und dem 20.

Mai 1820 stattfinden, gelingt es, den baierischen Standpunkt durchzusetzen. 

15. September 1821 – Die Tegernseer Erklärung beendet einen langwierigen Streit

Tegernsee * Mit der Tegernseer Erklärung wird ein langwieriger Streit zwischen der bayerischen

Regierung und der katholischen Kirche ein Ende gesetzt. König Max I. Joseph erklärt darin, dass

das Konkordat als Staatsgesetz angesehen und vollzogen werden wird. 

1. November 1821 – Lothar Anselm Freiherr von Gebsattel wird zum Bischof geweiht

Tegernsee * Nachdem der Streit zwischen Staat und Kirche mit der Tegernseer

Erklärung ausgeräumt werden konnte, kann Lothar Anselm Freiherr von Gebsattel zum

Bischof geweiht werden. 
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August 1822 – Die Israelitische Kultusgemeinde erwirbt einen Bauplatz

München-Angerviertel * Nach langen Auseinandersetzungen mit den staatlichen und städtischen

Behörden erwirbt die pragmatische Gruppe der Israelitischen Kultusgemeinde vom königlichen

Irrenarzt Dr. Johann Baptist Sax das Haus Nr. 492b in der Theaterstraße als Bauplatz. 

11. Januar 1824 – Baron Leonhard von Eichthal stirbt in München

München * Baron Leonhard von Eichthal, der erste nobilitierte Jude, Hoffaktor und Finanzier des

Bayerischen Staates, stirbt in München. Er wird auf dem Alten Südlichen Friedhof beigesetzt. Das

Privatbankhaus in der Theatinerstraße führt der jüngste Sohn Simon weiter. 

1825 – Joseph Ritter von Hazzi übernimmt die Seidenzucht-Deputation

München * Erst als der Vorstand des Landwirtschaftlichen Vereins, der Staatsrat Joseph Ritter

von Hazzi, den Vorsitz der Seidenzucht-Deputation übernimmt, geht es mit dem Vorhaben

aufwärts.&nbsp;

1825 – Bevölkerungsvermehrung und Gewerbeverfassung angestrebt

Königreich Baiern * Eine seit Jahren anhaltende Diskussion über die zu ergreifenden

Maßnahmen       zur Verbesserung der öffentlichen Finanzen und damit   einer Abwehr eines

Staatsbankrotts sowie   die Anhebung des allgemeinen Wohlstands      führen zum Wunsch nach

einer       Vermehrung der Bevölkerungszahl und   der Liberalisierung der Gewerbeverfassung. 

1825 – Die Themen Ansässigmachung und Verehelichung im Landtag

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Die Ständeversammlung befasst sich mit den

Themen Ansässigmachung und Verehelichung. Man verweist auf England und Holland, wo der

Wohlstand auf einer zahlreichen und gewerbefleißigen Bevölkerung basiert.    Dagegen hindern

im Königreich Baiern die „Erschwerung der Heiraten und Ansässigmachungen […] ein unserem

dürftigen Boden und seiner großen Oberfläche angemessenes Wachstum der Bevölkerung und

beraubten uns dadurch gerade der Entwicklung jener kostbaren Kräfte, durch deren fruchtbare

Produktion der innere Wohlstand am segensreichsten gedeiht und die Gewichtigkeit eines
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Staates am sichersten emporsteigt“.    Bedenken, dass die wachsende Bevölkerung nicht ernährt

werden könne, zerstreut der Abgeordnete Jakobi mit Hunden in der Landeshauptstadt: „In

München werden viele Tausend unnütze Hunde gehalten, die besser genährt und gefüttert

werden oft als Tausende von Menschen“. 

11. September 1825 – Das Gesetz über das Gewerbewesen

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Als drittes Gesetz wird zu den Bestimmungen über

Heimat, Ansässigmachung und Verehelichung noch das Gesetz über das Gewerbewesen

beschlossen, um „die Hindernisse des Kunstfleißes zu beseitigen“ und „die Ausbildung in den

Gewerben zu befördern“. Während die Fabrikbesitzer die völlige Gewerbefreiheit fordern, wollen

die Vertreter des Handwerks letztlich die bestehende Zunftverfassung behalten und sogar noch

erweitern.  Die Ständeversammlung beschließt einen Kompromiss, in dem ein

Konzessionssystem im Mittelpunkt steht. Danach ist die Ausübung eines Gewerbes von der

Erteilung einer Gewerbekonzession abhängig. Diese wird von der staatlichen Polizeibehörde

erstellt. Sie darf nicht versagt werden, wenn    der Bewerber die erforderlichen Fähigkeiten besitzt

und  der Unterhalt der anderen Gewerbetreibenden durch die Erteilung der Konzession nicht

gefährdet wird.    Die bestehenden Realrechte, worunter man die Verkäuflichkeit und

Vererbbarkeit des Handwerks versteht, bleiben von dieser Reform ebenso wie die radizierten

Gewerbe unberührt. 

11. September 1825 – Jeder Staatsangehörige hat eine Heimat

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Bedeutete bis dahin der Begriff „Heimat“ im

wesentlichen Haus- und Grundbesitz, so wird jetzt das Recht auf Heimat, also Angehöriger einer

Gemeinde zu sein, einklagbar.  Der Heimatberechtigte hat Anspruch auf Unterstützung durch

seine Heimatgemeinde, wenn er sich selbst nicht mehr unterhalten kann. Das Gesetz besagt:

„Jeder Staatsangehörige soll eine bestimmte Heimat haben.“ Jedermann besitzt entweder eine

erworbene, eine ursprüngliche oder eine angewiesene Heimat. Durch das Heimatgesetz soll die

„Heimatlosigkeit“ und damit die Zahl der Nichtsesshaften, der Vaganten und der „Gauner“

beseitigt werden.  Gleichzeitig entfällt der Erwerb des Heimatrechts nach einem Aufenthalt von

zehn Jahren an einem Ort. Diese Vorgabe hat oftmals dazu geführt, dass Anwärter nach neun

Jahren abgeschoben wurden. Ebenso wird die Geburt als Rechtstitel des Heimatrechts

abgeschafft. Dies hat in der Vergangenheit dazu geführt, dass Schwangere abgeschoben wurden

oder sogar kurz vor der Niederkunft aus dem Ort getrieben wurde. 
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11. September 1825 – Das Gesetz über die Ansässigmachung und Verehelichung

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Mit dem Gesetz über die Ansässigmachung und

Verehelichung verfolgt der Staat vier Ziele:    Vermehrung der Bevölkerung,  Hebung des

allgemeinen Wohlstands,  Verbesserung der Sittlichkeit und  Verringerung der Zahl der

unehelichen Kinder.    Ansässigmachung ist ein Rechtsverhältnis, das zwischen einem

(männlichen) Individuum und einer Gemeinde begründet wird. Voraussetzung für die

Ansässigmachung ist    der Besitz eines Grundvermögens,  der Besitz eines realen, radizierten

oder konzessionspflichtigen Gewerbes oder  die definitive Einstellung in einem öffentlichen Amt

des Staates, der Kirche oder einer Gemeinde oder  ein anderweitig gesicherter Nahrungsstand. 

Die Erfüllung der Bestimmungen des Militärkonskriptsionsgesetzes,  ein guter Leumund und  den

vorschriftsmäßigen Besuch des Schul- und Religionsunterrichts.    Der Ansässigmachungstitel

beinhaltet die Erlaubnis zur Verehelichung. Bei Wiederverehelichung oder wenn zwischen

Ansässigmachung und dem Heiratsgesuch ein längerer Zeitraum verstrichen ist, wird überprüft,

ob die Voraussetzungen für die erteilte Ansässigmachung noch gegeben sind. So ist es möglich,

auch einen Ansässigen Bewerber die Heiratserlaubnis zu verweigern. 

12. September 1825 – Graf Clemens Anton von Toerring-Seefeld will Haidhausen verkaufen

Haidhausen * Graf Clemens Anton von Toerring-Seefeld bietet dem Staatsministerium der

Finanzen das Patrimonialgericht Haidhausen zum Kauf an.

29. Oktober 1825 – Die Königin-Witwe Caroline lebt im neuen Schloss Biederstein

Schwabing * König Ludwig I. teilt - ohne vorher mit der Betroffenen gesprochen zu haben - dem

Magistrat von München mit, dass die Königin-Witwe Caroline künftig in Würzburg leben wird. Die

Königin-Witwe wehrt sich dagegen und lebt bis zu ihrem Tod mit ihrem Hofstaat im neuen

Schloss Biederstein. 

1826 – Joseph von Hazzi veröffentlicht sein Lehrbuch des Seidenbaus

München * Joseph Ritter von Hazzi veröffentlicht sein Lehrbuch des Seidenbaues. Im Vorwort

heißt es: „Es findet sich in dieser Schrift sowohl der kleinere als größere Seidenzieher den

angemessenen Unterricht über alle Umstände des Seidenbaues, ja über alle, sogar tägliche

nöthige Verrichtungen bey der ganzen Seidenzucht“.&nbsp;
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1826 – Das Georgianum kommt in die Räume des ehemaligen Karmeliten-Klosters

Landshut - München-Kreuzviertel * Mit dem Umzug der Universität von Landshut nach München

dienen die Räume des ehemaligen Karmeliten-Klosters&nbsp;zur vorläufigen Unterbringung des

Georgianums, dem weltweit einzigen staatlichen Priesterseminar. Das Provisorium hält bis 1841.

21. April 1826 – Die Synagoge in der Westenriederstraße wird eingeweiht

München-Angerviertel * König Ludwig I. und Königin Therese nehmen an der Einweihung der

Münchner Synagoge in der Theaterstraße teil. Auch höchste Hof- und Staatsbeamte nehmen an

der Zeremonie teil und machen die Einweihung zu einem außergewöhnlichen gesellschaftlichen

Ereignis. Der klassizistische Synagogenbau hat 160 Männer- und Frauenplätze.   Mit der

Eröffnung des Gotteshauses erreicht die jüdische Gemeinde nach Jahrhunderten der

Rechtlosigkeit, Ausgrenzung und Verfolgung eine erste wichtige Etappe auf dem langen Weg zur

angestrebten Gleichstellung mit den christlichen Bürgerinnen und Bürgern Münchens.   Trotz

dieses Fortschritts gelten Juden weiterhin nicht als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft.

Sie unterliegen nach wie vor zahlreichen Einschränkungen – etwa im Berufsleben oder durch

Niederlassungsbeschränkungen für ihre Kinder. Zudem werden sie von den staatlichen Behörden

misstrauisch beobachtet und von vielen Mitbürgern noch immer als fremd und unerwünscht

wahrgenommen.  Das Ereignis des Tages führt auch dazu, dass die israelitische Gemeine an

hundert christliche Mitbürger je zwei Pfund Fleisch, zwei Mass Bier und Brot spendet. 

1827 – Friedrich von Gärtner soll die Bayerischen Staatsbibliothe  bauen

München-Maxvorstadt * König Ludwig I. erteilt Friedrich von Gärtner den Auftrag zum Bau der

Bayerischen Staatsbibliothek, deren Bestände auf Herzog Albrecht V. ins 16. Jahrhundert

zurückgehen.    Schon bevor sie die rund 200.000 Bände aus den säkularisierten Klöstern

aufnehmen musste, war die Staatsbibliothek eine der umfangreichsten Sammlungen ihrer Art in

Europa.

1828 – Militärisch Untaugliche wegen der Kinderarbeit

Berlin * Der preußische König Friedrich Wilhelm III. beauftragt seinen Innen- und seinen

Kultusminister mit der Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs zum Schutz von Fabrikkindern. Im

Vordergrund steht dabei jedoch weniger das Wohl der Kinder als vielmehr die Sorge um die
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militärische Leistungsfähigkeit des Staates. Die Regierung stellt fest, dass in den

Industriegebieten immer weniger junge Männer den Anforderungen des Militärdienstes genügen.

Nach zeitgenössischer Auffassung haben insbesondere Fabrikarbeit sowie Nacht- und

Schichtarbeit im Kindesalter dazu beigetragen, dass viele Rekruten körperlich geschwächt oder

gesundheitlich beeinträchtigt sind.   Sowohl in Preußen als auch in England liegt der Anteil der für

den Militärdienst Untauglichen in den industrialisierten Regionen deutlich höher als in den

ländlichen Gebieten. Diese Entwicklung ist jedoch nicht allein auf die belastenden

Arbeitsbedingungen in den Fabriken zurückzuführen. Ebenso spielen die oftmals schlechten

Wohnverhältnisse, unzureichende Ernährung und die allgemeine soziale Not vieler

Arbeiterfamilien eine wichtige Rolle.   Die Ausarbeitung des Gesetzentwurfs zieht sich über

mehrere Jahre hin. Für die betroffenen Kinder bringt dies zunächst keine spürbare Verbesserung

ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen.

16. Mai 1828 – Der Magistrat der Vorstadt Au kauft den Mariahilfplatz

Vorstadt Au * Der Magistrat der Vorstadt Au kauft dem Staat den Mariahilfplatz ab.

1. September 1828 – Freiherr von Zentner muss zurücktreten

München-Kreuzviertel * Als Bauernopfer für die gescheiterte Stände-Versammlung muss der

liberal gesinnte Freiherr von Zentner herhalten, der von dem als liberal geltenden Joseph Ludwig

Graf von Armansperg, keine zwei Wochen nach dem Ende der Stände-Versammlung, ersetzt

wird.      Armanspergs bisherige Aufgabe als Innenminister übernimmt der als konservativ

geltende Eduard von Schenk. Er gilt König Ludjwig I. als wesentlich gefügiger als sein

Amtsvorgänger, der die „Trennung von Religion und Staat“ vertritt. 

14. September 1829 – Sultan Mahmud II. stimmt der Gründung des Staates Griechenlands zu

Adrianopel * Im Frieden von Adrianopel wird der türkisch-russische Krieg beendet. Sultan

Mahmud II. stimmt der Gründung des autonomen Staates Griechenlands zu. Das Staatsgebiet

Griechenlands ist allerdings nur etwa halb so groß wie heute. 

1830 – Friedrich Bürklein macht das Abitur nebenher
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München-Maxvorstadt * Da eine neue Verordnung, den Eintritt in den höheren

Staatsdienst betreffend, die Absolvierung des Gymnasiums fordert, bereitet sich Friedrich

Bürklein nebenher auch noch auf das Abitur vor, das er im Jahr 1830 mit Auszeichnung besteht.  

 Auf der Akademie gehört er bald zu den besten Schülern Gärtners, vertritt den Professor häufig

im Unterricht und wird von ihm auch zu Bauführungen herangezogen.

1830 – Die bayerische Post erzielt einen hohen Gewinn

München * Die bayerische Post erzielt alleine aus Briefportoeinnahmen 663.956 Gulden Gewinn.

Nur diese Zahlen faszinierten den König.    Da König Ludwig I. die Post als Anstalt zur Erzielung

von Einnahmen sieht, unterstellt er die Generaldirektion der königlichen Posten, samt seiner

sieben Postämter, 22 Postverwaltungen, 175 Postexpeditionen, 16 Posthaltereien und neun

Briefsammlungen dem Staatsministerium der Finanzen. 

27. Juli 1830 – In Frankreich kommt es zur Juli-Revolution

Paris * Zwischen dem 27. und dem 29. Juli 1830 kommt es in Frankreich zur sogenannten

„Julirevolution“, bei der der restaurative Bourbonenkönig Karl X. gestürzt und durch den liberalen

Bürgerkönig Louis-Philippe ersetzt wird.      Da diese liberale Bewegung in ganz Europa Auftrieb

erhält und es in mehreren Staaten des Deutschen Bundes wie dem Königreich Sachsen, dem

Königreich Hannover, dem Großfürstentum Hessen-Kassel und dem Herzogtum

Braunschweig zu Unruhen und neuen Verfassungen kommt, erhöht sich beim bayerischen König

- völlig berechtigt - auch die Angst vor einem Umsturz, weshalb seine Politik - spätestens jetzt -

extrem konservative Züge annimmt. In König Ludwigs I. Regierungszeit gibt es fast 1.000

politische Prozesse. 

1831 – Die Eingemeindung der Au wird von der Staatsregierung abgelehnt

München - Vorstadt Au * Die bayerische Staatsregierung entscheidet abschlägig über die

Eingemeindung der Au. Es soll alles unverändert bleiben.

17. September 1831 – Die Abgeordneten des Bayerischen Landtags beraten über das Budget

München-Kreuzviertel * Die Abgeordneten des Bayerischen Landtags beraten über das Budget.
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Um die Abgeordneten zur Eile und damit zu nicht allzu gründlicher Beratung der Einzelposten zu

zwingen, lässt König Ludwig I. - angesichts der herannahenden Cholera - verkünden, die

Abgeordneten hätten so lange auszuharren, bis das Budget vereinbart ist.       Die Abgeordneten

kürzen den Gesamtetat von 28 auf 26,8 Millionen Gulden,   die Zivilliste des Königs von 3,15

Millionen auf 2,5 Millionen Gulden    und den Heeresetat von 6,7 auf 5 Millionen.        Innerhalb

dieser Kürzungen beschließen sie zahllose Umverteilungen von Ausgabeposten sowie neue

Ausgaben. Gekürzt wird bei den königlichen Prestigeobjekten Alte Pinakothek,

Staatsbibliothek und Odeon sowie den Ausgaben für die zahlreichen wiedererrichteten

Klöster. Mehr Geld soll dagegen in die Rechtspflege, die innere Verwaltung und das

Bildungswesen fließen.    Für den König bedeutet dieses Verhalten „Anmaßung und Eingriff in die

Exekutive“. Zum Glück gibt es noch die Erste Kammer, die Kammer der Reichsräte, die

umgehend ihr Veto gegen die Kürzungen und Umverteilungen einlegt - und damit die Regierung

rettet.    Unter dem Druck der Regierung, die sogar mit der Auflösung der

Abgeordnetenkammer droht, knicken viele Abgeordnete ein. Dabei werden die Kürzungen der

königlichen Zivilliste weitestgehend zurückgenommen. Die anderen Etatkürzungen fallen nicht so

extrem aus, sodass immerhin noch 2 Millionen Gulden eingespart werden. 

1832 – Grundsteinlegung für die Bayerische Staatsbibliothek

München-Maxvorstadt * Grundsteinlegung für die 172 x 78 x 24 Meter umfassende Bayerische

Staatsbibliothek.

1832 – Gründung der Armen-Industrie-Schule durch Pfarrer Hermann Rabl

Vorstadt Au * In den Jahren 1832/33 gründet der Auer Stadtpfarrer Hermann Rabl eine

Armen-Industrie-Schule. Ihr Ziel ist die Erziehung benachteiligter Kinder zu „aufrichtig frommen

und wahrhaft tugendhaften Christen“ sowie zu rechtschaffenen, arbeitsamen und

verantwortungsbewussten Mitgliedern der Gesellschaft. Aus der „Armenkinderwelt“ soll, nach den

Vorstellungen der Zeit, ein tüchtiges und sittlich gefestigtes Geschlecht für Staat und Gesellschaft

heranwachsen.  Die Schule versteht sich nicht nur als Bildungseinrichtung, sondern auch als

sozialpädagogisches Projekt. In der Armen-Industrie-Schule, in der die Kinder unter ständiger

Aufsicht stehen und praktische Fertigkeiten erlernen, soll der Armut nicht länger allein durch

Almosen begegnet werden. Stattdessen setzt man auf das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Durch

die Erziehung zur Arbeit sollen die Kinder Fähigkeiten erwerben, die ihnen eine eigenständige

Lebensführung ermöglichen und sie zugleich von Bettelei und Verwahrlosung fernhalten.  Der

Gründung liegt die Überzeugung zugrunde, dass regelmäßige Arbeit und praktische Ausbildung
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einen positiven Einfluss auf die Charakterbildung ausüben und dadurch auch die

gesellschaftlichen Verhältnisse verbessert werden können. Vor diesem Hintergrund gilt die

Armen-Industrie-Schule vielen Zeitgenossen als wirksames Mittel zur Bekämpfung sozialer

Missstände und insbesondere der Armut. Die Armen-Industrie-Schule wird damit zu einem

„Allheilmittel gegen alle gesellschaftlichen Widersprüche und Schäden, einschließlich der Armut“. 

19. Januar 1832 – Der Verein zur Abwehr von staatlichen Eingriffen in die Pressefreiheit

Bubenhausen * Auf Initiative von Johann Georg August Wirth gründet sich in Bubenhausen der

„Preß- und Vaterlandsverein zur Abwehr von staatlichen Eingriffen in die Pressefreiheit“.         Mit

ihm will er die Arbeit der liberalen Journalisten unterstützen.     Durch eine freie, unzensierte

Presse sollte die öffentliche Meinungsbildung bis hin zur grundlegenden Staatsveränderungen

geschaffen werden.     Der Verein sollte den Journalisten und ihren Familien ein festes

Einkommen sichern und Vertriebswege schützen. 

1. März 1832 – Der Preß- und Vaterlandsverein wird verboten

München * Der Preß- und Vaterlandsverein zur Abwehr von staatlichen Eingriffen in die

Pressefreiheit wird verboten. Johann Georg August Wirth wird zwei Wochen später wegen

Hochverrats verhaftet. 

20. April 1832 – Einladung für ein Volksfest auf dem Hambacher Schloss

Neustadt * 32 Neustadter Bürger laden zu einem Volksfest&nbsp;ein, das der „politischen

Diskussion über die Gestaltung eines demokratischen Nationalstaats und über die Mittel zu

seiner Durchsetzung“ gewidmet ist.&nbsp;Der Kreis der Einladenden für das „Volksfest auf dem

Hambacher Schloss“ setzt sich überwiegend aus wohlhabenden Geschäftsleuten und

Gutsbesitzern zusammen.&nbsp;    Als äußeres Zeichen dafür, dass das Fest einem künftigen

und nicht bereits erreichten politischen Ziel gilt, wird es vom bayerischen Verfassungstag am 26.

auf den 27. Mai verschoben.&nbsp;Das ist zudem ein Sonntag und damit für die arbeitende

Bevölkerung ein wesentlich günstigerer Termin.&nbsp;Ausdrücklich werden auch die Frauen zu

dieser politischen Versammlung aufgerufen.&nbsp;
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27. Mai 1832 – Kritische Töne auf dem Hambacher Fest gegen die Regierung

Hambach * Auf dem Hambacher Fest demonstrieren rund 30.000 Menschen aus Süddeutschland

in den Farben Schwarz-Rot-Gold für die Einheit Deutschlands, für eine föderative deutsche

Republik und für eine Allianz der demokratischen Bewegungen Europas. Offenbar sind viele

Frauen dem Aufruf gefolgt, der sich ja auch ausdrücklich an die „deutschen Frauen und

Jungfrauen“ gewendet hat, „deren politische Missachtung in der europäischen Ordnung ein

Fehler [...] ist“.    Die Festteilnehmer tragen Fahnen mit politischen Aufschriften mit, die auf die

Themen der Veranstaltung aufmerksam machen. In mehr als zwanzig Reden beschreibt man die

augenblickliche politische Lage und beschreibt - in einer heute ungewohnt pathetischen Sprache

- die künftige Gestaltung Deutschlands.       Die Forderung nach Einheit meint die staatliche

Einheit der deutschen Kulturnation, die auf der gemeinsamen Sprache und der gemeinsamen

historischen Vergangenheit beruht.   Die Forderung nach Freiheit meint die bürgerlichen Rechte

wie Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit

sowie Handels- und Gewerbefreiheit.   Die Forderung nach Gleichheit richtet sich gegen die

mittelalterliche „Ständeordnung“, die die Menschen in Adel, Klerus und den dritten Stand, welcher

über keinerlei politischen Rechte verfügt, einteilt. Gleichheit meint aber auch eine

Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz ohne Bindung an den Geburtsstand.  

Gegen dieses absolutistische System setzen die Hambacher die Volkssouveränität als den

obersten Wert der Staatsverfassung. Die Macht im Staate soll vom Volk ausgehen, gesetzlich

festgelegt und kontrollierbar sein, damit Willkürakte verhindert werden und der Einzelne mit Hilfe

der Gesetze in seinen Eigentums- und Freiheitsrechten geschützt ist.   Anstelle der dem Fürsten

verantwortlichen Heere fordern die Hambacher eine allgemeine Bürgerbewaffnung.   Die Frau

wird als gleichberechtigte Partnerin des Mannes gesehen. Sie ist „nicht mehr die dienstpflichtige

Magd des herrschenden Mannes, sondern die freie Genossin des freien Bürgers“, deren Aufgabe

es ist, frühzeitig ein politisches Verantwortungsbewusstsein in den Kindern zu wecken.     

Überhaupt sehen die in Hambach Versammelten in der politischen Bildungsarbeit ein

bedeutendes Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Das soll in einem öffentlichen

Meinungsbildungsprozess in der Presse und auf Volksversammlungen gefördert werden, damit

sich die Ziele der Einheit, der Freiheit, der Gleichheit und der Volkssouveränität in der

Bevölkerung festsetzen und so allmählich gewaltlos verwirklicht werden können. 

28. Mai 1832 – Mehrere hundert Menschen treffen sich im Hambacher Schießhaus

Hambach * Mehrere hundert Menschen treffen sich zu einer Versammlung in dem neben dem

Hambacher Schloss befindlichen Schießhaus. Man beschließt die Herausgabe einer

Festbeschreibung und die Initiierung ähnlicher Feste in anderen deutschen Staaten. Die
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folgenden Erörterungen über das weitere Vorgehen enden mit dem Ergebnis, „jeder soll auf

eigene Faust handeln“.      Heinrich Heine schreibt dazu spöttisch: „Ihr großen Königskinder, ich

bitte Euch, öffnet die  Kerkertüren der gefangenen Patrioten [...].Ihr habt nichts zu riskieren, die

deutsche Revolution ist noch weit von Euch entfernt, gut Ding will Weile und die Frage der

Kompetenz ist noch nicht entschieden. [...] O Schilda, mein Vaterland!“ 

8. Juli 1832 – Der Grundstein für die Staatsbibliothek wird gelegt

München-Maxvorstadt * Der Grundstein für die Bayerische Staatsbibliothek an der Ludwigstraße

wird gelegt. 

September 1832 – Die Dettendorfer Strafe wird von der Staatskasse übernommen

Dettendorf - Miesbach - München * Die Gemeinde Dettendorf kämpft - unterstützt von den

Pfarrherren von Elbach, Au und Irschenberg - mit den Miesbacher Behörden und die Regierung

von Oberbayern gegen die 50-Gulden-Strafe und die Untersuchungskosten in Höhe von 244

Gulden und 42 Kreuzer.    Letztlich bringen aber nur verschiedene Gesuche an König Ludwig I.

den Erlass der Strafe. Auch die Untersuchungskosten werden Ende September 1832 der

Staatskasse auferlegt. 

30. Januar 1833 – König Otto von Griechenland trifft in Nauplia ein

Nauplia * König Otto von Griechenland trifft im Geleit von 33 Segelschiffen mit der britischen

Fregatte Madagaskar in der damaligen griechischen Hauptstadt Nauplia ein. Mit Otto reisen

3.500 bayerische Soldaten, eine größere Zahl Wissenschaftler und Verwaltungsbeamte sowie ein

dreiköpfiger Regentschaftsrat, bestehend aus dem ehemaligen bayerischen

Finanzminister Joseph Ludwig Graf von Armansperg, dem Kgl. Staatsrat Georg Ludwig von

Maurer und dem Generalmajor Karl Wilhelm von Heideck.     Der Regentschaftsrat soll bis zur

Volljährigkeit Ottos - in zweieinhalb Jahren - die Regierungsgeschäfte führen. 

29. Juli 1833 – Prozess gegen die Wortführer des Hambacher Festes endet mit Freispruch

Landau/Pfalz * Der Prozess gegen die Wortführer des Hambacher Festes findet in Landau

statt. Er dauert bis zum 16. August und endet mit dem Freispruch der Angeklagten.     König
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Ludwig I. versucht die Freilassung des Juristen und Publizisten Dr. Johann Georg August Wirth

sowie des Juristen Dr. Philipp Jakob Siebenpfeiffer zu verhindern, indem er aufgrund

napoleonischer Gesetze eine „Präventivhaft“ anordnet. Aus seiner Sicht sind von den Beiden

„staatsgefährdende Aktivitäten“ zu befürchten. Wegen kleinerer Vergehen (Beamtenbeleidigung)

werden sie vor ein Zuchtpolizeigericht gestellt und zur Höchststrafe von zwei Jahren verurteilt. 

1. September 1833 – Leo von Klenze legt die Grundzüge seiner Planungen vor

München-Graggenau * Leo von Klenze legt dem König die Grundzüge seiner Planungen für den

Platz vor der Oper in Form von zwei Baulinienalternativen vor.    Die eine führt zu einer

symmetrischen Platzgestalt, indem der Königsbau und die geplante neue Fassade der

Hauptpost zwei gleich große Flächen beidseitig der Mittelachse begrenzen, die ihrerseits durch

die Längsachse des Nationaltheaters und den geplanten Aufstellungsort des

Max-Joseph-Denkmals festgelegt ist.Diese Symmetrie ist allerdings nur um den Preis einer „ganz

in die Karikatur fallende Breite“ des Postgebäudes von etwa vier Metern zu erreichen.  Der zweite

Vorschlag rückt die Bauflucht weiter in den Platz, ausgerichtet auf die Südecke der Perusagasse,

was erheblichen Gewinn an Raumtiefe für das Postgebäude bedeuten würde.    König Ludwig I.

entscheidet sich für die erste Lösung, da im anderen Falle das Denkmal für seinen Vater aus der

Platzmitte geraten würde.  Mit der Hauptpost soll ein markantes Beispiel für die hauptsächlich auf

Stadtverschönerung ausgerichtete Baupolitik Ludwigs I. entstehen. Es ist aber zugleich ein

Musterbeispiel dieser höchst fragwürdigen Baupolitik. Um seine Planungen verwirklichen zu

können, braucht der König öffentliche und private Investoren, die seine gestalterischen Ideen

unter Vernachlässigung von wirtschaftlichen und funktionalen Überlegungen akzeptieren. Private

Bauherren lassen sich unter solchen Bedingungen kaum noch finden. Das haben nicht zuletzt die

Erfahrungen in der Ludwigstraße gezeigt.  Doch auch die Veranlassung öffentlicher Bauaufträge

gestaltet sich zunehmend schwierig. Die staatlichen Aufwendungen für königliche

Luxusbauten geraten immer stärker in die Kritik. Insbesondere im Umgang mit der

Ständeversammlung, die die Ausgaben bewilligen oder, wie bei der Hauptpost, im Hinblick auf

weitere Bauaufgaben zumindest akzeptieren soll, findet Ludwig eigene Wege. Im Fall des

Postgebäudes ist dies eine Mischung aus Täuschungsmanövern, neoabsolutistischer

Herrscherwillkür sowie einer Instrumentalisierung von teils opportunistischen, teils ahnungslosen

Beteiligten.  Denn letztlich werden bei den äußerst komplizierten und kaum durchschaubaren

Vorgängen, bei denen man auch den Einsatz eines Strohmannes und die bewusste Verfälschung

und Verschleierung wichtiger Tatsachen nicht scheut, nahezu alle mit den Plänen befassten

Instanzen, von der Postadministration über das Ministerium des Königlichen Hauses, des Innen-,

Außen- und Finanzministeriums und der Ständevertretung, in unterschiedlicher Form und in
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jeweils anderen Punkten getäuscht und ausgenutzt.

19. Februar 1834 – König Ludwig I. will weitere Eisenbahnen genehmigen

Nürnberg * König Ludwig I. gibt der von Geschäftsleuten gegründeten

Nürnberg-Fürth-Ludwig-Eisenbahngesellschaft&nbsp;seine Zustimmung zum Bau einer

Eisenbahnlinie zwischen Nürnberg und Fürth. Er merkt dabei an, dass weitere Eisenbahnen

genehmigt und sogar vom Staat gebaut werden könnten.&nbsp;

1. Juli 1834 – Eine städtische Klassengesellschaft

München * Durch die Novellierung des Gemeindeedikts von 1818 unterteilt man die Angehörigen

eines Gemeindebezirks in Gemeindebürger und Nichtbürger ein.       Gemeindebürger sind

Personen, die im Gemeindegebiet ein Anwesen besitzen und eine Grundsteuer bezahlen oder  

ein besteuertes Gewerbe ausüben.      Zu diesen gesellen sich die „einem Gemeindebezirk

angehörigen, aber mit Gemeindebürgerrecht nicht begabten Personen“, die in verschiedenen

Klassen eingeteilt sind:        Die erste Klasse der Nichtbürger bilden die Schutzverwandten oder

Passivbürger, in den Städten auch Insassen genannt. Das sind Personen, die sich auf

Lohnerwerb oder wegen definitiver Einstellung in einem öffentlichen Amt des Staates, der Kirche

oder einer Gemeinde ansässig machen konnten. Dieser Personenkreis ist nicht wahlberechtigt.  

Die zweite Klasse der Nichtbürger besteht aus den ohne Ansässigmachung Heimatberechtigten.  

Die dritte Klasse der Nichtbürger aus den Heimatberechtigten anderer Gemeinden. Das ist der

größte Teil der unverheirateten zugezogenen Arbeiter und Tagelöhner. 

1836 – Friedrich Bürklein legt die Prüfung für den höheren Staatsdienst ab

München * Friedrich Bürklein legt die Prüfung für den höheren Staatsdienst ab.

März 1836 – Die Cholera grassiert erstmals in Süddeutschland

Süddeutschland * Die Cholera grassiert erstmals in Süddeutschland. Das Bürgertum fühlt sich

zunehmend von den armen Bevölkerungsschichten bedroht, weshalb das Bayerische

Staatsministerium des Innern“eine Verordnung erlässt.    In dieser wird die Notwendigkeit der

Unterstützung der Armen angesichts der herrschenden Epidemie eingefordert, da sie „zum
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Schutze der Gesamtheit nicht minder als zum Schirme der Dürftigen selbst“ notwendig sei, „da

die in den Hütten sich steigernde Krankheit auch auf alle übrigen Klassen und den

Gesundheits-Zustand ganzer Orte nicht ohne Rückwirkung bleibt“.

1837 – Die Staatsbibliothek wird bezogen

München-Maxvorstadt * Die von Friedrich von Gärtner geplante Staatsbibliothek wird bezogen.

2. Februar 1837 – Wahlergebnis im Sinne der Regierung beeinflusst

München-Kreuzviertel * Die nächste Zusammenkunft der Volksvertretung&nbsp;beginnt am 2.

Februar und dauert bis zum 17. November 1837. Das Ergebnis der im Vorfeld durchgeführten

Wahlen war von der Staatsregierung schon ganz in ihrem - konservativen - Sinne beeinflusst

worden.&nbsp;

29. Januar 1838 – Kaufvertrag für den Lindauer'schen Hammer ausgestellt

München-Englischer Garten - Hirschau * Obwohl der Kaufvertrag für den Lindauer'schen

Hammer erst am 20. März unterschrieben wird, führt „von diesem Tage an [...] der Herr Käufer

das Geschäft auf seine Rechnung und hat auch von diesem Tage an alle laufenden

Kapitalzinsen, Staats-, Haus- und Kommunallasten zu tragen“.

April 1838 – Adolf Friedrich von Schack legt sein juristisches Staatsexamen ab

??? * Adolf Friedrich von Schack legt sein juristisches Staatsexamen ab. Nach einem dreiviertel

Jahr Referendarzeit erhält er - aus gesundheitlichen Gründen - Urlaub für ein Jahr, den er auch

zur Vertiefung seines Sprach- und Literaturstudiums nutzt.

1839 – Auf königlichem Wunsch entsteht ein Übernachtungsbetrieb

München-Kreuzviertel * Der königliche Wunsch, „daß ein bedeutender Gasthof hieher komme“,

trifft bei Joseph Anton Ritter von Maffei auf offene Ohren. Er erwirbt für 163.400 Gulden zwei

Anwesen an der Prannergasse und vier ihm benachbarte Häuser an der ehemaligen Kreuzgasse,
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darunter den Gasthof Goldener Bär.    Anschließend lässt er das Hotel zum Bayerischen

Hof projektieren und errichten. König Ludwig I. äußert für den Hotelbau einen ganz persönlichen

Wunsch. Ausgerechnet der verantwortliche Bauherr der Ludwigstraße und der Ruhmeshalle, der

Glyptothek und der Pinakotheken sowie zahlreicher anderer Bauwerke innerhalb und außerhalb

Bayerns, hat in seiner Residenz kein adäquates Badezimmer, sodass er sich zwei Mal im Monat

die Ehre gibt, im Hotel zum Bayerischen Hof sein Bad zu nehmen.    Schon aus diesem Grund

besitzt die neue Nobelherberge das besondere Wohlwollen „Seiner Allerhöchsten Majestät“, die

dem Hotelbetrieb deshalb sogar das Führen des Bayerischen Staatswappens mit Löwen, Rauten

und Krone erlaubt. Mit dieser Nobelherberge schafft Anton Ritter und Edler von Maffei einen

Übernachtungsbetrieb, der - bis zum heutigen Tag - als erste Adresse Münchens gilt.

1840 – Die Planung für das Maximilianeum nimmt konkrete Form an

München-Haidhausen * Die Planungen für den damals noch „Akropole" genannten Nationalbau

auf dem Isarhochufer nehmen konkrete Formen an. Vorgesehen ist ein Erziehungsinstitut für

angehende Staatsbeamte, das unter der Bezeichnung „Athenäum" entstehen soll. Beschrieben

wird es als ein großer Kultur- und Sportcampus mit Kirchen, Sälen, einem Schwimmbad und

insgesamt 23 Gebäuden.  Als geistiger Initiator des Projekts gilt Friedrich Thiersch. Kronprinz

Max II. beauftragt ihn daraufhin mit der Ausarbeitung eines Lehrplans sowie eines

Raumprogramms für die geplante Einrichtung. Thierschs Konzept sieht eine Kirche im Zentrum

der Anlage vor. Auch die Bezeichnung „Athenäum" geht auf ihn zurück, angelehnt an die Schule

für junge Griechen, die er zwischen 1815 und 1818 in München geleitet hat. Ebenso stammt die

heute gebräuchliche Bezeichnung „Maximilianeum" von 

15. Januar 1840 – Bayerns erste Verordnung zur Einschränkung der Kinderarbeit in Fabriken

München - Königreich Bayern * Die „Königlich Allerhöchste Verordnung, die Verwendung der

werktagsschulpflichtigen Jugend in Fabriken betreffend“ tritt im Königreich Bayern in Kraft.    

Nach dieser darf kein Kind vor dem zurückgelegten neunten Lebensjahr zu einer regelmäßigen

Beschäftigung in Fabriken aufgenommen werden.   Kinder mussten ein gerichtsärztliches

Zeugnis über ihre gesundheitliche Tauglichkeit sowie ein Zeugnis der Lokalschulinspektion über

vorgeschriebene Kenntnisse vorweisen.   Die Arbeitszeit der Neun- bis Zwölfjährigen durfte nicht

mehr als zehn Stunden am Tag betragen, nicht vor sechs Uhr morgens beginnen und nicht nach

20 Uhr abends enden.   Die Erfüllung der Schulpflicht hatte durch die Teilnahme an mindestens

zwei Unterrichtsstunden pro Tag zu erfolgen.     Durch diese und weitere Bestimmungen bleibt

die erste bayerische Fabrikkinder-Schutzverordnung hinter dem im Jahr zuvor erlassenen
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preußischen „Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in den Fabriken“ zurück.

Dieses hatte beispielsweise die Arbeitszeit nicht nur bis zum Alter von zwölf Jahren, sondern bis

zum zurück-gelegten 16. Lebensjahr auf zehn Stunden pro Tag beschränkt.   Ob Überlegung

über die Sorge des Staates um die spätere Militärtauglichkeit der in den Fabriken eingesetzten

Kinderarbeiter bei der ersten bayerischen Kinderschutzverordnung eine Rolle spielten, ist nicht

belegt, aber auch nicht gänzlich auszuschließen.   

1841 – Das Georgianum zieht in den Neubau an der Ludwigstraße

München-Maxvorstadt * Das Georgianum, das weltweit einzige staatliche Priesterseminar, zieht

in seinen Neubau an der Ludwigstraße.

1842 – Die Staatsbibliothek ist endgültig fertiggestellt

München-Maxvorstadt * Die Staatsbibliothek in der Ludwigstraße ist endgültig fertiggestellt. 

1843 – Auftrag über die Lieferung von acht Lokomotiven des Typs „Bavaria“

München-Englischer Garten - Hirschau * Die Kgl. Bay. Staatsbahn erteilt dem Eisenwerk

Hirschau von Joseph Anton von Maffei einen Auftrag über die Lieferung von acht Lokomotiven

des Typs „Bavaria“. Sie sollen auf der Strecke Nürnberg - Bamberg eingesetzt werden. Um den

Auftrag zu erhalten, muss Maffei die väterliche Tabakfabrik als Kaution einbringen.  Der Auftrag

geht aber nicht nur an Maffei, sondern auch an Kessler & Martiensen in Karlsruhe und Meyer &

Comp. im elsässischen Mühlhausen. Sie müssen sich den Auftrag zu je acht Lokomotiven teilen.

Die wichtigste Auflage für die drei Firmen lautet: „Alle Teile an den 24 Lokomotiven müssen

untereinander austauschbar sein.“  Seine erste Lokomotive, den „Münchner“, hat Maffei aber

noch immer nicht verkauft.

1843 – Der Bau der Bayerischen Staatsbibliothek wird vollendet

München-Maxvorstadt * Der Bau der Bayerischen Staatsbibliothek an der Ludwigstraße wird

vollendet. Er kostet 1,3 Millionen Gulden.

25. Oktober 1843 – König Ludwig I. unterzeichnet das Eisenbahndotationsgesetz
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München * König Ludwig I. unterzeichnet das Eisenbahndotationsgesetz, das die staatliche

Finanzierung der ersten Hauptstrecken sichert.

1844 – Die Maffei'sche Fabrik liefert die ersten acht Lokomotiven aus

München-Englischer Garten - Hirschau * Die Maffei'sche Fabrik liefert die ersten acht

Lokomotiven an die Bayerische Staatsbahn aus, die bald einen Großteil ihres

Lokomotivenbedarfs bei Maffei deckt. Die „Suevia“, eine technisch verbesserte Lokomotive, fährt

die Strecke Augsburg - Donauwörth.   Daneben stellt Maffei auch Dampfschiffe,

Dampfmaschinen, Walz- und Mühlwerke, Werkzeugmaschinen und sonstige Maschinen her.

September 1844 – Der Staat übernimmt die Eisenbahn zwischen München und Augsburg

München * Der bayerische Staat übernimmt die seit 1839 bestehende private Eisenbahnstrecke

zwischen München und Augsburg. Er kauft dem privaten Konsortium die Bahnstrecke um 4,4

Millionen Gulden ab.

1845 – Die Königliche Bayerische Staatsbahn kauft den „Münchner“

München-Englischer Garten - Hirschau * Da Joseph Anton von Maffei seine erste, im Eisenwerk

Hirschau gefertigte Lokomotive immer noch nicht verkauft hat, greift er zur Feder und schreibt an

König Ludwig I. folgende Zeilen:   „Es sind sechs Jahre, seitdem der „Münchner“ zu bauen

angefangen wurde. Die Durchschnittszahl der in dieser Fabrik allein seither Beschäftigten

Arbeiter beläuft sich für ein Jahr auf 230. Jeder derselben, gering gerechnet, gebraucht zur

Stillung seines Durstes des Tages drei Maaß Bier, was in sechs Jahren 1.511.100 Maaß betrug.

Bekanntlich entrichtet die Maaß Bier beiläufig 1 Kreuzer ärarialischen Aufschlag, so entziffert sich

an diesem einzigen Gefälle schon seither eine Staatseinnahme von ohngefähr 25.000 Gulden“. 

Daraufhin kauft die Königliche Bayerische Staatsbahn den „Münchner“ für 24.000 Gulden und

reiht ihn unter der Nummer 25 in ihren Lokomotivenpark ein.

1845 – Friedrich Bürklein wird nach München versetzt

München * Friedrich Bürklein wird zur Generalverwaltung der kgl. Eisenbahnen nach München

versetzt und studiert - im Regierungsauftrag - Eisenbahnhochbauten in Deutschland, Österreich,
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Belgien, Holland, Frankreich und England.    Daher kommt es, dass viele bayerische

Staatsbahnhöfe nach Bürkleins Plänen errichtet werden.

1846 – Giovanni Maria Mastai Ferreti wird als Pius IX. zum Papst gewählt

Rom-Vatikan * Giovanni Maria Mastai Ferreti wird zum Papst gewählt. Er nimmt den Namen Pius

IX. an. Seine Regentschaft wird bis 1878 dauern und ist geprägt vom Kampf der

römisch-katholischen Kirche um Macht und Einfluss im Verhältnis zu den Staaten und zur

eigenen Anhängerschaft.

1846 – Der bayerische Staat rettet die Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft

München * Der bayerische Staat rettet die privatrechtlich organisierte

Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft durch die Übernahme vor dem Konkurs.

1847 – Die Maffei'sche Fabrik in der Hirschau liefert ihre Lokomotive Donau

München-Englischer Garten - Hirschau * Die Maffei'sche Fabrik in der Hirschau liefert ihre

Lokomotive Donau an die Kgl. Bay. Staatsbahn. Sie ist bis 1895 im Einsatz.

8. Februar 1847 – Der Staatsrats ist gegen die Einbürgerung der Lola Montez

München * Der Staatsrats&nbsp;befasst sich in seinen Sitzungen vom 8. und 9. Februar 1847 mit

dem Gesuch auf „Erwerbung des bayerischen Indigenates durch Naturalisation“ für Lola Montez -

spricht sich aber einmütig dagegen aus.&nbsp;

11. Februar 1847 – Auch Innenminister Karl August von Abel verweigert die Unterschrift

München * Innenminister&nbsp;Karl August von Abel soll das Indigenat&nbsp;[= Einbürgerung,

Staatsangehörigkeit, Heimatrecht] für Lola Montez gegenzeichnen. Doch dieser versicherte sich

der Solidarität seiner Justiz-, Finanz- und Kriegsminister-Kollegen und bittet in einem von ihm

verfassten und gemeinsam unterzeichneten Memorandum&nbsp;um die „Entfernung der

Unruhestifterin“ oder um Amtsenthebung. &nbsp;    Der Inhalt des Memorandums, das Karl
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August von Abel in einem Akt mit der Aufschrift „Die unnennbare Weibsperson betr.“ aufbewahrt,

wird in der Augsburger Allgemeinen Zeitung&nbsp;veröffentlicht.&nbsp;

16. Februar 1847 – Verärgert entlässt König Ludwig I. das gesamte Kabinett

München * Die Veröffentlichung des Memorandums&nbsp;von Karl August von Abel in der

Augsburger Allgemeinen Zeitung&nbsp;verärgert den starrsinnigen König derart, dass er in seiner

Empörung die vier aufsässigen Minister&nbsp;entlässt. Für die Ultramontanen&nbsp;um Minister

Karl August von&nbsp;Abel kommen jetzt liberale Männer in Amt und Würden. Man spricht jetzt

vom „Ministerium der Morgenröte“. &nbsp;    Mit der Neubesetzung der Ministerien&nbsp;steht

der Ernennung der Señora Lola Montez zur Gräfin Maria von Landsfeld nichts mehr im Weg.

Immerhin ist es den deutschen Landesfürsten seit dem Jahr 1806 möglich, selbst

Adelsbriefe&nbsp;auszustellen. Auch König Ludwig I. macht von dieser Regelung regen

Gebrauch und adelte&nbsp;seine Künstler reihenweise - bezahlt sie dafür aber schlecht.&nbsp;

3. Mai 1847 – Das Gelände der Schießstätte wird an die Eisenbahn verkauft

München-Ludwigsvorstadt - München-Maxvorstadt * Das Gelände der Königlich Privilegierten

Hauptschützengesellschaft wird an die staatliche Generalverwaltung der Kgl. Eisenbahnen um

150.000 Gulden verkauft.    Weil aber viele Bürger die Notwendigkeit der Eisenbahn nicht

anerkennen, beschweren sie sich in einer Petition über den Verkauf der Schießstätte. Für die

Beschwerdeführer ist die Eisenbahn ein „unnützes Spielzeug finanzkräftiger und

prestigesüchtiger Bürger“. Außerdem, so die Kritiker, schadet das Reisen mit der Eisenbahn -

durch die Rauchentwicklung, der die Passagiere schutzlos ausgeliefert sind - der Gesundheit.   

Tatsächlich verfügt damals nur die erste Wagenklasse über verglaste Fenster; die Wagen der 4.

Klasse sind nicht einmal überdacht. Und da die München-Augsburger-Eisenbahngesellschaft statt

der teuren Kohlen mit Torf und Holz heizt, regnet es nicht selten auch brennende Funken und

Späne auf die Passagiere nieder.    Die Argumente änderten letztlich aber nichts am Verkauf der

Schießstätte. Doch zur Beruhigung der Situation lässt König Ludwig I. die zu fällenden Kastanien

ausgraben und am Wittelsbacher Palais wieder einpflanzen. 

6. September 1847 – Jetzt gerät Königin Therese in Rage

München * Erst jetzt beauftragt König Ludwig I. seinen Staatsrat und Innenminister Franz von

Berks mit der Veröffentlichung der Ernennung Lola Montez zur Gräfin Landsfeld im
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Regierungsblatt. Dadurch gerät jetzt allerdings die Königin Therese in Rage. 

16. Dezember 1847 – Die neue Regierung erreicht die Aufhebung der Zensur

München * Die neuernannte Regierung versucht umgehend innenpolitisch die Wogen zu glätten

und erreicht die „Aufhebung der Zensur für die inneren Angelegenheiten“. Der Leitende

Minister Ludwig zu Oettingen-Wallerstein sammelt inzwischen - natürlich ohne Wissen des

Königs - Material für die „Entfernung der Lola Montez“.     Das bedeutet allerdings, dass satirische

Zeitschriften nun vermehrt Karikaturen von Lola und Ludwig veröffentlichen. Auch

Schmähschriften kursieren in großer Menge. In der politischen Presse offenbart sich, dass die

Person des Königs nicht mehr unantastbar erscheint und Ludwig I. den Staat nicht mehr

unangefochten repräsentiert. 

1848 – Joseph Anton von Maffei' Werk fertigt die Lokomotive Behaim

München-Englischer Garten - Hirschau * Die im Eisenwerk Hirschau von Joseph Anton von

Maffei gefertigte Lokomotive Behaim wird auf der Steilrampe zwischen Neuenmarkt-Wirsberg und

Marktschorgast eingesetzt. Die Behaim ist die erste dreifach gekuppelte Lokomotive für die

Königlich Bayerische Staatsbahn. 

1848 – Arnold Zenetti legt die Prüfung für den Staatsdienst mit Erfolg ab

München * Arnold Zenetti legt die Prüfung für den Staatsdienst mit Erfolg ab. 

1848 – Das Bauerntum als staatstragende Schicht

München * Nach der Revolution von 1848&nbsp;betrachten die politischen Führungskräfte das

Bauerntum&nbsp;als staatstragende Schicht&nbsp;und unterstützen und fördern dieses, während

sie den Auswirkungen des Fabrikwesens - Proletarisierung der Arbeiter&nbsp;und Niedergang

alter Handwerksbetriebe&nbsp;- sehr widersprüchlich gegenüberstehen.    Und tatsächlich bildet

das traditionell wirtschaftende Bauerntum&nbsp;und die dörfliche Sozialverfassung&nbsp;eine

starke Abwehrfront gegen alle Einflüsse der Industrialisierung.

10. Februar 1848 – Ludwigs I. Liebesbeziehung wird zur Staatsangelegenheit
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München * Der autokratische König Ludwig I. hält unbeirrt an seinem Vorhaben fest, der

Tänzerin&nbsp;Lola Montez das bayerische Indigenat&nbsp;[= Einbürgerung,

Staatsangehörigkeit, Heimatrecht] zu übertragen. Er ist der rechtlichen Auffassung, dass er mit

der Anhörung des Staatsrats&nbsp;der Verfassung Genüge getan habe. &nbsp;    Daraufhin

fertigt er das Indigenat&nbsp;höchstpersönlich aus, indem er dem Protokoll des

Staatsrats&nbsp;vom Vortag hinzufügt: „Den Staatsrat vernommend habend, erteile ich der

Senora Lola Montez (Maria de los Dolores Porrys y Montez) das bayerische Indigenat hiemit und

das tax- und siegelfrei und mit Beibehaltung ihres dermaligen Indigenats.“&nbsp;&nbsp;    Um

aber dem ganzen Vorgang Gesetzeskraft zu verleihen, muss&nbsp;der Minister des Königlichen

Hauses und des Äußeren&nbsp;die Urkunde gegenzeichnen. Dieses Ansinnen lehnt Otto Graf

von Bray-Steinburg ab und bittet gleichzeitig um seine Entlassung.&nbsp;Damit ist die

ursprünglich rein private Beziehung des bayerischen Monarchen zu seiner Favoritin zu einer

Staatsangelegenheit&nbsp;geworden.&nbsp;

1. März 1848 – Die Mannheimer Petition wird den badischen Abgeordneten überreicht

Mannheim * Die Mannheimer Petition, versehen mit vielen Unterschriften, wird den Abgeordneten

im badischen Parlament überreicht. Eine mehrere tausend Menschen starke Demonstration

begleitet die Delegation, um ihren Willen zur Änderung der politischen Verhältnisse zu

unterstreichen. Das Großherzogtum Baden ist auch der erste Staat, der die

Märzforderungen umsetzt. 

1. März 1848 – Das Ziel heißt: Überwindung der Restaurationspolitik

Deutschland * Innerhalb weniger Wochen greifen die revolutionären Vorgänge auch auf die

übrigen Staaten des Deutschen Bundes über. Ein wesentliches Ziel der Märzrevolution ist die

Überwindung der Restaurationspolitik, die die Zeit seit dem Wiener Kongress geprägt hat. Einer

der bedeutendsten Verfechter der politischen Restauration ist  der österreichische

Staatskanzler Klemens Wenzel Fürst von Metternich.      Die Politik der Restauration wurde auf

dem Wiener Kongress am 9. Juni 1815 von den meisten europäischen Staaten beschlossen. Sie

sollte innenpolitisch und zwischenstaatlich die politischen Machtverhältnisse des Ancien

Régime in Europa wiederherstellen, wie sie vor der Französischen Revolution von 1789

geherrscht hatten. Dies bedeutet die Vorherrschaft des Adels und die Wiederherstellung seiner

Privilegien.      Weiterhin sollte die napoléonische Neuordnung Europas, die mit dem Code

civil auch bürgerliche Rechte etabliert hatte, rückgängig gemacht werden. Innenpolitisch wurden

im Zuge der Restauration Forderungen nach liberalen Reformen oder nach nationaler
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Einigung unterdrückt, Zensurmaßnahmen verschärft und die Pressefreiheit stark eingeschränkt.

Vor allem die studentischen Burschenschaften sind zu dieser Zeit die Träger der Forderung nach

nationaler Einigung und demokratischen Bürgerrechten.      In manchen Ländern des Deutschen

Bundes lenken die Fürsten rasch ein. Dort kommt es bald zur Errichtung von liberalen

„Märzministerien“, die den Forderungen der Revolutionäre nachkommen, durch Einrichtung von

Schwurgerichten, der Abschaffung der Pressezensur, und der Bauernbefreiung. Oft bleibt es

jedoch bei bloßen Versprechungen.  

3. März 1848 – Staatskanzler Metternich flieht nach England

Budapest - Wien * Der Landtagsabgeordnete Lajos Kossuth hält im ungarischen Reichstag eine

Rede, in der er mehr Souveränität für Ungarn fordert. Er greift in seinem Vortrag das

Metternich-Regime scharf an und verlangt eine umfassende Reform der Habsburger Monarchie.

Die Rede löst begeisterte Zustimmung in den Oppositionskreisen des österreichischen

Kaiserreichs aus und gibt den Anstoß zur Wiener Märzrevolution.    Staatskanzler Klemens

Wenzel Fürst von Metternich verliert daraufhin seinen Rückhalt am kaiserlichen Hof, sieht sich

zum Rücktritt gezwungen und flieht nach England. Die Pressefreiheit wird eingeführt und eine

Verfassung versprochen. Bis zum 15. März 1848 sind in Wien die zentralen Forderungen der

Revolution durchgesetzt. 

6. März 1848 – Die Königliche Proklamation wird veröffentlicht

München * Die Königliche Proklamation wird als Antwort auf die Forderungen der Münchner

Bürgerschaft vom 3. März veröffentlicht. Ludwig Fürst zu Oettingen-Wallerstein hat den Inhalt der

Proklamation, in der der König seine weit­ reichenden Versprechungen zur Weiterentwicklung der

Bayerischen Verfassung abgibt, redigiert. Sie beinhaltet:         die verfassungsmäßige

Ministerverantwortlichkeit,     die vollständige Pressefreiheit,     eine Verbesserung der

Wahlordnung,     die Einführung der Öffentlichkeit und Mündlichkeit in eine Rechtspflege mit

Schwurgerichten,     eine umfassende Fürsorge für Staatsdiener und ihre Angehörigen und

Ausdehnung dieser Maßnahmen auf die übrigen Angestellten des Staates,     eine Verbesserung

der Verhältnisse der Israeliten,     die Abfassung eines Polizeigesetzbuches,     die Vereidigung

des Heeres auf die Verfassung und     eine Reform des Deutschen Bundes, insbesondere zu

einem deutschen Nationalparlament.        Die Proklamation schließt mit den Worten: „Alles für

mein Volk! Alles für Deutschland!“ und geht sogar über die Forderungen der Petition vom 3. März

weit hinaus, beinhaltet aber alle Punkte und damit auch die Märzforderungen. Was aber mit

keinem Wort erwähnt wird ist die „soziale Frage“, die Frage der „Bauernbefreiung“.    Nicht nur,
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dass mit der Proklamation vom 6. März 1848 die Märzforderungen in Bayern noch vor den

anderen deutschen Staaten ihre Anerkennung finden, nein, es wird damit auch König Ludwigs I.

auto­kratischer Regierungsanspruch mit einem Handstreich ausgehöhlt.

13. März 1848 – In Wien beginnen Straßenkämpfe

Wien * Die Forderungen des Landtagsabgeordneten&nbsp;Lajos Kossuth werden in Wien mit

Petitionen&nbsp;unterstützt und im Ständehaus&nbsp;beraten. Vor dem Gebäude demonstrieren

Studenten, Bürger und Arbeiter, die den Rücktritt des verhassten Staatskanzler&nbsp;Klemens

Wenzel von Metternich fordern. &nbsp;  Metternich personifiziert für sie ein repressives, jegliche

Freiheitsregung rücksichtslos verfolgendes System.    Die Stimmung eskaliert, als am Nachmittag

das Militär die Demonstranten plötzlich mit Waffengewalt angreifen.&nbsp;Es beginnen

Straßenkämpfe in der Innenstadt und in den Vorstädten, die mehrere Dutzend Opfer

fordern.&nbsp;

20. März 1848 – Die Hoffnungen und Ängste des neu ernannten Königs Max II.

München * Nach 23-jähriger Regierungszeit dankt Ludwig I. ab und überträgt das Herrscheramt

an seinen Sohn Max II..Sein Enkel Ludwig (II.) wird dadurch Kronprinz.    Auch wenn sich Max II.

nach Außen hin als Musterbild eines bürgernahen, konstitutionellen Staatsoberhauptes darstellt

so plagt ihn zeitlebens die Furcht, dass ihm von seinem Volk ein ähnliches oder gar schlimmeres

Schicksal bereitet werden könnte, wie seinem abgedankten Vater Ludwig I..    Die revolutionären

Begleitumstände, die König Max II. auf den Thron verhalfen und seinen Vater vom selben

stießen, haben den neuernannten Bayernherrscher geradezu traumatisch geprägt.&nbsp;Er fühlt

sich, nachdem auch das Militär auf die Verfassung vereidigt worden ist, „schutzlos der

Demokratie preisgegeben“.&nbsp;Doch nachdem sich die revolutionäre Situation wieder beruhigt

hat, kann König Max II. seine politischen Visionen endlich in die Tat umsetzen.&nbsp;Dazu

gehören auch Maßnahmen zur Förderung einer bayerisch-monarchischen

Gesinnung.&nbsp;Greifbare Formen nehmen das „Athenäum-Projekt” und der Bau des

Prachtboulevards&nbsp;an.

20. März 1848 – „Nicht Sklave zu werden, wurde Ich Freyherr“

München * König Ludwig I. stellt in einer Proklamation an das bayerische Volk die zentralen

Momente seiner Herrschaft - aus seiner Sicht - dar:         „Treu der Verfassung regierte Ich; dem
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Wohle des Volkes war Mein Leben geweiht; - als wenn ich eines Freistaats Beamter gewesen, so

gewissenhaft ging Ich mit dem Staatsgute, mit dem Staatsgeldern um. [...]   Auch vom Throne

herabgestiegen, schlägt glühend Mein Herz für Bayern, für Teutschland.“        Den liberalen

Forderungen der Märzrevolution kann und will der Autokrat Ludwig I. nicht

entsprechen. „Regieren konnte ich nicht mehr und einen Unterschreiber abgeben wollte Ich nicht.

Nicht Sklave zu werden, wurde Ich Freyherr“. 

31. März 1848 – In Frankfurt am Main versammelt sich das sogenannte Vorparlament

Frankfurt am Main * In Frankfurt am Main versammelt sich das sogenannte Vorparlament, das

aus 574 ehemaligen und gegenwärtigen Mitgliedern von Stände-Versammlungen&nbsp;sowie

aus etlichen durch „das Vertrauen des deutschen Volkes“ ausgezeichneten Männern besteht.

Das sond allerdings noch keine gewählten Vertreter, die die verschiedenen Staaten des

Deutschen Bundes&nbsp;deshalb nur sehr ungleichgewichtig repräsentierten. &nbsp;    Sofort

bricht der Konflikt zwischen den Demokraten, die eine republikanische Staatsform&nbsp;und

soziale Reformen&nbsp;durchsetzen wollen, und den Liberalen&nbsp;aus, die der

Konstitutionellen Monarchie&nbsp;den Vorzug geben.&nbsp;

12. April 1848 – Das Bayerische Wahlgesetz wird im Landtag verabschiedet

München-Kreuzviertel * Zwischen dem 12. und 15. April wird &nbsp;das Bayerische

Wahlgesetz&nbsp;für das Frankfurter Paulskirchenparlament&nbsp;im

Landtag&nbsp;verabschiedet und nach der Zustimmung der Kammer der Reichsräte&nbsp;und

des Staatsrats&nbsp;verkündet.&nbsp;

1. Mai 1848 – Erneuter Bierkrawall nach der Abdankung Ludwigs I. 

München  * Nur wenige Wochen nach der Abdankung König Ludwigs I. richtet sich der Volkszorn

erneut gegen die Münchner Brauer. Der überraschende Erfolg der revolutionären Proteste stärkt

das Selbstbewusstsein der Bevölkerung. Ein zeitgenössischer Beobachter stellt fest, „dass das

Krawallmachen in die Mode kam und alle Welt sich an den Gedanken bewaffneten Widerstandes

gegen die Staatsgewalt gewöhnte“.   Der neuerliche Bierkrawall bleibt jedoch deutlich kleiner als

die Bierrevolution von 1844. Die Behörden nehmen 24 Aufständische fest, unter ihnen drei

mutmaßliche Brandstifter, und sperren sie in den Neuturm.
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18. Mai 1848 – Das Frankfurter Paulskirchenparlament tritt erstmals zusammen

Frankfurt am Main * Die 585 gewählten Abgeordneten treten erstmals in der Frankfurter

Paulskirche zusammen und nehmen - nach einem triumphalen Einzug - auf den Kirchenbänken

Platz. Es ist ein Akademiker-Parlament, dem alleine fünfzig Professoren angehören. Drei Viertel

aller Abgeordneten haben eine akademische Ausbildung. Nach einem eher chaotischen Start

entwickelt die Nationalversammlung in der Folge kontinuierlich alle Elemente eines

funktionierenden parlamentarischen Verfahrens.      Die erste deutsche Nationalversammlung tagt

vom 18. Mai 1848 bis zum 30. Mai 1849 an insgesamt 230 Sitzungstagen. An jedem

Sitzungstag versammeln sich um 9 Uhr zwischen 400 und 450 Abgeordnete, die für einen

nationalen Staat und für eine freiheitliche Verfassung streiten. 

4. Juni 1848 – Ein neues Wahlgesetz bringt entscheidende Verbesserungen

München-Kreuzviertel * Das Gesetz über die Wahl der Landtags-Abgeordneten bringt einige

Neuerungen, die als „entscheidend“ bezeichnet werden müssen. Es beseitigt das ständische

Element der Verfassungsurkunde von 1818. In diesem bestand die Kammer der Abgeordneten zu

einem Achtel aus der Klasse der adeligen Großgrundbesitzer, ebenfalls ein Achtel aus der

Geistlichkeit der christlichen Konfessionen, ein Viertel stellten die Vertreter der Städte und

Märkte und die verbliebene Hälfte die Landeigentümer ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit.      Im

neuen Gesetz errechnet sich die Anzahl der Landtags-Abgeordneten nach dem Verhältnis von je

Einem Abgeordneten auf 31.500 Seelen der Gesamtbevölkerung des Königreichs, die auf die

„einzelnen Kreise vertheilt“ werden.    Die Wahl ist indirekt. Das heißt, dass in einer

Urwahl zunächst Wahlmänner gewählt werden, die dann in einem zweiten Wahlgang die

Abgeordneten wählen.  Zum Abgeordneten kann jeder gewählt werden, der das 30. Lebensjahr

vollendet hat.  Für das aktive Wahlrecht genügt die Zahlung einer direkten Steuer, und sei sie

auch noch so klein.  Weder das aktive noch das passive Wahlrecht ist an ein bestimmtes

Glaubensbekenntnis“gebunden. Damit kommt auch die staatsbürgerliche Gleichberechtigung der

Juden einen Schritt weiter.  Und die nicht an ein bestimmtes Glaubensbekenntnis gebundenen

Angehörigen nichtchristlicher Konfessionen dürfen den Verfassungseid unter Weglassung des

Bezugs auf das Evangelium schwören.  Die Wahl der Landtags-Abgeordneten ist öffentlich, die

Stimmzettel müssen jedoch noch vom Wähler unterschrieben werden. Die Geheime Wahl wird

erst im Jahr 1881 eingeführt.  Außerdem werden noch keine amtlichen Stimmzettel ausgegeben.

Diese gibt es erst - mit dem Frauenwahlrecht - im Januar 1919.  Das bisherige

Ausschließungsrecht des Königs, mit dem er gewählten Abgeordneten den Urlaub für die

Teilnahme am Landtag verweigern konnte, wird beseitigt.      Das Gesetz, das als Bestandteil der

Verfassungs-Urkunde angesehen wird, tritt mit der nächsten Wahl in Wirksamkeit. 
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4. Juni 1848 – Die ständischen Privilegien des Adels werden endgültig gebrochen

München-Kreuzviertel * Mit einem weiteren Reformgesetz werden auch die letzten Elemente der

feudalen Grundherrschaft im Königreich Bayern beseitigt. Im I. Abschnitt des Gesetzes über die

Aufhebung der standes- und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, dann die Aufhebung, Fixierung und

Ablösung von Grundlasten hebt König Max II. die standes- und gutsherrliche Gerichtsbarkeit auf. 

Das Gesetz entzieht den Gutsherren die Gerichtsbarkeit und die Polizeigewalt ohne

Entschädigung und überträgt diese Befugnisse auf den Staat. Damit sind die letzten Reste des

feudalen Staatsaufbaus abgeschafft worden. Dem Aufbau einer modernen einheitlichen

Justizverwaltung steht nun nichts mehr im Weg. 

29. Juni 1848 – Erzherzog Johann zum Reichsverweser gewählt

Frankfurt am Main * Die Nationalversammlung wählt den österreichischen Erzherzog Johann zum

Reichsverweser.         Die Monarchisten stimmen zu, da er Fürst ist,   die Großdeutschen, da er

Österreicher ist,   der Linken ist er genehm, weil er als volkstümlich gilt.    Überhaupt ist

Erzherzog Johann ein Gegner Metternichs gewesen.        Seine Popularität bei den Linken basiert

auch auf seiner morganatischen Ehe mit einer bürgerlichen Postmeisterstochter. Am 18. Februar

1829 hatte er die aus Aussee stammende Anna Plochl geheiratet und hinnehmen müssen, dass

er von der Thronfolge ausgeschlossen wurde. 

11. Juli 1848 – Erzherzog Johann zieht unter großem Jubel in Frankfurt ein

Frankfurt am Main * Erzherzog Johann zieht unter großem Jubel in Frankfurt ein. Als

Reichsverweser ist er das provisorische Oberhaupt des Deutschen Reiches, eines Staates, der

noch in der Entstehung ist. Aufgabe des Reichsverwesersmist es, die Reichsminister zu

ernennen und zu entlassen. Außerdem unterschreibt er die Reichsgesetze.    Doch die Macht der

Zentralregierung und der Nationalversammlung ist gering. Die Armeen der Großmächte

Österreich und Preußen weigern sich, dem Reichsverweser zu huldigen und die Staaten England

sowie Frankreich versagten ihm die völkerrechtliche Anerkennung.  Und weil sie über keine

eigenen Streitkräfte verfügt, muss die Zentralgewalt auf die ehemaligen

Bundestruppen zurückgreifen, die aber letztlich ihre Befehle von den einzelstaatlichen

Regierungen empfangen.    Diese intervenieren immer dann, wenn Ruhe und Ordnung durch

linke Volksaufstände gefährdet sind. Wenn aber die Errungenschaften des März verteidigt

werden sollen, ist mit den Bundestruppen nicht zu rechnen. 
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18. September 1848 – Es kommt es zum sogenannten September-Aufstand

Frankfurt am Main * In Deutschland kommt es zum sogenannten September-Aufstand. Dieser

beginnt, nachdem sich eine Demonstration in Frankfurt zu einem Barrikadenkampf zwischen

revolutionären Arbeitern, Bauern und Handwerkern einerseits und dem preußischen und

österreichischen Militär auf der anderen Seite, auswächst.      Der Aufstand wird sehr schnell

unterdrückt, da die Handwerker, Tagelöhner und Gesellen spontan und planlos vorgehen. Sie

haben zwar an rund vierzig Stellen in der Stadt Barrikaden errichtet, aber versäumt, wichtige

militärische Zufahrtswege zu sperren und aus den Dörfern Unterstützung zu holen. Gegen

Mitternacht ist der Aufstand niedergeschlagen. Bei den Kämpfen fallen dreißig Aufständische und

zwölf Soldaten.      Doch mit diesem September-Aufstand sind die revolutionären Veränderungen

von Staat und Gesellschaft gescheitert. Den Demokraten geht es nur mehr um die Wahrung der

Märzerrungenschaften. 

5. Oktober 1848 – Das Patrimonialgericht Berg am Laim wird aufgelöst

Berg am Laim * Das Patrimonialgericht Berg am Laim wird aufgelöst. Als Ergebnis der

Märzunruhen des Jahres 1848 wird eine neue bayerische Verfassung verabschiedet, die unter

anderem die Leibeigenschaft und die letzten ständischen Privilegien des Adels aufhebt. Damit

sterben auch die Hofmarksgerichte. Die Bauern können nun den Grund und die von ihnen

bewirtschafteten Bauernhöfe günstigst dem Staat abkaufen.

4. November 1848 – Charles Louis Napoleon Bonaparte wird französischer Staatspräsident

Paris * Von der Nationalversammlung in Paris wird eine Verfassung verabschiedet, in der auch

die Wahl eines Staatspräsidenten vorgesehen ist. Charles Louis Napoleon Bonaparte, der Neffe

des großen Napoleon Bonaparte, kandidiert als Staatspräsident. Er, der anno 1836 und 1840

gegen den Bürgerkönig Louis-Philippe vergeblich geputscht hatte, holt 75 Prozent der Stimmen

und damit das Amt des französischen Staatspräsidenten. 

22. Januar 1849 – Den Landtag beherrscht das Thema Reichsverfassung

München-Kreuzviertel * König Max II. eröffnet den Landtag im Landtagsgebäude an der

Prannerstraße und kündigt eine ganze Serie von Gesetzesvorlagen an. Doch diese

Zusammenkunft der Abgeordneten steht unter einem einzigen Thema: der Reichsverfassung, die

Münchner Zeitensprünge Seite 82/289



die Frankfurter Nationalversammlung ausgearbeitet hat.      Es entsteht ein heftiger

Meinungsstreit, weil das Frankfurter Staatsgrundgesetz von den konservativen Kräften als Eingriff

in die Souveränität der Bundesstaaten betrachtet wird. 

3. April 1849 – Friedrich Wilhelm IV. will nicht Kaiser von Volkes Gnaden sein

Berlin - Frankfurt am Main * Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. lehnt die ihm von der

Nationalversammlung angebotene Kaiserkrone ab. Die von Volksvertretern angebotene Krone

besteht für Friedrich Wilhelm IV., der in seinem monarchischen Selbstbild vom traditionellen

Gedanken des Gottesgnadentums ausgeht und die Idee der Volkssouveränität ablehnt, nur aus

„Dreck und Letten“. Ein „Kaiser von Volkes Gnaden“ will er keinesfalls sein. Damit sind auch die

Deutsche Einheit und die Reichsverfassung gescheitert.    Die Zurückweisung der Kaiserkrone

durch den preußischen König liegt an dessen innerlichen Ablehnung der Frankfurter

Reichsverfassung, weil diese von Demokraten und Liberalen beschlossen worden ist. Denn

während der Revolutionszeit hat der Preußenkönig immer wieder seine Bereitschaft signalisiert,

an die Spitze eines deutschen Bundesstaates zu treten. Er wünscht sich allerdings eine

konservativere Verfassung und scheut sich vor dem Titel eines Kaisers.    Viel wichtiger ist ihm,

die Zustimmung seiner Standesgenossen, der anderen deutschen Fürsten, zu erhalten. Bereits

am 3. April 1849, als Friedrich Wilhelm IV. die Kaiserkrone des Frankfurter Parlaments ablehnt,

lässt er die übrigen deutschen Staaten wissen, dass er an die Spitze eines deutschen

Bundesstaates treten wolle, an dem diejenigen Staaten teilnehmen sollen, die dies wünschen. 

9. Mai 1849 – Niederschlagung des Dresdner Maiaufstands

Dresden * Sächsische und preußische Truppen schlagen den Dresdner Maiaufstand nieder. Die

provisorische Revolutionsregierung wird aufgelöst, zahlreiche Revolutionäre fliehen oder werden

verhaftet. Damit scheitert der Versuch, Sachsen zu einer republikanischen Staatsordnung

umzugestalten. 

14. Juli 1849 – Die Landtagswahlen sollen andere Mehrheiten ermöglichen

Königreich Bayern * Die für diesen Tag angesetzten Landtagswahlen werden von der

Staatsregierung sorgfältig vorbereitet. Sie setzt dabei vor allem auf den Einfluss der kirchlichen

Oberhirten und Pfarrer sowie auf das Engagement der(höheren) Beamtenschaft. Der Regierung

genehme Vereine werden gefördert; nach den Wahlen jedoch alle politischen Vereine wieder
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verboten.    Die Wahlkreise werden erstmals von der Regierung nach wahltaktischen

Gesichtspunkten gebildet. Eine Praxis, die die Regierung von nun an bis zur

Wahlrechtsreform von 1906 beibehalten wird. Mit den so gewonnenen neuen

Mehrheitsverhältnissen kann König Max II. eine Politik der Reaktion verfolgen und versuchen, die

Änderungen der Bayerischen Verfassung wieder rückgängig zu machen. 

9. November 1849 – Das bayerische Nationalgefühl des Volkes heben und kräftigen

München * König Max II. beauftragt seinen Innenminister Theodor von Zwehl ein „Gutachten

patriotisch gesinnter Männer aus sämtlichen Kreisen des Königreichs und aus den verschiedenen

Ständen“ einzuholen und „nichts zu unterlassen, was das Nationalgefühl des Bayern - für Bayern

- zu heben und zu festigen vermag“.   Mit diesem Programm will er die Monarchie in Bayern

sichern. Ihm ist klar, dass fast die Hälfte seines Staatsgebiets und seiner Bevölkerung nicht das

Geringste mit Bayern zu tun hatte. Die revolutionären Ereignisse haben gezeigt, dass besonders

von Franken, das keinerlei geschichtlichen Bezug zu Bayern hatte, der stärkste Widerstand

gegen die Monarchie ausging.   Durch die Förderung von Tracht, Brauchtum und Geschichte,

durch Geschichtszyklen und dynastische Feste, durch Denkmäler, Nationalhymne und den

Ausgleich der Religionen sowie durch gezielte Unterstützung aller konservativen,

monarchiefreundlichen Institutionen und Vereinigungen, soll die gesamtbayerische

Identitätsstiftung gesteuert werden.  All diese Maßnahmen schlagen sich nicht zuletzt auch in

Fragen der Architektur nieder. Denn zum Ziel zur Förderung einer bayerisch-monarchischen

Gesinnung zählen auch die Bemühungen des Bayernregenten um einen neuen Baustil, bei dem

programmatisch gotische und bäuerliche Architekturformen, also letztlich deutsche und

bayerische Elemente verschmolzen werden sollen.  Darüber hinaus verfolgt Max II. mit einem

neuen, in Bayern erfundenen Baustil außenpolitische Ziele.    Er will damit für Bayern eine

Vorrangstellung unter den deutschen Mittelstaaten erreichen und so das Land als dritte Kraft

zwischen Preußen und Österreich etablieren und zumindest in der Architektur und im

Städtebau eine führende Rolle einnehmen.  Daneben hätte er mit der Erfindung eines neuen

Baustils auch seinen Vater, den dominierenden Kunstkönig, in dessen ureigenstem Gebiet

übertroffen.

1850 – Ein Programm zur Hebung des bayerischen Nationalgefühls

München-Haidhausen * Als das Maximilianeum-Projekt konkrete Formen annimmt, will König Max

II.,den von ihm erkannten Gefahren entgegenwirken, die die Eigenständigkeit Bayerns und seine

Monarchie bedrohen. Da sind - nach der kaum überwundenen Revolution des Jahres 1848 -    
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die immer stärker werdenden demokratischen Umtriebe,   die unaufhaltsame industrielle

Revolution von Eisenbahn, Telegraph und Dampfmaschine, die nach immer größeren

Wirtschaftsräumen und damit größeren Staatseinheiten verlangt und der die Kleinstaaterei des

Deutschen Bundes viel zu eng geworden ist, und   da ist schließlich Preußen, das im Namen der

deutschen Einheit auf Machterweiterung hinarbeitet und in diesem Zusammenhang auch ein

Auge auf das Königreich Bayern wirft.     König Max II. will diese Gefahren durch ein Programm

zur Hebung des bayerischen Nationalgefühls bekämpfen. 

15. Oktober 1850 – Der preußisch-österreichische Konflikt spitzt sich zu

Berlin - Wien * Bis zum 15. Oktober 1850 reduzieren sich die Mitgliedsstaaten der Erfurter Union

auf 21. Österreich kann die abgefallenen Staaten hinter sich bringen. Doch dadurch spitzte sich

der preußisch-österreichische Konflikt immer mehr zu. 

20. November 1851 – Adolf Friedrich von Schack verlässt den Staatsdienst endgültig

Mecklenburg * Adolf Friedrich von Schack scheidet endgültig aus dem Staatsdienst aus.

2. Dezember 1851 – Staatspräsident Napoleon Bonaparte löst die Nationalversammlung auf

Paris * Kurz vor Ablauf seiner Amtszeit löst der französische Staatspräsident Charles Louis

Napoleon Bonaparte die Nationalversammlung auf und lässt führende Oppositionspolitiker

verhaften. 

5. Dezember 1851 – Charles Louis Napoleon Bonaparte siegt

Paris * Die nach der Auflösung der Nationalversammlung und Verhaftung führender

Oppositionspolitiker folgenden blutigen Kämpfe kann Charles Louis Napoleon Bonaparte am 5.

Dezember schließlich für sich entscheiden. 

21. Dezember 1851 – Die Franzosen stimmen über eine neue Verfassung ab

Frankreich * Die Franzosen stimmen - für den Staatspräsidenten Charles Louis Napoleon
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Bonaparte erfolgreich - über eine neue Verfassung ab. 

7. Mai 1852 – Finanzierung der Bahnverbindung nach Salzburg gesichert

Rosenheim - Salzburg * Der bayerische Staat finanziert und übernimmt die Ausführung der

Bahnverbindung über Rosenheim nach Salzburg. 

15. November 1852 – Provisorische Unterbringung des Athenäums

München-Maxvorstadt * Das Athenäum, das erst im Jahr 1857 nach seinem Stifter in „Königliches

Maximilianeum“ benannt wird, findet mit sechs Zöglingen vorläufig Unterkunft in einem Mietshaus

an der Oberen Amalienstraße 72, in der Nähe der Universität. Es trägt den Namen „Vorschule

eines Erziehungsinstituts für den höheren Staatsdienst“. Seit dieser Zeit lässt man jedes Jahr drei

weitere Zöglinge folgen.   Die Übergangslösung ist wegen der fehlenden notwendigen Mittel im

Staatshaushalt und in den bestehenden Studienfonds. Da sich der bayerische König in dieser

Angelegenheit nicht an das Parlament wenden will, greift Max II. kurz entschlossen in die eigene

Kabinettskasse. 

21. November 1852 – Frankreich für die Wiedereinführung des Kaisertums

Frankreich * Das französische Volk stimmt über ein vom Staatspräsidenten Charles Louis

Napoleon Bonaparte vorgelegtes Plebiszit [= eine von oben angesetzte Volksbefragung] über die

Wiedereinführung des Kaisertums ab. 

2. Dezember 1852 – Napoleon III. lässt sich zum Kaiser der Franzosen ausrufen

Paris * Frankreichs Staatspräsident Charles Louis Napoleon Bonaparte lässt sich zum Kaiser der

Franzosen ausrufen. Das war am ersten Jahrestag des Staatsstreichs und am selben Tag, als

sich sein Onkel Napoleon Bonaparte im Jahr 1804 selbst zum erblichen Kaiser von Frankreich

krönte.    Das bedeutet zusätzlich das Ende der im Jahr 1848 ausgerufenen Zweiten Republik

und den Beginn des Zweiten Kaiserreichs. Fortan nennt er sich Napoleon III..

24. Juli 1853 – Ein Sicherheitsbericht für München
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München * Oberst Franz Freiherr von Hörmann zu Hörbach legt einen Sicherheitsbericht für

München vor. Er trägt den Titel: „Erläuterungen zum Entwurfe der militärischen Dispositionen für

die Sicherheit und Verteidigungsfähigkeit der Haupt- und Residenzstadt München behufs

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung.“  Es ist die Angst vor einer neuen

Revolution, die König Max II. seine Armee auf einen Bürgerkrieg vorbereiten lässt. Um

verbindliche Vorschläge auszuarbeiten, gründet er eine Special-Commissorium.    Inhaltlich geht

Oberst Hörmann von einem Bedrohungsszenario aus, wonach „der inländische Pöbel - durch

auswärtiges Proletariat verstärkt - bei Tag und Nacht ohne Hindernis in die Stadt eindringen

kann, theils um die größten Schätze des Staates und des Landes zu plündern, theils um die

heillosen Umtriebe der machtlosen Umsturzpartei in Vollzug zu setzen“. Freiherr von Hörmann

fügt noch eine interessante Einteilung der Tumulte in vier Klassen bei.       Als Erste und

harmloseste Klasse bezeichnete er darin „Tumulte ohne insurreaktionäre politische Tendenz“,

etwa die Studenten- und Handwerkertumulte oder die Münchner Bierkrawalle.   Als nächste

Kategorie folgen „Politische Tumulte durch demokratische Umtriebe der republikanisch gesinnten

Umsturzpartei veranlaßt“. Als Beispiel führt er die Märzrevolution von 1848 an.   Als dritte Klasse

bezeichnet er „Tumulte mit kommunistischer Tendenz“. Der erzkonservative Oberst verschließt

dabei aber keineswegs die Augen vor der bitteren Armut vieler Zeitgenossen und fordert zur

Vorbeugung eine effektive staatliche Sozialpolitik.   Die Letzte und zugleich gefährlichste Form

der Unruhe klassifiziert der Militarist die „Tumulte durch Theuerung, Mißwachs und Hungersnoth

veranlaßt“.      Sein konkreter Vorschlag beinhaltet die Erhöhung der Zahl der Kasernen in der

Innenstadt und weitere flankierende Maßnahmen, um die Hauptverteidigungspunkte zu schützen.

Dazu zählen unter anderem - neben der Residenz - das Nationaltheater, das Postgebäude, die

Münze und der Alte Hof.

1854 – König Max II. verzettelt sich

München * Bis das Preisgericht zur Beurteilung der eingereichten Arbeiten erstmals

zusammenkommt, vergehen nochmal eineinhalb Jahre. Diese erneute Verzögerung liegt

ausschließlich in der Person des Königs begründet, weil dieser sich zunächst mit jedem

einzelnen Entwurf selbst beschäftigt. Doch bei den anstehenden Staatsaufgaben und sonstigen

Neigungen findet er für diese Tätigkeit nur gelegentlich Zeit und Muße.    Seine Einschätzung gibt

er nicht preis, um dem Schiedsspruch der Fachleute nicht vorzugreifen. Das ist zunächst eine

weise Entscheidung, die jedoch sofort wieder relativiert wird, da ja die letzte Entscheidung doch

wieder beim König liegt.    Das Protokoll der Sitzung des Preisgerichts ist verschollen. Es ist nur

bekannt, dass der Berliner Oberbaurat Wilhelm Stier den ersten Preis in Höhe von 4.000 Gulden

zuerkannt bekommt und dass ein zweiter und ein dritter Preis nicht vergeben wird. Es ist aber
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auch klar, dass die Planungen Wilhelm Stiers - „der ungeheueren Kosten wegen“ - nicht zur

Ausführung kommen werden. Die übrigen Konkurrenzentwürfe verschwinden in der Versenkung. 

  Friedrich Bürklein wird - vollkommen unabhängig vom Konkurrenzergebnis - mit der Ausführung

der Pläne für das Maximilianeum und der Ausführung des umfangreichen Bauprogramms

beauftragt. Über das Preisgericht und die eingelaufenen Bewerbungen legt man den Mantel des

Schweigens.

17. Mai 1854 – Die Eingemeindung von Au, Haidhausen und Giesing ist genehmigt

Vorstadt Au - Giesing - Haidhausen * Fünf Jahre dauern die Überlegungen des Kgl. Bay.

Staatsministeriums des Inneren, bis die 25 Paragraphen zur Eingemeindung ausgearbeitet sind.

Nun ist die Vereinigung Münchens mit der Au, Haidhausen und Giesing genehmigt.    „Seine

Majestät der König haben die nachgesuchte Vereinigung der Gemeinde Au, Giesing und

Haidhausen mit der Reichshaupt- und Residenzstadt München in Eine Gemeinde unter Erhebung

jener drei Gemeinden zu Vorstädten von München [...] allergnädigst zu genehmigen geruht.“

1. Juli 1855 – Die  Zeichnungs- und Modellierschule nimmt ihre Tätigkeit auf

München * Unter der Leitung des Malers Hermann Dyck nimmt die kunstvereinseigene

Zeichnungs- und Modellierschule ihre Tätigkeit auf. Sie wird als Einrichtung des

Kunstgewerbevereins gegründet und von der bayerischen Staatsregierung lediglich mit 1.600

Gulden unterstützt. 

20. Juli 1855 – Regierung erlaubt einer privaten Bahngesellschaft den Streckenausbau

München * Die jahrelang hohen Belastungen des Staatshaushaltes durch die Bayerische

Staatsbahn führen zu einer ständig wachsenden kritischen Stimmung. Deshalb legt der

Bayerische Staat nur noch den Gesetzesentwurf zum Bau und Betrieb der Bahnstrecke

Lichtenfels - Coburg vor und betrachtet im Anschluss daran seine aktive Beteiligung am

Eisenbahnwesen als abgeschlossen. Allerdings verbindet das Staatsbahnnetz zu diesem

Zeitpunkt lediglich Oberbayern mit Schwaben sowie Franken und schließt damit die

altbaierischen Gebiete Oberpfalz und Niederbayern vollkommen aus.    Die Königliche

Eisenbahn-Commission hat aber für die vier wichtigsten Strecken nach Ostbayern bereits

Vorbereitungen getroffen, weshalb die Bayerische Staatsregierung den Bau und den Betrieb der

Eisenbahnstrecken nach Ostbayern einer privaten Bahngesellschaft erlauben will. Die
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notwendigen Voraussetzungen werden an diesem Tag mit Allerhöchster Verordnung geschaffen. 

3. November 1858 – Die Landshuter Eisenbahn-Linie kann eröffnet werden

München - Landshut * Auf den Vorarbeiten der staatlichen Eisenbahn-Commission aufbauend,

kann die Landshuter Linie eröffnet werden. Die Landshuter Allee erinnert noch heute an die

ursprüngliche Trassenführung. 

1859 – Bis zu 17.000 Arbeiterinnen und Arbeiter bauen an der Ostbahn

Geiselhöring - Passau - Regensburg * Ab dem Verkehrsknotenpunkt Geiselhöring wird auf zwei

Strecken die Ostbahn weitergebaut. Die eine Strecke führte nach Passau, die andere nach

Regensburg, Amberg und Nürnberg. Mit einem Aufgebot von bis zu 17.000 Arbeiterinnen und

Arbeitern wird das 453 Kilometer umfassende Grundnetz der Bayerischen

Ostbahnen fertiggestellt werden. Paul Camille von Denis schafft das in einer fünfeinhalbjährigen

Bauzeit.    Der Direktor der Ostbahngesellschaft unterschreitet damit nicht nur die zeitliche

Vorgabe der staatlichen Eisenbahn-Commission, die dafür eine Bauzeit von sieben Jahren

vorgesehen hatte,  sondern auch die Baukosten gegenüber dem Voranschlag von 46,5 Millionen

Gulden um 12,8 Millionen Gulden. Das sind nahezu dreißig Prozent.    Damit ist Paul Camille von

Denis, dem „Altmeister des Eisenbahnbaus“, die allgemeine Anerkennung sicher. In

Zeitungsartikeln halten sich die Zeitgenossen mit ihrer Bewunderung für diese Leistung nicht

zurück: „Der Erfahrungssatz, der leider bei uns in Deutschland viel zu wenig bekannt oder

anerkannt scheint - ‚Zeit ist Geld‘ -, spricht sich in allen Anordnungen der Ostbahn-Direction

aus.“ 

1861 – Der bayerische Staat kauft die Eisenbahn-Strecke zum Starnberger See

München - Starnberger See * Der bayerische Staat erwirbt die Eisenbahn-Strecke zum

Starnberger See von Ulrich Himbsel. 

1861 – Königin Marie gründet das Marienstift für verwaiste Töchter von Staatsdienern

München * Königin Marie von Bayern ruft das „Marienstift für verwaiste Töchter von

Staatsdienern aller Klassen“ ins Leben und wird in der Ludwigstraße 14 untergebracht. 
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4. März 1861 – Die Ramersdorfer Lüften sollen mit Haidhausen vereinigt werden

München-Haidhausen - Ramersdorf * Mit einer Entschließung des Staatsministerium des

Inneren und des Justizministeriums soll das Gebiet Auf der Ramersdorfer Lüften und jenes am

Kuisl künftig       von der Gemeinde Ramersdorf abgetrennt,   mit der Vorstadt

Haidhausen vereinigt und   in den Münchner Burgfrieden aufgenommen werden. 

1862 – Die Wiener Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft übernimmt

München - Wien * Der bayerische Staat gibt seinen gesamten Schifffahrtsbesitz an der Donau an

die Wiener Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft ab.

1862 – Der Westernheld William Frederick Cody alias Buffalo Bill

Nordamerika - Kanada * Der Westernheld William Frederick Cody, besser bekannt unter seinem

Pseudonym Buffalo Bill, ist ein ehemaliger Offizier der amerikanischen Nordstaaten, der als

Militärkundschafter und Fährtensucher im Rang eines Colonels steht.    Seinen Namen macht er

sich in den Indianerkriegen der Jahre 1862 bis 1872, wo er als gefürchteter Kämpfer seine Opfern

- nach Indianer-Vorbild - sogar eigenhändig skalpiert. Zusätzlich ist der exzentrische

Abenteurer und Glücksritter auch als Expreß-Pony-Reiter unterwegs und verdient sein Geld mit

der Büffeljagd in Nordamerika und Kanada.    Für ein Gehalt von monatlich 500 Dollar dezimiert

der hoch verschuldete Buffalo Bill im Auftrag der amerikanischen Eisenbahngesellschaften in

kürzester Zeit ganze Büffelherden. Aus übelster Profitgier ist der Offizier zum brutalen

Massenschlächter geworden, der innerhalb von eineinhalb Jahren 4.280 Büffel [eigentlich Bisons,

denn in Amerika gibt es keine Büffel] zur Strecke bringt.

1862 – König Max II. kauft Schloss Neuberghausen

Bogenhausen * König Max II. kauft das Gelände des Schlosses Neuberghausen, um in dem

Nachfolgebau das „Marienstift für verwaiste Töchter von Staatsdienern aller Klassen“, die

sogenannte „Beamten-Relikten-Anstalt“, einzurichten. Hinter dem etwas eigenartigen Namen

verbirgt sich ein Königliches Damenwohnstift, in dem unversorgte Töchter von Staatsdienern

aufgenommen werden konnten. 

20. September 1862 – Das Marienstift für verwaiste Töchter von Staatsdiener aller Klassen
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Bogenhausen * Der Privat-Fidei-Kommiß König Max II. kauft das Anwesen des ehemaligen

Schlosses Neuberghausen mit 14 Tagwerk Grund um 60.000 Gulden von Franz und Anna

Wagenpfeil. Auf dem Areal soll das Marienstift für verwaiste Töchter von Staatsdiener aller

Klassen errichtet werden, die sogenannte Beamten-Relikten-Anstalt.

1863 – Die Beamten-Relikten-Anstalt wird gebaut

Bogenhausen * König Max II. lässt in Neuberghausen durch Baurat Riedel die

„Beamten-Relikten-Anstalt“ bauen. Das repräsentative - vom Volksmund auch despektierlich

„Drachenburg“ genannte - Gebäude nahe der Bogenhauser Kirche enthält „außer den Sälen

hundert Zimmer“ und bietet damit Platz für rund einhundert Personen.   In ihm leben verwaiste

oder alleinstehende Frauen, „namentlich Töchter des mittleren Beamtenstandes“, deren

Pensionsansprüche für den Lebensunterhalt nicht ausreichend sind, für die aber wegen ihrer

Herkunft und Erziehung - „als gebildete Frauenzimmer“ - nicht die damals übliche Arbeit als

Dienstmädchen in Frage kommt. Ihre einzige Verdienstmöglichkeit bleibt daher „die geringe

Einnahme weiblicher Handarbeiten, bei deren gewöhnlicher Unzulänglichkeit“ die betroffenen

Frauen „einem kummervollen Leben“ ausgesetzt waren. König Max II. sorgt damit ebenso für den

Abschluss der Laufbahn seiner Staatsdiener, wie er mit dem Maximilianeum den Beginn

derselben gewidmet hat.

10. Oktober 1863 – Eisenbahnstrecke über Mühldorf nach Österreich genehmigt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag genehmigt die für die Stadtviertel des Münchner

Ostens so wichtig werdende Eisenbahnstrecke über Mühldorf zur österreichischen

Landesgrenze. Zeitgleich bewilligt er 15,4 Millionen Gulden für den Bau der Linie. Die genaue

Streckenführung ist zu diesem Zeitpunkt allerdings an mindestens zwei Stellen noch offen.      

Einmal, weil auf österreichischer Seite die rund fünfzig Kilometer lange Teilstrecke von der

Grenze in Richtung Linz nicht von der Eisenbahnverwaltung, sondern von einem privaten

Konsortium aus Großgrundbesitzern, Unternehmern und Bankiers finanziert wird und   sich als

Alternativen der Grenzübergang bei Braunau oder das vierzig Kilometer innabwärts gelegene

Schärding anbieten.   Von einem dieser Grenzübergänge soll die Eisenbahn das

oberösterreichische Neumarkt und darüber hinaus Linz erreichen.    Die zweite ungeklärte

Streckenführung war gleich am Beginn der Bahnlinie.       Die Generaldirektion der Kgl.

Bayerischen Staatseisenbahnen - als zuständige Planungsbehörde - will jedenfalls die Strecke

unmittelbar nach der Großhesseloher Brücke - der seit dem Jahr 1858 bestehenden

Hauptverkehrsstrecke München - Holzkirchen - Rosenheim - Salzburg - abzweigen lassen. In
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einem weiten Bogen soll die Bahntrasse dann durch den Perlacher Forst, weiter über das

Obergiesinger Feld, südlich an Haidhausen vorbeiführend das Stadtgebiet in östlicher Richtung

verlassen. So jedenfalls sieht die grobe Planung lange Zeit aus.     Nun ist aber in Obergiesing,

östlich der Tegernseer Landstraße, ein großes Neubaugebiet geplant. Und um zu verhindern,

dass die Bahnverwaltung baureife oder möglicherweise schon bebaute Grundstücke teuer

erwerben muss, verweigert das Ministerium des Inneren, das bei allen Bauvorhaben in der

Haupt- und Residenzstadt ein Planungs- und Einspruchsrecht besitzt, ihre Zustimmung zum

Wohnungsbau so lange, bis eine detaillierte Bahnplanung vorliegt. Erst danach will das

Innenministerium den künftigen Baulinien zustimmen. 

1864 – Papst Pius IX. erlässt eine Enzyklika aller zeitgenössischen Irrlehren

Rom-Vatikan * Papst Pius IX. erlässt - wieder ohne Konzil - die Enzyklika Quanta Cura, den

sogenannten „Syllabus“, der eine Aufstellung von achtig zeitgemäßen Irrlehren enthält.        Dazu

gehören nicht nur der Pantheismus, Naturalismus und Rationalismus, sondern vor allem der

Sozialismus, Kommunismus sowie irrige Anschauungen über die Natur der Ehe und das

Verhältnis von Staat und Kirche.   Verurteilt wird auch der ungezügelte Fortschrittsglaube und

der Liberalismus, der die Trennung von Staat und Religion vorsieht.    Die „Kurie“ sieht ihren

Feind in der modernen Welt. Deshalb ist sie gegen die Glaubensfreiheit, Gewissens-, Kult-,

Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit sowie die Demokratie.   Im Gegensatz dazu

verlangt der Papst im „Syllabus“ die Oberhoheit der Kirche über die staatliche Gewalt.       Auf

Kritik an der römisch-katholischen Kirche und auf Individualismus antwortet sie mit dem

Anspruch, dass nur sie selbst auf Erden die Sache Gottes „ausschließlich, alleinig und

entscheidend“ vertreten könne. Wer zu dieser Kirche nicht gehören will, der muss sie eben

verlassen.     Besonders in Deutschland entbrennt daraufhin eine Auseinandersetzung, in deren

Folge es zum sogenannten Kulturkampf kommt. 

1864 – Neubau der Giesinger Heilig- Kreuz-Kirche

München-Obergiesing * Die neue Heilig- Kreuz-Kirche wird nach Plänen von Georg von Dollmann

gebaut. Den entscheidenden Einfluss auf die architektonische Gestaltung des Kirchenneubaus

übt jedoch der Ex-König Ludwig I. aus, der achtzehn Jahre zuvor seiner Ämter enthoben worden

ist.    Er ist nicht nur während der Planungsphase und des ersten Bauabschnitts der potenteste

Finanzier, sondern bestimmt auch den Architekten: den königlich bayerischen Hofbaurat und

Schwiegersohn von Leo von Klenze, Georg von Dollmann. Dieser hatte für den pensionierten

König den Ausbau der assyrischen Abteilung in der Glyptothek und einen großen Teil der
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Befreiungshalle ausgeführt. Dollmann ist Betriebsingenieur der kgl. bay. Staatsbahn und wirkt als

Baumeister König Ludwigs II. bei der Projektierung seiner Schlösser mit.

19. Mai 1865 – Aufhebung des Bierregulativs

München * König Ludwig II. erlässt eine Verordnung zur Aufhebung des seit 1811 bestehenden

Bierregulativs. Damit entfallen die staatlichen Vorschriften über die Festsetzung des Bierpreises

zunächst versuchsweise.

10. November 1865 – Ein neuer Streckenverlauf wird festgelegt

München-Untergiesing * Nur wenige Monate vor dem Ende des dreijährigen österreichischen

Verhandlungsmarathons, legt sich die Generaldirektion der Kgl. Bayerischen

Staatseisenbahnen auf einen anderen Streckenverlauf fest.    Nach diesem sollte, um den

Umweg über die Großhesseloher Brücke zu umgehen, bereits in Friedenheim eine Trasse von

der Hauptstrecke München - Augsburg abzweigen und über Untersendling und einer neu zu

erbauenden Isarbrücke nach Untergiesing und von dort weiter nach Haidhausen führen.    Diese

Streckenführung ist gar nicht so revolutionär, da schon bei der Projektierung der Strecke

München - Salzburg in der 1850er-Jahren dieser Verlauf zum Teil angedacht worden war.

Allerdings würde die neue Bahntrasse doppelt so teuer wie die ursprüngliche sein.    Die Planer

können aber darstellen, dass die Bahnstrecke zehn Kilometer kürzer ist und außerdem weniger

Steigungen überwinden muss. Dadurch entsteht nicht nur eine enorme Zeitersparnis, sondern

gleichzeitig ein beträchtlich verringerter Energieverbrauch. Den Mehraufwand für die neue Brücke

von 800.000 Gulden kann man in Kauf nehmen, da sich die erhöhten Baukosten bereits innerhalb

weniger Jahre wieder amortisieren. 

26. November 1865 – Richard Wagner hat den Bogen endgültig überspannt

München * In einem Brief schlägt Richard Wagner dem König vor, den Kabinettssekretärs Franz

Seraph von Pfistermeister durch Max von Neumayr und den bayerischen

Ministerpräsidenten Ludwig von der Pfordten durch Ludwig von Edelsheim zu ersetzen. Der

König wird die Entlassungen erst im Oktober 1866 umsetzen. Nun kommt es zum Eklat.    Denn

durch sein massives Einmischen in die bayerischen Staatsangelegenheiten hat Richard Wagner

den Bogen endgültig überspannt. Der Komponist, der wie kaum ein anderer Zugang zum König

hat, wird von der Regierung sowieso mit großem Misstrauen beobachtet. Nun stellt der
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Ministerrat dem König ein Ultimatum. Ludwig II. habe zu wählen „zwischen der Liebe und

Verehrung Ihres treuen Volkes und der Freundschaft Richard Wagners“.     Eine breite öffentliche

Opposition gegen den Komponisten hat sich gebildet. Sie wirft Richard Wagner vor, er halte den

König von den Regierungsgeschäften ab und beanspruche die Kabinettskasse übermäßig. Bald

darauf übergeben Münchner Bürger 810 Unterschriften mit der Forderung der

Landesverweisung des Komponisten Richard Wagner an den Kabinettssekretär Franz Seraph

von Pfistermeister.

24. Dezember 1865 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird gegründet

USA * Der amerikanische „Ku-Klux-Klan“ wird gegründet. Sein Ziel ist vor allem die

Unterdrückung der Schwarzen. Es handelt sich um einen paramilitärischen Geheimbund im

Süden der Vereinigten Staaten von Amerika, der seine politischen Ziele mit rücksichtslosem

Terror durchsetzen will.    Seine Gewalttaten richten sich zunächst gegen Schwarze und deren

Beschützer sowie gegen die zahlreichen ehemaligen Nordstaatler, die vom Wiederaufbau des

Südens profitieren wollen. 

27. April 1866 – Prinz Otto erreicht seine Volljährigkeit

München * Prinz Otto erreicht seine Volljährigkeit mit Vollendung seines 18. Lebensjahres. Damit

steht ihm ein eigener Hofstaat, eine Apanagenvon 80.000 Gulden und eine Beförderung zum

Hauptmann im Infanterie-Leib-Regiment zu. 

18. August 1866 – Der durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund wird gegründet

Berlin * Der Deutsche Krieg führt zur Auflösung des Deutschen Bundes. Gleichzeitig wird der

durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund gegründet, um Preußens Hegemonie [=

Vorherrschaft] zu festigen und zu legitimieren.    Unabhängig bleiben vorerst die süddeutschen

Staaten:       das Königreich Bayern,   das Königreich Württemberg,   das Großherzogtum Baden

und   das Großherzogtum Hessen, das dank russischer Fürsprache mit einigen kleinen

Gebietsabtretungen davonkommt.

23. August 1866 – Mit dem Frieden von Prag ist Österreich aus Deutschland hinausgedrängt
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Prag - Wien - Berlin - München * Mit dem Frieden von Prag drängt Preußen Österreich aus

Deutschland. Außerdem annektiert Preußen die umstrittenen Elbherzogtümer Holstein und

Lauenburg, das Königreich Hannover, das Herzogtum Nassau und das Kurfürstentum

Hessen-Kassel sowie die Freie Stadt Frankfurt am Main.    Geblieben ist ein Bundesstaat mit 15

Klein- und Mittelstaaten nördlich der Mainlinie, der politisch, wirtschaftlich und militärisch im

Norddeutschen Bund von Preußen dominiert wird. Eine sonderbare staatsrechtliche Konstruktion,

die keinen langen Bestand haben wird.    Der Norddeutsche Bund erhält ein eigenes Parlament.

Seine Verfassung nimmt bereits die des 1870/71 begründeten Deutschen Reiches vorweg.

September 1866 – Die Vermessungsarbeiten für die Eisenbahn nach Braunau beginnen

München * Die Vermessungsarbeiten, um den genauen Verlauf der Bahnstrecke nach Braunau

am Inn festzulegen, beginnen. Die angedachte Trasse soll südlich von Untergiesing durch die

Isarauen verlaufen, dann die Hangkante auf der Höhe des späteren Stadions an der Grünwalder

Straße durchschneiden und östlich von Obergiesing durch die Hochau nach Haidhausen führen.

Damit wären die drei Stadtviertel des Münchner Ostens direkt an die Eisenbahn angebunden.   

Als nächste Entscheidung steht die Standortwahl für den nach dem Zentralbahnhof zweiten

großen Staatsbahnhof auf der Tagesordnung. Für das betroffene Stadtviertel hätte das

weitreichende Folgen auf die wirtschaftlichen, sozialen und städtebaulichen Entwicklungen, denn

es geht bei dieser Entscheidung immerhin um die Drehscheibe für den künftigen Güter- und

Personenverkehr im Münchner Osten. 

Oktober 1866 – Das Haidhauser Komitee ist für einen Bahnhof in Haidhausen

München-Haidhausen - München-Giesing - München-Au * Nachdem Einzelheiten über den

Streckenverlauf und den Bahnhofsstandort der Eisenbahnstrecke nach Braunau am Inn

durchgesickert sind, gründen sechs Haidhauser Unternehmer und Geschäftsleute ein Komitee.

Nach den Planungen der Eisenbahn-Generaldirektion soll der künftige Ostbahnhof an der

heutigen Regerstraße, auf damals Giesinger Gebiet, entstehen. Dieser Standort gilt als ideal, da

er       von den Zentren der drei Stadtviertel Au, Giesing und Haidhausen nahezu gleich weit

entfernt ist und   einer möglichen Erweiterung des Bahnhofs sowie der Ansiedelung von Industrie-

und Gewerbebetrieben nichts im Wege steht.        Das Haidhauser Komitee spricht sich gegen

den Bahnhofsstandort in Giesing und für einen solchen in Haidhausen - nahe dem heutigen

Rosenheimer Platz - aus. Der Vorsitzende des Haidhauser Komitees ist der Besitzer der

Franziskaner-Leistbrauerei, Joseph Sedlmayr. Nach Auffassung der Haidhauser Unternehmer

spricht für den Standort Haidhausen, dass       der Hauptpersonen- und Hauptgüterverkehr schon
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immer über diesen Ort lief und demzufolge   alle verkehrstechnischen Infrastruktureinrichtungen

vorhanden sind.   Die „gefährliche Verkehrsanbindung“ über den steilen und nicht regulierten

Giesinger Berg und dem gleich abschüssigen Nockherberg sprechen gegen Giesing.   Hinzu

kommen die fehlenden Brückenverbindungen für die Pferdefuhrwerke.      Der Münchner

Magistrat und das Kollegium der Gemeindebevollmächtigten schließen sich umgehend den

Forderungen der Haidhauser an. Doch das für den Eisenbahnbau in Bayern zuständige

Handelsministerium steht den Vorschlägen völlig konträr gegenüber, da nach seiner Auffassung

der zweite Bahnhof höchstens ein kleiner Nebenbahnhof werden soll, an dem nur wenige Züge

halten. 

Mai 1867 – Eichthal unterbreitet dem Innenministerium ein lukratives Angebot

München-Haidhausen * Carl von Eichthal unterbreitet dem Innenministerium ein lukratives

Angebot:         Wenn die Braunauer Eisenbahnlinie am Kuisl vorbei geführt wird, tritt die

Interessengemeinschaft - „der guten Sache halber und im Interesse der Vorstadt Haidhausen und

zum allgemeinen besten“ - dem Staat schenkungsweise einen Tagwerk Grund ab.   Gleichzeitig

bietet er an, die zusätzlich für die Anlage des Bahnhofs und der Bahnstrecke benötigten Flächen

zu einem Preis von lediglich 2.000 Gulden pro Tagwerk zur Verfügung zu stellen.      Natürlich

liegt dem Konsortium an der Wertsteigerung ihrer noch unerschlossenen Grundstücke. Das

vorgelegte Angebot liegt zwar weit unter dem Verkehrswert, doch durch die geänderte

Streckenführung würde sich das Entgegenkommen durch die in die Höhe schnellenden

Baulandpreise schnellstens wieder ausbezahlen. 

September 1867 – Der Ostbahnhof-Standort wird neu festgelegt

München-Haidhausen * Nur wenige Wochen nach der vorhergehenden Entscheidung, stell die

Generaldirektion der kgl. Staatseisenbahnen fest, dass sie wegen bautechnischer

Schwierigkeiten auf den Bau der Sedlmayr‘schen Alternative zugunsten der

Eichthal‘schen verzichten muss. Und diese Entscheidung steht felsenfest.    Da bewirkten selbst

die Proteste des Besitzer der Franziskaner-Leistbrauerei, Joseph Sedlmayr, der die getroffene

Entscheidung lauthals als „Resultat gelungener Agitation und Privatspekulation“ bezeichnet,

nichts mehr.    Als eindeutiger Gewinner geht aus diesem monatelangen Tauziehen Carl von

Eichthal hervor. Der Hofbankier hat anno 1856 zusammen mit den bedeutendsten deutschen

Großunternehmern und Bankchefs die Ostbahn-Aktiengesellschaft ins Leben gerufen.    Carl von

Eichthal gehört unter anderem dem Kollegium der Gemeindebevollmächtigten sowie der

Abgeordnetenkammer an und verfügt damit über einen massiven Informationsvorsprung, der
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seine Eisenbahngeschäfte mit der Bodenspekulation verschmelzen lässt.    Bei der

Entscheidungsfindung für die äußere Bahnlinie und dem Bahnhofsstandort am Kuisl war es

zumindest nicht hinderlich, dass Gustav von Schlör vor seiner Ernennung zum

Handelsminister lange Jahre Direktor bei der Ostbahngesellschaft war.      Eichthal und Schlör

kennen sich persönlich gut und dem entsprechend gut sind die geschäftlichen Verbindungen

zwischen dem Bankier und dem Minister. Darüber, ob es interne Absprachen zwischen den

beiden Akteuren gab oder dass der einflussreiche Bankenchef Druck auf den

Staatsminister ausübte, lässt sich nur spekulieren. 

1868 – Die Königliche Kunstgewerbeschule wird staatlich

München * Die Zeichnungs- und Modellierschule,wird als Königliche Staatliche

Kunstgewerbeschule in eine staatliche Institution umgewandelt.

30. Januar 1868 – Bayern führt - als letztes deutsches Land - die Gewerbefreiheit ein

München * Das Königreich Bayern führt - als letztes deutsches Land - die Gewerbefreiheit ein. In

dem Gesetz heißt es:    „Alle Staatsangehörigen ohne Unterschied des Geschlechts und des

Glaubensbekenntnisses sind zum Betriebe von Gewerben im ganzen Umfange des Königsreichs

berechtigt.  In dieser Berechtigung liegt insbesondere die Befugnis, verschiedenartige Geschäfte

gleichzeitig an mehreren Orten und in mehreren Lokalitäten desselben Ortes zu betreiben, von

einem Gewerbe zum andern überzugehen, ein Geschäft auf den Bereich anderer Gewerbe

auszudehnen und Hilfspersonen aus verschiedenartigen Gewerbszweigen in beliebiger Anzahl in

und außer dem Hause zu beschäftigen.“     Das bedeutet, dass jeder, ob Mann oder Frau, ob

Christ oder Jude, beliebig viele Gewerbeunternehmungen an beliebig vielen Orten in Bayern

betreiben kann. Nur für Apotheken und Gastwirtschaften bleibt auch weiterhin ein

Konzessionssystem erhalten.

1869 – Einführung einer neuen Gemeindeordnung

München * Mit der Einführung der neuen Gemeindeordnung wird auch Bayerns Hauptstadt aus

der Vormundschaft des Staates entlassen und die Stadt mit allen erforderlichen

organisatorischen und finanziellen Kompetenzen ausgestattet.
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1869 – Die Ludwigs-Walzmühl-Gesellschaft bittet um eine staatliche Finanzhilfe

München-Englischer Garten - Tivoli * Wegen Misswirtschaft und sinkenden Umsätzen muss die

Ludwigs-Walzmühl-Gesellschaft um eine staatliche Finanzhilfe bitten. Diese wird nicht gewährt.

3. Juli 1869 – Gleichberechtigung der Konfessionen im Norddeutschen Bund

Norddeutscher Bund * Das Gesetz „betreffend die Gleichberechtigung der Konfessionen in

bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung“ wird im Norddeutschen Bund erlassen. Es hebt

alle rechtlichen Benachteiligungen aufgrund der Religionszugehörigkeit auf. 

1870 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird aufgelöst

USA * Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird aufgelöst. 

19. Juli 1870 – Frankreichs Kaiser Napoleon III. erklärt Preußen den Krieg

Paris - Berlin • Die französische Kriegserklärung trifft in Berlin ein. Kaiser Napoleon III. tritt die

Flucht nach vorne an und erklärt - überstürzt und ohne außenpolitische Rückendeckung -

Preußen den Krieg. „Nach Berlin!“ heißt der Schlachtruf und Marschall Leboeuf erklärt:

„Frankreich ist bereit. Die preußische Armee existiert nicht. Ich kenne sie nicht!“    Da nun aber

Preußen der angegriffene Staat ist, werden - für Frankreich völlig unerwartet - die süddeutschen

Länder Bayern, Baden und Württemberg als Verbündete Preußens mit in den Krieg ziehen. 

13. September 1870 – Ein Programm zum raschen Beitritt Bayerns

Berlin - München * Rudolph von Delbrück, der Präsident des Bundeskanzleramtes und Bismarcks

Beauftragter für die Verhandlungen mit Württemberg und Bayern, legt ein Programm zum

raschen Beitritt Bayerns vor. Das Deutsche Reich soll ein föderaler Staatenbund auf Grundlage

des Norddeutschen Bundes werden, dem die Süddeutschen beitreten, ohne ihre Eigenständigkeit

zu verlieren.    Daraufhin gibt König Ludwig II. dem Kanzler des Norddeutschen Bundes und

preußischen Ministerpräsidenten, Otto von Bismarck, seine Bereitschaft zu einem

Verfassungsbündnis bekannt. 
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20. September 1870 – Die weltliche Herrschaft der Päpste beendet

Rom • Die weltliche Herrschaft der Päpste endet mit dem Einzug der italienischen Truppen in

Rom. Der Kirchenstaat mit Latinum wird dem Königreich einverleibt. 

23. November 1870 – Das Königreich Bayern kann sich mehrere Reservatrechte sichern

München - Berlin * In den sogenannten Novemberverträgen kann sich das Königreich Bayern

mehrere Reservatrechte sichern. Sie betreffen vor allem       das Militär,   die Eisenbahn,   das

Post- und Telegrafenwesen,   die Branntwein- und Biersteuer sowie   die allgemeine

Staatsverwaltung.        Die Reservatrechte sind von der Aufsicht und Gesetzgebung des

Deutschen Reichs befreit. Eisenbahn, Post und Biersteuer stellen wichtige Einnahmequellen dar.

     Das Bayerische Heer bildet - in Friedenszeiten - einen geschlossenen Bestandteil innerhalb

der Streitkräfte des Deutschen Reichs. Es steht mit eigener Verwaltung unter der Hoheit des

bayerischen Königs. Doch mit dem Beginn der Mobilmachung - und damit dem Eintritt des

Kriegsfalles - untersteht das bayerische Militär direkt dem Kaiser. 

3. Dezember 1870 – Prinz Luitpold von Bayern übergibt den Kaiserbrief

Versailles * Prinz Luitpold von Bayern übergibt den „Kaiserbrief“ im Hauptquartier von

Versailles an den preußischen König Wilhelm I..         Der bayerische Märchenkönig Ludwig II.

verhält sich also gegenüber Preußen sehr loyal, muss aber - statt belohnt zu werden - bayerische

Rechte an das von Preußen geführte Reich abtreten.     Nichts ist es mit der erhofften

Vergrößerung des Bayernlandes,     nichts mit der gewünschten alternierenden Kaiserkrone,

derzufolge dem preußischen Kaiser einer aus dem bayerischen Herrscherhaus folgen soll.       

Ein paar Reservatrechte, das Heer, die Post und die Eisenbahn betreffend, bleiben den

süddeutschen Verbündeten. Ansonsten hat sie sich Bismarcks großpreußischem Staatengebilde

unterzuordnen. 

30. Dezember 1870 – Die Kammer der Reichsräte beschließt den Beitritt zum Reich

München-Kreuzviertel * Zur Annahme der Versailler Verträge vom 23. November 1870 und dem

damit verbundenen Reichsbeitritt ist im Bayerischen Landtag eine verfassungsändernde

Zweidrittelmehrheit notwendig.      Diese Verträge regeln die Modalitäten, unter denen die

süddeutschen Staaten dem Deutschen Kaiserreich beitreten sollen. Dabei ist zu entscheiden, ob
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das Königreich Bayern selbstständig bleiben oder ein Teil des Deutschen Reiches werden soll.    

 Die Kammer der Reichsräte, der Vertretung des Hochadels, der Hochfinanz und der hohen

Geistlichkeit, hat den Verträgen, die am 1. Januar 1871 in Kraft treten sollen, bereits an diesem

30. Dezember 1870 mit großer Mehrheit zugestimmt. Um die Souveränität des bayerischen

Volkes preiszugeben, haben die erklärten „Sachwalter bayerischer Interessen“ genau einen

Vormittag gebraucht. 

2. Januar 1871 – Der Verein Münchener Brauereien e.V. wird gegründet

München * Der Verein Münchener Brauereien e.V., der sich bis heute als Hüter des Münchner

Bieres versteht, wird gegründet, um die Interessen seiner Mitglieder gegenüber den staatlichen

Behörden besser durchsetzen zu können. Gleichzeitig fungiert er als Arbeitgebervereinigung der

Münchner Braubetriebe.

21. Januar 1871 – Auch die Abgeordnetenkammer stimmt dem Beitritt zum Kaiserreich zu

München-Kreuzviertel * Nach einer zehnstündigen Redeschlacht stimmen 102 Abgeordnete für

den Beitritt Bayerns zum Deutschen Kaiserreich und nur noch 48 dagegen. Damit ist die

Zweidrittelmehrheit - wenn auch knapp - erreicht.      Das im Jahr 1871 gegründete Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutz des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb dieses gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des

Deutschen Volkes“.      Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten         der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe, des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie     der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.        Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.      In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten:         Preußen 17,     Bayern 6,    

Sachsen und Württemberg je 4,     Baden und Hessen je 3,     die kleineren je 2 oder 1 -    

insgesamt 58 Stimmen. 
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30. Januar 1871 – König Ludwig II. unterzeichnet die Beitritts-Verträge

München * König Ludwig II. setzt mit seiner Unterschrift die Beitritts-Verträge rückwirkend zum 1.

Januar 1871 in Kraft. Doch trotz aller Zugeständnisse bedeutete die Reichsgründung für Bayern

und seinen König         eine deutliche Einschränkung der Souveränität,     den Verlust der

staatsrechtlichen Unabhängigkeit und     eine Unterstellung der Monarchie der Wittelsbacher

unter die Vorherrschaft der Hohenzollern. 

18. März 1871 – In Paris kommt es zum Kommune-Aufstand

Paris * In der französischen Hauptstadt kommt es zum Kommune-Aufstand, in deren Verlauf

Paris den Versuch macht, eine demokratische und soziale Republik zu gründen. Die Pariser

Commune will die Auflösung Frankreichs in eine Föderation von autonomen kleinen

Gemeindeverwaltungen         mit eigener Rechtsprechung,     eigenem Militär und     eigenem

Unterrichtswesen,     der Verstaatlichung der Produktion     und so fort.       Die rote Fahne und    

der Revolutionskalender werden eingeführt,     ein Wohlfahrtsausschuss und     ein

Revolutionstribunal eingesetzt,     Geiseln ausgehoben sowie     Kirchen und Klöster geschlossen.

       Doch Paris bleibt alleine, nachdem sich die Gemeinderäte der großen Provinzstädte

versagen. Alleine muss Paris nun den Kampf gegen die konservative Republik ausfechten, die

ihren Sitz nach Versailles verlegt hat. Dort befindet sich auch das deutsche Hauptquartier.      Die

Auseinandersetzungen finden unter den Augen der deutschen Militärs statt. Den

Petroleumbrennern der Communards fallen zahlreiche öffentliche Gebäude zum Opfer, darunter

die Tuilerien; über siebzig bürgerliche Geiseln werden erschossen, darunter der Erzbischof von

Paris. 

19. März 1871 – Ex-Kaiser Napoleon III. verlässt die Wilhelmshöhe

Kassel • Der französische Ex-Kaiser Napoleon III. verlässt die Wilhelmshöhe in Kassel, von wo

aus er mehrfach versucht hat, sein gescheitertes Regime wiederherzustellen. Doch das

französische Volk hatte von ihrem bisherigen Staatsoberhaupt einfach genug. Er geht ins Exil

nach Großbritannien. 

16. April 1871 – Die Reichsverfassung wird rechtskräftig

Deutsches Reich - Königreich Bayern * Die Reichsverfassung wird rechtskräftig.    Das Zweite

Münchner Zeitensprünge Seite 101/289



Deutsche Kaiserreich ist ein Bundesstaat, dem - unter preußischer Hegemonie - 25 Einzelstaaten

angehören. Der preußische Ministerpräsident ist gleichzeitig Reichskanzler.    Das Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutze des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt

des Deutschen Volkes“.    Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten:       der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe,   des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie   der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.      Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.    In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten: Preußen 17, Bayern 6, Sachsen und

Württemberg je 4, Baden und Hessen je 3, die kleineren je 2 oder 1 - insgesamt 58 Stimmen.     

Bis im Rahmen der Reichsgründung auch in Bayern das metrische Maß eingeführt wird, fasst die

Bayerische Mass 1.069 Kubikzentimeter. Durch die Preußische Maß- und Gewichtsordnung wird

das Bayerische Maaß abgeschafft. Als gesamtdeutsche Maßeinheit gilt nun der Liter. Und dieser

ist auf 1.000 Kubikzentimeter festgelegt worden.

22. April 1871 – Gleichberechtigung der Konfessionen auch in Bayern

Deutsches Reich * Das bislang nur im Norddeutschen Bund geltende Gesetz „betreffend die

Gleichberechtigung der Konfessionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Beziehung“ wird auf

das Königreich Bayern und die übrigen neu zum Deutschen Reich gehörenden Staaten

ausgedehnt. Damit gilt die rechtliche Gleichstellung der Juden im gesamten Deutschen Reich. 

18. Juni 1871 – „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein

München * Die sozialdemokratische Zeitung „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein, nachdem

die Redakteure Robert Neff und Jacob Franz wegen Beleidigung der Staatsregierung zu drei

beziehungsweise fünf Monaten Gefängnis verurteilt worden sind. 
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1. Oktober 1871 – Die Bewohner von Elsaß und Lothringen können das Land verlassen

Elsass - Lothringen * Die Bewohner der Provinzen Elsaß und Lothringen können bis zum 1.

Oktober das Land um den Preis des Heimatverlustes verlassen. Das Angebot nehmen

vorwiegend Staatsbedienstete, junge Leute und Industrielle an. 

10. Mai 1874 – Die Historische Galerie im Maximilianeum eröffnet

München-Haidhausen * Die Historische Galerie im Maximilianeum wird zehn Jahre nach dem Tod

König Max II. eröffnet wurde. Sie besteht nicht aus achtzig, sondern lediglich aus dreißig kolossal

große Historienbilder. Vier davon beziehen sich auf die biblischen Themen, acht Bilder haben das

abendländische Mittelalter zum   Thema und weitere sieben Gemälde beschäftigen sich mit der

europäischen Geschichte der Neuzeit. Die von König Max II. ganz stark favorisierte bayerische

Perspektive wurde - selbst bei positivster Auslegung der Historie - auf drei Bilder reduziert.  

Ergänzt wird das Bildprogramm durch andere Räume des Maximilianeums und in dessen

Fassade. Dort repräsentieren außerdem 24 Marmorbüsten Wohltäter, Erfinder, Weise, Literaten,

Staatsmänner und Feldherren.

1878 – Die Heilig-Kreuz-Kirche besitzt zwei bemerkenswerte Nebenaltäre

München-Obergiesing * Die Heilig-Kreuz-Kirche besitzt zwei bemerkenswerte Nebenaltäre: den

Marienaltar und den Josephsaltar. Das Programm des Marienaltars wird im Rahmen einer

Altarstiftung zum Tode des Papstes Pius IX. festgelegt. Es geht hierbei um den Kampf der

katholischen Kirche um Macht und Einfluss im Verhältnis zu den Staaten und zur eigenen

Anhängerschaft.

1878 – Jeder Vortrag in einem „Tingeltangel“ muss polizeilich genehmigt werden

Berlin * In einer Reichspolizeiverordnung wird festgelegt, dass jeder Vortrag in einem

„Tingeltangel“ polizeilich genehmigt werden muss, dass diese Genehmigung nur für ein

bestimmtes Lokal gilt und dass die Erlaubnis zudem zurückgezogen werden kann.       Außerdem

wird die Aufführung von Dramen, Lustspielen, Possen, Opern, Operetten, Sing- und

Liederspielen, Tänzen und Balletts als unzulässig erklärt.   Nur Gesangs- und

Deklamationsstücke mit einer Besetzung von höchstens zwei Personen sind erlaubt.   Die

vortragenden Personen dürfen aber nur in bürgerlicher Kleidung (Gesellschaftsanzug) auf der
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Bühne erscheinen.   Alle Vorträge im Kostüm sind verboten.   Als Ausnahme wird der Auftritt im

„wirklichen Nationalkostüm“ (Tracht) genehmigt.   Auch Kulissen, Vorhänge und jede Art von

Requisiten werden von der Bühne verbannt.     Außerdem durften die vorgetragenen Gesangs-

und Deklamationsstücke in Inhalt und Vortragsweise nicht gegen die Religion, die Sittlichkeit, die

staatlichen Einrichtungen, den öffentlichen Anstand und die öffentliche Ordnung verstoßen.   Die

Vorträge dürfen frühestens um 18 Uhr beginnen und müssen spätestens um 23 Uhr beendet

sein.

21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in

Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der

Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die

Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

Juli 1879 – Der Kampf für städtische Arbeitsvermittler

München * Die Polizeidirektion erlässt Vorschriften für private Stellenvermittler und

Vermittlungsbüros der gewerblichen Verbände und Innungen, um arbeitsuchende Menschen vor

schlimmer Ausbeutung zu schützen. Es geht um überzogene Gebühren bei un­gewissen

Erfolgen.     Nach einem Bericht des Münchener Gewerkschaftsvereins aus demselben Jahr

liegen die Einschreibegebühren für die privaten Arbeitsvermittler zwischen 50 Pfennigen und

einer Mark. Nach der Vermittlung eines Arbeitsplatzes ist eine entsprechende Gebühr fällig, die

sich nach dem zu erwartenden Lohn ausrichtet. Sie beträgt, bei einem Monatsverdienst von 10

bis 50 Mark, die Hälfte bis zu einem doppelten Monatslohn. Die Vermittlungsgebühr zahlt zuerst

der Arbeitgeber, der sie dann zumeist dem Arbeitnehmer vom Lohn abzieht.     Besonders häufig

werden die im Stadtleben noch unerfahrenen Mädchen vom Land ausgenutzt, indem man ihnen

Unterkunft und Verpflegung zu überhöhten Preisen anbot. Sie müssen häufig ihre Dienstbücher

und Zeugnisse dem Arbeitsvermittler aushändigen, womit sie den unseriösen Stellenvermittlern

auf Gedeih und Verderb ausgeliefert sind. Die Mädchen vom Land können sich dadurch weder
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auf eigene Faust eine Arbeit suchen, noch andere Jobvermittler beauftragen. Erst wenn ein

Arbeitsverhältnis mit einem neuen Arbeitgeber geschlossen worden ist, erhalten sie ihre

Unterlagen wieder zurück.     Da die polizeilich erlassenen Vorschriften auch in den folgenden

Jahren keine Wirkung zeigen, ist die Einrichtung von zentralen städtischen oder staatlichen

Arbeitsvermittlungen ein besonderes Anliegen der Gewerkschaften, deren Einsatz die Münchner

Stadtverwaltung letztlich zu einem fortschrittlichen Handeln bewegen wird.

1880 – Die Antisemitenpetition findet Hunderttausende Unterstützer

Hamburg * Die sogenannte „Antisemitenpetition“ sammelt über 250.000 Unterschriften. Gefordert

werden unter anderem:    Einschränkung jüdischer Rechte,  Ausschluss von Juden aus

bestimmten Staatsämtern,  Begrenzung jüdischer Zuwanderung. 

1880 – Die Regierung lehnt die Pläne der Bell-Telephone-Company ab

München - Nürnberg * Die Bell-Telephone-Company will in München und Nürnberg eine

Ortssprechanlage aufstellen. Diese Pläne stoßen aber bei der bayerischen Landesregierung auf

Ablehnung, da diese das Telephonwesen unter staatlicher Aufsicht wissen will. 

1881 – In Lichterfelde fährt eine elektrische Straßenbahn

Lichterfelde * Eine weitere technische Neuerung zeichnet sich am Horizont ab: die Elektrizität. In

Lichterfelde bei Berlin fährt nun eine elektrische Straßenbahn.   Doch während in Deutschland die

staatliche Obrigkeit die Verbreitung der Elektrischen wegen der unästhetischen Oberleitungen

vielfach blockiert, entwickeln amerikanische Ingenieure die elektrische Straßenbahn zur

Serienreife.

1881 – Spenden sammeln für den Kirchbau

München-Lehel * Unter dem Vorsitz des Kunstmalers und Akademieprofessors Rudolf von Seitz

findet sich ein Bauausschuss für den neuen Kirchenbau im Lehel zusammen, der zunächst die

wichtigsten Fragen klärt.     Es wird ein Kirchenbauverein gegründet, der sich vordringlich um die

Organisation der erforderlichen Geldmittel kümmert.   Durch Spenden kommen 105.000 Mark

zusammen,   die Stadt legte nochmals 100.000 Mark drauf,   auch die Staatskasse gewährt, weil

Münchner Zeitensprünge Seite 105/289



ja ein sichtbarer Grundstock gelegt ist, einen Zuschuss von 500.000 Mark. Mit dieser scheinbar

großzügigen Summe entledigt sich der Staat jedoch aller künftigen Verpflichtungen der baulichen

Unterhaltung der Kloster- und Pfarrkirche.     Da das geerbte Grundstück für ein solch großes

Vorhaben als Baugrund aber nicht ausreichend war, kauft die Kirchenverwaltung noch das

benachbarte Montgelas-Schlösschen und das Hofbad dazu. Dafür müssen die Lechler natürlich

einen Teil ihres Baukapitals opfern.

Juli 1882 – Bau einer staatlichen Telefonanlage in München

München * Die Generaldirektion der königlichen Verkehrsanstalten beginnt in München mit dem

Bau einer Telephonanlage. Doch auch jetzt hat die Landesregierung noch Bedenken und behält

sich das Recht vor, die Anlage nach zwei Jahren wieder aufzulösen. 

15. November 1884 – Die Kongo-Konferenz legt die Abgrenzung der Besitzstände fest

Berlin * Im Reichskanzler-Palais in Berlin, dem ehemaligen Hôtel Radziwill, findet unter dem

Vorsitz von Otto von Bismarck eine internationale Konferenz, bei der es um Lösungen von

Konflikten geht, die im Zusammenhang mit dem Wettlauf um Afrika stehen.    Dreizehn

europäische Staaten, die USA und das Osmanische Reich beteiligen sich an der sogenannten

Kongo-Konferenz. Es geht dabei um die Festlegung von Kriterien für die völkerrechtliche

Anerkennung von Kolonialbesitz. Immerhin waren in etwas mehr als zwei Jahrzehnten über zehn

Millionen Quadratmeilen afrikanischen Bodens und mindestens einhundert Millionen Afrikaner

unter europäische Herrschaft gelangt.    Um die Besetzung der restlichen Gebiete und der

abschließenden Abgrenzung der Besitzstände geht es auf dieser Konferenz. Das Ergebnis sind

die wie mit dem Lineal gezogene Demarkationslinien, wobei die Grenzen oft quer durch die

Lebensräume einheimischer Ethnien verlaufen.    Afrika wird als herrenloses Land definiert, das

nunmehr als Kronland und Eigentum europäischer Staaten an Kolonialgesellschaften,

Konzessionäre und Siedler vergeben werden kann. Damit folgt die schrittweise Verdrängung der

Eingeborenen aus ihren Wohn- und Lebensgebieten bis hin zur Eingrenzung in Reservate.    Zu

dieser Konferenz ist kein einziger afrikanischer Vertreter eingeladen worden und die

Souveränitätsrechte der betroffenen Staaten werden schlicht ignoriert. Wozu auch, es geht doch

den europäischen Mächten um so hehre Ziele wie den Zivilisationsauftrag und die Verbesserung

der „sittlichen und materiellen Wohlfahrt der eingeborenen Völkerschaften“.    Die

Kongo-Konferenz endet mit der Verabschiedung einer Generalakte am 26. Februar 1885. 
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2. Mai 1886 – Die königliche Finanzmisere wird öffentlich diskutiert

Nürnberg * Der Nürnberger Anzeiger schreibt zur Finanzmisere König Ludwigs II. folgende

Zeilen:  „[...] der Staat soll Schulden machen, um die Kalamität der Kabinettskassa zu beseitigen,

wozu eine Summe von 12 bis 20 Millionen Mark - nach den verschiedenen Lesearten - nötig sein

wird.    Ob hierzu wirklich so leicht die Genehmigung der 2/3-Mehrheit der Landboten zu erhalten

ist, wollen wir doch erst abwarten, nach unserer Meinung kann hierzu eine Volksvertretung ihre

Zustimmung unmöglich geben“. 

9. September 1886 – Der Verband zum internationalen Schutz des Urheberrechtstagt in Bern

Bern * Der Verband zum internationalen Schutz des Urheberrechts tagt in Bern. Die souveränen

Staaten Belgien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Haiti, Italien, Schweiz, Spanien und

Tunis erklären in der Berner Übereinkunft, die Rechte des Autors am eigenen Werk in den

teilnehmenden Staaten schützen und vertreten zu wollen.

16. September 1887 – Die neue Hauptsynagoge wird feierlich eingeweiht

München-Kreuzviertel * Um 17 Uhr erfolgt - unter interessierter Beteiligung der Münchner

Öffentlichkeit und der offiziellen Repräsentanten von Stadt und Staat - die feierliche Einweihung

der neuen, nach dreijähriger Bauzeit fertiggestellten Münchner Haupt-Synagoge an der

Herzog-Max-Straße 7. Ausgestattet mit 1.000 Männer- und 800 Frauen-Betstühlen ist sie - nach

der Berliner und der Breslauer Synagoge - das drittgrößte deutsche jüdische Gotteshaus.  

Architekt der Münchner Synagoge ist Albert Schmidt, der zuvor schon die Planungen für die

protestantische Lukas-Kirche, die Deutsche Bank und den Löwenbräukeller ausgeführt hat.   Der

gesamte Kostenaufwand von über 1,5 Millionen Mark für die Kirche und das danebenstehende

Gemeindehaus hat die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Jüdischen Kultusgemeinde bis an die

Grenzen des   Erträglichen belastet. Die Finanzierung des ehrgeizigen Bauvorhabens erfolgt in

erster Linie durch Geld- und Sachspenden, aber auch durch den Verkauf von Betstühlen, die

zwischen 200 und 1.700 Mark kosten. Der Preis richtet sich nach seinem Platz innerhalb des

Sakralraums und der Nähe zur Heiligen Lade.   Die neue Haupt-Synagoge entwickelte sich rasch

zu einem Mittelpunkt des religiösen und kulturellen Lebens der Münchner Juden. Neben den

Gottesdiensten wird das Haus auch für Konzerte und Vorträge genutzt. Das Anwachsen der

Kultusgemeinde und der damit verbundene erhöhte Verwaltungsaufwand macht den Bau eines

neuen Gemeindehauses notwendig. 
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16. September 1887 – Die Münchner Haupt-Synagoge wird eingeweiht

München-Angerviertel - München-Kreuzviertel * In den Morgenstunden begehen die jüdischen

Gläubigen Münchens in der alten Münchner Synagoge an der Westenriederstraße den letzten

Gottesdienst und überführen anschließend die Thora-Rollen in das neue israelitische

Gebetshaus. Dort angekommen legen sie den Schlussstein der Kirche, der eine Kapsel mit einer

Urkunde über den feierlichen Akt sowie sämtliche Tageszeitungen und die in Umlauf befindlichen

Münzen enthält.    Um 17 Uhr erfolgt dann - unter interessierter Beteiligung der Münchner

Öffentlichkeit und der offiziellen Repräsentanten von Stadt und Staat - die feierliche Einweihung

der neuen, nach dreijähriger Bauzeit fertiggestellten Münchner Haupt-Synagoge an der

Herzog-Max-Straße 7. Ausgestattet mit 1.000 Männer- und 800 Frauen-Betstühlen ist sie - nach

der Berliner und der Breslauer Synagoge - das drittgrößte deutsche jüdische Gotteshaus und

Zentrum der liberal ausgerichteten Mehrheitsgemeinde.    Die zeitgenössischen Kritiker würdigen

den Bau als „ein völlig selbständiges Werk von ausgeprägter Eigenart, ein Denkmal, nicht nur des

Meisters, der es geschaffen hat, sondern auch der Zeit, in der es entstand“. Und das Münchner

Tagblatt vermerkt überschwänglich, dass das „architektonische Schmuckkästchen“ München nun

wieder „um eine köstliche Perle reicher geworden“ ist.

9. März 1888 – Staatstrauer überschattet die Starkbiersaison 

Berlin - München-Au * Die Starkbiersaison steht von Beginn an unter einem schlechten Stern. Am

9. März stirbt Kaiser Wilhelm I. im Alter von 90 Jahren in Berlin. Sein Tod löst im gesamten

Deutschen Reich eine mehrwöchige Staatstrauer aus.   Auch in München prägen

Trauerbeflaggung und Einschränkungen öffentlicher Vergnügungen das gesellschaftliche Leben.

Die ausgelassene Stimmung des Salvatorausschanks steht damit in einem deutlichen Gegensatz

zur offiziell angeordneten Trauer. Nur wenige Wochen später kommt es dennoch zur

gewaltsamen „Salvatorschlacht“. 

11. März 1888 – Salvatorausschank ohne Musik und Gesang

München-Au * Zwei Tage nach dem Tod Kaiser Wilhelms I. beginnt auf dem Salvatorkeller der

diesjährige Starkbierausschank. Wegen der reichsweiten Staatstrauer untersagt die

Polizeidirektion jede musikalische Begleitung und jeden Gesang.   Das Verbot soll die gebotene

Trauer wahren und zugleich verhindern, dass sich die Stimmung unter den zahlreichen Gästen

durch Musik, gemeinsames Singen und rhythmisches Krügepoltern aufheizt. Der Ausschank

selbst darf jedoch stattfinden.
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16. März 1888 – Salvatorkeller bleibt zur Kaiserbeisetzung geschlossen

Berlin - München-Au * Kaiser Wilhelm I. wird am Freitag, dem 16. März, im Mausoleum des

Schlossparks Charlottenburg beigesetzt. Aus Anlass der Trauerfeier bleibt der Münchner

Salvatorkeller an diesem Tag vollständig geschlossen.   Damit folgt die Brauerei den staatlichen

Trauervorschriften. Öffentliche Vergnügungen und der sonst stark besuchte Ausschank des

Salvatorbiers müssen während der Beisetzungsfeier ruhen. 

24. März 1888 – Der Starkbierausschank wird um einen Tag verlängert

München-Au * Nach einer Übereinkunft aus dem Jahr 1833 endet der Ausschank des

Märzenbocks [= Salvator] auf dem Nockherberg am Samstag vor dem Palmsonntag, da dann die

Karwoche beginnt. Die Schmederer-Brauerei möchte jedoch den Umsatzausfall ausgleichen, der

durch die Schließung während der Beisetzung Kaiser Wilhelms I. am 16. März entstanden ist. Sie

beantragt deshalb, den Starkbierausschank um einen Tag zu verlängern. Die Behörden

genehmigen die Verlängerung.

25. März 1888 – Die Salvatorschlacht

München-Au * Das Musikverbot wegen der Staatstrauer um den verstorbenen Kaiser Wilhelm I.

dämpft zwar zunächst die Stimmung auf dem Nockherberg, verhindert aber keine

Ausschreitungen. Der genaue Auslöser der „Salvatorschlacht“ lässt sich später nicht mehr

feststellen. Vermutlich entstehen an verschiedenen Stellen gleichzeitig zwei zunächst

unbedeutende Streitigkeiten, die sich in der dicht gedrängten Menge überlagern und rasch

ausweiten.   Innerhalb kurzer Zeit entwickelt sich daraus eine gewaltige Massenschlägerei.

Mehrere Hundert Besucher geraten aneinander. Der als Verlängerung des Starkbierfestes

genehmigte zusätzliche Ausschanktag geht als „Salvatorschlacht“ in die Münchner

Stadtgeschichte ein.

27. Juli 1888 – Die I. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung

München-Lehel * Die erste Kraft- und Ar­beitsmaschinen-Ausstellung wird eröffnet. Parallel dazu

wird die Deutsch-Na­tionale Kunstgewerbe-Ausstel­lung am Isarquai abgehalten. Sie markiert

einen bedeutenden Meilenstein in der Industrialisierung Bayerns und dauert bis zum 16. Oktober

1888.  Die Ausstellung steht unter dem Protektorat des Prinzregenten Luitpold von Bayern und
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wird von der Staatsregierung, der Stadt und dem polytechnischen Verein auch in finanzieller

Hinsicht unterstützt. Sie wird aus Anlass des 40-jährigen Bestehens des Allgemeinen

Gewerbe­vereins im Rahmen des All­gemeinen Deutschen und Bayerischen Handwerkerta­ges

abgehalten und ist eine Ausstellung von Kraft- und Arbeitsmaschinen für den Handwerksbetrieb.  

Der Ausstellungsbau steht am Isartorplatz und erhebt sich dort „mehr ge­mütlich als prunkend“.

Er ist „dem schlichten Handwerks­mann gleichend, welcher ein braves und gutes Herz in sich

trägt“. Die Pläne zum Ausstellungsgebäude hat der  Architekt Franz Brochier gefertigt.   Beteiligt

sind an der Maschinen-Messe 217 Aussteller, welche eine Bodenfläche von 1.664 Quadratmeter

und eine Wandfläche von 113 Quadratmeter belegt haben. Präsentiert werden 67 Motoren mit

einer Gesamtkraft von 184 Pferdestärken und zwar    20 Dampfmotoren,   13 Wassermotoren,  

31 Gasmotoren und   3 Petroleummotoren.   Die Zahl der ausgestellten Arbeitsmaschinen beträgt

563 und umfasst alle Gewerbebranchen.     Nach Bundesstaaten verteilten sich die Aussteller

folgendermaßen:     Aus Bayern kommen 90,   aus Preußen und Sachsen jeweils 44,   aus Baden

elf,   aus Württemberg 16,   aus Reuß sechs,   aus Hamburg zwei und aus Hessen,

Braunschweig, Elsass-Lothringen und Bremen jeweils ein Aussteller.     An Flächenraum nimmt

am meisten Sachsen mit 368 Boden- und 68 Quadratmeter Wandfläche ein, während die Freie

Stadt Hamburg sich mit lediglich einem qm Bodenfläche begnügt.   Insgesamt werden 136

Aussteller mit Diplomen und Medaillen ausgezeichnet. 

31. Juli 1888 – Die Elefanten-Katastrophe

München * Zum Höhepunkt der Centenarfeier, dem drei Kilometer langen Festzug, formieren sich

tausende Menschen und Tiere. Der „Künstler- und Handwerkerzug“ beginnt am

Karlsplatz-Stachus, führt zum Marienplatz und von da durch die Dienerstraße zum

Max-Joseph-Platz. Von hier aus bewegte er sich über den Odeonsplatz zum Siegestor, wo der

Zug wendet, um auf der westlichen Straßenseite wieder zurück zur Briennerstraße zu gelangen,

von wo aus der Weg weiter zum Königsplatz führen soll.   Die Festzugsgruppe der „Kauf- und

Handelsleute“ präsentiert sich dabei mit einem Wagen, zu dem acht indische Elefanten gehören.

Diese entstammen einer Leihgabe des Zirkusdirektors Carl Hagenbeck. Beim Umzug durch die

Ludwigstraße trotteen die exotischen Tiere gelassen und brav einher. Als der Festzug jedoch am

Siegestor eine Schleife macht, treffen die von Berbern berittenen Elefanten auf die als

feuerspeienden Drachen dekorierte Straßenlokomotive in der Gruppe der Eisenindustrie. Die

Elefanten erschrecken durch ein unachtsames Dampfablassen und von dem Rattern und

Gezische des grotesken Vehikels derart, dass sie scheuten und wild trompetend davonrasen. Die

aufgescheuchten Elefanten lösen wiederum eine Massenpanik unter den Besuchern aus.   Den

Anfang macht ein Elefantenbulle, der wild zu trompeten beginnt, durch die Ludwigstraße nach
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Norden trampelt und vor der Staatsbibliothek randaliert. Drei Tiere folgen ihm, Panik bricht aus,

im Gedränge sterben Menschen. Die Zirkuswärter brauchen die Hilfe der schweren Reiterei, um

die Elefanten zu bändigen.   Vier weitere Elefanten nehmen in die entgegengesetzte Richtung

Reißaus und verbreiten Angst und Schrecken. Im ungezügelten Galopp rennen sie über die

Ludwig- in die Maximilianstraße, steuern den Hofgraben zu, wo sie an der Königlichen Münze das

Hauptportal einrennen. Über den Alten Hof laufen sie weiter zum Viktualienmarkt und richten

unter den Verkaufsständen verheerende Verwüstungen an. Ein Elefant soll sogar ins

Hofbräuhaus gerannt sein, bei denen Münchner Wirtshausbrüder und Elefanten einander Rüssel

an Nase begegnen.   Ihr weiterer Weg führt zum Gärtnerplatztheater und von dort zur Auenstraße

46, wo sie sich im Hof einfangen und beruhigen lassen. Später bringt man einen an die Vorgänge

erinnernden Gedenkstein an. Immerhin verlieren durch die „Elefanten-Katastrophe“ und der damit

verbundenen Massenpanik zwei, nach anderer Quelle vier Menschen ihr Leben. Zudem

verursacht sie 42 Verletzte. 

1891 – In München wird der Verein für Feuerbestattung gegründet

München * In München wird der Verein für Feuerbestattung gegründet. Er setzt sich für die

Einführung der Leichenverbrennung in München ein. Der Magistrat steht dem Gedanken der

Feuerbestattung noch immer positiv gegenüber, doch für die Errichtung eines

Krematoriums benötigt man die Erlaubnis der bayerischen Staatsregierung. Den Antrag dafür

sollte deshalb der Verein für Feuerbestattung stellen. 

1891 – Elektrischer Probebetrieb auf den Gemeindelinien

München * Nach Verhandlungen beschließt der Magistrat die probeweise Einführung eines

elektrischen Trambahn-Betriebs auf den beiden Gemeindelinien. Dem Beschluss folgen

langwierige Verhandlungen mit allen einschlägigen Behörden sowie den Haus- und

Grundbesitzern und auch dem Kgl. Staatsministerium des Kgl. Hauses und des Äußeren. Diese

geben ihre „Allerhöchste Genehmigung“ nur mit dem Vorbehalt, dass sie jederzeit die

„Umstellung des Oberleitungs- auf Akkumulatorenbetrieb“ verlangen dürfen. 

1891 – Italienische Sammelklassen in der Haidhauser Wörthschule

München-Haidhausen * Insgesamt 80 Italiener werden in einer Sammelklasse in der Haidhauser

Wörthschule unterrichtet. „Einer allgemeinen Fortbildungsschule konnte man sie nicht zuführen,
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da sie der deutschen Sprache nicht mächtig waren. Für sie bildete man eine eigene Klasse an

der Wörthschule und erteilte ihnen abends und an Sonntagen acht Stunden wöchentlich

Unterricht.“    In München gab es - im Gegensatz zu den meisten anderen Großstädten im Reich -

diese äußerst fortschrittliche Einrichtung, in der italienisch-kundige bayerische Lehrer zwei- bis

dreimal in der Woche in den Fächern Geographie, Kalligraphie, Rechnen, Deutsch und

Religion unterrichteten.    Durch das Erlernen der deutschen Sprache sollte eine Integration

hierzulande erleichtert werden, durch das Fach Geographie, in dem ausschließlich italienische

Landeskunde gelehrt wurde, die Bindung zur Heimat gewahrt bleiben.  Da ein Mann in Italien erst

dann als vollberechtigter Staatsbürger galt, wenn er vor einem Notar seinen Namen schreiben

konnte, war der Schreibunterricht für eine Wiedereingliederung in der Heimat von besonders

großer Wichtigkeit.    Da die Schule von den weit außerhalb gelegenen Ziegeleien jedoch oft nur

in mehrstündigen Fußmärschen zu erreichen war, und auch die Akkordanten nicht einmal für die

Zeit der Schulstunden auf ihre billigsten Arbeitskräfte verzichten wollten, konnte nur eine

begrenzte Anzahl der italienischen Kinder die Schule an der Wörthstraße besuchen.

1. Juli 1891 – Georg von Vollmar (SPD) hält seine sogenannten Eldorado-Reden

München * Der bayerische Sozialdemokrat Georg Heinrich von Vollmar hält am 1. und am 6. Juli

seine sogenannten „Eldorado-Reden“ [so genannt nach dem Lokal]. Nach dem Auslaufen der

„Sozialistengesetze“ - so Vollmar - könne man „den Weg der Verhandlungen betreten und

versuchen, auf der Grundlage der heutigen Staats- und Gesellschaftsordnung Verbesserungen

wirtschaftlich und politischer Art herbeizuführen“. Die Idee, eine gewaltsame soziale Revolution

sei unvermeidlich, ist damit ebenso aufgegeben wie die Theorie von Karl Marx. Außerhalb

Bayerns werden Vollmars Ansichten nur wenig akzeptiert. 

1894 – Die bayerische Staatsregierung lehnt die Leichenverbrennung ab

München * Die bayerische Staatsregierung lehnt die Einführung der Leichenverbrennung in

München ab. Noch immer müssen Münchner, die eine Feuerbestattung vorziehen, die hohen

Kosten für den Sargtransport zu einem auswärtigen Krematorium akzeptieren. In Frage kommen

dafür Gotha, später Heidelberg und Jena. 

15. August 1894 – Ein spektakulärer Wettkampf zwischen einem Ross und einem Stahlross

München-Untergiesing * Auf der Radrennbahn am Schyrenplatz findet wieder ein spektakulärer
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Wettkampf zwischen einem Ross und einem Stahlross statt. Der aus den Vereinigten Staaten von

Amerika kommende Reiter ist angeblich der Sohn von Buffalo Bill: Samuel Franklin Cody.    Doch

weder der Wild-West-Weltstar William Frederick Cody alias Buffalo Bill noch dessen Sohn traten

bei dem Radl-Pferde-Rennats am Schyrenplatz an den Start. Der Reiter ist vielmehr ein

US-amerikanischer Wildwest-Show-Darsteller, der sein Vorbild Buffalo Bill nicht nur in Sachen

Kleidung und Auftreten kopiert, sondern auch über die Angleichung an den berühmten Namen

sogar bewusst mit einer Verwechslung spekuliert. Denn der Mann, der sich immer wieder Samuel

Franklin Cody oder Captain Cody nennt, heißt in Wirklichkeit Samuel Franklin Cowdery. Der

Rennradler ist der aus dem Westend stammende Josef Fischer.    Das Radl-Pferde-Rennats

findet an mehreren Tagen (15., 17.und 19. August) - über insgesamt sieben Stunden - statt. „Zu

diesem Schauspiel hatte sich am ersten Tag eine kolossale Menschenmenge auf dem Rennplatz

des Münchner Velozipedclubs eingefunden“. Die Bahnlänge beträgt für den Radler 500, für den

Reiter 494 Meter. S. F. Cody benutzt von seinen zehn Pferden sechs und beweist sich als

ausgezeichneter Reiter, verliert beim Wechsel der Pferde aber jedes Mal sechzig Meter.   

Fischer kann das Rennen nur deshalb für sich entscheiden, weil die Ausgangslage für die beiden

Rivalen ungleich ist. So ist die Veloziped-Bahn eigens für Radrennen hergestellt worden,

während die Reitbahn für ein Pferderennen ungeeignet ist. Die Kurven sind zu eng und die

Längsseiten zu wenig lang, sodass Cody seine Pferde gar nicht richtig ausreiten kann. Wäre eine

bessere Bahn vorhanden gewesen, hätte Cody den Dauerradfahrer auch geschlagen, so wie er

in Paris, Pest und anderen Orten bis dahin alle Rennradfahrer besiegt hatte.    Zum Schluss

schlägt Fischer den Texaner - bei einer Gesamtrennstrecke von 259 Kilometer - mit einem

Vorsprung von knapp fünfzig Kilometern. Die Bezahlung für die sieben Rennstunden soll 350

Mark betragen haben. 

11. September 1896 – Der Kunstsaustall der Schwanthaler Bagage

München-Ludwigsvorstadt * Gut zwei Wochen vor der Eröffnung des Deutschen Theaters und

der Schwanthaler Passage steht das Unternehmen am Rande des Bankrotts. Eine

Gläubigerversammlung mit rund 120 Handwerkern und Lieferanten mahnt ihre ausstehenden

Zahlungen an. Theaterdirektor Alexander Bluhm schafft es gerade noch, die Gläubiger zu einem

Stillhaltabkommen zu überreden und sie für sechs Monate von Pfändungen abzuhalten.  Denn

wenn der Theaterbetrieb erst einmal laufen würde, so argumentiert der optimistische

Theaterdirektor, dann wären auch alle finanziellen Probleme gelöst. Doch nur wenige Stunden

vor der Premiere muss er eine größere Summe Geld auftreiben, weil der Lieferant der roten

Teppiche im Foyer ansonsten mit einem Skandal droht.  Zum Glück gibt es aber im Hintergrund

noch den reichen Kommerzienrat Friedrich Haenle, der für sechzig Prozent aller offen stehenden
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Forderungen eintreten will. Dieses Angebot führt allerdings in der Familie des Unternehmers zu

Überlegungen, den Patriarchen „entmündigen“ zu lassen, um dadurch weiteres Unheil zu

verhindern.  Aber nicht nur die verschwenderische Ausgestaltung der Schwanthaler

Passage bringt die Unternehmung an den Rand des Desasters. Theaterdirektor Alexander Bluhm

hat auch beim Künstlerpersonal kräftig hingelangt. Neben dem üppig besetzten

Schauspieler-Ensemble leistet er sich ein mit fünfzig Musikern besetztes Orchester und ein

stattliches Ballett: 36 Tänzerinnen, 16 Tänzer, 48 Figuranten und 60 Komparsen gehören zum

festengagierten Stammpersonal.  Weil aber Direktor Bluhm schon zwei Monate vor der Premiere

kein Geld mehr für Gagen besitzt, müssen die Proben abgesagt werden.  In München machen

die Probleme des neuen Theaters schnell die Runde. Für die hiesigen Lästermäuler wird aus der

Schwanthaler Passage ganz schnell die „Schwanthaler Blamage“, während man die Betreiber

des Etablissements als „Schwanthaler Bagage“ verhöhnt.  Die erzkonservative Zeitung Das

Bayerische Vaterland blickt sowieso mit Schaudern auf die Programmankündigung des

Unterhaltungstempels an der Schwanthalerstraße und sieht schon dadurch die „moralischen

Grundsätze des christlichen Abendlands“ als gefährdet an. Die Zeitung befürchtet, dass es sich

bei dem neuen Theater um ein „Institut für moralische Schweinezüchterei“, ja sogar um einen

„Kunstsaustall“ handelt.    Neben der veröffentlichten Meinung bereiten aber auch die

genehmigenden staatlichen Behörden dem Theaterdirektor Alexander Bluhm große Probleme,

indem sie ihm zunächst „die ortspolizeiliche Productionsbewilligung für theatralische

Vorstellungen“ verweigern. Im Hintergrund agiert hier der einflussreiche Münchner

Hoftheaterdirektor Ritter Ernst von Possart, der in dem neuen Theater in der Schwanthaler

Passage eine „dauernde schwere Schädigung der materiellen Interessen der königlichen

Hofbühne“ sieht.    Aber nicht nur die Angst vor einer unliebsamen Konkurrenz, die den

Hoftheatern die Zuschauer abspenstig machen könnten, sondern auch eine tief empfundene

Abneigung gegen alles Moderne bringen Ritter Ernst von Possart gegen das neue Theater in

Rage. Der den Traditionalisten angehörende Hoftheaterintendant pflegt auf seinen

Hofbühnen einen antiquierten, stark verstaubten Stil, der kaum mit dem zeitgenössischen Theater

der Naturalisten zu vereinbaren ist.

1897 – „Miss Alwanda“ beeindruckt die Besucher des Handels-Panoptikums

München-Hackenviertel * „Miss Alwanda“ beeindruckt die Besucher des Internationalen

Handels-Panoptikums mit ihren Tätowierungen von verschiedenen europäischen

Staatsoberhäuptern auf ihrem Körper.

1897 – Die bayerischen Juden lehnen die Zionistische Bewegung ab
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München * Die Israelitische Kultusgemeinde München wehrt sich massiv gegen die Zionistische

Bewegung von Theodor Herzl, der in der bayerischen Haupt- und Residenzstadt den ersten

Zionisten-Kongress abhalten will. Herzl hat sich für München als Veranstaltungsort entschieden,

weil „diese Stadt als gastfreundlich gilt und ein geeigneter Verkehrsmittelpunkt“ ist.    Der

zionistische Gedanke, der auf die Verwirklichung einer jüdischen Nation mit einem eigenen Staat

Palästina hinzielt, wird von den bayerischen Juden abgelehnt. Sie fühlen sich als deutsche

Staatsbürger und sehen durch das zionistische Gedankengut ihre Bemühungen um Integration

gefährdet. Sie wollen alles unterlassen, was den antisemitischen Parolen von der „fremden

jüdischen Rasse“ und „dass die Juden Liebe und Anhänglichkeit zu ihrem Vaterlande nicht

besitzen“ neue Argumente liefern könnte.    Der Widerstand der Münchner Juden bewirkt, dass

der erste Zionisten-Kongress in Basel stattfinden muss.

1897 – Widerstand gegen den ersten Zionistenkongress in München

München * Die Israelitische Kultusgemeinde München lehnt die von Theodor Herzl initiierte

zionistische Bewegung entschieden ab. Herzl plant, den ersten Zionistenkongress in München

abzuhalten, da die Stadt als gastfreundlich gilt und über günstige Verkehrsverbindungen verfügt.  

Der Zionismus, der die Gründung einer jüdischen Heimstätte in Palästina anstrebt, stößt bei

vielen bayerischen Juden auf Ablehnung. Sie verstehen sich als deutsche Staatsbürger und

befürchten, dass zionistische Bestrebungen ihre gesellschaftliche Integration gefährden könnten.

Zudem wollen sie vermeiden, antisemitischen Vorurteilen Vorschub zu leisten, die Juden

mangelnde Verbundenheit mit ihrem Vaterland unterstellen.   Der Widerstand der Münchner

Juden führt schließlich dazu, dass der erste Zionistenkongress 1897 nicht in München, sondern in

Basel stattfindet. Das Ereignis verdeutlicht das starke Selbstverständnis weiter Teile des

bayerischen Judentums als integraler Bestandteil der deutschen Gesellschaft.

1897 – Die  SPD fordert die Trennung von Staat und Kirche

München * Der Bayerische Bauernbund - BBB fordert unter anderem       die Aufhebung der

kirchlichen Schulaufsicht und   die Abschaffung der aristokratischen Ersten Kammer.        Georg

von Vollmar, der Führer der SPD fordert die Trennung von Staat und Kirche und kritisiert die

Vormundschaft der Kirche über die Lehrer.      Das Zentrum sieht darin ein Streben nach

Entchristlichung der Schule, wie sie auch den Liberalen vorschwebe, und fordert im

Umkehrschluss „die volle Emanzipation der Kirche von den Fesseln staatlicher Bevormundung“.
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1898 – Das sogenannte Fünf-Prozent-Grün wird eingeführt

München - München-Haidhausen * Mit einer Ministerialentschließung wird das sogenannte

„Fünf-Prozent-Grün“ eingeführt. Diese legt fest, dass in allen zu erstellenden Baulinienplänen fünf

Prozent der Gesamtfläche als Grünanlagen und Spielplätze auszuweisen sind. Haidhausen und

das Franzosenviertel ist mit Grünanlagen nicht gerade gesegnet. Eine Begründung lässt sich

auch darin finden, dass eine Sicherung von Grünanlagen ohne staatliche Verordnung seinerzeit

nicht denkbar ist. Daran hat sich übrigens bis heute nichts geändert.      Bei der Bebauung eines

Gebiets durch Terraingesellschaften sind die Flächen unentgeltlich an die Stadt abzutreten. Diese

städtebaulich und sanitär bedeutende Entscheidung betrifft anfänglich nur die großen

Grundbesitze, da die entsprechenden fünf Prozent hier auch tatsächlich eine größere

zusammenhängende Fläche ergeben. Später werden die Fünf-Prozent-Flächen durch

Grundabtausch erstellt.      Zwar sind im Franzosenviertel mit dem Orleans-, Weißenburger-,

Pariser- und Bordeauxplatz die ersten stadtteilbezogenen Grünanlagen geschaffen worden.

Diese dienen jedoch mit ihren regelmäßigen Formen und überschaubaren Größen rein als

Schmuckplätze und Mittelpunkt eines Wohngebiets. Zum Spielen und als Aufenthalt für Kinder

sind sie jedoch nicht geeignet, da zudem noch der Straßenverkehr über diese Plätze führt. Zu

diesem Zeitpunkt hat sich im dicht besiedelten Franzosenviertel lediglich noch zwischen Orleans-,

Lothringer- und Pariser Straße ein unbebautes Areal erhalten: die Postwiese.      Walter Heerde

weist in seinem Haidhausen-Buch darauf hin, dass die Postwiese ihren Namen völlig zu unrecht

trägt, „denn es handelte sich nicht um eine Wiese, sondern um eine große, häßliche Grube, die

zwar von der Haidhauser Jugend von je her als Spielplatz und winterliche Rodelstätte benützt

wurde, aber sonst einen Schandfleck und ein Sorgenkind Haidhausens bildete“. 

1899 – Die arische Alpenvereins-Sektion Brandenburg des DuOeAV

Brandenburg * Die Alpenvereins-Sektion Brandenburg des DuOeAV wird ausschließlich für

„christlich getaufte, deutsche Staatsbürger“ gegründet.

November 1899 – Die USA und das Deutsche Reich teilen sich die Samoa-Inseln

Samoa * Die Vereinigten Staaten von Amerika“und das Deutsche Reich teilen sich die

Samoa-Inseln untereinander auf, wobei wobei das Deutsche Reich den größeren Anteil der Insel

in Besitz nehmen kann. 
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1900 – Die 2.000. Lokomotive verlässt das Maffei‘sche Werk

München-Englischer Garten - Hirschau * Die 2.000. Lokomotive verlässt das Maffei‘sche

Werk und wird an die Kgl. Bay. Staatsbahn geliefert.

27. Januar 1900 – Europäische Einrichtungen wollen vor den Boxern geschützt werden

Shandong - China * Die Kolonialmächte fordern die chinesische Regierung auf, europäische

Einrichtungen vor den Boxern zu schützen.    Im Frühjahr und Sommer 1900 führen Attacken der

sogenannten Boxerbewegung gegen Ausländer und chinesische Christen zu einem Krieg

zwischen China und den Vereinigten acht Staaten, die sich zusammensetzten aus dem

Deutschen Reich, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Österreich-Ungarn, Russland und

den USA.    Getragen wird der Boxeraufstand von den Verbänden für Gerechtigkeit und

Harmonie. Die Boxer bekämpfen den europäischen, US-amerikanischen und japanischen

Imperialismus. Die Bezeichnung Boxer bezieht sich auf eine traditionelle chinesische

Kampfkunstausbildung, die sich selbst als Yihetuan, also Verband für Gerechtigkeit und

Harmonie, nennt. Bei den Boxern handelt es sich um eine soziale Bewegung die sich zwischen

1898 und 1900 als unmittelbare Reaktion auf die Krisenstimmung gegen Ende des 19.

Jahrhunderts gebildet hatte.    Ihr ursprünglicher Schwerpunkt lag in der Provinz Shandong, wo

das Deutsche Reich“einige Bergbau- und Eisenbahnkonzessionen besaß. Im Frühjahr und

Sommer 1900 breitet er sich dann über weite Teile Nordchinas aus.    Die Boxer machen die

Ausländer und die chinesischen Christen für die Störungen der natürlichen Umwelt und der

sozialen Harmonie verantwortlich. Sie fordern die Beseitigung der Feinde Chinas mit Gewalt, um

die Harmonie wieder herzustellen und treten dabei als Unterstützer der herrschenden

Quing-Dynastie auf. Eine ihrer Parolen lautet: „Unterstützt die Quing und vernichtet die

Fremden.“ 

18. März 1905 – Das gescheiterte Denkmalprojekt für Ludwig II.

München-Au - München-Isarvorstadt * Prinzregent Luitpold zeigt sich vom Denkmalentwurf für

Ludwig II. auf der Corneliusbrücke begeistert und äußert: „Ich genehmige gerne, die Arbeit ist in

guten Händen.“   Der Entwurf kommt aber nicht zur Ausführung, da er nicht die Zu­stimmung der

„Kommission für staatliche Monumentalbauten“ erhält. 
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5. Oktober 1908 – Österreich-Ungarn annektiert Bosnien und Herzegowina

Wien - Bosnien - Herzegowina - Paris - London - Petersburg - Berlin * Österreich-Ungarn

annektiert - ohne Rücksprache mit den Großmächten - Bosnien und Herzegowina, gliedert sie

also in die k.u.k. Monarchie ein.      Die Großmächte Frankreich, England und Russland sowie die

Balkanstaaten protestieren gegen die österreichische Annektion. Ein Krieg wird nur verhindert,

weil sich das Deutsche Reich mit Hinweise auf die Nibelungentreue auf die Seite von

Österreich-Ungarn stellt. 

27. Oktober 1908 – Kurt Eisner erhält die bayerische Staatsangehörigkeit

Ansbach * Kurt Eisner erwirbt „durch Aufnahme in Gemäßheit der Bestimmung in § 7 des

Reichsgesetzes über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom

1. Juni 1870 die Staatsangehörigkeit im Königreiche Bayern“. 

Februar 1909 – Lion Feuchtwanger und der Phoebus-Skandal

München-Maxvorstadt * Lion Feuchtwanger organisiert als Vorsitzender der Phoebus-Gruppe

zum Ausklang der Faschingssaison im Löwenbräukeller einen aufwändigen Ball. Weil sich der

Sponsor der Veranstaltung als Betrüger herausstellt, kommt es zum Eklat. Handwerker und

Arbeiter reißen noch während des Faschingballs die Dekoration herunter und fordern ihre Löhne

und die unbezahlten Rechnungen ein.    Feuchtwanger und seine Mitstreiter holen ein

Großaufgebot der Polizei, was alles nur noch schlimmer macht. Denn jetzt verlassen die Gäste

den Löwenbräukeller und fordern ihr Eintrittsgeld zurück. Der Phoebus-Skandal ist geboren.   

Kurt Eisner, der spätere Revolutionär und Ministerpräsident des Freistaates Bayern ist zu diesem

Zeitpunkt Redakteur der SPD-Zeitung Münchener Post, bezeichnet den Phoebus-Vorstand als

„Margarine-Barönchen“. Sein Ball hätte so viel „mit Apollon zu tun, wie Herr Lion Feuchtwanger

mit der Literatur oder sein Vater mit der Naturbutter“. 

1910 – Ein Schankkellner wird wegen schlechten Einschenkens verurteilt

München * Ein Münchner Richter spricht sechs „Schankkellner“ mit dem Hinweis frei, dass dem

hiesigen Publikum das schlechte Einschenken ohnehin bekannt sei, und „Auswärtige werden es

wohl bald erfahren“.    Auf Einspruch des Staatsanwalts gibt es später aber doch noch eine

Strafe. Sonst hätte nämlich der Verteidiger recht behalten, der argumentiert hatte, Bier sei nichts
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anderes als eine Mischung von Flüssigkeit und Schaum. „Wenn also diese Mischung

einschließlich des Schaumes den Eichstrich erreicht, so bleibt an der einwandfreien Füllung des

Trinkgefässes kein Zweifel“.

1910 – Die Staatsregierung bremst die Elektrifizierung

München-Englischer Garten - Hirschau * Aufgrund der zur Serienreife entwickelten neuen

Maffei'schen Lokomotive mit Heißdampfmaschine verfolgt das Bayerische

Verkehrsministerium die Elektrifizierung der Bahn mit wesentlich geringerem Nachdruck.

1910 – Dr. Fritz Gerlich erhält die bayerische Staatsangehörigkeit

München * Nach Ablegen seiner archivarischen Staatsprüfung erwirbt der preußische

Staatsangehörige Dr. phil. Fritz Gerlich, „aufgrund seiner Niederlassung in der Stadt München

[...], die Staatsangehörigkeit im Königreich Bayern“.

19. Juni 1910 – Die Einweihung des Ludwig II.-Denkmals

München-Au - München-Isarvorstadt * Un­ter Glockengeläut und Kanonendonner findet die

feierliche Enthüllung des Ludwig-II.-Monuments auf der Corneliusbrücke als förmlicher Staatsakt

statt.   Der Erste Bürgermeister Wilhelm von Borscht verspricht bei der Feier, das Denkmal „heilig

und in Ehren“ zu halten und „als das Symbol der einem Naturrechte vergleichbaren Bande, die

das bayerische Volk seit fast dreivierteltausend Jahren mit seiner angestammten Dynastie

unlöslich verknüpfen.“   Nachdem die Denkmalvereinigung ihr bei der Gründung ins Auge

gefasste Vereinsziel erreicht hat, löst sie sich nach der Enthüllungsfeier satzungsgemäß selbst

auf.

13. März 1912 – Bulgarien, Serbien, Griechenland, Montenegro gründen den Balkanbund

Sofia - Belgrad - Athen - Montenegro * Bulgarien, Serbien, Griechenland und Montenegro

gründen den Balkanbund. Ihr gemeinsames Ziel ist        die Verdrängung des Osmanischen

Reiches vom Balkan und die Aufteilung seiner verbliebenen europäischen Provinzen.    

Federführend ist Russland, das sich als Patron der Balkanvölker versteht und damit die Kontrolle

über die Meerengen des Schwarzen Meeres erhalten will.     Das beunruhigte Frankreich wird von

Münchner Zeitensprünge Seite 119/289



Russland mit der Aussage beschwichtigt, dass sie die Balkanstaaten kontrollieren kann. 

18. Oktober 1912 – Die verbündeten Balkanstaaten beginnen den Krieg gegen die Türkei

Balkan * Die verbündeten Balkanstaaten - Montenegro, Bulgarien, Serbien und Griechenland

- beginnen den Krieg gegen die Türkei. 

28. November 1912 – Das Krematorium am Ostfriedhof kann in Betrieb genommen werden

München-Obergiesing * Endlich kann das Krematorium am Ostfriedhof in Betrieb genommen

werden. Aufgrund einer Genehmigung der bayerischen Staatsregierung wird die eigenständige

Entscheidung über die Leichenverbrennung nun den Kommunen überlassen. 

31. Dezember 1912 – Ludwig Thomas Bildergeschichte „Ein Münchner im Himmel“

München * Im Heft 54 des Simplicissimus erscheint die Bildergeschichte „Ein Münchner im

Himmel“. Der Text stammt von Ludwig Thoma, die Zeichnungen liefert Olaf Gulbransson. Es geht

darin um den vom Schlag getroffenen Dienstmann Alois Hingerl, der als Engel den Auftrag erhält,

die göttlichen Eingebungen der bayerischen Staatsregierung zu überbringen.    Der „Engel

Aloisius“ wird allerdings beim Anblick des Münchner Hofbräuhauses seinen Auftrag vergessen

und sich eine Mass nach der anderen schmecken lassen. „Und so wartet die bayerische

Staatsregierung noch heute auf die göttlichen Eingebungen!“ 

1913 – Bogenhauser Grundverwertungsgesellschaft erwirbt das Fleischer-Schlössl

München-Bogenhausen * Eine eigens zum Ankauf des Fleischer-Areals gegründete

Bogenhauser Grundverwertungsgesellschaft erwirbt das Grundstück einschließlich Rohbau an

der Ismaninger Straße.   Mehrfach versucht sie in der Folgezeit vergeblich, das Anwesen als

Ganzes zu verkaufen. Pläne des bayerischen Staats, das Gebäude in ein Museum

umzuwandeln, werden im letzten Kriegsjahr 1918 aus finanziellen Gründen fallen gelassen.

30. Mai 1913 – Der Erste Balkankrieg ist beendet
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London * Nach vernichtenden Niederlagen muss die Türkei unter Vermittlung der europäischen

Großmächte den Londoner Vertrag unterzeichnen, der den Ersten Balkankrieg beendet.         Die

Osmanen verzichten darin auf alle europäischen Gebiete;   der Kretische Staat vereinigt sich

offiziell mit Griechenland.     Die Türkei behält aber - sehr zum Ärger Russlands - die Kontrolle

über die Meerengen.        Durch die Schaffung des Staates Albanien erhält Serbien den

ersehnten Zugang zur Adria aufgrund einer Forderung Österreich-Ungarns nicht.

29. Juni 1913 – Der Zweite Balkankrieg beginnt

Sofia - Belgrad - Athen - Bukarest - Konstinopel - Balkan * Der Zweite Balkankrieg beginnt.

Bulgarische Truppen greifen gleichzeitig die griechischen und serbischen Armeen an, ohne dass

Bulgarien den beiden Staaten offiziell den Krieg erklärt hat.     Bald treten auch noch Rumänien

und die Türkei in den Krieg ein, da alle Beteiligten mit Gebietszuwächsen rechnen. Die

Großmächte müssen wieder vermitteln. 

10. August 1913 – Der Bukarester Frieden beendet den Zweiten Balkankrieg

Bukarest - Sofia - Belgrad - Athen - Konstantinopel - Wien - Petersburg * Im Bukarester

Frieden verliert Bulgarien einen Großteil seiner Eroberungen aus dem Ersten Balkankrieg.        

Serbien und Griechenland teilen sich Mazedonien,     Rumänien kann sich weiter zum Schwarzen

Meer hin ausweiten und     die Türkei erhält einen Teil seines europäischen Besitzes zurück.     

Die k.u.k-Monarchie Österreich-Ungarn ist jedoch spätestens jetzt fest entschlossen, ein weiteres

Vordringen des zur Mittelmacht aufgestiegenen Balkanstaats Serbien mit aller Macht zu

verhindern - auch um den Preis eines Krieges mit Russland. 

29. September 1913 – Serbien geht als Sieger aus den beiden Balkankriegen hervor

Petersburg - Sofia - Konstantionopel - Athen - Belgrad * Russland greift in die Verhandlungen ein.

Im Vertrag von Konstantinopel erhält Bulgarien - mit Russlands Unterstützung - mit Westthrakien

doch noch einen Zugang zur Ägäis. Das verursacht einen neuen Konflikt mit Griechenland, das

die Region für sich beansprucht.      Insgesamt erkämpfen die Balkanstaaten weitere Gebiete der

zerfallenden Türkei. Serbien geht als strahlender Sieger aus den beiden Balkankriegen hervor

und kann sein Territorium nahezu verdoppeln. 
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5. November 1913 – Prinzregent Ludwig III. proklamiert sich selbst zum König

München * Prinzregent Ludwig III. proklamiert sich selbst zum König. König Otto I. wird damit

durch seinen Vetter Prinzregent Ludwig III. entthront. Eine 27-jährige Regentschaft geht

dadurch zu Ende.    Nachdem diese unumstößlichen Fakten geschaffen sind, erkennt der

Landtag an, „daß am 4. November 1913 die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für die

Beendigung der Regentschaft bestanden haben“. Die Abgeordneten stimmen dem Antrag brav

zu. Daraufhin erklärt König Ludwig III., dass durch seine Thronbesteigung der Titel und die

Ehrenrechte König Ottos I. nicht berührt werden. Bayern hat damit - bis zum Tod König Ottos I.

am 11. Oktober 1916 - zwei Könige und damit eine Doppelmonarchie.    Doch die Vorgänge um

die Inthronisation schadet dem Ansehen König Ludwigs III. und der Monarchie schwer. Deshalb

rührt sich auch keine Hand, als exakt fünf Jahre später die Monarchie in Bayern als erster

deutscher Einzelstaat sang- und klanglos zusammenbricht.

1914 – Friedrich von Bissing verschenkt seine Sammlung altägyptischer Kunst

München * Friedrich Wilhelm von Bissing schenkt seine Sammlung altägyptischer Kunst der

bayerischen Staatlichen Sammlung Ägyptischer Kunst.

1914 – Der Konsumverein kauft von Paulaner noch weitere Grundstücke

München-Au * Der Konsumverein München von 1864 kauft von der Paulaner-Brauerei“noch

weitere Grundstücke ab, sodass das Gelände zwischen der Auerfeld-, Staatsbahn, Balanstraße

und Tassiloplatz fast in seiner Hand ist. 

28. Juli 1914 – Der Kaffeehaus-Besitzer Franz Fahrig verteidigt sich im Staatsanzeiger

München-Kreuzviertel * Im Bayerischen Staatsanzeiger erklärt der Kaffeehaus-Besitzer Franz

Fahrig,      dass er kein Ausländer sei,    dass es im Café Fahrig keinen Serbenstammtisch gibt

und    dass er kein Verbot ausgesprochen hat, patriotische Lieder zu spielen.      Der

Café-Betreiber wird dennoch auch weiterhin von den Patrioten angefeindet. 

31. Juli 1914 – Die Königstochter Wiltrud ist stolz auf Bayern und ihren Vater
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München-Maxvorstadt * Voller Stolz beschreibt die Königstochter Wiltrud die Situation: „Wie

herrlich sticht hervor, dass Bayern doch die größte Selbstständigkeit besitzt gegenüber anderen

Staaten, denn im Reiche außer Bayern verhängte den Kriegszustand Kaiser Wilhelm II., hier aber

Papa.“ 

1. August 1914 – Aufruf an die deutschen Juden!

Berlin * Der Verband der Deutschen Juden und der Zentralverein deutscher Staatsbürger

jüdischen Glaubens erlassen einen „Aufruf an die deutschen Juden!“ Darin fordern sie ihre

Glaubensgenossen auf, ihre Kräfte „über das Maß der Pflicht hinaus“ dem „Vaterlande zu

widmen“.      Und weiter heißt es: „Eilet freiwillig zu den Fahnen!  Ihr alle - Männer und Frauen -

stellet Euch durch persönliche Hilfeleistung jeder Art und durch Hergabe von Geld und Gut in den

Dienst des Vaterlandes!“ 

2. August 1914 – Ein eigener Militärfahrplan wird in Kraft gesetzt

München * Um die Soldaten mit der Eisenbahn an die Front zu befördern, wird ein eigener

Militärfahrplan in Kraft gesetzt. Deshalb gibt es bei den Bayerischen Staatsbahnen ab Mitte

August nur einen sehr eingeschränkten zivilen Personen- und Güterverkehr. 

2. August 1914 – SPD-Abgeordneten stimmen gegen die Haushaltsgesetze

München * Anfang August schließt die Münchner Börse kurzfristig, um Panikverkäufe zu

verhindern. Und selbst das bayerische Finanzministerium zeigte sich alarmiert: Es warnt davor,

dass die Bürger die Banknoten zum Teil nicht mehr als Zahlungsmittel akzeptieren würden.    Bei

der Sitzung des Bayerischen Landtags stimmen die 21 anwesenden SPD-Abgeordneten gegen

die Haushaltsgesetze. Das ist aber auch schon die einzige Reaktion gegen den Krieg.  Die

beiden Kammern des Landtags befassen sich ebenfalls nicht mit dem Krieg sondern mit ungleich

wichtigeren Fragen, wie beispielsweise dem Verbot des freireligiösen Unterrichts oder der

Beschneidung des Streikrechts der Staatseisenbahner.

4. August 1914 – Eine staatlich reglementierte Kriegszwangswirtschaft wird eingeführt

Berlin * Das Gesetz über die Ermächtigung des Bundesrates zu wirtschaftlichen
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Maßnahmen etabliert eine staatliche Planwirtschaft. Damit kann eine staatlich reglementierte

Kriegszwangswirtschaft eingeführt, die dem Bundesrat ermöglicht, Maßnahmen zur „Abhilfe

wirtschaftlicher Schädigungen“ anzuordnen. 

15. August 1914 – Das ganze katholische Elsass soll an Bayern fallen

München * König Ludwig III. konfrontiert den preußischen Geschäftsträger in München mit der

Klage, dass Bayern im Krieg von 1870/71 zu schlecht weggekommen sei.         So etwas darf nie

wieder passieren.     Der Krieg darf keinesfalls zu einer einseitigen Vergrößerung Preußens

führen, da dadurch das staatliche Gefüge des Reiches verschoben würde.     Wenn Preußen

durch Annexionen wächst, dann müssen auch die anderen größeren Bundesstaaten,

insbesondere Bayern, einen Ausgleich erhalten.        Danach entwickelt er sein Konzept: eine

Aufteilung des Reichslandes Elsass-Lothringen, bei der das ganze katholische Elsass an Bayern

fallen soll. 

8. September 1914 – Die bayerische Staatsregierung verlässt ihren Sparkurs

München * Auf Druck der betroffenen Wirtschaftskreise, insbesondere des Baugewerbes, verlässt

die bayerische Staatsregierung ihren Sparkurs und ordnet eine Fortführung der

Staatsbaumaßnahmen an. Mit Kriegsbeginn hatte der Staat - zur Schonung des von

kriegsbedingten Einnahmeausfällen Betroffenen Haushalts - seine Aufträge weitestgehend

storniert. 

7. Dezember 1914 – König Ludwig III. fordert Gebietszuwächse für Bayern

München * König Ludwig III. fordert in einem Brief an Kronprinz Rupprecht,       „dass Bayern eine

wesentliche Gebietsvergrößerung erhält, nämlich Gebiete aus den bisherigen Reichslanden [=

Elsass-Lothringen], aus Belgien und aus dem von Frankreich abzutretenden Territorium, je mehr

je lieber.“   Belgien muss „in das Deutsche Reich einverleibt werden“, zumindest „als

selbstständiger Staat zu bestehen aufhören“.      Kein deutscher Bundesfürst erhebt gegen diese

Kriegsziele einen Einwand, wohl aber gegen eine einseitige Begünstigung Bayerns. 

8. Februar 1915 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan wird neu gegründet
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USA * Der amerikanische Ku-Klux-Klan&nbsp;wird als Massenorganisation&nbsp;neu

gegründet.&nbsp;

22. Februar 1915 – Den uneingeschränkten U-Boot-Krieg befohlen

Atlantik * Die deutsche Reichsregierung befiehlt den uneingeschränkten U-Boot-Krieges gegen

Handelsschiffe Krieg führender und neutraler Staaten, die sich in diesem Bereich aufhalten. 

6. Juni 1915 – König Ludwig III. fordert einen deutschen Zugang vom Rhein zum Meer

Nürnberg * König Ludwig III. fordert in seiner sogenannten „Kanalrede“ - vor dem im Jahr 1891

gegründeten Bayerischen Kanalverein - als Kriegsziel für das Deutsche Reich einen „direkten

Ausgang vom Rhein zum Meer“.      Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg befürchtet

durch diese offen vorgetragene Annexionspolitik des bayerischen Königs eine Verärgerung des

neutralen Holland, weshalb die Forderung in der Veröffentlichung der Bayerischen

Staatszeitung abgeschwächt wird. 

8. Juni 1915 – Die Kanalrede König Ludwigs III. in abgeschwächter Form

Berlin * Auf Druck der Reichsregierung unter Theobald von Bethmann Hollweg wird die

Kanalrede von König Ludwig III. nur in abgeschwächter Form abgedruckt. Forderte der

Bayernkönig zwei Tage zuvor noch als Kriegsziel „einen deutschen Zugang vom Rhein zum

Meer“, so ist jetzt nur mehr von einer „günstigeren Wasserstraßenverbindung von Mittel- und

Süddeutschland zum Meer“ die Rede.    Reichskanzler Bethmann Hollweg hat eine Verärgerung

des neutralen Holland durch die königlichen Annexionspläne befürchtet. 

November 1915 – Ganz Serbien wird von den Truppen der Mittelstaaten erobert

Serbien * Deutsche, österreichisch-ungarische und bulgarische Truppen erobern ganz Serbien.

April 1916 – Die staatlich festgelegten Höchstpreise werden deutlich angehoben

München * Die staatlich festgelegten Höchstpreise für landwirtschaftliche Produkte werden in
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ganz Bayern deutlich angehoben.    Man möchte damit den Landwirten, die bislang ihre Vorräte

gehortet haben, einen Anreiz bieten. Die Maßnahme führt jedoch zu massiver Verärgerung bei

den Bauern, die ihre Waren im Herbst 1915 zu den niedrigen Preisen abgegeben hatten.    Damit

wird der „ehrliche, rechtzeitig und uneigennützig abliefernde Landwirt zum Gespötte der

Kriegswucherer gemacht“.

17. Juni 1916 – Erich Mühsam: Das Volk steht auf! - Auftakt der Revolution

München * Über diesen Tag vermerkt der Schriftsteller Erich Mühsam in seinem Tagebuch:   

„Das Volk steht auf! Gestern erlebten wir den Auftakt der Revolution.    [...] In der Tat stand der

Marienplatz voll von Leuten, die ich auf 10.000 Personen schätze.    Johlen und Pfeifen war

zunächst das einzige Merkmal der Erregung. Allmählich hörte man aus den Gruppen heraus

lautes Fluchen, Aufklärungen, Anklagen wegen der Not der Nahrungsmittelverteilung, der

Massenmörderei.    [...] Da entdeckte ich plötzlich, dass die Dienerstraße entlang Militär anrücket

mit aufgepflanztem Bajonett und sich an der Ostseite des Rathauses aufstellte. Eine maßlose

Wut brach durch. alles schrie: ‚Pfui! Gemeinheit! - Sauhunde! Blaue Bohnen statt Brot‘.“     

Benebelt von der Propaganda des Staates und der nationalen Presse hatten die Leute anfangs

geglaubt, der Krieg werde bald zu Ende und die Soldaten bis Weihnachten siegreich heimgekehrt

sein. 

18. Juni 1916 – Mit Militär verstärkte Schutzmannschaft räumt den Marienplatz

München-Graggenau * Die mit Militär verstärkte Schutzmannschaft räumt den Marienplatz von

den an den Hunger-Demonstrationen beteiligten Münchnern.  Stadtschulrat Dr. Georg

Kerschensteiner muss sich später für die „mangelnde staatsbürgerliche Erziehung der gerade

entlassenen Schuljugend“ rechtfertigen. 

23. August 1916 – Karl Liebknecht zu über vier Jahren Zuchthaus verurteilt

Berlin * Das Urteil gegen Karl Liebknecht lautet in der zweiten Instanz: „Der Angeklagte wird

wegen versuchten Kriegsverrat in Tateinheit mit erschwertem Ungehorsam im Felde sowie wegen

Widerstand gegen die Staatsgewalt mit vier Jahren und einem Monat Zuchthaus bestraft.

Zugleich wird auf Entfernung aus dem Heere, Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer

von sechs Jahren […] erkannt.“     Hugo Haase, der bis März 1916 immerhin SPD-Vorsitzender

ist, setzt sich vergeblich für Liebknechts Freilassung ein. 
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9. September 1916 – Erich Mühsam erwirbt die bayerische Staatsangehörigkeit

München * Erich Mühsam erwirbt die bayerische Staatsangehörigkeit. 

26. Februar 1917 – Ein deutsches U-Boot versenkt das Passagierschiff Laconia

Irland * Ein deutsches U-Boot versenkt vor der irischen Küste den schnellsten britischen

Passagierdampfer, die Laconia. Da sich unter den zwölf Todesopfern zwei US-amerikanische

Staatsbürger befinden, wird dies ein wichtiges Argument der USA zum Eintritt in den Ersten

Weltkrieg. 

12. März 1917 – Das Parlament übernimmt die Regierungsgeschäfte und die Staatsmacht

Petersburg * Der Ältestenrat der Duma&nbsp;konstituiert ein Provisorisches Komitee zur

Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung&nbsp;und eröffnet das

Parlament&nbsp;wieder.&nbsp;Dieses übernimmt die Regierungsgeschäfte und die

Staatsmacht.&nbsp;Das ist - staatsrechtlich betrachtet - der entscheidende revolutionäre

Akt.&nbsp;

11. Juli 1917 – Planungen für die Änderung des preußischen Dreiklassenwahlrechts

Berlin * Das Preußische Staatsministerium erhält den Auftrag, eine Vorlage zur Änderung des

preußischen Dreiklassenwahlrechts für die Zeit nach dem Krieg vorzubereiten. 

13. Juli 1917 – Kronprinz Rupprecht: Ludendorff soll politisch gebändigt werden

Lille - München * Kronprinz Rupprecht berichtet seinem Vater, König Ludwig III., es sei „wahrhaft

unglaublich, wie es in Berlin zugeht - der Kanzler ist wohl unhaltbar. Ludendorff muss aber

unbedingt auf sein militärisches Fach beschränkt werden und darf sich nicht in alle Fragen der

inneren und äußeren Politik mengen“.    Er bittet seinen Vater zum Kaiser nach Berlin zu fahren,

denn es steht „viel auf dem Spiel, um nicht zu sagen Alles!“.    Kronprinz Rupprecht fürchtet die

Einführung des Parlamentarismus auf Reichsebene am meisten, da das das Ende der

Einzelstaaten bedeuten würde. 
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2. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP wird gegründet

Königsberg * Am Tag des Friedens bei Sedan wird die erzkonservative, nationalistische,

völkische und antisemitische Deutsche Vaterlandspartei - DVLP von ultrarechten Kräften,

darunter Großadmiral Alfred von Tirpitz und dem ostpreußischen

Generallandschaftsdirektor Wolfgang Kapp, gegründet.    Innenpolitisch kündigt die

Vaterlandspartei den Burgfrieden von rechts auf. Sie plädiert für einen unterdrückenden und

autoritären Kurs gegenüber der Arbeiterbewegung und greift auch bürgerliche Politiker heftig an,

die sich – wie beispielsweise den Zentrumspolitiker Matthias Erzberger - für eine Reform des

politischen Systems unter Einbeziehung der SPD aussprechen.    Die Parteiführung verfolgt den

Plan, mit Hilfe eines „starken Mannes“ einen autoritären Staatsumbau einzuleiten und dabei den

Reichstag und die Linksparteien auszuschalten. Im äußersten Fall sollte auch der „zu weiche

Kaiser“ Wilhelm II. bei einer sich bietenden Gelegenheit für „regierungsunfähig“ erklärt und der

weit rechts stehende Kronprinz von Preußen zum Regenten ernannt werden.     Außenpolitisch

tritt die Vaterlandspartei für einen deutschen Siegfrieden und ein umfassendes Programm

direkter und indirekter Expansion ein.    Mit ihren Kampagnen gegen einen Verzichtfrieden - oder

Judenfrieden genannten Verständigungsfrieden - und gegen Schlappheit und Verrat an der

Heimatfront legt die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP den Grundstein für den Nachkriegsdiskurs

über die Novemberverbrecher und die Dolchstoß-Legende. 

18. September 1917 – Die SPD bringt den Antrag Auer-Süßheim ein

München-Kreuzviertel * Ein von der SPD in der Bayerischen Abgeordnetenkammer eingebrachter

Reformantrag, genannt  „Antrag Auer-Süßheim“, fordert:         Ersetzung des

Zweikammersystems durch das Einkammersystem.   Aufhebung der Kammer der Reichsräte.  

Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts zum Landtag für alle

volljährigen Staatsangehörigen ohne Unterschied des Geschlechts nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl.   Ausbau der Gesetzesinitiative des Landtags.   Beseitigung des königlichen

Sanktionsrechts.   Ernennung der Minister und Bundesratsmitglieder nach Vorschlag des

Landtags.   Selbstbestimmungsrecht des Landtags in Bezug auf Zusammentritt und Vertagung.  

Einjähriger Staatshaushalt.   Beseitigung aller Vorrechte der Geburt und des Standes, Aufhebung

der bisherigen Privilegien der Standesherren, Abschaffung des Adels.   Verbot der Bildung neuer

und der Vergrößerung bisheriger Fideikommisse. Auflösung der bestehenden Fideikommisse.  

Aufhebung der bisherigen Privilegien des Königs und der Mitglieder der königlichen Familie,

insbesondere der Steuer- und Portofreiheit, der Unverantwortlichkeit und des besonderen

Gerichtsstandes.   Trennung der Kirche vom Staat, Aufhebung der Privilegien der anerkannten

Religionsgemeinschaften. Vollkommene Durchführung der Gewissens-, Religions- und
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Kultusfreiheit. 

25. Oktober 1917 – Die Frauen fordern das Wahlrecht

Berlin * In einem Brief an Reichskanzler Georg Michaelis fordern Anita Augspurg, Lida Gustava

Heymann, Marie Juchacz, Helene Lange und andere:       „Jetzt ist die Stunde da, in der wir

Frauen nach unseren Staatsbürgerrechten laut verlangen müssen. Sollen wir keinen Teil haben

an dem was jetzt wird? Haben wir Frauen nicht auch im vollsten Maße unsere schweren Pflichten

erfüllt?    Es ist bitter, immer wieder vom neuen aufzählen zu müssen, warum auch wir uns zur

vollbewussten Teilnahme am Leben des Volkes berechtigt fühlen.    Wir sind Staatsbürgerinnen

und wollen als solche behandelt sein;    Gebt uns Frauen daher das Wahlrecht!“ 

7. Dezember 1917 – Die USA erklären Österreich-Ungarn den Krieg

Washington - Wien * Der amerikanische Kongress beschließt einstimmig die Kriegserklärung der

Vereinigten Staaten von Amerika an Österreich-Ungarn.

11. Dezember 1917 – Kriegserklärung der USA an Österreich-Ungarn verkündet

Washington - Wien * Die Kriegserklärung der Vereinigten Staaten von Amerika an

Österreich-Ungarn wird offiziell verkündet. Im k.u.k. Ministerium des Äußern kann die

amerikanische Kriegerklärung jedoch erst am 18. Dezember 1917 in Empfang genommen

werden.

19. Dezember 1917 – Alle SPD-Forderungen werden abgeschmettert

München-Kreuzviertel * Der SPD-Reformantrag vom 18. September 1917 wird im Plenum der

Abgeordnetenkammer behandelt. Der Führer der Zentrumsfraktion, Heinrich Held, lehnte die

SPD-Vorschläge rundweg ab, denn:    „Der Antrag bezielt [...] eine fundamentale Einschränkung

der Königsrechte und geht in seinen letzten Wirkungen auf die tatsächliche Abschaffung der

konstitutionellen Monarchie, auf die Einführung der parlamentarischen Regierungsform und

schließlich auf die Republikanisierung unseres Staatswesens hinaus.“    Alle elf Vorschläge

werden in der Abstimmung per Handaufheben von der ihren Besitzstand verteidigenden

Zentrumsmehrheit im Bündnis mit den Liberalen abgelehnt. Damit ist die
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Reformbewegung zumindest für die Dauer des Krieges zum Stillstand gebracht worden. 

28. Dezember 1917 – Die US-Eisenbahngesellschaften werden verstaatlicht

Washington * Die amerikanische Regierung verstaatlicht zur Sicherung der

Nachschublieferungen für den Krieg die amerikanischen Eisenbahngesellschaften. 

1918 – Das Bayerische Kriegsministerium in der Ludwig-/Schönfeldstraße

München-Maxvorstadt * In den Räumen des heutigen Bayerischen Hauptstaatsarchiv an der

Ludwigstraße 14 sowie Schönfeldstraße 3 und 5 ist bis 1919 das Bayerische

Kriegsministerium untergebracht.

8. Januar 1918 – Präsident Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson schlägt ein

14-Punkte-Programm vor. Es sieht Folgendes vor:       „Offene, öffentlich abgeschlossene

Friedensverträge. Danach sollen keinerlei geheime internationale Abmachungen mehr bestehen,

sondern die Diplomatie soll immer aufrichtig und vor aller Welt getrieben werden“.   

„Uneingeschränkte Freiheit der Schifffahrt auf den Meeren, außerhalb der Territorialgewässer, im

Frieden sowohl wie im Kriege, […]“.    „Möglichste Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken

und Herstellung einer Gleichheit der Handelsbedingungen für alle Nationen, […]“.   

„Entsprechende gegenseitige Bürgschaften für die Beschränkung der Rüstungen der Nationen

auf das niedrigste, mit der Sicherheit im Innern vereinbare Maß“.    „Freier, unbefangener und

völlig unparteiischer Ausgleich aller kolonialen Ansprüche, […]“.    „Räumung des ganzen

russischen Gebietes und ein Einvernehmen über alle auf Russland bezüglichen Fragen, […]“.   

„Belgien muss […] geräumt und wiederhergestellt werden, […]“.    „Das ganze französische

Gebiet muss geräumt und die besetzten Teile wiederhergestellt werden. […]“.    „Berichtigung der

Grenzen Italiens nach den genau erkennbaren Abgrenzungen der Volksangehörigkeit“.    „Den

Völkern Österreich-Ungarns […] sollte die freieste Gelegenheit zu autonomer Entwicklung

zugestanden werden“.    „Rumänien, Serbien und Montenegro sollten geräumt, die besetzten

Gebiete zurückgegeben werden. […]“.    „Den türkischen Teilen des Osmanischen Reiches sollte

eine unbedingte Selbstständigkeit gewährleistet werden. Den übrigen Nationalitäten dagegen, die

zurzeit unter türkischer Herrschaft stehen, sollte eine zuverlässige Sicherheit des Lebens und

eine völlig ungestörte Gelegenheit zur selbstständigen Entwicklung gegeben werden. […]“.    „Ein
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unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet werden, der alle Gebiete einzubegreifen hätte, die

von unbestritten polnischer Bevölkerung bewohnt sind; […]“.    „Ein allgemeiner Verband der

Nationen muss gegründet werden mit besonderen Verträgen zum Zweck gegenseitiger

Bürgschaften für die politische Unabhängigkeit und die territoriale Unverletzbarkeit der kleinen

sowohl wie der großen Staaten“.        Mit Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm sollen die

deutsch-russischen Friedensverhandlungen unterlaufen werden. Schon deshalb lehnt das

Deutsche Reich das Programm ab. 

11. Januar 1918 – Wilsons 14-Punkte-Programm wird zensiert veröffentlicht

Berlin - Deutsches Reich * Das vom US-Präsidenten Woodrow Wilson vorgeschlagene

14-Punkte-Programm wird bei ihrer erstmaligen Veröffentlichung nur in einer zensierten Fassung

zugänglich gemacht. Für die in den umstrittenen Grenzprovinzen lebenden Deutschen hört sich

die Friedenslösung à la Wilson eher katastrophal an, da sie die Eingliederung in neue

Nationalstaaten befürchten. 

27. Januar 1918 – Kurt Eisners Massenversammlungs-Marathon

München * Kurt Eisner trat in der Zeit vom 27. bis zum 31. Januar 1918 in sieben

Massenversammlungen auf und hielt dort jeweils eine Rede. Er wird dadurch zum „geistigen

Leiter und Organisator der Aufstandsbewegung in München“. So jedenfalls formuliert es der

Staatsanwalt nach Eisners Verhaftung.

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die

Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den
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Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

23. April 1918 – Erneut eine Reform zur Verhältniswahl abgelehnt

München-Kreuzviertel * Der Antrag der Sozialdemokraten und der Liberalen, die Kammer der

Abgeordneten nach dem Verhältniswahlsystem wählen zu lassen, kommt für die bayerische

Regierung zur Unzeit.    Heinrich Held, der Führer der Zentrumsfraktion, lehnt den Vorschlag ab,

da das Verhältniswahlrecht zwei Nachteile habe:       Es zerstört die Beziehungen zwischen den

verschiedenen Ständen und ihren parlamentarischen Vertretern und   das System wäre darauf
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ausgerichtet, dass die parlamentarische Kontrolle in den Händen professioneller Parteipolitiker zu

liegen käme.      Die Zentrumspartei will die Verhältniswahl nur in einigen großen Städten

Bayerns, und nur auf der Grundlage der Volkszählung von 1910 zulassen. Auf 42.000 Einwohner

sollte ein Abgeordneter gewählt werden.    Die MSPD lehnt den Zentrums-Vorschlag als

unzulänglich ab und will die Regelung auf das gesamte Staatsgebiet ausdehnen. Sie fordert eine

durchgreifende Neueinteilung der Wahlkreise, um so das fehlende Gleichgewicht zwischen Stadt

und Land herzustellen.    Die bayerische Regierung stellt sich auf die Seite des Zentrums,

weshalb die Wahlrechtsreform erneut abgelehnt wird. 

27. April 1918 – Für Erich Mühsam wird ein Zwangsaufenthalt in Traunstein angeordnet

München - Traunstein * Da der bayerische Staatsangehörige Erich Mühsam nicht ausgewiesen

werden kann, wird für ihn ein Zwangsaufenthalt in Traunstein angeordnet.    Er soll bei der

Traunsteiner Handelsbank für 3 Mark täglich Arbeiten eines Lehrlings ausführen. 

7. Juni 1918 – Kurt Eisner wird von Neudeck nach Stadelheim verlegt

München-Au - München-Stadelheim * Ohne Mitteilung über eine Änderung in seinem Status als

Untersuchungsgefangener wird Kurt Eisner - laut seinem Gefängnis-Tagebuch - zwischen dem 6.

und 15. Juni 1918 vom Gerichtsgefängnis Neudeck in die staatliche Strafanstalt in Stadelheim

verlegt.  Er wird in Stadelheim in der Zelle 70 untergebracht. In dieser Zelle sollte später auch der

Eisner-Mörder Anton Graf von Arco auf Valley, ab 1923 der Putschist Adolf Hitler einsitzen. Der

SA-Führer Ernst Röhm wird in der Nacht vom 30. Juni 1934 in der Zelle 70 erschossen. 

21. Juni 1918 – Der Landtag beschließt Bau des Walchensee-Kraftwerkes

München-Kreuzviertel * Der Landtag beschließt die von Oskar von Miller angestrebte landesweite

staatliche Stromversorgung und den Bau des Walchenseewerkes. 

24. Juni 1918 – Staatssekretär Kühlmann fordert einen Vergleichsfrieden

Berlin * Noch vor dem französischen Gegenangriff von Villers-Cotterêts betont der Staatssekretär

des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann, dass es an der Zeit sei, den Gegnern die Hand

zu einem Vergleichsfrieden zu reichen.    „Bei der ungeheueren Größe dieses Koalitionskrieges
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und der Zahl der in ihm begriffenen auch überseeischen Mächte [wird] durch rein militärische

Entscheidungen allein ohne alle diplomatischen Verhandlungen ein absolutes Ende kaum

erwartet werden können.“ 

25. Juni 1918 – Die OHL ist aufs peinlichste überrascht

Spa - Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL gibt eine Pressekonferenz, auf der sie erklären

lässt, dass sie sich mit den Ausführungen des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes Richard

von Kühlmann vom Vortag nicht identifiziert und diese nicht „der Auffassung der OHL“

entspreche. Im Gegenteil: „Die OHL ist aufs peinlichste überrascht.“ 

25. Juni 1918 – Hindenburg beschwert sich über Richard von Kühlmann

Spa - Berlin * In einem Telegramm der Obersten Heeresleitung - OHL an den

Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling erklärt Generalfeldmarschall Paul von

Hindenburg, dass „für die weiteren schweren Folgen, die aus dem gestrigen Vorgang für die

siegreiche Beendigung des Krieges entstehen werden, der Staatssekretär von Kühlmann

verantwortlich“ sei.    Das ist der erste Schritt für die spätere Dolchstoßlegende.  

26. Juni 1918 – Das machtpolitische Versagen der Reichstagsmehrheit

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss trifft sich im Reichstag und beschließt, auf eine politische

Initiative zur Unterstützung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann,

zu verzichten.    Der Interfraktionelle Ausschuss ist ein inoffizielles Gremium, das die Arbeit

der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei - SPD, der Fortschrittlichen Volkspartei

- FVP und der Zentrumspartei koordiniert. Die drei Parteien bilden seit der Reichstagswahl von

1912 die Mehrheit im Reichstag.    Die Situation zeigt aber auch das machtpolitische Versagen

der Reichstagsmehrheit. 

30. Juni 1918 – Tschechen und Slowaken wollen einen gemeinsamen Staat gründen

Pittsburg * Die in den USA lebenden Exilgruppen der Tschechen und Slowaken verständigen sich

im Vertrag von Pittsburg über den Aufbau eines zukünftigen gemeinsamen Staates. 
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2. Juli 1918 – Ludendorff fordert den Rücktritt des Staatssekretärs Kühlmann

Spa - Berlin * Generalquartiermeister Erich Ludendorff fordert Reichskanzler Georg Friedrich Graf

von Hertling auf, den Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann, zu

entlassen, anderenfalls werde er selbst zurücktreten.     Unterstützung durch den schwachen

Reichskanzler Hertling wird Kühlmann nicht erfahren. 

8. Juli 1918 – Staatssekretär Kühlmann wird vom Kaiser entlassen

Berlin * Kaiser Wilhelm II. versetzt den Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Richard von

Kühlmann, in den einstweiligen Ruhestand.       Damit hat die Politik gegenüber den Militärs

erneut klein beigegeben.   Ein Konflikt mit der Obersten Heeresleitung - OHL wird nicht

eingegangen.    Die Militärs brauchen die Reichstagsmehrheit nicht zu fürchten. 

10. Juli 1918 – Der Reichsgesundheitsrat unterschätzt die Spanische Grippe

Berlin * Der Reichsgesundheitsrat beschäftigt sich mit der Spanischen Grippe, der Influenza.    Er

hält die durch das Reichsseuchengesetz von 1900 geschaffenen Bekämpfungsmöglichkeiten für

ausreichend und ein koordiniertes Vorgehen in Abstimmung mit den Bundesstaaten für möglich.

Die Krankheit wird als abklingend eingeschätzt und würde mit der warmen Sommerwitterung eh

bald verschwinden. 

17. Juli 1918 – Zar Nikolaus II. und seine Familie werden von den Bolschewiki ermordet

Jekaterinburg * Zar Nikolaus II. und seine Familie werden mit Billigung der bolschewistischen

Partei- und Staatsführung von den zur Bewachung abgestellten Soldaten in der Villa Ipatjew in

Jekaterinburg ermordet. 

18. Juli 1918 – Staatschef Swerdlow rechtfertigt die Bluttat an der Zarenfamilie

Moskau - Jekaterinburg * Staatschef Jakow Michailowitsch Swerdlow teilt dem Präsidium des

Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees - GZEK mit, dass sich am Tag zuvor

konterrevolutionäre Truppen auf den Weg nach Jekaterinburg begeben hatten und zu befürchten

war, dass sie die dort gefangen gehaltene Ex-Kaiserfamilie befreien wollten. Deshalb wurde der
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Befehl zur Erschießung der Zarenfamilie erteilt. 

26. Juli 1918 – Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet das deutsche Branntweinmonopol

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet das deutsche Branntweinmonopol. Es

wird ein Jahr später in Kraft treten und verpflichtet den Staat, kleinen und mittleren

landwirtschaftlichen Brennereien den Alkohol zu einem fixierten Preis abzunehmen, ihn zu

reinigen und zu vermarkten. 

26. Juli 1918 – Der Reichsfinanzhof in die Bogenhauser Ruine

Berlin * Das Gesetz zur Errichtung des Reichsfinanzhofs und die förmliche Bewerbung der Stadt

München als Sitz dieses Gerichts bringt eine Wende in der Frage, was aus der „Bogenhausener

Ruine“ werden soll. Dass der Reichsfinanzhof nach München kommt, ist keineswegs

selbstverständlich - Berlin wäre als     Reichshauptstadt der „natürliche“ Standort gewesen.

Ausschlaggebend ist, dass die Entscheidung nicht beim Reichstag, sondern beim Bundesrat, der

Länderkammer des Kaiserreichs, liegt. Dieser bestimmt München zum Sitz des neuen Gerichts.

Die Gründe für die Entscheidung zugunsten Münchens sind:   Bayerische Eigeninteressen: Das

Königreich drängt darauf, ein Reichsorgan auf seinem Territorium zu erhalten, nachdem Leipzig

bereits das Reichsgericht und Berlin die meisten Reichsbehörden beherbergt. Als

zweitmächtigster Bundesstaat nach Preußen will Bayern nicht leer ausgehen.   Föderaler

Ausgleich: Die Standortwahl ist ein Zugeständnis an Bayern und Ausdruck der Anerkennung

seiner Bedeutung im Reich.  Politische Stabilität: Kurz vor Kriegsende soll Bayern als wichtiger

Bundesstaat enger an das Reich gebunden werden.   Praktische Voraussetzungen: München

verfügt über die notwendige juristische und verwaltungstechnische Infrastruktur.   Zudem steht

mit dem „Fleischer-Schlössl“ ein geeignetes Gebäude zur Verfügung, das nach Ausbau als

Dienstsitz des Reichsfinanzhofs genutzt werden konnte. 

15. August 1918 – Ludendorff täuscht Staatssekretär Paul von Hintze

Spa - Berlin * Besseres Wissen zum Trotz erklärt Generalquartiermeister Erich Ludendorff dem

neuen Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Paul von Hintze: „Wir sind durch eine strategische

Defensive in der Lage, den Kriegswillen des Feindes zu lähmen, und ihn so mählich zum Frieden

zu zwingen“. Das war natürlich eine grobe Täuschung, da Ludendorff längst wusste, dass auf die

deutschen Soldaten kein Verlass mehr ist. 
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14. September 1918 – Kaiser Karl möchte einen Frieden unter Erhaltung der Monarchie

Wien * Der österreichisch-ungarische Kaiser Karl bietet den Entente-Mächten nach vier

Kriegsjahren und über einer Million Toten Friedensverhandlungen unter Erhaltung der Monarchie

an.    „Die österreichisch-ungarische Regierung hat beschlossen, allen Kriegführenden, Freund

und Feind, einen von ihr für gangbar gehaltenen Weg zu weisen und ihnen vorzuschlagen, im

freien Gedankenaustausch gemeinsam zu untersuchen, ob jene Voraussetzungen gegeben sind,

welche die baldige Einleitung von Friedensverhandlungen als aussichtsvoll erscheinen lassen. Zu

diesem Behufe hat die k. und k. Regierung die Regierungen aller kriegführenden Staaten zu einer

vertraulichen und unverbindlichen Aussprache an einem Orte des neutralen Auslandes

eingeladen und an sie eine in diesem Sinne verfaßte Note gerichtet.“ 

15. September 1918 – Prinz Max von Baden für eine autonome Staatspolitik

Karlsruhe - Lille * Prinz Max von Baden informiert Kronprinz Rupprecht, dass er für eine

autonome Staatspolitik eintritt, deren Initiative mehr denn je dem freien Entschluss des Fürsten

zufällt. Denn: „Wir stehen unmittelbar vor dem parlamentarischen Staatsstreich“. 

17. September 1918 – Ablehnung des österreichisch-ungarischen Vorschlages

Washington - Wien * US-Präsident Woodrow Wilson lehnt eine halbe Stunde nach Erhalt der

Note den österreichisch-ungarischen Vorschlag vom 14. September für eine inoffizielle Konferenz

ab.    In der Begründung heißt es: „Wir haben wiederholt und in vollkommener Klarheit die

Bedingungen bekanntgegeben, unter denen die Vereinigten Staaten wegen eines Friedens

verhandeln wollen, und wir können und wollen keinen Vorschlag in Erwägung ziehen für eine

Konferenz über eine Angelegenheit, in der die Vereinigten Staaten ihre Stellung und Absichten

bereits klar bekanntgegeben haben.“ 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Münchner Zeitensprünge Seite 137/289



Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

27. September 1918 – Der militärische Zusammenbruch Bulgariens

Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze gibt im Hauptausschuss des Reichstags den militärischen

Zusammenbruch Bulgariens bekannt.    Die Truppen der Entente können nun die rumänischen

Ölfelder besetzen und dadurch die deutsche Armee von der Ölversorgung abschneiden. Ohne

das Öl aus Rumänien kann das deutsche Heer höchstens noch zwei Monate kämpfen. 

29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.

Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber

ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als

auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 
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3. Oktober 1918 – Die Rechte der Einzelstaaten sollen garantiert werden

Berlin * Der Bundesrat tagt. Auf der Versammlung der fürstlichen Bevollmächtigten wird den

verbündeten Regierungen erstmals reiner Wein über die politische und militärische Lage

eingeschenkt. Die Anwesenden sind zwar über die „schrecklichen“ Tatsachen entsetzt. Aktiv in

die Reichspolitik wollen sie sich aber nicht einbringen. Allerdings sollen die Rechte der

Einzelstaaten vom Reichskanzler Max von Baden garantiert werden. 

3. Oktober 1918 – Wilhelm Solf wird Leiter des Auswärtigen Amtes

Berlin - Deutsches Reich * Der derzeitige Staatssekretär im Reichskolonialamt, Wilhelm Solf, wird

zum Leiter des Auswärtigen Amtes ernannt. 

3. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden zum Reichskanzler

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden, zum Reichskanzler des Deutschen

Kaiserreichs. Dieser nimmt Staatssekretäre des Zentrums, der Liberalen und der

Sozialdemokraten in seine Regierung auf.

4. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung, die die

revolutionäre Bewegung in Deutschland aufhalten soll. Die meisten Staatssekretäre aus der

Regierung Hertling bleiben im Amt. Aus den Reihen der Reichstagsmehrheit übernimmt der

Zentrums-Abgeordnete Karl Trimborn das Reichsamt des Inneren, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Bauer übernimmt das Reichsarbeitsamt. Vier weitere Parteienvertreter (Philipp

Scheidemann, MSPD; Matthias Erzberger, Zentrum; Adolf Gröber, Zentrum, und Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP) werden zu Staatssekretären ohne

Portefeuille.    Dem 16-köpfigen Kabinett Baden gehören neun Parteilose, zwei Fortschrittliche

Liberale, ein Nationalliberaler, drei Zentrums-Abgeordnete und zwei Vertreter der größten

Reichstagsfraktion, den Sozialdemokraten, an.    Die halbherzige Zusammenstellung der neuen

Regierung unter Reichskanzler Max von Baden ist gewiss kein Systemwechsel und Neuanfang.

Sie beteiligt halt zusätzlich ein paar Parteienvertreter, die das Image der Reichsregierung

aufpolieren sollen. 
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5. Oktober 1918 – Beamte fordern eine gründliche Verbesserung der wirtschaftlichen Situation

München - Königreich Bayern * Von den Bayerischen Verkehrsblättern, dem Organ des

Bayerischen Beamten- und Lehrerbundes, wird eine gründliche Verbesserung der

wirtschaftlichen Situation der Beamten als Voraussetzung zum „Durchhalten- und

Aushalten-Können“ gefordert.    Das Blatt warnt: „Kommt diese innere Front, durch Mangel an

Erhaltungsmöglichkeiten, zum Wanken, dann wird aus der wirtschaftlichen Krisis der Beamten

auch eine Krisis - des Staates.“ 

5. Oktober 1918 – Der Reichskanzler sichert den Einzelstaaten ihre Rechte zu

Berlin * Reichskanzler Max von Baden sichert den Bevollmächtigten der Bundesfürsten die

Rechte der Einzelstaaten zu, indem er sich als den berufenen Garanten für die Wahrung der

Bundesstaatlichkeit des Reiches bezeichnet. 

5. Oktober 1918 – Das vorläufige Mindestprogramm der USPD-Parteiführung

Berlin * Die USPD-Parteiführung hat konkrete Vorstellungen, welche Maßnahmen in der

gegebenen, reichlich verfahrenen Lage ergriffen werden sollen.    Außenpolitisch fordert sie      

die Räumung der von deutschen Truppen besetzten Gebiete und   die Abänderung der

Diktatfriedensschlüsse im Osten.      Innenpolitisch will sie die       Amnestierung der politischen

Gefangenen,   Aufhebung des Belagerungszustandes,   bürgerliche Freiheitsrechte,   Aufhebung

des Hilfsdienstgesetzes,    demokratisches Wahlrecht in allen Bundesstaaten und   die

durchgreifende Parlamentarisierung der Verfassung.      Diese Punkte werden dabei als

vorläufiges Mindestprogramm verstanden. 

5. Oktober 1918 – Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung

Rosenheim * Der Rosenheimer Anzeiger bringt unter der Überschrift „Dem Frieden entgegen -

Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung“ ein Extra-Blatt zur Rede des

Reichskanzlers Prinz Max von Baden im Reichstag heraus:       „Im Verlauf seiner vielfach vom

Beifall der Linken und des Zentrums unterbrochenen Reichstagsrede erstattete Reichskanzler

Prinz Max von Baden unter lebhafter Spannung des Hauses folgende Mitteilung:    ‚Dank des

unvergleichlichen Heldentums unseres Heeres ist die Front im Westen ungebrochen. Dieses

stolze Bewusstsein lässt uns mit Zuversicht in die Zukunft sehen.    Gerade deshalb ist es aber
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auch unsere Pflicht, Gewissheit darüber herbeiführen, ob das opfervolle, blutige Ringen nicht

einen einzigen Tag über den Zeitpunkt hinaus geführt wird, wo uns ein Abschluss des Krieges

möglich erscheint, der unsere Ehre nicht berührt.    Gestützt auf das Einverständnis aller dazu

berufenen Stellen im Reiche und auf die Zustimmung der gemeinsam mit uns handelnden

Bundesgenossen habe ich in der Nacht zum 5. Oktober 1918 durch die Vermittlung der Schweiz

an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika eine Note gerichtet, in der ich ihn bitte,

die Herbeiführung des Friedens in die Hand zu nehmen und hierzu mit allen kriegsführenden

Staaten in Verbindung zu treten‘.    Die Note trifft schon heute oder morgen in Washington ein.

Sie richtet sich an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, weil dieser in seiner

Kongressbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, besonders auch

noch in seiner New-Yorker Rede vom 27. September ein Programm für den allgemeinen Frieden

aufgestellt hat, das wir als Grundlage für die Verhandlungen annehmen können. (Am Schluss der

Rede des Reichskanzlers ertönte wiederholter Beifall).“ 

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

6. Oktober 1918 – Der Nationalrat der Slowenen, Kroaten und Serben konstituiert sich

Münchner Zeitensprünge Seite 141/289



Zagreb * In Zagreb konstituiert sich der Nationalrat der Slowenen, Kroaten und Serben und

erklärt sich zur Vertretung aller Südslawen der Doppelmonarchie Österreich-Ungarn. Er baut

eigene Strukturen auf, um für den sich abzeichnenden Zusammenbruch Österreich-Ungarns

gerüstet zu sein und nimmt keine Weisungen aus Budapest mehr entgegen.    Der Staates der

Slowenen, Kroaten und Serben ist ein nur kurzlebiges Gebilde und verwaltete die Gebiete bis zur

endgültigen Vereinigung mit dem Königreich Serbien, die am 1. Dezember 1918 erfolgt. 

7. Oktober 1918 – Den unabhängigen polnischen Staat proklamiert

Warschau * Der Regentschaftsrat in Warschau ruft den „unabhängigen polnischen Staat“ aus und

reklamiert das Territorium des historischen polnischen Königreiches vor den Teilungen von 1772

bis 1795 als Staatsgebiet. 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD

München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die

Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der
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SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 

16. Oktober 1918 – Österreichs Kaiser Karl I. erlässt das Kaisermanifest

Wien * Der österreich-ungarische Kaiser Karl I. erlässt das sogenannte Kaisermanifest, das die

Umwandlung der österreichischen Reichshälfte in einen Bundesstaat, einer Konföderation freier

Völker, vorsieht. Dazu werden die einzelnen Nationalitäten Österreichs aufgerufen, eigene

Nationalräte zu bilden. 

17. Oktober 1918 – Für Nuntius Eugenio Pacelli kommt die Revolution nicht überraschend

München - Vatikan * Der päpstliche Nuntius Eugenio Pacelli berichtet an den

Kardinalsstaatssekretär Pietro Gasparri mit großer Sorge über „sozialistische Propaganda und

Wühlarbeit“ in Deutschland und bei den Frontsoldaten. Die folgende Revolution ist für Pacelli

deshalb nicht überraschend. 

17. Oktober 1918 – Drohungen und Drohbriefe an die königliche Familie

München * Prinzessin Wiltrud sieht der politischen Realität ganz bewusst ins Auge, als sie

schreibt: „Die politische und militärische Lage ist seit einigen Wochen sehr beunruhigend für uns.

[…] Unsere Truppen sollen nicht mehr recht kämpfen mögen. Wenn der Geist von 1914 noch in

ihnen wäre, würden sie dem Feind besser standhalten können. Die 18-jährigen halten eben viel

weniger aus als die Männer von dazumal. […]    Man muss jetzt mit allem rechnen,        dass der

Kaiser und der Kronprinz abdanken müssen,    dass vielleicht Papa und der Kaiser Karl abdanken

müssen,    dass es Revolution gibt,    dass die gekrönten Häupter nur eine Rolle der

Repräsentation spielen dürfen wie König Georg von England. […]        Die Ungerechtigkeit wird

diesmal wohl siegen. […] Deutschland wird sich demokratisieren, Österreich im besten Falle

Staatenbund werden. […] Vielleicht ist die Demütigung Deutschlands zum Heil des Volkes, und

wenn sich dies in dieser ernsten Zeit fängt, dann kann aus der Rückkehr zur Einfachheit viel

Gutes entstehen.“    Vorausgegangen war eine erlebte Situation. Als sie mit ihrem Vater durch die

Maximilianstraße fährt, schreit ein Arbeiter: „Dank ab!“. Eine neben ihm stehende Frau hält dem

Rufer den Mund zu, um weitere Gefühlsausbrüche zu unterbinden. 
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18. Oktober 1918 – Die Magyaren kündigen die Realunion mit Österreich

Budapest * Die Magyaren kündigen die Auflösung der seit 1867 bestehenden Realunion und

damit jede politische Verbindung mit Österreich an. Die Nationalitätenfragen Österreichs lassen

sich jedoch nicht von denen Ungarns trennen:       Die Kroaten im österreichischen Dalmatien

wollen einen südslawischen Staat mit den Kroaten des ungarischen Kroatien gründen,   die

österreichischen Tschechen die Tschechoslowakei mit den ungarischen Slowaken. 

21. Oktober 1918 – Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fordert

München * Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fasst in seiner

außerordentlichen Generalversammlung den einstimmigen Beschluss        zur sofortigen

Parlamentarisierung und Demokratisierung der bayerischen Staatsverfassung unter Aufhebung

der Reichskammer,   für ein Wahlrecht für beide Geschlechter, dem die Verhältniswahl zugrunde

liegt,   sowie für die Umgestaltung der Verwaltung.

22. Oktober 1918 – Vermehrte Befehlsverweigerungen - Die Soldaten wollen heim

Österreich-Ungarn * Es kommt verstärkt zu Befehlsverweigerungen ungarischer und kroatischer

Einheiten, zu denen sich bald Tschechen und Bosniaken gesellen. Die

Doppelmonarchie Österreich-Ungarn befindet sich in Auflösung. Weder die Regierung in Wien

noch die in Budapest verfügt noch über Autorität in den Landesteilen, deren Bevölkerung einen

eigenen Staat gründen will.    Das führt dazu, dass viele Soldaten dieser Nationalitäten keinen

Sinn im weiteren Kampf sehen und so rasch wie möglich nach Hause zurückkehren wollen. 

23. Oktober 1918 – Die USPD fordert die neue Staatsform der Republik

Berlin * In der Frage der Staatsform erklärt der USPD-Vorsitzende Hugo Haase in der

Reichstagssitzung: „Die Kronen rollen auf das Pflaster. […] Rings um uns werden Republiken

sich auftun, und da soll Deutschland allein […] noch einen Kronenträger haben oder Träger vieler

Kronen und Krönlein!“ Schließlich: „Es muss zur Republik kommen! […].    Die

Götzendämmerung für das alte System ist hereingebrochen. Schon zeigt sich die Morgenröte

einer neuen Zeit. Die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen wird aufhören; nur Freie

und Gleiche wird es dann geben.     Von der Kühnheit und Entschlossenheit der Arbeiter […] wird

es abhängen, ob diese die Menschheit befreiende Umwälzung bald erfolgt, oder ob wir noch
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schwere Zeiten bis dahin durchzumachen haben. Wir haben Vertrauen zu den Arbeitern, wir sind

überzeugt, daß aus all dem Elend am letzten Ende doch hervorgehen wird die volle Befreiung der

Menschheit.“ 

25. Oktober 1918 – Die letzte Zahlung für die Zivilliste

München-Kreuzviertel * Die Staatskasse weist die Novemberrate für die Zivilliste an. Es wird die

letzte derartige Zahlungsanweisung sein. 

25. Oktober 1918 – OHL: Die diplomatischen Beziehungen sollen beendet werden

Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff

drängen Wilhelm II. dazu, die diplomatischen Beziehungen und den Notenwechsel mit dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson sofort zu beenden. Der Kaiser, der vom Staatssekretär des

Äußeren, Paul von Hintze, vom Gegenteil überzeugt und eingeschworen worden war, geht auf

die Forderungen nicht ein.    Um ihrer Forderung Nachdruck zu verleihen, bieten die beiden

Offiziere ihren Rücktritt an. Doch auch der bettlägerige Reichskanzler Max von Baden droht am

selben Abend seinen Rücktritt an, falls „ein Wechsel in der Obersten Heeresleitung nicht möglich

ist“.    Der Kaiser ist inzwischen auch darüber informiert worden, dass Ludendorff seit Frühjahr

und Sommer 1918 von einem Großteil der Heerführer als überaus negativ angesehen wird. 

26. Oktober 1918 – Der Deutsche Reichstag verabschiedet die Oktoberreform

Berlin * Der Deutsche Reichstag verabschiedet die Oktoberreform im Eilverfahren. Damit ist das

Deutsche Reich - zumindest auf dem Papier - eine parlamentarische Monarchie. Die Regierung

ist damit dem Parlament und nicht mehr dem Monarchen verantwortlich. Entsprechende

Veränderungen sollen in den Bundesstaaten folgen. Das Dreiklassenwahlrecht in Preußen ist

damit jedoch noch nicht abgeschafft. Das Vorhaben ist lediglich angekündigt. 

28. Oktober 1918 – Die Tschechoslowakische Republik wird ausgerufen

Prag * Der Nationalrat der Tschechen und Slowaken ruft die Tschechoslowakische Republik aus.

Die Tschechoslowakei wird als freiheitlich-demokratischer und sozialer Rechtsstaat nach

westlichem Vorbild proklamiert. 
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29. Oktober 1918 – Der Staat der Slowenen, Kroaten und Serben wird proklamiert

Zagreb * Die Gründung des Staates der Slowenen, Kroaten und Serben - SHS-Staat wird

ausgerufen. Er besteht aus Territorien der kollabierenden Habsburgermonarchie. 

30. Oktober 1918 – Der österreichische Staatsrat wird gebildet

Wien * Die Provisorische Nationalversammlung für Deutschösterreich gibt seinem 20-köpfigen

Vollzugsausschuss den Namen Staatsrat. Er beruft die 14 Ressortchefs umfassende

Staatsregierung. 

2. November 1918 – Die Bayerische Regierung legt ihre Ämter nieder

München-Kreuzviertel * Die bayerischen Minister der Staatskrone legen ihre Ämter nieder,

nachdem ihnen König Ludwig III. die Auflösung der Regierung Dandl nahe gelegt hatte.   

Ex-Ministerpräsident Otto von Dandl wird mit der Neubildung der Regierung unter Einbeziehung

des Landtags beauftragt. Die zurückgetretenen Minister führen ihre Ämter bis zur geplanten

Neubildung der Regierung kommissarisch aus. 

3. November 1918 – Erste Friedensdemonstration der USPD seit den Januarstreiks

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr Vormittag findet auf der Theresienwiese, an der

Freitreppe unterhalb der Bavaria, die erste Friedensdemonstration der USPD seit den

Januarstreiks statt. Lediglich 800 bis 1.000 Personen nehmen daran teil. Das liegt daran, dass

das Generalkommando den Anschlag von Plakaten verboten hatte. Da die finanziellen Mittel zum

Druck von Flugblättern fehlten, konnte die Einladungen zu dieser Kundgebung mit

hektographierten Handzetteln erfolgen.  Hans Unterleitner erklärt am Versammlungsbeginn, dass

die Veranstaltung nur unter folgenden Bedingungen des Polizeipräsidiums genehmigt worden ist: 

  Keine Entschließung zu fassen, dass die heutige Regierung durch eine Volksregierung ersetzt

werden müsse,  keine Aufforderung an die Soldaten ergehen zu lassen, die Waffen

niederzulegen,  keine Demonstrationszüge zu veranstalten beziehungsweise hiezu aufzufordern. 

  Kurt Eisner betont in seiner Rede den Friedenswillen des deutschen Volkes und sagt: „Von der

eingerosteten deutschen Regierung in Berlin sind Taten zur Herbeiführung des Friedens nicht zu

erwarten, deshalb muss eine Volksregierung in Bayern sofort Frieden schließen“ und fordert auf

zum „Sturz der Monarchie“ und zur „politischen Revolution“. Das Abkommen über
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parlamentarische Reformen vom Vortag bezeichnet er als „unaufrichtig und unzureichend“.  In

Hinblick auf die am 30. Oktober in Wien gebildete Staatsregierung der Provisorischen

Nationalversammlung für Deutschösterreich sagt Eisner: „Wir grüßen über die Grenze die neue

österreichische Republik und fordern, dass eine vom Volk einzusetzende bayerische Regierung

mit den deutschen Republikanern Österreichs gemeinsam den Frieden im Namen Deutschlands

verkündet, sofern in Berlin nicht der Wille oder die Macht vorhanden ist, den Frieden sofort zu

erreichen“.   Aufgrund des Demonstrationsverbots wird im Anschluss an die Versammlung ein

Spaziergang nach Stadelheim angetreten. 

3. November 1918 – Waffenstillstand zwischen Österreich-Ungarn und Italien

Padua * In der am südwestlichen Stadtrand von Padua gelegenen Landsitz Villa Giusti del

Giardino wird der Waffenstillstand von Villa Giusti unterzeichnet. Er beendet den Ersten Weltkrieg

speziell an der italienisch–österreichischen Front, gilt aber auch für alle anderen Fronten, an

denen k.u.k. Militär im Einsatz gewesen ist.    Der Waffenstillstandsvertrag gesteht den

Entente-Mächten das Durchmarschrecht durch österreichisches Staatsgebiet zu. Damit liegt ein

Einmarsch der Alliiierten in Bayern im Bereich des Möglichen. 

4. November 1918 – Der Königliche Staatsrat kommt zu seiner letzten Sitzung zusammen

München-Graggenau * Der Königliche Staatsrat kommt zusammen, um über den Fortgang der

Verfassungsreform zu beraten. König Ludwig III. ist - wie seine Berater - der Auffassung, dass

den demokratischen Parteien Zugeständnisse gemacht werden müssen, weil alleine damit in

dieser Situation dem Staatswohl und der Monarchie gedient werden könne.        Innenminister Dr.

Friedrich von Brettreich will etwaige Bedenken gegen die Notwendigkeit einer

Parlamentarisierung „unter der Wucht der Ereignisse“ zurückgestellt wissen, da die Wellen einer

revolutionären Bewegung jetzt auch auf Bayern übergegriffen hätten.    Ministerpräsident Otto

von Dandl will den demokratischen Parteien so weitgehende Zugeständnisse machen, weil in

dieser Situation nur so dem Staatswohl und der Monarchie geholfen werden kann.      

Vordringlich sei es jetzt,        dass unter dem Volk kein Zwiespalt herrsche und    die öffentliche

Ruhe aufrecht erhalten werde.       In der letzten von König Ludwig III. geleiteten

Staatsratssitzung zieht der Monarch ein denkwürdiges politisches Resümee:   „Wenn der Krieg

ein so schlechtes Ende genommen hat, so können wir in Bayern unseren Schild hochhalten; er ist

fleckenlos. Bayerns Heer hat sich ruhmreich geschlagen, Bayern trägt keine Schuld.  Schuld trägt

die unglückselige Politik, die schon vor dem Krieg seitens der Reichsleitung geführt worden ist,

und noch mehr die Oberste Heeresleitung, die keinen Maßstab hatte für die Grenzen der eigenen

Münchner Zeitensprünge Seite 147/289



Kräfte. […]     Nach mehr als vierjährigen unerhörten Leistungen und Opfern stehen wir vor einer

Niederlage Deutschlands, die es seit Napoleon nicht mehr erlebt hat. Wir müssen Frieden

schließen und zwar unter schlechten Bedingungen.“ 

4. November 1918 – Deutschland will ein Volksstaat werden

Berlin * Die deutsche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden betont ihren

Entschluss, Deutschland in einen Volksstaat umzuwandeln und kündigt den Wiederaufbau der

Volkswirtschaft nach dem Ersten Weltkrieg an.

4. November 1918 – Die Vertreter der Berliner Reichsregierung werden freundlich begrüßt

Berlin - Kiel * Als am Abend zwei Abgesandte der Berliner Reichsregierung eintreffen, ist Kiel

bereits fest in der Hand von 40.000 aufständischen Matrosen und Marinesoldaten. Der

SPD-Abgeordnete Gustav Noske und der Staatssekretär ohne Geschäftsbereich Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP werden jubelnd begrüßt. Noske wird von

den Aufständischen sofort zum Gouverneur gewählt.     Dabei hat Noske nicht den „Eindruck,

dass eine große Revolution begonnen hat“. Noch am gleichen Abend übernimmt er, „unter

brausender Zustimmung“ der Arbeiter und Matrosen, den Vorsitz des Obersten Soldatenrates.

Die meuternden Soldaten und revoltierende Arbeiter aus Kiel vertrauen dem prominenten

Genossen aus Berlin. 

6. November 1918 – Einen gefährlichen Brand in seinem Beginne löschen

München - Königreich Bayern * Der Bayerische Kurier, eine führende Zeitung des Zentrums, ruft

nach der Kieler Matrosenrevolte unter der Überschrift „Bedenkliche Vorkommen in Kiel“ alle

„staatstreuen Kräfte des Volkes“ auf, Hand anzulegen, „um einen gefährlichen Brand in seinem

Beginne zu löschen“.     Verwundert stellt die Zeitung fest, dass die Anhänger einer staatlichen

Ordnung wie von Winde verweht scheinen und fragt, „ob denn die Männer, welche ihre Stimme

zu erheben berufen sind, in die Ecken verkrochen sind“. 

6. November 1918 – Matthias Erzberger reist zu Waffenstillstandsverhandlungen

Washington - Berlin - Spa * Am Vormittag trifft in Berlin die Nachricht des US-Präsidenten
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Woodrow Wilson ein, dass der Oberkommandierende der Alliierten Streitkräfte, Marschall

Ferdinand Foch, bereit sei, eine deutsche Waffenstillstandsdelegation in Compiégne zu

empfangen.    Nachdem die Reichsregierung das Ansinnen der Obersten Heeresleitung - OHL,

einen militärischen Vertreter zum Verhandlungsleiter zu ernennen, ablehnt, wird noch am selben

Tag der Staatssekretär Matthias Erzberger - gegen seinen Willen - mit der Aufgabe betraut und

an der Spitze der Abordnung auf den Weg geschickt. Weitere Mitglieder der deutschen

Verhandlungs-Abordnung sind der Leiter für Heeresangelegenheiten General Detlof von

Winterfeldt, der Kapitän zur See Ernst Vanselow und als Vertreter des Auswärtigen Amtes Alfred

von Oberndorff.     Er muss jedoch sich zuvor im Großen Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung -OHL noch Instruktionen abholen. Der Reichsregierung ist es wichtig gegenüber

den Alliierten das politisch erneuerte Deutschland zu demonstrieren. Dazu eignet sich ein ziviler

Politiker an der Spitze der Waffenstillstands-Kommission ganz besonders. Die Deutschen hoffen

auf einen „milden Frieden“ auf der Grundlage des 14-Punkte-Programms, das der US-Präsident

Woodrow Wilson am 8. Januar 1918 verkündet hatte. 

7. November 1918 – Räte besetzen die Druckerei der Münchner Neuesten Nachrichten

München * Um 23 Uhr besetzen die Räte die Druckerei der Münchner Neuesten Nachrichten.

Dadurch kann am nächsten Morgen die Proklamation Kurt Eisners in die Öffentlichkeit getragen

werden. 

7. November 1918 – Um 15 Uhr beginnt die Kundgebung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 15 Uhr beginnt die politischen Veranstaltung auf

der Theresienwiese, an der sich etwa 40.000 Menschen beteiligen. Andere Quellen sprechen von

über 100.000, sogar von 200.000 Teilnehmern. 

7. November 1918 – Die Beamten haben dem Volkswohl zu dienen

München - Königreich Bayern * Der Bayerische Verkehrsbeamtenverein schreibt in Hinblick auf

die Kieler Matrosenaufstände und der Anspielung des Bayerischen Kuriers auf die Beamten vom

Vortag: „Die Beamten haben unbekümmert um die politischen Vorgänge dem Volkswohl zu

dienen; sie haben durch rastlose, ununterbrochene Arbeit Handel und Wandel aufrechtzuerhalten

und insbesondere alles zu vermeiden, was einer regelmäßigen Versorgung der Bevölkerung mit

Lebensmittel, Brennmaterial usw. hinderlich wäre.    Die Wandlung, die sich im Staate vollzieht,
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muss der Beamte über sich ergehen lassen. Nur dann dient er seinem Volke. Der werdende

Volksstaat braucht unbeeinflusste Diener und die wird er in der derzeitigen Beamtenschaft

finden“. 

7. November 1918 – Gemeinsame Forderungen von SPD und USPD formuliert

München * Am Vormittag treffen sich die Veranstalter der Kundgebung, USPD und SPD, im

Gewerkschaftshaus zur Abstimmung des Ablaufs der Massendemonstration. Sie einigen sich auf

einen gemeinsamen, acht Punkte umfassenden Forderungskatalog. Er beinhaltet:       Den

sofortigen Abgang des Kaisers und den Verzicht seines Thronfolgers.   Die Vereidigung des

deutschen Heeres auf die Verfassung.   Die Beseitigung aller Verfassungsbestimmungen, die der

Freiheit des gesamten deutschen Volkes entgegenstehen und den Ausbau Deutschlands zu

einem demokratischen Staatswesen hemmen.   Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus

der politischen Verwaltung und völlige Demokratisierung der Verwaltungsorganisation.   Annahme

der Waffenstillstandsbedingungen; grundsätzliche Ablehnung des von den Alldeutschen

propagierten Gedankens der nationalen Verteidigung.   Sofortige Ergreifung aller Maßregeln,

welche die Ordnung, Sicherheit und Ruhe bei Abrüstung und Heimbeförderung der Truppen

verbürgen.   Schaffung wirksamster Garantien für das Beschwerderecht der Soldaten.  

Umfassende soziale Fürsorgemaßnahmen für die Notleidenden; Arbeitslosenversicherung;

achtstündiger Arbeitstag.       Bei der Besprechung hat Kurt Eisner „darauf aufmerksam gemacht,

dass die Massen doch vielleicht etwas anderes wollen als eine Art feierlichen Spaziergangs“. 

7. November 1918 – Eine Versammlung nach den Vorstellungen Erhard Auers

München-Theresienwiese * Die Versammlung verläuft zunächst ganz nach den Vorstellungen

Erhard Auers. Die Mehrheitssozialdemokraten und die Gewerkschafter marschieren geschlossen

an. Um 15:15 Uhr beginnen die Ansprachen, dafür sind 15 Minuten vorgesehen. Der

MSPD-Führer und weitere Funktionäre halten ihre Reden an der Bavaria, in der sie hervorheben,

dass die Sozialdemokratische Partei       weder zum Streik noch zur Revolution auffordert,

sondern   die Entwicklung zum Volksstaat auf parlamentarischen Wegen erreichen möchte.     

Um 15.45 Uhr lassen sie dann über eine Resolution abstimmen, danach löst sich die

Versammlung auf. Nun formieren sich die Teilnehmer zur großen Friedensdemonstration. Mit

einem Musikkorps an der Spitze marschiert der größte Teil der Massendemonstration unter

Führung von Erhard Auer in vollkommener Disziplin über die Landwehrstraße, Sonnenstraße,

Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, Brienner Straße, Residenzstraße, Maximilianstraße

und schließlich längs der Isar entlang bis zum Friedensengel. Hier löst sich der Protestmarsch
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nach einer kurzen Schlussansprache des MSPD-Reichstags- und Landtagsabgeordneten Franz

Schmitt auf. 

7. November 1918 – Der Königliche Staatsrat drängt den König zur Flucht

München-Maxvorstadt * Um 19 Uhr erklärt Kriegsminister Philipp von Hellingrath, er sei machtlos,

da ihm in der Stadt keine Truppen mehr zur Verfügung stehen. Er will noch versuchen, mit

Truppen außerhalb Münchens in Verbindung zu treten.     Ihr Fazit lautet: „Da nach den

vorliegenden polizeilichen Meldungen damit gerechnet werden muss, dass die Revolutionäre in

der Nacht außer den Ministerien auch die Residenz besetzen und den König sowie die kranke

Königin behelligen und versuchen werden, den ersteren zur Abdankung zu zwingen, sind alle

Minister der Ansicht, dass der König mit seiner nächsten Familie vorerst bis zur Klärung der Lage

München verlasse.“    Ministerpräsident Otto von Dandl und Innenminister Dr. Friedrich von

Brettreich überbringen den Rat an König Ludwig III.. Dieser erklärt sich damit „ohne Weiteres

einverstanden“.

7. November 1918 – Eine vollkommen hilflose geschäftsführende bayerische Regierung

München-Maxvorstadt * Im Kriegsministerium trifft sich der Königliche Staatsrat zur

Lagebesprechung. Um 17 Uhr muss Kriegsminister Philipp von Hellingrath eingestehen, dass er

keinen Rat mehr weiß, die Unruhe und den Aufstand mit militärischen Mitteln zu unterdrücken.    

In München stellen nur noch die Gewerkschaften eine durchorganisierte Macht dar. Doch deren

Mitglieder sind nun nicht mehr bereit, eine Dynastie zu retten, die sich seit Jahrhunderten auf ihre

Klassenprivilegien stützte und erst weniger als eine Woche zuvor den

parlamentarisch-demokratischen Reformen ihre Zustimmung gab. 

7. November 1918 – Die Dynastie Wittelsbach ist abgesetzt - die bayerische Republik gegründet

München-Kreuzviertel * Gegen 22:30 Uhr steht Kurt Eisner am Präsidentenpodium und erklärt im

Namen des Arbeiter- und Soldatenrats die Dynastie Wittelsbach für abgesetzt und die bayerische

Republik für gegründet.  Er fährt fort: „Jetzt müssen wir zur Bildung einer Regierung fortschreiten.

[…] Der, der in diesem Augenblick zu Ihnen spricht, setzt Ihr Einverständnis voraus, dass er als

provisorischer Ministerpräsident fungiert.“  Der anschließend einsetzende begeisterte Applaus

bestätigt ihm die Annahme. Kurt Eisner ist damit bayerischer Ministerpräsident. 
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8. November 1918 – Ein Aufruf an die ländliche Bevölkerung Bayerns

München - Freistaat Bayern * In den Münchner Neuesten Nachrichten veröffentlichen

Ministerpräsident Kurt Eisner und der Bauernführer Ludwig Gandorfer einen Aufruf An die

ländliche Bevölkerung Bayerns, in dem sie die Notwendigkeit der Revolution darstellen und die

Friedensbemühungen der Regierung Eisner schildern.  „Der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenrat

betrachtet es als die erste und größte Aufgabe, dem Volke den heiß ersehnten Frieden zu

bringen und ist zum Zwecke der Einleitung von Friedensverhandlungen mit den Ententemächten

in Verbindung getreten.“  Zugleich verspricht man den militärischen Schutz der Grenzen Bayerns

und eine geordnete Demobilisierung, „damit Zustände wie in Österreich und Tirol, wo

heimkehrende Soldaten plündern und Kulturwerke zerstören, unmöglich werden!“ Daneben

werden sie zu reger Lebensmittelablieferung für die Städte aufgefordert. 

8. November 1918 – 85 Verordnungen in 105 Tagen

München - Freistaat Bayern * Die Regierung Eisner wird in der ersten Phase nach dem Umsturz,

das ist der Zeitraum vom 8. November 1918 bis zur Ermordung Kurt Eisners am 21. Februar

1919, insgesamt 85 Verordnungen, Bekanntmachungen, Entschließungen,

Ministerialbekanntmachungen, Ministerialentschließungen und Ausführungsbestimmungen

erlassen.  Darunter befinden sich Verordnungen, die mit dem Zusatz „mit Gesetzeskraft“

versehen sind. Zum Beispiel: die Verordnung betreffend die Bayerische Notenbank vom 20.

November oder die Verordnung betreffend Beaufsichtigung und Leitung der Volksschulen vom

16. Dezember 1918. 

8. November 1918 – Kurt Eisner und die Aufgabe der Arbeiterräte

München-Kreuzviertel * In der Eröffnungsrede in der ersten öffentlichen Sitzung des

provisorischen Nationalrates des Volksstaates Bayern erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner: „Die

Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und, wenn man

demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag diese Arbeiterräte entbehrlich

machen werde, so behaupte ich: Umgekehrt.  Denn wenn die Nationalversammlung nicht wieder

ausmünden soll in jenen leeren, hohlen Parlamentarismus, dann muss die lebendige Kraft der

Arbeiterräte sich entfalten. Sie sind gleichsam die Organisation der Wähler. Diese Wähler […]

sollen nicht ihren Parlamentariern überlassen, was Kluges oder Törichtes zu tun sie für gut

befinden.“ 
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8. November 1918 – Für die Niederschlagung der Revolution ist es zu spät

München * Gegen Mittag ruft Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich die den

Ministerpräsidenten Otto von Dandl und den Kultusminister Dr. Eugen Ritter von Knilling sowie

den bayerischen MSPD-Vorsitzenden Erhard Auer zu sich.    Bei der Besprechung setzt Auer die

Herren von den bevorstehenden Verhandlungen über die Bildung einer neuen Regierung für den

Freien Volksstaat Bayern, die vermutlich zum Ziele führen werden. Für die Niederschlagung der

Revolution durch die derzeitige Regierung ist es zu spät. 

8. November 1918 – Auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung rechnend

München - Freistaat Bayern * In dem von Kurt Eisner verfassten „Aufruf an die Bevölkerung

Münchens“ heißt es:    Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung.  Jeder

Arbeiter an der neuen Freiheit ist willkommen!  Alle Beamten bleiben in ihren Stellungen. 

Grundlegende soziale und politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt. 

8. November 1918 – Eine verspätete aber richtige Nachricht

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Staatszeitung bringt auf der ersten Seite noch des

Aufruf des inzwischen abgesetzten Innenministers Dr. Friedrich Ritter von von Brettreich vom 6.

November. Darin heißt es: „[…] Die Bevölkerung darf überzeugt sein, dass sie gegen jegliche

Willkür und Gewalttätigkeit den ausreichenden Schutz finden wird, den das ganze Volk von seiner

Regierung erwartet.“ 

8. November 1918 – In Bayern hat sich ein Wechsel vollzogen

München - Freistaat Bayern * Der Bayerische Kurier charakterisiert den Umschwung treffend mit

dem Satz: „Über Nacht, wenn auch für viele - ausgenommen vielleicht die frühere Regierung -

nicht unerwartet, hat sich in Bayern ein Wechsel vollzogen, der die kühnsten Hoffnungen wohl

sogar seiner Urheber übersteigt.“ 

8. November 1918 – Eisner spricht mit den Vereinigten Verkehrsverbänden

München-Kreuzviertel * Unmittelbar bevor Kurt Eisner zur Konstituierenden Sitzung des
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Provisorischen Nationalrats des Volksstaates Bayern kommt, führt er Gespräche mit Vertretern

der Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals.  Bei diesen Vertretern ist nichts

von einer „Lähmung“ zu spüren, die die Spitzen der bayerischen Verwaltung befallen hat. Sie sind

sich sofort nach dem Umsturz im Klaren, was sie zu tun haben. Denn beteits nach der Kieler

Matrosenrevolte haben sie den weiteren Gang der Dinge „geahnt“. 

8. November 1918 – Die freudige, vielleicht erlösten Mitwirkung der Beamten erwartet

München-Kreuzviertel * Als Kurt Eisner am Nachmittag dem Provisorischen Nationalrat des

Volksstaates Bayern sein Kabinett zur Wahl vorschlägt, begründet er die Beibehaltung der

bisherigen Ministerialeinteilung damit, dass man es den Beamten nicht erschweren will, sich in

die neuen Verhältnisse hineinzufinden.  Er rechnet mit der „freudigen, vielleicht erlösten

Mitwirkung“ der Beamten und stellt ihnen mit der Demokratie ein Los in Aussicht, das ganz

anders sein wird als ihr bisheriges. 

8. November 1918 – Erste Erfolge bei der Beamtenschaft

München - Freistaat Bayern * Die Gespräche und ersten Kontakte Kurt Eisners mit den Vertretern

der organisierten Beamtenschaft und die Aufforderung zur Mitarbeit zeigen Erfolge.  Der

Ausschuss der Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals richtete an das

gesamte Verkehrspersonal einen Aufruf, in dem es aufgefordert wird, „den für die gesamte

Volkswirtschaft, insbesondere für die Lebensmittelversorgung, wichtigen Verkehrsdienst nach wie

vor gewissenhaft auszuführen.“ 

8. November 1918 – Erste Sitzung der Revolutionäre im Landtagsgebäude

München-Kreuzviertel * Kurz nach Mitternacht  hält der neu gebildete Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenrat im Sitzungssaal der Abgeordnetenkammer im Landtagsgebäude an der

Prannerstraße - unter der Leitung Kurt Eisners - seine erste Sitzung ab.  Kurt Eisner proklamiert

die demokratische und soziale Republik Bayern, den Freistaat Bayern. Die Monarchie ist damit

gestürzt, die Republik geboren. In seiner Rede bemerkt Eisner: „Die bayerische Revolution hat

gesiegt. Sie hat den alten Plunder der Wittelsbacher Könige hinweggefegt.“    „Bayern ist fortan

ein Freistaat“ lautet der dritte Satz eines Aufrufs, der am Morgen des 8. November 1918 auf der

ersten Seite der Münchener Neuesten Nachrichten veröffentlicht wird. Mit dem Begriff

Freistaat nimmt Kurt Eisner eine Definition auf, die schon 150 Jahre zuvor für Republik gebraucht
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wurde.  Mit dieser Wortwahl will er aber nicht nur den Unterschied zur Monarchie, sondern auch

die Eigenständigkeit Bayerns innerhalb eines deutschen Staatenbundes, der „Vereinigten Staaten

von Deutschland“, herausstellen. „Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern“ hat diesen Aufruf

„An die Bevölkerung Münchens“ gerichtet.    Noch deutlicher ist ein knallrotes Plakat, das bereits

in den Straßen Münchens hängt. Ihm können die interessierten Bürger entnehmen: „Die Dynastie

Wittelsbach ist abgesetzt. Hoch die Republik!“ 

8. November 1918 – Der Provisorische Nationalrat des Volksstaats Bayern konstituiert sich

München-Kreuzviertel * Noch in der Nacht konstituiert sich der Provisorische Nationalrat des

Volksstaats Bayern. Er löst die 163 gewählten Abgeordneten des Bayerischen Landtags ab.   

Voraussetzung ist, dass, entsprechend der Machtverhältnisse und im Interesse der Einigung des

Proletariats, die Mehrheitssozialdemokraten beteiligt werden müssen, obwohl sie die

Revolution mit allen Mitteln verhindern wollten und sich Erhard Auer mit der „gewaltsamen

Niederschlagung der Aufständischen“ noch in der Nacht vom 7. zum 8. November einverstanden

erklärt hat. Aber gegen die MSPD kann nicht regiert werden.    Deshalb zieht Eisner zur ersten

öffentlichen Sitzung des provisorischen Nationalrates am 8. November 1918 - neben den

Delegierten des Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrats sowie Vertretern der Gewerkschaften und

Berufsverbände - die sozialdemokratische Fraktion des alten Landtags, die Fraktion des

Bauernbundes und drei liberale Abgeordnete - Ludwig Quidde, Hübsch und Kohl - hinzu.

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe

steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende
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Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit

ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches

Machtinstrument an die Hand geben will. 

8. November 1918 – Kurt Eisner kürzt als erstes sein hohes Gehalt

München-Kreuzviertel * Der Unabhängige Sozialdemokrat Kurt Eisner, der das Amt des

Ministerpräsidenten der Republik Bayern übernommen hat, wird er dieses Amt 105 Tage

ausüben. In seiner ersten Amtshandlung kürzt der neu ernannte Bayerische

Ministerpräsident sein „hohes“ Gehalt. 

8. November 1918 – Die Revolution als Mittel zur Beendigung des Krieges

München * Die Stimmung in München und in Bayern ist sehr gut, da die Revolution vor allem als

ein Mittel zur Beendigung des Krieges begriffen wird und schon deshalb die Menschen in ihrer

Friedenssehnsucht begeistert. Obwohl die meisten Münchner die Revolution verschlafen haben,

hat sich die Bevölkerung sehr schnell den neuen Gegebenheiten angepasst.      Ob bei den

Hoflieferanten, der Post oder der Bayerischen Staatszeitung wird der Zusatz Kgl. umgehend

gestrichen oder überklebt.    Von den Türmen der Frauenkirche weht die rote Fahne.    Der

Arbeiter- und Soldatenrat hat die maximale Fahrgeschwindigkeit der Straßenbahn von 25 km/h

auf 12 km/h festgesetzt.    Der gesamte Telephon- und Telegraphenverkehr in andere Städte ist

gesperrt.  Der Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt den Schutz der städtischen Anstalten und

Betriebe und besetzt die Residenzwache.      Kurt Eisner verfasst in der Zwischenzeit Aufrufe an

die Bevölkerung: „An die Bevölkerung Münchens“, „An die ländliche Bevölkerung Bayerns“, „An

die Arbeiter Münchens“ und „An die Soldaten“. 

8. November 1918 – Frauenwahlrecht als Bestandteil eines demokratischen Beginns

München - Hamburg * Nachdem Kurt Eisner in München den Freistaat Bayern ausgerufen und
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das Frauenstimmrecht als Bestandteil eines demokratischen Beginns nannte, schreibt Anita

Augsburg ihrer sich in Hamburg aufhaltenden Lebensgefährtin Lida Gustava Heymann:    „Nun

begann ein neues Leben! Zurückdenkend erscheinen die folgenden Monate wie ein schöner

Traum, so wunderbar herrlich waren sie. […] Endlich konnten Frauen aus dem vollen Schaffen.

Frauenmitarbeit war auf allen politischen und sozialen Gebieten erwünscht.“ 

8. November 1918 – Die Proklamtion des Freistaats Bayern in den MNN

München - Freistaat Bayern * Nur die Münchener Neuesten Nachrichten - MNN können ihre

normale Morgenausgabe der Tageszeitung drucken. Auf der ersten Seite ist die Proklamation des

Freistaates Bayern abgedruckt:  An die Bevölkerung Münchens!    Das furchtbare Schicksal, das

über das deutsche Volk hereingebrochen, hat zu einer elementaren Bewegung der Arbeiter und

Soldaten geführt. Ein provisorischer Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat hat sich in der Nacht zum

8. November im Landtag konstituiert.  Bayern ist fortan ein Freistaat.  Eine Volksregierung, die

von dem Vertrauen der Massen getragen wird, soll unverzüglich eingesetzt werden.  Eine

konstituierende Nationalversammlung, zu der alle mündigen Männer und Frauen das Wahlrecht

haben, wird so schnell wie möglich einberufen werden.  Eine neue Zeit hebt an!  Bayern will

Deutschland für den Völkerbund rüsten.  Die demokratische und soziale Republik Bayern hat die

moralische Kraft, für Deutschland einen Frieden zu erwirken, der es vor dem Schlimmsten

bewahrt. Die jetzige Umwälzung war notwendig, um im letzten Augenblick durch die

Selbstregierung des Volkes die Entwicklung der Zustände ohne allzu schwere Erschütterung zu

ermöglichen, bevor die feindlichen Heere die Grenzen überfluten oder nach dem Waffenstillstand

die demobilisierten Truppen das Chaos herbei führen.  Der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat

wird strengste Ordnung sichern. Ausschreitungen werden rücksichtslos unterdrückt. Die

Sicherheit der Person und des Eigentums wird verbürgt.  Die  Soldaten in den Kasernen werden

durch Soldatenräte sich selbst regieren und Disziplin aufrecht erhalten. Offiziere, die sich den

Forderungen der veränderten Zeit nicht widersetzen, sollen unangetastet ihren Dienst versehen. 

Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung. Jeder Arbeiter an der neuen

Freiheit ist willkommen! Alle Beamte bleiben in ihren Stellungen. Grundlegende soziale und

politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt.  Die Bauern verbürgen sich für die

Versorgung der Städte mit Lebensmitteln. Der alte Gegensatz zwischen Land und Stadt wird

verschwinden. Der Austausch der Lebensmittel wird rationell organisiert werden.  Arbeiter, Bürger

Münchens! Vertraut dem Großen und Gewaltigen, das in diesen schicksalschweren Tagen sich

vorbereitet!  Helft alle mit, dass sich die unvermeidliche Umwandlung rasch, leicht und friedlich

vollzieht.  In dieser Zeit des sinnlos wilden Mordens verabscheuen wir alles Blutvergießen. Jedes

Menschenleben soll heilig sein.  Bewahrt die Ruhe und wirkt mit an dem Aufbau der neuen Welt! 
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Der Bruderkrieg der Sozialisten ist für Bayern beendet. Auf der revolutionären Grundlage, die

jetzt gegeben ist, werden die Arbeitermassen zur Einheit zurückgeführt.  Es lebe die bayerische

Republik!  Es lebe der Frieden!  Es lebe die schaffende Arbeit aller Werktätigen!    München,

Landtag, in der Nacht zum 8. November 1918.Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern:Der

erste Vorsitzende: Kurt Eisner. 

8. November 1918 – Das Kabinett des Großherzogtums Mecklenburg-Schwerin entlassen

Schwerin * Großherzog Friedrich Franz IV. von Mecklenburg-Schwerin entlässt auf Druck der

Arbeiter- und Soldatenräte das Staatsministerium. Eine Regierung aus zwei Schweriner

Ratsvertretern und zwei bürgerlichen Reichstagsabgeordneten wird gebildet. 

8. November 1918 – Die Waffenstillstandsverhandlungen im Wald von Compiègne

Compiègne * Die Deutsche Abordnung zum Abschluss des Waffenstillstandes und zur Aufnahme

der Friedensverhandlungen mit dem Staatssekretär Matthias Erzberger an seiner Spitze, reist zu

Verhandlungen mit Marschall Ferdinand Foch. Als Verhandlungsort hat die französische Seite

einen Eisenbahnwaggon in einem Waldstück der Gemeinde Rethondes bei Compiègne

ausgewählt, wo sich bis März 1918 der Sitz des Alliierten Oberkommandos befunden hatte.    Die

Delegation wird von Marschall Foch mit den Worten „Was führt die Herren hierher? Was

wünschen Sie von mir?“ begrüßt. Auf die Erwiderung, man wünsche Vorschläge über einen

Waffenstillstand entgegen zu nehmen, antwortete Foch: „Ich habe keine Vorschläge zu machen.“ 

  Er legt dafür eine fertige Liste mit Waffenstillstands-Bedingungen, verbunden mit einem

72-stündigen Ultimatum zur Annahme oder Ablehnung vor. Vor allem die Franzosen, auf deren

Boden der Krieg vier Jahre gewütet und gewaltige Zerstörungen hinterlassen hatte, fordern eine

drakonische Bestrafung des Deutschen Reiches. 

9. November 1918 – Der fingierte Thronverzicht

Berlin * Während in den meisten großen deutschen Städten rote Fahnen über den

Regierungsgebäuden und Residenzen wehen, beginnen in Berlin die Auseinandersetzungen erst.

Die Lage spitzt sich dramatisch zu, als die Revolutionären Obleute für diesen Tag große

Demonstrationen angekündigt haben. Die Bewegung droht der Regierung und den

Mehrheitssozialdemokraten endgültig zu entgleiten.    Reichskanzler Max von Baden befürchtet,

dass die Demonstranten siegen und ihrerseits die Absetzung des Kaisers ausrufen könnten.
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Deshalb veröffentlicht er mittags um 12 Uhr völlig eigenmächtig eine Erklärung, in der darstellt,

dass sich der Kaiser des Deutsches Reichs und zugleich König von Preußen entschlossen hat,

dem Thron zu entsagen.    Gleichzeitig überträgt der Prinz von Baden an den

sozialdemokratischen Parteiführer Friedrich Ebert das Amt des Reichskanzlers, um die

Staatsführung vor dem revolutionären Zugriff zu bewahren. 

9. November 1918 – Amtsübergabe an die neuen Minister

München - Freistaat Bayern * Die alten monarchischen Minister weisen die Neuen in ihre Ämter

ein. Anschließend erklären sich die Ministerialbeamten zur Weiterarbeit mit den neuen Ministern

bereit. 

9. November 1918 – Der Vatikan wird aus erster Hand informiert

München - Vatikan * Seit der Revolution berichtet der päpstliche Nuntius Eugenio Pacelli täglich

an den Kardinalsstaatssekretär Pietro Gasparri über die Ereignisse. 

9. November 1918 – Die Vereinigten Verkehrsverbände laden zur Versammlung ein

München - Freistaat Bayern * Der Ausschuss der Vereinigten Verkehrsverbände ruft per

Kreistelegramm und in Zeitungsannoncen seine Mitglieder zu einer Massenveranstaltung in den

Münchner Bavariakeller an der Theresienwiese ein.    Die Einladung beginnt mit den Worten: „Die

Stunde der Erlösung aus tiefster wirtschaftlicher Not ist auch für Euch angebrochen. Jetzt oder

nie gilt es, Euch im Rahmen der jetzigen Regierungsgewalt die politische und soziale

Machtstellung zu erkämpfen, auf die Ihr auf Grund Eurer Massen und Eurer für das deutsche

Wirtschaftsleben ausschlaggebenden wichtigen Berufsarbeit Anspruch habt“. 

10. November 1918 – Schritte zur Demokratisierung der Armee

München * Die Regierung des Volksstaates Bayern fordert die Offiziere auf, sich der Regierung

zur Verfügung zu stellen, um so die Demokratisierung der Armee einzuleiten. 

10. November 1918 – Keinerlei Verfügungen haben mehr Rechtskraft
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München - Freistaat Bayern * Die provisorische Regierung verkündet, dass die „Vollzugsgewalt

durch die Beschlüsse der provisorischen Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte

in die Hände des Ministeriums des bayerischen Volksstaats übergegangen“ ist. „Keinerlei

Verfügungen haben mehr Rechtskraft, die nicht vom Ministerium“ ausgehen. 

10. November 1918 – Kronprinz Rupprecht kämpft mit allen Mitteln um seine Krone

Lille - München-Kreuzviertel * Ex-Kronprinz Rupprecht legt in einem forschem Telegramm bei der

bayerischen Regierung        „Verwahrung ein gegen die politische Umwälzung, die ohne

Mitwirkung der gesetzgebenden Gewalten und der Gesamtheit der bayerischen Staatsbürger in

Heer und Heimat von einer Minderheit ins Werk gesetzt wurde.    Das bayerische Volk und das

seit Hunderten von Jahren mit ihm verbundene Fürstenhaus haben das Recht zu verlangen, dass

über die Staatsform durch eine verfassungsgebende Nationalversammlung entschieden wird, die

aus freien und allgemeinen Wahlen hervor geht.    Dass den heimkehrenden Soldaten die

Möglichkeit eröffnet wird, ihre Stimme abzugeben, ist eine selbstverständliche Forderung.    Die

bayerischen Soldaten werden dann im Einvernehmen mit den bayerischen Staatsbürgern in der

Heimat zu entscheiden haben, wie sie sich zur Frage weiterer Zusammenarbeit mit ihrem

Fürstenhause stellen wollen.“      Der Ministerrat des Volksstaates Bayern ignoriert diese

papierene Ermahnung übrigens vollkommen zu Recht. Hier spielt der Monarch von Gottes

Gnaden plötzlich den Vorbild-Demokraten.    Denn dass sich Rupprecht auf eine noch

ausstehende Entscheidung der frei gewählten Vertretung des souveränen Volkes beruft, ist frech.

Bis dahin hätte schließlich die Dynastie Wittelsbach nicht im Traum daran gedacht, die

Staatsform zum Gegenstand der Entscheidung einer Volksvertretung zu machen. 

10. November 1918 – Die Suche nach dem geflüchteten König

München - Schloss Wildenwart * Ex-Ministerpräsident Otto von Dandl verlässt gemeinsam mit

dem Ex-Staatsrat für militärische Angelegenheiten, Maximilian von Speidel, und einer

vierköpfigen Eskorte der Revolutionsregierung die Landeshauptstadt. Sie sollen mit dem

abgesetzten König Ludwig III. über die Lösung des Beamten- und Offiziersdiensteides

verhandeln.    In der vorbereiteten Erklärung, die der König unterschreiben soll, heißt es: „Die

neuen Zeiten veranlassen mich, für meine Person und alle Familienmitglieder des Hauses

Wittelsbach dem Throne und allen dynastischen Ansprüchen zu entsagen. Ich verpflichte mich, in

meinem und meiner Familie Namen, nichts zu unternehmen, was die friedliche und gedeihliche

Entwicklung des jungen Volksstaates stören könnte.“    Die Delegation trifft den Ex-König aber

nicht mehr an, da er Schloss Wildenwart bereits in Richtung Anif bei Salzburg verlassen hat. 
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10. November 1918 – Die Beamtenorganisationen fordern das Recht auf Mitbestimmung

München - Freistaat Bayern * Die Beamtenorganisationen dringen unmittelbar nach der

Revolution darauf, ihre schon lange vertretene Forderung nach Mitbestimmung der

Beamtenschaft zu verwirklichen.    Vom neuen Volksstaat, der allen seinen Bürgern das „Recht

auf Mitwirkung“ zugestehen will, erwartet man wie selbstverständlich, dass auch den Beamten ein

weitgehendes „Recht auf Mitbestimmung“ zugestanden wird. 

11. November 1918 – Matthias Erzberger unterzeichnet das Waffenstillstandsabkommen

Compiégne * Staatssekretär Matthias Erzberger, ein liberaler Politiker der katholischen

Zentrumspartei, unterzeichnet für das Deutsche Reich das Waffenstillstandsabkommen im

französischen Compiègne.    Einen großen Verhandlungsspielraum ließ die von Marschall

Ferdinand Foch vorgelegte Liste mit den Waffenstillstands-Bedingungen, verbunden mit einem

72-stündigen Ultimatum zur Annahme oder Ablehnung, nicht zu.    Da der deutschen Delegation

die Bedingungen als sehr hart erscheinen, sucht Erzberger Rücksprache mit dem neuen

Reichskanzler Friedrich Ebert. Dieser weist den Leiter der Verhandlungskommission nach

Rücksprache mit dem Chef der Obersten Heeresleitung - OHL, Paul von Hindenburg, an, den

„Waffenstillstand zu jedweden Bedingungen“ anzunehmen.    Der Vertrag wird am 11. November

zwischen 5:12 Uhr und 5:20 Uhr französischer Zeit unterzeichnet. Um 11 Uhr enden damit die

kriegerischen Auseinandersetzungen.    188.000 bayerische Soldaten sind im Ersten Weltkrieg

gefallen, mehrere Hunderttausend wurden verwundet. 

11. November 1918 – Gründung von weiteren Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten

Freistaat Bayern * Die Münchener Post meldet die friedliche Bildung von Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräten in Ingolstadt, Regensburg, Straubing, Augsburg, Kaufbeuren, Lindau, Bamberg,

Landshut, Nürnberg und Würzburg. 

11. November 1918 – Bisherige Staatssekretäre mit der Weiterführung der Geschäfte beauftragt

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten teilt in einem Erlass mit, dass die Staatssekretäre und die

Leiter der Reichsbehörden von der Reichsregierung mit der vorläufigen Weiterführung der

Geschäfte beauftragt worden sind. 
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11. November 1918 – Die Königliche Zivilliste wird Staatseigentum

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat erklärt die Königliche Zivilliste als Staatseigentum. Sie

wird umbenannt in Verwaltung des ehemaligen Kronguts. 

11. November 1918 – Österreichs Kaiser Karl I. tritt zurück

Wien * Karl I., der schon eine Woche vorher von einzelnen Medien als „der ehemalige Kaiser“

bezeichnet worden war, wird von den republikanisch gesinnten deutsch-österreichischen

Spitzenpolitikern und seiner letzten k.u.k. Regierung dazu bewogen, auf „jeden Anteil an den

Staatsgeschäften“ zu verzichten.    Die förmliche Abdankung hatte er zuvor abgelehnt. Am selben

Tag entlässt der Ex-Kaiser die funktionslos gewordene k.u.k. Regierung. 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

12. November 1918 – Auflösung des Zentrums und Gründung der Bayerischen Volkspartei

Regensburg - Freistaat Bayern * Die Mitglieder des Zentrums lösen ihre Partei auf. Jetzt ist ein
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guter Zeitpunkt gekommen, in dem man guten Gewissens alte Positionen aufgeben kann. Georg

Heim und Sebastian Schlittenbauer, Politiker des konservativen und katholischen Lagers,

gründen in Regensburg die Bayerische Volkspartei - BVP und erklären:    „Fürs erste weht über

Deutschland und Bayern die rote Fahne, das musste wohl so kommen und so Gott will, wird es

unserem engeren und weiteren Vaterlande am Ende doch zum Guten gereichen.“ 

12. November 1918 – Die alten Machtinsignien verschwinden

München * Das Staatsministerium der Justiz gibt den Wegfall der Formel „Im Namen Seiner

Majestät des Königs“, sowie die Bezeichnung „Königlich“ auf sämtlichen Formblättern, Papieren,

Briefumschlägen, Siegeln und Stempeln bekannt. 

12. November 1918 – Die Hofbeamten sollen in den Staatsdienst übernommen werden

München-Kreuzviertel * In einer Versammlung werden die Hofbeamten zum Übertritt in den

Staatsdienst aufgefordert. Die Entbindung der Beamten von ihrem Treueid durch Ex-König

Ludwig III. am 13. November 1918 macht den Weg für die Übernahme frei. Ansonsten hätten mit

der Einstellung der Zahlung an die Zivilliste die Gehälter des Hofes nicht mehr bezahlt werden

können. 

12. November 1918 – Die königlichen Titel sind abgeschafft

München - Freistaat Bayern * In den Zeitungen ist nicht mehr die Rede von König und Kronprinz.

Die ehemaligen Regenten heißen nunmehr Ludwig Wittelsbach und Rupprecht Wittelsbach. 

12. November 1918 – Fürst Leopold IV. zur Lippe dankt ab

Detmold * Fürst Leopold IV. zur Lippe will „die Frage der zukünftigen Staatsform […]

Entschließung des neuen, auf freier Grundlage gewählten Landtages überlassen“, weil er sich

„nicht einseitig für befugt“ hält, „abzudanken, dies vielmehr eine Landesangelegenheit sei“. Er

verzichtet auf den Thron, nachdem ihm der Volks- und Soldatenrat ein Ultimatum setzen. 

12. November 1918 – Eine Rücktrittserklärung ohne das Wort Abdankung
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Schloss Anif * In der Nacht vom 12. zum 13. November treffen sich der ehemalige

Ministerpräsident Otto von Dandl und der Noch-Monarch Ludwig III. in Schloss Anif.       Sie

erarbeiten eine Rücktrittserklärung, bei der das Wort Abdankung vermieden wird, aber der König

dennoch auf die Herrschergewalt in Bayern verzichtet.    Andererseits wird weder der Anspruch

des Hauses Wittelsbach auf die Krone aufrecht erhalten, noch die Beibehaltung der

monarchischen Staatsform reklamiert.      Mit dieser Erklärung können beide Seiten letztlich sehr

gut leben. 

13. November 1918 – Ludwig III. dankt als bayerischer König ab

Anif * König Ludwig III. dankt mit den Worten ab:  Zeit meines Lebens habe ich mit dem Volk für

das Volk gearbeitet. Die Sorge für das Wohl meines geliebten Bayerns war stets mein höchstes

Streben. Nachdem ich infolge der Ereignisse der letzten Tage nicht mehr in der Lage bin, die

Regierung weiterzuführen, stelle ich allen Beamten, Offizieren und Soldaten die Weiterarbeit

unter den gegebenen Verhältnissen frei und entbinde sie des mir geleisteten Treueeides.   Anif

den 13. November 1918. Ludwig.  Das ist zwar nicht die vom Ministerrat des Volksstaates Bayern

gewünschte „bedingungslose Abdankung“. Dennoch wird von Ludwig III.    weder der Anspruch

seines Hauses auf die Krone aufrecht erhalten,  noch die Beibehaltung der monarchischen

Staatsform reklamiert. 

13. November 1918 – Eine organisatorische Anordung für die Soldatenräte

München - Freistaat Bayern * Eine Anordnung, unterzeichnet von Ministerpräsident Kurt Eisner,

dem Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter, und dem Vorsitzenden des

Vollzugsausschusses, Fritz Sauber, für die Soldatenräte in ganz Bayern bestimmt,    dass neben

den Kasernenräten auch Lazaretträte als Vertretungen der Verwundeten zu wählen sind,  dass

Vertrauensmänner auf Divisionsebene gewählt werden sollen. (Sie werden später Garnisionsräte

genannt.),  dass die Gesamtheit der Soldatenräte ihre Zusammenfassung in einem

Vollzugsausschuss findet,  dass der Vollzugsausschuss seinerseits zwei Bevollmächtigte

abordnen soll, die mit dem Minister für militärische Angelegenheiten „in innigster Fühlung

zusammenarbeiten“ werden. 

13. November 1918 – Verfahrensweise für alle Veröffentlichungen

München * Nach einem Aufruf des Münchner Soldatenrats betont die Regierung, „dass  alle
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Veröffentlichungen, die von den frei gewählten Körperschaften [ausgehen], einstweilen vom

Ministerpräsidenten oder einem der Fachminister unterzeichnet sein“ müssen. Ohne diese

Zeichnung sind sie unzulässig und werden unterdrückt. Die Regierung will von den Räten

unabhängig sein und lässt eine Konkurrenz der Räte bei der Ausübung der Staatsgewalt nicht

zu. 

13. November 1918 – Fürst Friedrich von Waldeck-Pyrmont wird für abgesetzt erklärt

Arolsen * Fürst Friedrich von Waldeck-Pyrmont wird durch eigens aus Kassel angereiste Vertreter

des dortigen Arbeiter- und Soldatenrats für abgesetzt erklärt. Das Fürstentum wird dadurch ein

Freistaat. 

13. November 1918 – Den Thronverzicht zur Kenntnis genommen

München * Der Thronverzicht Ludwigs III. wird vom Ministerrat (gez. Eisner) „zur Kenntnis

genommen“. Er sichert ihm und seinen Angehörigen das Aufenthaltsrecht und die volle

Bewegungsfreiheit in Bayern zu, sofern sie nichts gegen den Bestand des Volksstaates

Bayern unternehmen würden. 

13. November 1918 – König Karl IV. von Ungarn dankt ab

Wien - Budapest * König Karl IV. von Ungarn verzichtet - zwei Tage nach dem selben Vorgang in

Österreich - „auf jeden Anteil an den Staatsgeschäften“. 

13. November 1918 – Ein Rat geistiger Arbeiter wird gegründet

München * Unter dem Vorsitz des Nationalökonomen Lujo Brentanowird ein Rat geistiger Arbeiter

gegründet. Diesem gehören Künstler, Lehrer, Wissenschaftler, Ärzte und Juristen an.    In einem

am nächsten Tag veröffentlichten Aufruf heißt es: „Der Volksstaat kann der Mitwirkung der

geistigen Arbeiter nicht entbehren. Ihr Zusammenschluß ist daher dringend notwendig. Um ihn

herbeizuführen, hat sich heute ein Rat geistiger Arbeiter gebildet. Unser Ziel ist: zum Wohle des

ganzen Volkes den Einfluß der geistigen Arbeit geltend zu machen und in diesem Rahmen deren

Daseinsbedingung zu sichern.“ 
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14. November 1918 – Die Regierung entgegnet Gerüchten

München - Freistaat Bayern * In einem Plakat wird von der bayerischen Regierung Gerüchten

entgegengetreten, wonach Bank- und Sparkassenkonten beschlagnahmt werden sollten.  Auch

die Gehaltsansprüche der im öffentlichen Dienst beschäftigten und die Pensionen der Beamten

bleiben unberührt. 

14. November 1918 – Wie passen Beamtentum und Volksstaat zusammen ?

München - Freistaat Bayern * Der vom Ministerialrat im Staatsministerium des Innern, Dr. Franz

Xaver Schweyer, verfasste Leitartikel der Bayerischen Staatszeitung beschäftigt sich mit der

Frage „Beamtentum und Volksstaat“.    Dr. Schweyer schreibt: „Während der einfache

Straatsbürger seine Stellung zu der neuen Regierung sich einstweilen vorbehalten und die

Entwicklung der Dinge abwarten kann, war der Beamte, vor allem der Staatsbeamte, in die bittere

Notwendigkeit versetzt, binnen weniger Stunden sich zu entscheiden, ob er der neuen Regierung

seine Arbeitskräfte zur Verfügung stellen und seine Amtsgeschäfte fortführen kann und darf oder

ob er, ohne Rücksicht auf weitgehende wirtschaftliche Folgen für sich und seine Familie seine

Tätigkeit einstellen soll.” 

14. November 1918 – Die Staatssekretäre werden im Amt bestätigt

Berlin * Die meisten Staatssekretäre werden ohne weiteren Kommentar in ihren Ämtern bestätigt.

Lediglich die Leitung des Kriegsernährungsamtes wird von dem USPD-ler Emanuel Wurm

übernommen. 

14. November 1918 – Kurt Eisner lädt Gustav Landauer zur Mitarbeit ein

München - Krumbach * Eine Woche nach Ausrufung des Freistaats Bayern, schreibt

Ministerpräsident Kurt Eisner an Gustav Landauer in Krumbach: „Kommen Sie, sobald es Ihre

Zeit erlaubt. Was ich von Ihnen möchte, dass Sie durch rednerische Betätigung an der Umbildung

der Seelen mitwirken.“ 

14. November 1918 – Errichtung eines Ministeriums für soziale Fürsorge
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München-Kreuzviertel * Die Regierung des Freistaats Bayern gibt       die Errichtung eines

Ministeriums für soziale Fürsorge und   die Ausgabe eines staatlich genehmigten

Notgeldes bekannt. 

14. November 1918 – Die Hofbeamten werden Staatsbeamte

München-Kreuzviertel * Die Hofbeamten werden in das Finanzministerium übernommen. 

14. November 1918 – Die Bayerische Mittelpartei wird in Nürnberg gegründet

Nürnberg * In Nürnberg wird die Bayerische Mittelpartei - BMP gegründet. Die Anhängerschaft

der Partei rekrutiert sich aus protestantischen Kreisen des Bildungsbürgertums und der

Beamtenschaft sowie des protestantischen fränkischen Mittelstands, des Kleinbauerntums und

der Deutschnationalen.    Sie lehnt - wie die Deutschnationale Volkspartei - DNVP, die sie sich im

März 1920 als bayerischer Landesverband anschließen wird, - die Staatsform der Republik ab. 

14. November 1918 – Der Thronverzicht von König Ludwig III. wird veröffentlicht

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat des Freistaats Bayern veröffentlicht die

Rücktrittserklärung von König Ludwig III.. Alle Regierungsmitglieder mussten zuvor den Rücktritt

durch ihre Unterschrift quittieren.  In der Veröffentlichung heißt es: Der Ministerrat nimmt „den

Thronverzicht Ludwigs III. zur Kenntnis“. Und weiter: „Es steht dem ehemaligen König und seiner

Familie nichts im Wege, sich wie jeder andere Staatsbürger frei und unangetastet in Bayern zu

bewegen, sofern er und seine Angehörigen sich verbürgen, nichts gegen den Bestand des

Volksstaates Bayern zu unternehmen.“ 

15. November 1918 – Die formale Übernahme der bisherigen königliche Rechte

München - Freistaat Bayern * Die provisorische Regierung schafft die Rechtsgrundlage für die

formale Übernahme der bisherigen königliche Rechte. Sie erlässt eine Verordnung, nach der die

„bisher durch Verfassung, Gesetze und Verordnungen dem König persönlich vorbehaltenen

Entscheidungen und Verfügungen […] von den Ministern innerhalb ihrer Geschäftsbereiche

erlassen“ werden. 
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15. November 1918 – Räte als Grundlage der neuen Demokratie

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner sieht in den Räten die Grundlage für sein

Konzept einer neuen Demokratie. In seiner Regierungserklärung erklärt er, dass die

Demokratisierung des öffentlichen Geistes wie der öffentlichen Einrichtung noch vor der

Einberufung einer konstituierenden Nationalversammlung erreicht werden soll.  Kurt Eisner will

die Demokratisierung über eine Art Nebenparlament herbei führen, mit dem er auch bürgerliche

Kreise zur Mitwirkung am Aufbau des neuen Staates gewinnen wollte. Dieses Nebenparlament

sollte ihre Interessen sowohl gegenüber dem provisorischen Zentralparlament als auch

gegenüber der Regierung einbringen können.   „Ich habe vom ersten Tag der Revolution an in

dem System der Räte die große Schule der Demokratie und des Sozialismus gesehen und

glaube nicht, dass wir in Deutschland weiterkommen können, wenn wir nicht dieses System der

Räte entwickeln […] und dadurch das Volk mündig machen zur Entscheidung über sein

Schicksal.   Nicht die Politik des Wahlzettels tut es allein. […] Das hindert nicht, dass auch die

Politik des Wahlzettels notwendig ist, aber das Rätesystem […] soll den Wähler lesen, denken

und entscheiden lehren, nicht in acht Tagen vor der Wahl, sondern tagaus, tagein.“ 

15. November 1918 – Innenminister Auer: Kein Handlungssspielraum für die Räte

München - Freistaat Bayern * Innenminister Erhard Auer informiert die nachgeordneten

Regierungsstellen und Behörden auch über die Zusammenarbeit mit den Räten. Er empfiehlt

„dringend, die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte, die sich allerorten gebildet haben, […]

tunlichst zu benutzen, einerseits, um dadurch das etwa mangelnde Personal so weit notwendig

zu ersetzen, andererseits aber auch diese Räte zu beschäftigen und dadurch das

Verantwortungsgefühl in der Bevölkerung wieder zu wecken“.    Auer macht aber auch deutlich

aufmerksam, dass die Räte den Behörden untergeordnet sein sollen. „Ein eigenständiger

Handlungsraum soll ihnen nicht zugestanden werden“. 

15. November 1918 – Die Bayerische Volkspartei akzeptiert die revolutionären Ereignisse

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP betrachtet „den gegenwärtigen staatspolitischen

Zustand Bayerns, wie er durch die Ereignisse in der Nacht vom 7. zum 8. November in München

geschaffen wurde, als eine gegebene geschichtliche Tatsache“.
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15. November 1918 – Nuntius Pacelli berichtet dem Vatikan zu den revolutionären Vorgängen

München - Vatikan * Nuntius Eugenio Pacelli verfasst zwei von drei

analytisch-zusammenfassende Berichte an den Kardinalsstaatssekretär Pietro Gasparri. Die

Ursache der Revolution sieht Pacelli in    der militärischen Lage mit dem Kriegseintritt der USA, 

dem Zusammenbruch von Österreich-Ungarn,  die Kampfmüdigkeit der deutschen Soldaten,

sodass die als unüberwindlich geltende Hindenburg-Linie ins Wanken geriet,  und dass die

Generäle die päpstliche Friedensvermittlung vom 1. August 1917 zurückgewiesen haben, die

Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg befürwortet hatte.     Über Ministerpräsident Kurt

Eisner äußert sich Nuntius Eugenio Pacelli, der spätere Papst Pius XII, folgendermaßen: Eisner

ist „Atheist, Radikalsozialist, unversöhnlicher Propagandist, Busenfreund russischer Nihilisten und

noch dazu galizischer Jude. […] Unmittelbar nach den Ereignissen hat sich das bayerische

Diplomatische Corps in der Nuntiatur zusammengefunden und beschlossen, jegliche

Anerkennung der neuen Regierung zu vermeiden.“ 

15. November 1918 – Die Einführung von Angestelltenräten gefordert

München - Freistaat Bayern * Die Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals und

der Bayerische Beamten- und Lehrerbund fordern von der Regierung, dass bei allen Ministerien

Angestelltenbeiräte errichtet werden. 

15. November 1918 – Kurt Eisner und die Demokratisierung Bayerns

München * In seinem Regierungsprogramm der Regierung des Volksstaates Bayern spricht

Ministerpräsident Kurt Eisner auch das Thema Demokratisierung an:    „In der inneren Politik

Bayers streben wir die rascheste Durchführung einer nicht nur formellen, sondern lebendig

tätigen Demokratie an. Bevor noch die konstituierende Nationalversammlung, die so schnell wie

möglich nach Erledigung der notwendigen Vorarbeiten einberufen werden soll, zusammentritt,

muss diese Demokratisierung des öffentlichen Geistes wie der der öffentlichen Einrichtungen

erreicht werden können. Wir suchen auch hier auf neuen Wegen zusammen vorwärts zu

kommen.“ 

15. November 1918 – Hugo Preuß soll die Verfassung der Republik erarbeiten

Berlin * Das Kabinett beruft den liberalen Staatsrechtler Hugo Reuß zum Staatssekretär des
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Reichsamtes des Inneren. Reuß soll die neue Verfassung der Republik ausarbeiten. Ein Liberaler

und kein Sozialdemokrat wird diese wichtige zentrale Aufgabe anvertraut. 

15. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner und der Föderalimus

München * In dem von Ministerpräsident Kurt Eisner ausgearbeiteten Regierungsprogramm findet

sich die föderalistische Forderung, „dass die Selbstbestimmung Bayerns innerhalb des Ganzen

erhalten und gesichert werden muss“. Er will damit erreichen:    die Bildung einer

Staatenvereinigung [die Vereinigten Staaten von Deutschland], der auch Deutsch-Österreich

angehören soll.  Unabdingbar ist dafür die Neugliederung des Deutschen Reichs, damit die

Vorherrschaft eines einzelnen Staates ausgeschlossen wird.  Die Freiheit und die

Selbstständigkeit Bayerns dürfen dabei nicht angetastet werden. 

15. November 1918 – Kurt Eisners Regierungsprogramm

München * Die von der Regierung des Volksstaates Bayern veröffentlichte Kundgebung trägt

unverkennbar die schwärmerisch-idealistische Handschrift von Kurt Eisner.  Der Aufruf „An das

bayerische Volk“ mit seinen konkreten Hinweisen wird von den Zeitgenossen „wegen der

realistischen Zustandsbeschreibung und der Ausgewogenheit der darin angekündigten

Maßnahmen“ als offizielles Regierungsprogramm verstanden und findet selbst bei der

bürgerlichen Presse positive Aufnahme.  Darin wird einerseits    die volle Freiheit der

Religionsgesellschaften und die Ausübung ihres Kultus gewährleistet.  Andererseits fordert Eisner

die gleiche Freiheit für die Schule wie für die Kirche.  Ein neues Volksschulgesetz mit

fachmännischer Schulaufsicht wird darin angekündigt.  Das bedeutet die Beseitigung der

geistlichen Schulaufsicht und damit die Ausschaltung des bisherigen starken kirchlichen

Einflusses auf das Schulwesen.    Neu stellen sich auch die Fragen    der staatlichen

Alimentierung,  der steuerlichen Behandlung und  dem öffentlich-rechtlichen Charakter der

Kirche sowie  der Besetzung der Bischofsstühle und der Pfarreien. 

16. November 1918 – König Wilhelm II. von Württemberg entbindet die Beamten vom Treueid

Stuttgart * Der Kabinettschef der königlichen Regierung entbindet im Auftrag König Wilhelm II. mit

einem Schreiben an die provisorische Regierung alle Staatsdiener von ihrem Diensteid

gegenüber dem König. 
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17. November 1918 – Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird gegründet

München * Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird von Vertretern der früheren Fortschrittlichen

Volkspartei gegründet. Die Partei bekennt sich „freudig zum neuen freien Volksstaat; sie lehnt

jeden Versuch, das Alte wiederherzustellen, ab, verlangt aber, dass der jetzige, auf Gewalt

beruhende Zustand alsbald in einen geordneten Rechtszustand überführt werden“ muss. 

17. November 1918 – Der Politische Rat geistiger Arbeiter soll in den Nationalrat

München * Ministerpräsident Kurt Eisner sagt dem Politischen Rat geistiger Arbeiter eine

Vertretung im Provisorischen Nationalrat des Volksstaates Bayern zu. 

18. November 1918 – Im Wagnersaal findet die erste Frauenversammlung statt

München-Ludwigsvorstadt * Im Wagnersaal in der Sonnenstraße findet die erste

Frauenversammlung statt. Lida Gustava Heymann fordert die Gründung eines eigenen

Frauenrates. Er soll         politisch noch unorientierte Frauen unterrichten und   dafür Sorge

tragen, dass Frauen Zugang zu allen Berufen und allen entscheidenden Positionen in Staat und

Verwaltung erhalten können sowie   gewährleisten, dass auf den Wahllisten der Parteien zur

Nationalversammlung und zum Landtag eine entsprechende Anzahl von Frauen vertreten sind. 

18. November 1918 – Aufruf zum Inneren Widerstand gegen die neue Staatsform

München-Kreuzviertel * Michael von Faulhaber schreibt an den bayerischen Episkopat, womit die

Gesamtheit der bayerischen Bischöfe gemeint ist, die Anregung für einen gemeinsamen

Hirtenbrief.    In dem Schreiben gibt er zu bedenken, „daß ein gemeinsames Hirtenschreiben in

dieser Stunde unserem Volk die Dankesschuld gegen das Haus Wittelsbach und König Ludwig

III. in offener Sprache ohne Entschuldigung bei der neuen Regierung kundgeben [...] müßte.  [...]

Der gestrige Thronverzicht war ein unverantwortlicher Mißgriff der alten Regierung.“    Ohne dies

klar zu äußern, fordert der Münchner Bischof seinen Klerus zum Inneren Widerstand gegen die

neue Staatsform auf. Und als ihm immer klarer wird, dass er mit seinen Überzeugungen nicht die

allgemeine Meinung vertritt, verlegt er sich zum offenen Kampf mit der Regierung des Freistaats

Bayern, ohne seine eigenen ultrakonservativen Anschauungen infrage zu stellen. 

19. November 1918 – Vorauseilende Vorschriften für die Räte
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München * Obwohl über die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte erst am 26. November

1918 abschließend beraten werden wird, macht Innenminister Erhard Auer in einem Schreiben

deutlich:    „Den Arbeiterräten steht keinerlei Vollzugsgewalt zu. Die bisherigen Gesetze und

sonstigen Rechtsvorschriften bleiben in Kraft und werden von den gesetzlich berufenen

Behörden, Stellen und Körperschaften vollzogen.     Die Arbeiterräte haben lediglich im

Benehmen mit den zuständigen staatlichen und gemeindlichen Stellen und im Rahmen einer

hierüber getroffenen Vereinbarung für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu sorgen

und allenfalls die Durchführung weiterer Aufgaben dieser Stellen zu unterstützen.“ 

19. November 1918 – Angestelltenräte in den Ministerien einrichten

München - Freistaat Bayern * Die Vereinigten Verbände des bayerischen

Verkehrspersonals fordern ihre angeschlossenen Organisationen dazu auf, bei den einzelnen

Ministerien sofort Angestelltenräte zu errichten und legen dafür Richtlinien vor. 

19. November 1918 – Ein offenes Bekenntnis der Schuld übernehmen

Bern - München * Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner erhält von dem amerikanischen

Pazifisten George Davis Herron ein Telegramm, in dem es heißt:  „Ich habe mein möglichstes

getan, um den Präsidenten und die Entente-Regierungen zu überzeugen, dass ihre Regierung

vertrauenswürdig ist.[…] Vor allem rate ich Ihnen dringend, möglichst viele deutsche Staaten zu

überzeugen, Ihrer Führung zu folgen, zweitens die ersten Schritte zu einem vollen und offenen

Bekenntnis der Schuld und Untaten der deutschen Regierung am Anfang des Krieges und an den

Grausamkeiten der Kriegsführung zu unternehmen. Die moralische Wirkung einer solchen

Handlung wäre gewaltig und entscheidend. […] Ich bitte Sie, kühn, offen und unverzüglich zu

handeln, nicht nur Deutschlands, sondern der Zivilisation und der Menschheit wegen.“  Diese

Ratschläge entsprechen Eisners eigenen Erfahrungen und Intentionen bis ins Detail. Doch

welche Handlungsmöglichkeiten stehen ihm konkret offen, da der Rat der Volksbeauftragten in

Berlin, der aus je drei SPD- und USPD-Männern besteht, wobei die Letztgenannten über eine

Statistenrolle nicht hinauskommen, kaum eigene Schritte zu Friedensverhandlungen

unternehmen wird. 

19. November 1918 – Maßnahmen zur Belebung des revolutionären Geistes

Berlin - München * Der bayerische Gesandte in Berlin, Friedrich Muckle, berichtet an den
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bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner von einem Gespräch mit dem Publizisten und

Journalisten Maximilian Harden über die Belebung des revolutionären Geistes. Sie fordern     die

Säuberung der Reichsregierung von allen unfähigen Elementen,  die sofortige Veröffentlichung

der Geheimakten,  die Verhaftung der Schuldigen und  die Einführung eines Staatsgerichtshofs

zu deren Aburteilung.    Wenn die Berliner Reichsregierung auf diese Forderungen nicht eingeht,

so sollte der „Abfall des Südens“ zumindest angedroht werden. Denn: „Preußen hat uns in das

Unglück des Krieges gestürzt, es soll uns nicht noch tiefer in den Abgrund, aus dem wir

herauszuarbeiten suchen, hinab drücken.“ 

20. November 1918 – Pacelli begründet seine Ablehnung der Regierung Eisner

München - Vatikan * Der päpstliche Nuntius Eugenio Pacelli, der spätere Papst Pius

XII., berichtet in seinem dritten analytisch-zusammenfassenden Bericht ausführlich an den

Kardinalsstaatssekretär Pietro Gasparri zur Deutung und Auswirkung der Revolution nach Rom.

In diesem Brief begründet Nuntius Pacelli auch, warum er den Kontakt zur neuen bayerischen

Regierung unter Kurt Eisner ablehnt:    Die Entscheidung zum Kulturkampf statt zum

pragmatischen Kompromiss.  Das Entgegenkommen der neuen Regierung ist nur taktisch bis zur

nächsten Wahl, danach beginnt die offene Kirchenfeindschaft.  Ein diplomatischer Kontakt wird

die Katholiken nur verwirren und demobilisieren, anstatt sie auf den Gegner einzuschwören.  Die

Regierung Eisner besteht aus Juden, Atheisten und Protestanten, alles Sozialisten. Mit solchen

Leuten sind keine anständigen Beziehungen möglich.  Eisner ist ein ostgalizischer Jude, der

wegen politischer Verbrechen mehrfach bereits eingesperrt war. 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des
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Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle

notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

20. November 1918 – Die Verwaltung des ehemaligen Kronguts entsteht

München * Der Königliche Obersthofmeisterstab wird in die Verwaltung des ehemaligen

Kronguts umgewandelt. Aus dieser wird 1932 die Bayerische Verwaltung der staatlichen

Schlösser, Gärten und Seen. 

20. November 1918 – Alles über die Revolution sammeln

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Staatszeitung appelliert in einem Aufruf an alle

Bürger, alles über die Revolution zu sammeln und in einem extra für diesen Zweck hergerichteten

Zimmer des Landtagsgebäudes für kommende Generationen aufzubewahren. 

21. November 1918 – Eduard Schmid fordert Reformen im Rathaus

München-Graggenau * Der Mehrheitssozialist Eduard Schmid fordert in der Magistratssitzung im

Münchner Rathaus in einem Antrag       eine Vereinfachung der Stadtverwaltung,   eine

schrittweise Reform, die der neuen politischen Lage angepasst ist,   die sofortige Herstellung der

„notwendigen Fühlung […] mit den zuständigen Stellen des Volksstaates“.   „Die

Kommunalverbände sollen zunächst durch das Wirken des Arbeiter- und Soldatenrates nicht

beeinflusst werden.“ 
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21. November 1918 – Keine Vollzugsgewalt für die Räte

München * In einem seiner vielen Briefe und Telegramme an die Behörden und Bezirksämter

schreibt Innenminister Erhard Auer unter dem Betreff: Befugnisse der Soldaten-, Arbeiter- und

Bauernräte folgende Zeilen:    „Den Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräten steht keinerlei

Vollzugsgewalt zu. Sie haben daher jeden Eingriff in die staatliche und gemeindliche

Verwaltungstätigkeit zu vermeiden. Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

wird grundsätzlich nach wie vor von den seitherigen Stellen und Behörden wahrgenommen.“ 

21. November 1918 – Einen Unterhalt für die Wittelsbacher beantragt

München-Kreuzviertel * Das Finanzministerium legt eine Denkschrift über die „Bezüge des

früheren Königs und der Mitglieder seines Hauses aus der Staatskasse“ vor. Darin wird       der

ersatzlose Einzug der Zivilliste in Aussicht gestellt und   aus Billigkeitsgründen ein Unterhalt der

Wittelsbacher beantragt. 

22. November 1918 – Nuntius Eugenio Pacelli flieht nach Rorschach in der Schweiz

München - Rorschach * Auf Anraten von Erzbischof Michael von Faulhaber siedelt Nuntius

Eugenio Pacelli wegen der revolutionären Vorgänge in München in das Institut Stella Maris nach

Rorschach in der Schweiz am Bodensee über.     Pacelli will mit allen Mitteln der

Kontaktaufnahme der bayerischen Regierungsvertreter entgehen, da sonst der Eindruck

entstehen könnte, dass der Heilige Stuhl die Revolutionsregierung anerkannt habe. Als offiziellen

Grund gibt er allerdings gesundheitliche Probleme an, die er auskurieren wolle. Es ist aber wohl

eher die Flucht vor der Auseinandersetzung mit der neuen bayerischen Regierung um

Ministerpräsident Kurt Eisner. Die diplomatischen Beziehungen zwischen der Nuntiatur und der

bayerischen Regierung sind damit auf Eis gelegt.    Die Berichterstattung über die revolutionären

Vorgänge an Kardinalsstaatssekretär Pietro Gasparri werden von Eugenio Pacellis Uditore [=

rechte Hand des Nuntius] Lorenzo Schioppa übernommen. Freilich in dem durch Pacelli

vorgegebenen Rahmen. 

23. November 1918 – Verhaltensmaßregelungen des Münchner Erzbischofs

München-Kreuzviertel * In einem von Erzbischof Michael von Faulhaber verfassten

Grundsatzpapier fordert er seinen Klerus auf,        jede positive Anerkennung der neuen
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Regierung in Bayern und   jeden direkten Kontakt mit dem neuen Staatsminister für Unterricht

und Kultus, Johannes Hoffmann, zu vermeiden.     „Der geistliche Stand kann und darf nicht

daran denken, der tatsächlich bestehenden öffentlichen Gewalt gewalttätigen Widerstand

entgegenzusetzen.     Den öffentlichen Dank und den Abschiedsgruß an das Jahrhundertelang

mit dem Bayernvolk verwurzelte Haus Wittelsbach und an die ehrwürdige Gestalt des Königs

Ludwig III. müssen wir einem späteren Zeitpunkt vorbehalten.“ 

25. November 1918 – Die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-Konferenz

Berlin * Die Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin, auch Reichskonferenz der deutschen

Bundesstaaten genannt, stimmt letztlich nur       der Einberufung der konstituierenden

Nationalversammlung,   der Aufrechterhaltung der Einheit Deutschlands und   der schnellen

Herbeiführung eines Präliminarfriedens [= Vorfrieden oder vorläufiger Frieden] mit großer

Mehrheit zu.     Bis die konstituierende Nationalversammlung zusammen tritt, werden die Arbeiter-

und Soldatenräte als Repräsentanten des Volkswillens angesehen. 

25. November 1918 – Kurt Eisner will Karl Liebknecht von seiner Friedensinitiative überzeugen

Berlin * Unmittelbar vor der Ministerpräsidenten-Konferenz trifft sich Kurt Eisner mit dem Führer

des Spartakusbundes, Karl Liebknecht, in Berlin, um ihn zur Unterstützung seiner

Friedensinitiative gegenüber den Alliierten zu überzeugen.  Liebknecht lehnt das Ansinnen ab, da

er weder im Inland noch im Ausland mit Kapitalisten verhandeln will. Für die Spartakisten kommt

die Einführung des Sozialismus erst dann in Frage, wenn alle Strukturen des ehemaligen

Obrigkeitsstaates restlos zerstört sind.

25. November 1918 – Kurt Eisner bricht die diplomatischen Beziehungen zum Auswärtigen Amt ab

München - Berlin * Noch in der Nacht sendet Ministerpräsident Kurt Eisner ein Telegramm an den

bayerischen Gesandten in Berlin, Dr. Friedrich Muckle, in dem er den Abbruch der

diplomatischen Beziehungen zum Auswärtigen Amt bekannt gibt:  „Die neuerlichen Versuche, die

alten Methoden des Auswärtigen Amtes fortzusetzen und das deutsche Volk erneut um die

Erkenntnis der Wahrheit zu betrügen, veranlassen das Ministerium des Äußern des Volksstaates

Bayern, jeden Verkehr mit den gegenwärtigen Vertretern des Auswärtigen Amtes abzulehnen.“ 
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26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

28. November 1918 – Die Vorherrschaft Preußens brechen

München * In der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte erklärt Kurt Eisner seine

Einstellung zur Hegemonie [= Vorherrschaft] Preußens, zur Selbstständigkeit der Länder und zum

Föderalismus:  „In Berlin ist das Verbrechen ausgekocht worden, und deshalb der Hass gegen

Berlin, und ich, der ich dringend wünsche, dass die Zersetzung Deutschlands nicht zu einer

endgültigen Auflösung Deutschlands führe, sondern dass dass wir zusammen bleiben, ich bin der

festen Überzeugung, dass zunächst einmal die Einzelstaaten sich ihrer eigenen Haut wehren

müssen, so lange, bis wir wieder zusammen aktionsfähig werden.“ 

29. November 1918 – Kurt Eisner äußert sich zu den Anfeindungen in der Presse

München * Unter der Überschrift Zur Kenntnisnahme veröffentlicht der Ministerpräsident des

Volksstaates Bayern: Kurt Eisner nachstehende Erklärung:    „Man bemüht sich von allen Seiten

mich aufmerksam zu machen auf die albernen Artikel, die eine gewisse Presse gegen meine

Person richtet.   Ich erfahre daraus allerlei interessante Bereicherungen meiner Biographie. Man

erweist mir darin auch die Ehre, mich mit einem Familien- und Erwerbssinn zu begaben, der mir
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nur in geringstem Maße bisher beschieden war. Schon habe ich meinen gesamten

Familienanhang in gut bezahlten Stellungen untergebracht.   Besorgte Leute verlangen von mir,

daß ich gegen solche Äußerungen, die jedoch nur eine Fäulniserscheinung des

zusammengebrochenen Systems sind, einzuschreiten. Ich wiederhole, daß die Presse in voller

Freiheit soviel Dummes und Kluges, soviel Anständiges und Schmutziges produzieren soll, wie

es ihrem geistigen und moralischen Vermögen entspricht.   Ich habe in den 4 ½ Kriegsjahren

soviel Verachtung gegen diese Presse aufgehäuft, daß sie genügt, um mich für den Rest meines

Lebens gegen jede Neigung zu festigen, auch nur polemisch mich mit ihr zu befassen.“ 

29. November 1918 – Der bayerische Staat ist zu Zahlungen an die Wittelsbacher bereit

München-Kreuzviertel * Der bayerische Staat ist bereit, einen Ausgleich für die Königliche

Zivilliste und die Apanagen zu leisten, abzüglich des Anteils für die

Repräsentationsaufwendungen. 

29. November 1918 – Minister Roßhaupter sagt Waffenlieferung an die Bürgerwehr zu

München * Der Staatsminister für militärische Angelegenheiten Albert Roßhaupter sagt dem

Landtags-Bibliothekar Rudolf Buttmann in einem persönlichen Gespräch zu, der Bürgerwehr

Waffen zur Verfügung zu stellen und rät ihm, auch die Gewerkschaften offiziell zu beteiligen. 

30. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner: Gegen Zentralismus, für Föderalismus

München * Ministerpräsident Kurt Eisner äußert sich vor den Soldatenräten für einen

föderalistischen Staatsaufbau:  „Meine Haltung hinsichtlich des Verhältnisses von Bayern zum

Reiche ist ganz klar, nie geändert: Ich bin gegen den Zentralismus in der auswärtigen Politik, in

der inneren Politik, in der Parteipolitik, so lange ich lebe. Ich will die innere Kraft der Glieder, ob

es sich nun um ein Parteiwesen handelt oder ob es sich um einen Staat handelt, das ist das

selbe.“ 

1. Dezember 1918 – Die französische Besatzungsarmee marschiert in der Pfalz ein

Freistaat Bayern-Pfalz * Gemäß dem Waffenstillstandsabkommen vom 11. November 1918

marschiert die französische Armee in die zum Freistaat Bayern gehörende Pfalz ein. 
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1. Dezember 1918 – Das Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen

Belgrad * Der Staates der Slowenen, Kroaten und Serben - SHS-Staat wird zum Königreich der

Serben, Kroaten und Slowenen vereinigt. Der neue Staat wird 1920 im Frieden von Trianon als

Königreich Jugoslawien staatsrechtlich bestätigt. 

2. Dezember 1918 – Aus der Leibgarde wird die Staatliche Bewachungstruppe

München * Die ehemalige Leibgarde wird in Staatliche Bewachungstruppe umbenannt.

4. Dezember 1918 – Demonstration für die Einberufung der Bayerischen Nationalversammlung

München-Kreuzviertel * 500 Pioniere in Begleitung ihrer Offiziere demonstrieren vor dem Sitz des

Ministerpräsidenten im Montgelas-Palais für die Einberufung der Bayerischen

Nationalversammlung.    Ministerpräsident Kurt Eisner, Innenminister Erhard Auer und

Militärminister Albert Roßhaupter sprechen mit den Versammelten und sichern ihnen die baldige

Bekanntgabe des Einberufungstermins der Nationalversammlung zu.

5. Dezember 1918 – Der Wahlkampf in Bayern und im Reich beginnt

München - Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Der Wahlkampf beginnt. Er wird mit der Wahl

der Abgeordneten zur deutschen Nationalversammlung am 19. Januar 1919 enden. Diese Wahl

findet eine Woche nach den Wahlen zum Bayerischen Landtag statt.       Als die beiden stärksten

Parteien werden in Bayern die Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und die Bayerische

Volkspartei - BVP eingeschätzt. Es ist nur die Frage, wie sich die Mehrheiten verteilen werden.  

Die USPD hat - trotz einer verbindlichen Absprache mit dem Bayerischen Bauernbund - BBB -

keine Erfolgsaussichten. Sie hofft auf einen so großen Stimmenzuwachs, dass sie für eine

Regierungskoalition unentbehrlich sein würde.   Der Spartakusbund, der sich nach dem 31.

Dezember 1918 Kommunistische Partei Deutschlands - KPD nennen wird, weigert sich, an der

Wahl teilzunehmen. 

6. Dezember 1918 – Mit Ex-Kronprinz Rupprecht die bayerische Monarchie restaurieren

München - Vatikan * Uditore Lorenzo Schioppa informiert den Kardinalsstaatssekretär Pietro
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Gasparri durchaus hoffnungsfroh über die nicht aussichtslosen Bestrebungen, mit Ex-Kronprinz

Rupprecht die Monarchie in Bayern wieder zu installieren. 

7. Dezember 1918 – Räte: Der Abschaum der Bevölkerung

München - Vatikan * Uditore [= die rechte Hand des Nuntius] Lorenzo Schioppa berichtet an den

Kardinalstaatssekretär Pietro Gasparri: „Der Münchner Arbeiter- und Soldatenrat setzt sich aus

dem Abschaum der Bevölkerung zusammen, aus vielen Nichtbayern aus der Marine, Juden,

Einheimischen, die schon lange gegen Adel und Klerus aufbegehren, und kaum aus Bürgern und

Soldaten, die wirklich an der Front waren“. 

7. Dezember 1918 – Wahlrecht für die weiblichen Staatsangehörigen Bayerns eingeführt

München - Freistaat Bayern * Das Wahlrecht für die weiblichen Staatsangehörigen Bayerns wird

eingeführt. 

7. Dezember 1918 – Ministerpräsident Eisner erklärt Auers Rücktritt für nichtig

München * Der MSPD-Innenminister Erhard Auer wird kurz nach Mitternacht von ungefähr 300

Demonstranten in seiner Wohnung „überfallen“. Sie holen ihn aus dem Bett und erzwingen von

ihm mit vorgehaltenem Gewehr seinen Rücktritt. Erhard Auer äußert sich daraufhin: „Der Gewalt

weichend erkläre ich [..], dass ich das Amt des Ministers des Inneren niederlege.“  In der

Zwischenzeit ist Ministerpräsident Kurt Eisner in Auers Wohnung geeilt. In seinem ehrlichen

Bemühen, Gesetz und Ordnung des Freistaats aufrecht zu erhalten, weist er die Demonstranten

auf das Falschsein ihrer Gewalthandlungen hin und wird dafür begeistert gefeiert. Er entgegnet

den Angreifern: Ihr Handeln sei „sicherlich gut gemeint und […] sicherlich aus Liebe zu mir

geschehen, aber es war nicht gut“.  Eisner und Auer sind sich einig, dass das Rücktrittsgesuch

öffentlich widerrufen werden soll. Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt Auers Rücktritt nicht an und

erklärt die „erpresste Erklärung“ für nichtig. Gegen vier Uhr früh ist die Angelegenheit erledigt und

die Ruhe in der Stadt wieder eingekehrt. 

9. Dezember 1918 – Gustav Landauers positive Bilanz zu den Räteorganisationen

München * Gustav Landauer zieht eine positive Bilanz zur Tätigkeit der Räteorganisationen:     
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„Da handelt es sich vor allen Dingen um die Umstellung der Kriegswirtschaft in die

Friedenswirtschaft. Zum Beispiel hat der Zentralarbeiterrat wesentlich dabei mitgewirkt, […]       

dass die Alliiertenwerkstätten sofort in Friedenswerkstätten, in Werkstätten zur Herstellung von

Waggons und Lokomotivteilen umgewandelt werden.    Es ist eine sofortige Einstellung der

Rüstungsbetriebe durchgesetzt worden. Wir haben aber dafür gesorgt und daran mitgearbeitet,

dass eine vierwöchige Kündigungsfrist mit voller Bezahlung der Arbeitslosenunterstützung

inngehalten werden musste.       Wir haben […] mitgearbeitet        an der Versorgung Bayerns mit

Kohle,    an der Verstaatlichung des Lastkraftwagenverkehrs, […]    dass Wagen, Pferde, Vieh,

Gerät aller Art bei uns im Lande bleibt und vor allen Dingen von unseren Produzenten und von

unseren Bauern verwertet wird,    an der Durchführung der 44-Stunden-Woche mit freiem

Samstagnachmittag.“ 

12. Dezember 1918 – Eisner: Der Mensch darf nicht mehr Sklave der Maschinen werden

München * In einer Wahlrede vor den Unabhängigen erklärt Kurt Eisner: „Die Revolution war ja

schon geplant im Januar“. Und weiter:  „Sozialismus ist nur ein Wort und Sozialismus, das Wort,

erfüllt man mit Leben, indem man es verwirklicht; wie auch Demokratie nicht dekretiert werden

kann von oben, wie die Freiheit nur in sich selbst und aus sich selbst reift. Ein Volk, das nicht frei

ist, kann niemals die Freiheit gebrauchen lernen; erst wenn es frei ist, lernt es, frei zu sein. Nur so

können wir sozialistische Politik treiben.   Der Sozialismus wirkt, indem er sich verwirklicht. Er

birgt ein Fülle schwerster Probleme. Aber das Ziel ist klar: wir müssen die menschliche

Knechtschaft beseitigen. Wir müssen die Güter der Erde allen zuteil werden lassen. Es darf nicht

mehr sozial Unterdrückte in der künftigen Gesellschaft geben. Wie immer die Gliederung und der

Aufbau in der zukünftigen Gesellschaft sich vollziehen wird, welche wirtschaftlichen Formen wir

finden werden, der Mensch darf nicht das Opfer seiner Verhältnisse werden, sondern der Mensch

muß Herr über seine Verhältnisse werden.   Der Mensch darf nicht mehr Sklave der Maschinen

werden, sondern Herr über die Technik. Der Mensch darf nicht mehr Objekt des Profits werden,

sondern jeder, der arbeitet, muß mitbestimmen können an der Gestaltung dieser Arbeit. Wir

haben es immer abgelehnt, einen Zukunftsstaat auszumalen. Einen Zukunftsstaat prophezeit

man nicht, sondern man schafft ihn.“ 

13. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner, das Parlament und die Räte

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner konkretisiert auf der zweiten Sitzung des

Provisorischen Nationalrats sein Konzept über die Zusammenarbeit von Parlament und den

Räten. Dabei stellt er heraus: „Jeder, der arbeitet, also auch jede Organisation von Arbeitenden,
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soll nicht nur die persönlichen und beruflich-wirtschaftlichen Interessen vertreten, nicht nur die

Standes- und Gewerbsinteressen, sondern sie soll die gesamte Arbeit eines bestimmten Berufs

in den Dienst der Demokratie stellen.“    Die „produktive Demokratie“ soll im Gegensatz zur

„formalen staatsrechtlichen Demokratie“ nicht nur das „Recht gleicher Teilnahme“, sondern die

„Pflicht gleicher Mitarbeit“, also die „lebendige Teilnahme aller Glieder des Volkes an der

Gesamtheit der Nation“, beinhalten.    „Die Nationalversammlung muss die oberste, souveräne,

gesetzgebende Körperschaft sein, sonst wäre sie ja kein Parlament, kein demokratisches

Parlament. Die künftige Nationalversammlung ist die Gesetzgeberin, die souveräne

Gesetzgeberin, aber in den Räten liegt die moralische Kraft der Massen. Von hier aus soll der

lebendige Geist der Demokratie und des Sozialismus hinüber strömen in das Parlament der

Abgeordneten.“ 

14. Dezember 1918 – Keine Kandidaten für einen bayerischen König

München - Vatikan * Uditore Lorenzo Schioppa informiert Kardinalsstaatssekretär Pietro

Gasparri, dass ihm zur Restauration des bayerischen Königtums die geeigneten Kandidaten

fehlen:       Ex-König Ludwig III. war in eine annexonistische Kriegspolitik verstrickt,   Ex-Kronprinz

Rupprecht kommt wegen seiner amourösen Galanterien mit belgischen Frauen an der Front nicht

mehr in Frage.   Alleine der Ex-Prinz Franz käme noch in Betracht. 

16. Dezember 1918 – Gründungsziel: Ein Bund sozialistischer Frauen

München-Ludwigsvorstadt * Auf Einladung von Toni Pfülf und Nanette Katzenstein treffen sich

Frauen, „die entweder schon auf dem Boden des Sozialismus stehen oder dieser Richtung

zuneigen“.    Das Ziel ist ein Bund sozialistischer Frauen die feministisch denken und die

Interesse an der Gestaltung einer Frauen- und Friedenspolitik haben. Es gibt keine Satzung und

kein Programm. Geblieben sind zwei Plakate und die von Anita Augspurg und Lida Gustava

Heymann herausgegebene Zeitschrift „Die Frau im Staat“. 

17. Dezember 1918 – Neue Bestimmungen für die Arbeiterräte

München * Die Regierung erlässt Bestimmungen über Organisation und Befugnisse der

Arbeiterräte. Sie lösen die Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte ab. Eine

inhaltliche Verbesserung über die Befugnisse der Räte bringen die Bestimmungen nicht. Es bleibt

bei der Vorrangstellung der Behörden.    Die Bestimmungen für die Arbeiterräte bleibt die
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rechtliche Grundlage für die Arbeit der Arbeiterräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt.     Die Anordnung enthält drei wichtige

Sonderbestimmungen, deren Auswirkungen sich auf den ersten Blick nicht gleich offenbaren.       

Soldatenräte sind von den Arbeiterräten völlig zu trennen. Ihre Bezahlung erfolgt ausschließlich

durch den Militärhaushalt.   Die Bauernräte sind mit den Arbeiterräten zusammenzuschließen.  

Nur Arbeiterräte haben das Recht auf staatliche Bezüge. 

17. Dezember 1918 – Soldaten besetzen die Versammlung der Deutschen Volkspartei München

München-Ludwigsvorstadt * Eine Gruppe Soldaten besetzt die Versammlung der Deutschen

Volkspartei München im Saal des Hotel Wagner. Die Eindringlinge stören den Ablauf derart, dass

die Beratungen vorzeitig abgebrochen werden müssen.      Professor Ludwig Quidde erntet

stürmischen Beifall der Versammelten, als er die Forderung formuliert: „Wir beanspruchen vom

freien Volksstaat Bayern das, was der verfluchte Obrigkeitsstaat uns gewährt hat.“ 

19. Dezember 1918 – Den Anspruch auf den Besitz der Staatsgewalt bestätigt

München * Das Bayerische Oberste Landesgericht bestätigt der provisorischen Regierung den

Anspruch auf den Besitz der Staatsgewalt. In der Begründung zu einem Urteil über die

Rechtsgültigkeit einer Verordnung heißt es:    „Die gesetzgebende Gewalt ist ein Ausfluss der

Staatsgewalt. Sie steht dem zu, der die Staatsgewalt tatsächlich innehat, also zurzeit der

Regierung des Volksstaates Bayern. Die Anordnungen der Regierung haben deshalb

verbindliche Kraft.“ 

20. Dezember 1918 – Den Vatikan über die Protesterklärung zur Schulaufsicht informiert

München - Vatikan * Uditore Lorenzo Schioppa informiert den Kardinalsstaatssekretär Pietro

Gasparri über Protesterklärung des bayerischen Episkopats gegen die vom bayerischen

Ministerrat erlassene „Verordnung, betreffend Beaufsichtigung der Volksschule“ vom 16.

Dezember 1918. 

21. Dezember 1918 – Die Schulaufsicht durch Geistliche wird abgeschafft

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Die Schulaufsicht durch Geistliche, die es bis dahin -
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außer in den Städten - in Bayern gilt, wird abgeschafft. An die Stelle der Pfarrer treten weltliche

Fachleute, in der Regel Lehrer. 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus
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Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

28. Dezember 1918 – Erste Bewerber für die Bürgerwehr

München * An allen Anschlagtafeln Münchens findet sich ein Aufruf zur Schaffung einer

Bürgerwehr, die die bestehende Staatsform „gegen jeden Angriff verteidigen“ will. Die Botschaft

spricht sich schnell herum. Noch am selben Tag melden sich die ersten Bewerber im vorsorglich

schon eingerichteten Büro der Bürgerwehr an der Salvatorstraße. Die Münchner Kasernenräte

lehnen eine Bürgerwehr umgehend ab. 

28. Dezember 1918 – Kurt Eisner verlässt verärgert die Konferenz der süddeutschen Staaten

Stuttgart - München * Ministerpräsident Kurt Eisner reist am Morgen des 28. Dezember verärgert

von der gemeinsamen Sitzung der süddeutschen Staaten in Stuttgart ab. 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 
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30. Dezember 1918 – Verstaatlichung nur für Grundstoffindustrien und für Kraftwerke

München * Vor einer Versammlung von Rätedelegierten führt Kurt Eisner zum Thema

Sozialisierung folgendes aus: „Sie wissen, ich bin der Meinung, dass wir heute die ganze

Industrie auf einmal sozialisieren können. […] Man kann politische Gewalten stürzen, man kann

aber keine wirtschaftliche Organisation durch Revolution aufbauen“.    Eisner schlägt deshalb

eine Verstaatlichung nur für gewisse Grundstoffindustrien und für Kraftwerke vor. 

30. Dezember 1918 – Diskussionen ohne geistige Schranken

München-Isarvorstadt * In den Kolosseums-Bierhallen haben sich einige Hundert Internationale

Kommunisten versammelt. Sie diskutieren das Für und Wider       einer Bewaffnung des

revolutionären Proletariats,   einer Sabotierung der Nationalversammlungswahlen,   einer

Lynchjustiz am Erzbischof von München und Freising, Michael von Faulhaber,   einer Aburteilung

von Erhard Auer und Johannes Timm durch einen Staatsgerichtshof und   den Kampf mit den

Waffen der Gewalt, nicht mit geistigen Waffen.      Es sind Diskussionen ohne geistige

Schranken, keine Beschlüsse! 

30. Dezember 1918 – Die Bedeutung des Wahlrechts für die Frauen in freien Berufen

München * In der gut besuchten Versammlung der Frauengruppe der Deutschen Volkspartei

(Deutsche Demokratische Partei) sprechen die Referentinnen über         die Bedeutung des

Wahlrechts für die Frauen in freien Berufen und     die Aufgabe der nun zur politischen Reife

gelangten Lehrerin, die die „Jugend im staatsbürgerlichen Unterricht auf die Wichtigkeit des

Wahlrechts vorbereiten soll“. 

1. Januar 1919 – Die Geistliche Schulaufsicht ist im Freistaat Bayern abgeschafft

München * Die „Verordnung, betreffend Beaufsichtigung der Volksschule“ tritt in Kraft. Darin wird

die geistliche Schulaufsicht abgeschafft. 

1. Januar 1919 – Die Österreichische Gesandtschaft wird besetzt

München-Graggenau * Karl Mandel, der Vorsitzende des Bundes der Deutsch-Österreicher in
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München besetzt - unterstützt durch bayerische Polizei und Republikanische Schutztruppen - die

Österreichische Gesandtschaft im Prinz-Carl-Palais und das Österreichische Generalkonsulat in

der Schackstraße. Die Aktion des Redakteurs richtet sich gegen die angeblich „schlechte und

säumige Behandlung österreichischer Staatsangehöriger“.    Ministerpräsident Kurt Eisner lässt

noch in der Nacht die besetzten Gebäude räumen. 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Rheinpfalz ausüben. 

5. Januar 1919 – Erstmals dürfen Frauen bei der Landtagswahl in Baden wählen

Baden * Bei den Landtagswahlen in Baden sind erstmals auf deutschem Staatsgebiet Frauen

wahlberechtigt. Die Frauen dürfen wählen und gewählt werden.        Stärkste Partei wird das

katholische Zentrum mit 36,6 Prozent,   zweitstärkste Kraft wird die SPD mit 32,1 Prozent,   die

Deutsche Demokratische Partei - DDP erhält 22,8 Prozent der Stimmen.   Kein einziger Kandidat
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der USPD wird gewählt. 

7. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz für Bayern veröffentlicht

München - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz für den Freistaat Bayern vom 4.

Januar wird veröffentlicht. Es handelt sich dabei um eine oktroyierte [= aufgezwungene]

Verfassung, die die elementaren Grundsätze der künftigen bayerischen Verfassung verbindlich

festlegt. 

9. Januar 1919 – Wieder Schule nach dem Abklingen der Grippe-Epidemie

München * Nach dem Abklingen der Grippe-Epidemie wird in den städtischen sowie staatlichen

Volks- und Mittelschulen der Schulbetrieb wieder aufgenommen. 

12. Januar 1919 – Das Ergebnis der bayerischen Landtagswahl von 1919

Freistaat Bayern ohne Pfalz * Im Freistaat Bayern findet in sieben der acht Regierungsbezirke die

erste demokratische Wahl zum Bayerischen Landtag statt. Lediglich in der Pfalz kann erst drei

Wochen später, am 2. Februar, gewählt werden, weil die Wahlvorbereitungen von der

französischen Besatzungsmacht behindert worden sind. Das ist der Hauptgrund, weshalb der

Termin für die konstituierende Sitzung im Bayerischen Landtag erst knapp sechs Wochen nach

der Wahl im Kerngebiet festgesetzt wird.&nbsp;    Bei den ersten freien, gleichen, unmittelbaren

und geheimen Wahlen in Bayern sind erstmals auch Frauen wahlberechtigt. Frauen machen 54

Prozent der Wahlberechtigten aus. Anita Augspurg kandidiert auf der Liste der USPD, ohne der

Partei anzugehören. Bei den Landtagswahlen in Bayern erhält&nbsp;       die Bayerische

Volkspartei - BVP&nbsp;66 Sitze,   die SPD 61 Mandate,   die Deutsche Demokratische Partei

&nbsp;- DDP&nbsp;25 Abgeordnetenplätze,   der Bayerische Bauernbund - BBB&nbsp;16

Mandate,   die rechtsliberale Mittelpartei&nbsp;erringt 9 Abgeordnetensitze.&nbsp;   Die USPD

erreicht in den 12 Münchner Landtagswahlkreisen immerhin noch 5 Prozent der abgegebenen

Stimmen.&nbsp;Landesweit sind es lediglich 2,5 Prozent.&nbsp;Damit sind sie mit 3 Mandaten

im ersten Landtag des Freistaats Bayern&nbsp;vertreten.&nbsp;      Bei der Wahl zur bayerischen

Nationalversammlung haben dreizehn Parteien Kandidatenlisten aufgestellt.&nbsp;Die KPD hat

sich nicht an den Wahlen beteiligt.&nbsp;
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16. Januar 1919 – Hochschule für Arbeiter, Soldaten und Bauern geplant

München-Kreuzviertel * Die Regierung des Volksstaates Bayern plant die Gründung einer

Hochschule für Arbeiter, Soldaten und Bauern. Die Idee geht vermutlich auf Kurt Eisner zurück. 

20. Januar 1919 – Entwurf der Weimarer Verfassung wird der Öffentlichkeit vorgestellt

Weimar * Hugo Preuß stellt seinen Entwurf der Weimarer Verfassung der Öffentlichkeit vor.      

Darin sollen die Rechte der Einzelstaaten stark beschnitten werden.   Bayern würde die

Militärhoheit,    sein eigenes Post- und Telegraphenwesen sowie    das Recht, direkte Steuern zu

erlassen, verlieren.    Das würde auch das Ende der bayerischen Außenpolitik bedeuten.     Aus

einem souveränen Einzelstaat soll ein Teilstaat des Deutschen Reichs werden. 

21. Januar 1919 – Diskussion zur wirksamen Weiterführung des Rätesystems

München * In der Plenarsitzung der bayerischen Räte geht es um die wirksame Weiterführung

des Rätesystems. Es werden zwei Richtungen diskutiert:       Entweder treten die Räte an die

Stelle der Beamtenschaft   oder sie bilden eine souveräne gesetzgebende Körperschaft, die über

die Natur der Gesetze zu entscheiden hat. Die Billigung der Gesetze durch den Landtag ist dann

nur noch eine Formalie.      Beide Fälle gehen von der Voraussetzung aus, dass die Räte das

beherrschende Element im Aufbau der Staatsregierung sind. 

25. Januar 1919 – Kurt Eisner als Anwalt des Föderalismus

München - Berlin * Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt an der Zweiten Konferenz der deutschen

Einzelstaaten teil und tritt erneut als Anwalt des Föderalismus auf.    Er schlägt vor, die

Nationalversammlung in Würzburg zusammentreten zu lassen und  versucht, die süddeutschen

Staaten zu einem gemeinsamen Widerstand gegen den Verfassungsentwurf von Hugo Preuß zu

vereinen. 

25. Januar 1919 – Kurt Eisner geht den Staatsrechtler Hugo Preuß an

Berlin * Bei einer Besprechung mit dem Staatsrechtler und Liberalen Hugo Preuß zum Entwurf

der Reichsverfassung äußert sich Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner: „Ich warne Sie. Wenn
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Sie mit diesem Verfassungsentwurf vor die Nationalversammlung kommen, erregen Sie

Aufstandsstimmung.“ 

25. Januar 1919 – Gründung des Völkerbundes in Paris

Paris * Gründung des Völkerbundes durch die Alliierten unter Ausschluss der ehemaligen

Feindstaaten. 

27. Januar 1919 – Anton Graf Arco will gegen Kurt Eisner plakatieren

München * Anton Graf Arco auf Valley, der spätere Eisner-Mörder, will mit einem Aufruf die

Bevölkerung aufrütteln: „Wer ist Bayerns Vertreter im Reich? Wer greift dem Willen des

Bayernvolkes, der durch den Landtag vertreten wird, durch Staatsgrundgesetz? [sic!] Wer macht

unser so geachtetes Volk durch kinderhafte politische Manöver im Deutschen Reich und im

Ausland lächerlich? Kurt Eisner Ministerpräsident.“  Die Plakatierung des etwas verworrenen

Pamphlets wird vom Polizeipräsidenten Josef Staimer verboten. 

28. Januar 1919 – Der Bayerische Gesandte soll den Verfassungsentwurf ablehnen

München - Berlin * Ministerpräsident Kurt Eisner beauftragt den Bayerischen Gesandten in Berlin,

Konrad Ritter von Preger, den Entwurf zur Reichsverfassung von Hugo Preuß abzulehnen. 

28. Januar 1919 – Die bayerischen Bischöfe drohen mit Exkommunikation

Freistaat Bayern * Die bayerischen Bischöfe veröffentlichen eine gemeinsame Erklärung, in der

die Erklärung des Religionsunterrichts zum Wahlfach als neue kulturkämpferische

Gewalttat bezeichnet wird.        Die Maßnahme werde „Familienstreitigkeiten, endlose

Beunruhigung unseres Volkes und zunehmende sittliche Verwilderung der Jugend“ zur Folge

haben.   Eltern, die ihre Kinder vom Religionsunterricht abmelden, droht die

Exkommunikation und der Ausschluss vom kirchlichen Begräbnis. 

29. Januar 1919 – Die Freisinger Erklärung der bayerischen Bischöfe

Münchner Zeitensprünge Seite 190/289



Freising * Für den Münchner Erzbischof Michael von Faulhaber ist Kultusminister Johannes

Hoffmann ein „ausgesprochener Kulturkämpfer und Kirchenhasser“. In ihrer Freisinger

Erklärung fassen die Bischöfe ihren „flammenden Protest“ zusammen und prangern in einem

Hirtenbrief die Maßnahme als „Fehdehandschuh gegen den Herrn selbst“ an.     Der

Hirtenbrief beginnt so: „Herodes der Kindermörder ließ die unschuldigen Kinder von Bethlehem

hinschlachten. Unbekümmert um das Weinen und Wehklagen der Mütter, unbekümmert um das

Todeswimmern der sterbenden Kinder, ließ er an wehrlosen Kindern seine Wut aus, um mit ihnen

den neugebornen König der Juden, den vermeintlichen Anwärter seines Thrones aus dem Weg

zu schaffen.“     In einer extrem polemischen und ehrverletzenden Art geht es weiter: „Geliebte

Erzdiözesanen!  Am letzten Montag ist im Volksstaate Bayern eine Verordnung ergangen, die vor

dem Richterstuhl Gottes schwerer wiegt als der Blutbefehl des Herodes. Durch eine Verordnung

des Unterrichtsministers wurde der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als

Pflichtfach abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert.“

2. Februar 1919 – Ein Hirtenbrief wird von Bayerns Kanzeln verlesen

München - Freistaat Bayern * Der am 29. Januar versandte Hirtenbrief wird von allen bayerischen

- und damit auch pfälzischen - Kanzeln verlesen. Darin wird die Verordnung des Kultusministers

Johannes Hoffmann, wonach „der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als Pflichtfach

abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert“ in einer sehr

propagandistisch-verletzenden Art angeprangert.&nbsp;

2. Februar 1919 – Die bayerische Landtagswahl in der Pfalz

Freistaat Bayern-Pfalz * In der zum Freistaat Bayern gehörenden Pfalz wird erst drei Wochen

später wie im Kernland gewählt, da die Wahlvorbereitungen von der französischen

Besatzungsmacht in Regierungsbezirk Pfalz behindert worden sind. Das ist auch der Grund,

weshalb der Termin für die konstituierende Sitzung im Bayerischen Landtag erst auf den 21.

Februar festgesetzt wird.&nbsp;

4. Februar 1919 – Anfrage zur Regierungsbeteiligung an die USPD

Berlin * Die SPD-Fraktion diskutiert über eine mögliche Regierungsbeteiligung der USPD.    Man

beschließt eine Anfrage, ob die Unabhängigen „auf der Grundlage des Bekenntnisses zur

parlamentarischen Demokratie, d.h. zu einer Staatsform, die in jeder Beziehung durch den Willen
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der Mehrheit des Volkes bestimmt wird, mithin unter Ausschaltung jeder Putschtaktik“ in die

„Regierungsmehrheit“ eintreten will.    Das Amt des Reichspräsidenten will Friedrich Ebert

übernehmen, Philipp Scheidemann soll Reichskanzler werden.&nbsp;

6. Februar 1919 – Die überhandnehmende Tanzwut kritisiert

München * Die Bayerische Staatszeitung&nbsp;bezieht gegen die „überhandnehmende Tanzwut“

Stellung. Vom 1. Dezember 1918 bis zum 18. Januar 1919 waren insgesamt 934

Tanzvergnügungen zur Lustbarkeitssteuer&nbsp;angemeldet worden.&nbsp;

13. Februar 1919 – Die Räte fordern den Rücktritt Albert Roßhaupters

München-Ludwigsvorstadt * Ein Teil der Teilnehmer des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;sehen in dem Aufruf des Ministers für militärische Angelegenheiten, Albert

Roßhaupter, die wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ zu bewegen, die

Absicht, eine „Weiße Garde“ zu gründen. Sie fordern den Rücktritt des

SPD-Staatsministers.&nbsp;

13. Februar 1919 – Eine Verordnung über Einschränkung der Tanzlustbarkeiten

München * Martin Segitz [SPD] erlässt in seiner Funktion als Staatskommissar für

Demobilmachung&nbsp;eine „Verordnung über Einschränkung der Tanzlustbarkeiten“.&nbsp;

16. Februar 1919 – Der Waffenstillstand wird auf unbestimmte Zeit verlängert

Berlin - Paris - London * Der am 11. November 1918 abgeschlossene Waffenstillstand zwischen

dem Deutschen Reich und den Entente-Staaten wird auf unbestimmte Zeit verlängert.&nbsp;

19. Februar 1919 – Erste Pläne für eine U-Bahn-Linie

München * Zwei Tage vor der Ermordung des Freistaat-Bayern-Gründers Kurt Eisner, legt ein Dr.

Helmreich im Namen der Berliner Siemenswerke der Münchner Öffentlichkeit den Plan einer

Nord-Süd- und einer Ost-West-U-Bahnlinie vor. Doch es ist noch zu früh. Der Plan wird erst im
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Jahr 1937 wieder aufgegriffen. 

20. Februar 1919 – Eine arbeitsreiche Regierungszeit

München - Freistaat Bayern * Die Regierung Eisner hat vom 8. November 1918 bis zum Tag der

Ermordung Kurt Eisners insgesamt 85 Verordnungen, Bekanntmachungen, Entschließungen,

Ministerialbekanntmachungen, Ministerialentschließungen und Ausführungsbestimmungen

erlassen.  Darunter befinden sich Verordnungen, die mit dem Zusatz „mit Gesetzeskraft“

versehen sind. Zum Beispiel: die Verordnung betreffend die Bayerische Notenbank vom 20.

November oder die Verordnung betreffend Beaufsichtigung und Leitung der Volksschulen vom

16. Dezember 1918. 

21. Februar 1919 – Ministerpräsident Kurt Eisner wird von Anron Graf Arco auf Valley ermordet

München-Kreuzviertel * Kurt Eisner verlässt an diesem föhnigen Vorfrühlingstag, kurz vor zehn

Uhr, seinen Amtssitz im Montgelas-Palais und begibt sich von dort zum Landtagsgebäude an der

Prannerstraße. In seiner Aktentasche befindet sich sein bereits unterschriebenes Schreiben vom

Rücktritt als Ministerpräsident des Freistaates Bayern. Er will dabei jedoch nicht seinen Rückzug

aus der Politik signalisieren.  Begleitet wird Eisner von seinem Sekretär Felix Fechenbach und

dem Leiter des Ministerpräsidentenbüros, Bruno Merkle. Da Eisner in den vergangenen Tagen

und Wochen mehrere Morddrohungen erhalten hatte, gehen zwei bewaffnete Ordonnanzen als

Leibwächter voraus. Angesichts der drohenden Gefahr schlagen Eisners Begleiter einen

Schleichweg zum Landtag vor. Das lehnt Eisner entschieden ab, denn: „Man kann einen

Mordanschlag auf die Dauer nicht ausweichen, und man kann mich ja nur einmal totschießen.“ 

Kurz nachdem die Gruppe um Eisner in die damalige Promenadenstraße eingebogen ist, pirscht

sich Anton Graf von Arco auf Valley an den Ministerpräsidenten heran und schießt ihm aus

kürzester Entfernung zweimal in den Hinterkopf. Im Nacken und unter dem rechten Ohr getroffen

bricht Kurt Eisner sofort tot zusammen. 

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr
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versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die

zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern

auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung
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und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die

Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen

der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

Münchner Zeitensprünge Seite 195/289



sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 

22. Februar 1919 – Bisherige Minister führen ihre Ressorts weiter

München-Kreuzviertel * Die bisherigen Minister Dr. Edgar Jaffé, Hans Unterleitner und Heinrich

Ritter von Frauendorfer richten an den Zentralrat des Volksstaates Bayern das nachstehende

Schreiben:         „Die Unterzeichneten haben im Interesse des Landes seit dem 21. Februar 1919

die laufenden Geschäfte ihres Ressorts weitergeführt und sind auch bereit, dies fürderhin zu tun,

bis eine neue Regierung gebildet ist.     Sie erklären ausdrücklich, dass sie lediglich

verantwortlich sind für die von Ihnen innerhalb ihres Verwaltungsbereiches getroffenen

Maßnahmen.     Sie stellen fest, dass sie die allgemeine Führung der Regierungsgeschäfte und

für die Maßnahmen des Zentralrats keinerlei Mitverantwortlichkeit tragen, insbesondere auch

nicht die Festnahme und Einbehaltung von Geiseln, sowie für die gegenüber der Presse

getroffenen Maßnahmen.“ 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die
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sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

23. Februar 1919 – Die lokalen Räte sollen die Pressezensur vornehmen

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat fordert in Telegrammen die lokalen Räte außerhalb

Münchens auf, bis auf weiteres die Zensur über die Presse auszuüben. Ausgenommen davon

sind nur die sozialistischen und bauernbündlerischen Blätter. 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien
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München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

27. Februar 1919 – Versammlungen und Ansammlungen jeder Art verboten

München * Zum Schutze der Räterepublik wird verfügt, dass Versammlungen und

Ansammlungen jeder Art verboten sind. Ab 19 Uhr müssen alle Nichtdiensttuenden und

Zivilisten die Straßen verlassen haben. Die vom Stadtkommandanten Oskar Dürr und vom

Polizeipräsidenten Josef Staimer unterzeichnete Anordnung wird in der Bayerischen

Staatszeitung veröffentlicht. 

28. Februar 1919 – Ein umfangreicher Kompromissantrag wird beraten

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag beraten die Delegierten der bayerischen Arbeiter-,

Bauern- und Soldatenräte im Münchner Landtagsgebäude an der Prannerstraße einen

Kompromissantrag. Darin wird festgelegt, dass der Kongress der Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte den Provisorischen Nationalrat darstellt.         In den nächsten Tagen sollen 250

Delegierte gewählt werden, die diesem Provisorischen Nationalrat künftig angehören.         Im

Anschluss daran soll ein Aktionsausschuss gewählt werden, der sich aus je sieben Mitgliedern

der Vollzugsausschüsse der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte, je drei Vertretern von SPD,

USPD, Revolutionärem Arbeiterrat und Bayerischem Bauernbund - BBB zusammensetzt.     Die

Mitglieder des Aktionsausschusses können jederzeit vom Provisorischen Nationalrat abgesetzt

werden.     Der Aktionsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Zentralrat, dessen Mitglieder dem

Aktionsausschuss verantwortlich sind.         Außerdem soll in absehbarer Zeit das
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Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 zur Volksabstimmung vorgelegt werden.   Das

Staatsgrundgesetz soll zuvor aber noch in einigen Punkten abgeändert werden, in dem die

Räte das Recht zur Gesetzesinitiative und ein Vetorecht gegen

Parlamentsbeschlüsse festgeschrieben erhalten.     Bei Streitigkeiten hat das Volk das letzte Wort

und entscheidet per Volksentscheid.        Hans Unterleitner wirbt mit großem Engagement für den

Kompromiss: „Die zweite Revolution ist eine Tatsache. Nun handelt es sich darum, sich klar zu

sein, was die zweite Revolution will. [...] Wir haben die politische Macht erobert und lassen sie

uns nicht mehr nehmen“.         In seinen Ausführungen stellt er fest, dass die Beratungen mit den

Bauernvertretern gezeigt haben, dass die Bauern einer Räterepublik jegliche Unterstützung

verweigern.     Ohne die Bauern kann jedoch so ein Experiment unmöglich funktionieren: „Wir

dürfen die Augen vor der Tatsache nicht verschließen, in Deutschland und in Bayern liegen eben

die Verhältnisse anders wie in Russland“. 

28. Februar 1919 – Der Zentralrat äußert sich zum Eisner-Attentat

München - Freistaat Bayern * In den Münchner Neuesten Nachrichten erscheint eine

Proklamation, in der der Zentralrat über die Vorkommnisse nach dem Attentat schreibt:  „Der

Schuss, der Kurt Eisner tötete und mit ihm die Revolution vernichten sollte, [musste] das Signal

zur Sicherung und Fortführung von Eisners Werk sein. Die Arbeiterschaft aller Richtungen war

geschlossen, die gesamte Garnison Münchens stellte sich ihr zur Seite“.Doch das ist reines

Wunschdenken. 

1. März 1919 – Überdruckte Briefmarken

München * In den Postämtern kommen Briefmarken des Freistaats Bayern zur Ausgabe. Es sind

Marken der letzten Ausgabe mit dem Königsbild, das schwarz mit Volksstaat Bayern überdruckt

sind. 

2. März 1919 – Die Münchner Kasernenräte stellen sich hinter die neugewählte Regierung

München * In einer Erklärung geben die Münchner Kasernenräte bekannt, dass sie sich hinter die

neugewählte Regierung stellen wollen. 
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2. März 1919 – Im Münchener Tagblatt erscheint das Vorläufige bayerische Grundgesetz

München * Das Münchener Tagblatt veröffentlicht das vom 20. Februar datierte und noch von

Kurt Eisner unterschriebene Vorläufige bayerische Staatsgrundgesetz. 

6. März 1919 – Die Bayerischen Volkspartei bekennt sich zur republikanischen Staatsform

München * Die Landtagsfraktion der Bayerischen Volkspartei - BVP bekennt sich zur

republikanischen Staatsform. 

9. März 1919 – Reichswehrminister Gustav Noske erlässt einen Schießbefehl

Weimar - Berlin * Reichswehrminister Gustav Noske reagiert umgehend auf den sogenannten

„Lichtenberger Gefangenenmord“ und erteilt einen Schießbefehl: „Die zunehmende Grausamkeit

und Bestialität der gegen uns kämpfenden Spartakisten zwingen mich zu befehlen: Jede Person,

die im Kampf gegen die Regierungstruppen mit der Waffe in der Hand angetroffen wird, ist sofort

zu erschießen.“    Innerhalb von drei bis vier Tagen werden aufgrund des Befehls in Berlin

mindestens 177, möglicherweise sogar über 200 Personen liquidiert. Was zunächst nur für die

Niederschlagung der Aufständischen der Berliner Märzkämpfe gilt, wird am 25. April schließlich

auch im Freistaat Bayern umgesetzt. An diesem Tag wird das Standrecht eingeführt, das bis zum

1. August 1919 gilt. 

10. März 1919 – Der erste Teil von Eisners nichtgehaltener Rede

München - Freistaat Bayern * Das USPD-Organ Neue Zeitung veröffentlicht den ersten Teil der

von „Kurt Eisners nichtgehaltener Rede“, die er eigentlich am 21. Februar vor der

Nationalversammlung ausführen wollte. Der zweite Teil der Rede wird am 12. März folgen. 

11. März 1919 – Hinweise für die Räte

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat gibt ein Schreiben an die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte heraus, in dem diese aufgefordert werden, Hausdurchsuchungen und

Beschlagnahmungen von Lebensmitteln nur mit Hinzuziehung der Polizeibehörden

durchzuführen.    Beamtenabsetzungen durch örtliche Räte sind nicht erlaubt. Es müsse erst ein
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Antrag auf Entlassung an den Zentralrat gerichtet werden. Es wird darauf hingewiesen, dass

„Missgriffe der Räte […] die schlimmsten Feinde des Rätegedankens“ sind. 

12. März 1919 – Der zweite Teil von Eisners nichtgehaltener Rede

München - Freistaat Bayern * Das USPD-Organ Neue Zeitung veröffentlicht den zweiten Teil von

„Kurt Eisners nichtgehaltener Rede“ vom 21. Februar. 

13. März 1919 – Das Verfahren der Wahl zum Reichsrätekongress

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat teilt allen bayerischen Räten mit, wie die insgesamt

28 Delegierten zum nächsten Berliner Reichsrätekongress zusammengesetzt und nach welchem

Verfahren sie gewählt werden.&nbsp;

13. März 1919 – Noske verteidigt in der Nationalversammlung seinen Schießbefehl

Weimar * Reichswehrminister Gustav Noske rechtfertigt vor der Nationalversammlung seinen

Schießbefehl: Auf „juristische Tüfteleien“ lasse er sich nicht ein; es sei ein Gebot der Staatsräson

gewesen, so rasch wie möglich Ruhe und Sicherheit wieder herzustellen.&nbsp;Den

Schießbefehl nimmt er noch nicht zurück.&nbsp;

16. März 1919 – Im Odeon findet eine Trauerfeier für Kurt Eisner statt

München-Maxvorstadt * Im Odeon findet eine Trauerfeier für Kurt Eisner statt. Der Schriftsteller

Heinrich Mann und Minister Hans Unterleitner halten die Gedenkrede.  Heinrich Mann sagt: „Der

verewigte Kurt Eisner wird beispielhaft in unserer Mitte weilen, seinen Tod überdauernd gewiss

durch seine Taten, aber noch mehr durch das, was er war.   Wir danken ihm nicht einfach den

Sturz eines verworfenen Regiments, sondern dass dieses Regiment, das selbst in seinen weniger

schändlichen Zeiten nichts anderes gewesen war als geistlose Gewalt, unvermittelt und in

sinnbildlicher Art abgelöst wurde von der Menschenart, die Geist will und Geist schafft“.  Dann

folgen die berühmten Worte des Schriftstellers: „Die hundert Tage der Regierung Eisners haben

mehr Ideen, mehr Freuden der Vernuft, mehr Bewegung der Geister gebracht, als die fünfzig

Jahre vorher. Sein Glaube an die Kraft des Gedankens, sich in Wirklichkeit zu verwandeln, ergriff

selbst Ungläubige.   In jeder Handlung sah er neben ihrer praktischen Wirkung ihr geistiges
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Gepräge. Achtstundentag, Demokratisierung des Heeres, eine befreite Schule, die wirtschaftliche

Erfüllung der politischen Revolution: durch solche Taten dachte er, gleichwie in seinen Reden, die

bis dahin verfemten Wahrheiten zu bezeugen. […]   In Bern, auf der Sozialistentagung, hatte,

solange er sprach, Deutschland keinen Feind mehr. […]   Er ging aus einer Zeit des Wahnsinns

und Verfalles mit ungebrochener Vernunft hervor. Er liebte die Menschen, traute ihnen die Kraft

zur Wahrhaftigkeit zu und erwartete daher noch so viel von ihnen, dass er sich hütete, alles auf

einmal zu verlangen. […]   Der erste wahrhaft geistige Mensch an der Spitze eines deutschen

Staates erschien jenen, die über die zusammengebrochene Macht nicht hinwegkamen, als

Fremdling und als schlecht. Dass er am Quell der Macht doch lauter blieb, widerstrebte ihren

Begriffen. Seine Güte, die um keinen Preis, nicht einmal um den seines eigenen Lebens, Blut

vergießen wollte, ihnen war sie Schwäche. […]   Bewahren wir sein unversehrtes Bild! Solange er

da war, hatte die Revolution einen Sammelpunkt, in dem sie einig und ihrer frohen Zukunft

gewiss war.“ 

17. März 1919 – Johannes Hoffmann (SPD) einstimmig zum Ministerpräsidenten gewählt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen zu

seiner ersten Sitzung seit dem 21. Februar zusammen. Die Abgeordneten müssen nacheinander

vier Leibesvisitationen und Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen.   Eine neue Regierung

unter dem Vorsitz des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann wird eingesetzt und mit

einem Ermächtigungsgesetz mit umfangreichen Vollmachten ausgestattet.   Johannes Hoffmann

wird auf der Basis des noch von Kurt Eisner vorbereiteten Vorläufigen Staatsgrundgesetzes vom

17. März 1919 zum Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern gewählt. Er wird deshalb auch als

erster parlamentarischer, also vom Vertrauen des gewählten Landtags getragener

Ministerpräsident bezeichnet. Aus diesem Grund ist - bis zum heutigen Tag -  in der Bayerischen

Staatskanzlei in der Galerie der Ministerpräsidenten kein Bild von Kurt Eisner aufgenommen

worden.   Der Landtag nimmt das vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern an.

Darunter das Gesetz über die Aufhebung des bayerischen Adels. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer
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[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

18. März 1919 – Entsetzlich ist der Völkerkrieg, entsetzlicher der Bürgerkrieg

München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann meldet sich mit einer ersten Programmrede zu

Wort.&nbsp;Er erklärt, dass die neue Regierung den Freistaat Bayern schützen

wird&nbsp;„gegen jede Reaktion von rechts, aber auch verteidigen gegen die drohende Anarchie

von links“, denn:&nbsp;„Entsetzlich ist der Völkerkrieg, entsetzlicher ist der Bürgerkrieg. Er

muss&nbsp;für Bayern verhindert werden.“    Das ist möglich, wenn die neue Regierung tatkräftig

handelt&nbsp;und die Siegermächte&nbsp;Nahrungsmittel sowie&nbsp;Rohstoffe ins Land

lassen. Die Völker der Welt müssen sich versöhnen.&nbsp;

18. März 1919 – Niekisch: Die demokratisch-parlamentarische Republik ist hergestellt

München * Durch die&nbsp;Regierungsbildung&nbsp;ist - nach einer späteren Aussage

des&nbsp;Zentralratsvorsitzenden&nbsp;Ernst Niekisch - seine&nbsp;„Mission als Träger der

obersten Gewalt zu Ende“. Mit der Verabschiedung des

vorläufigen&nbsp;Staatsgrundgesetzes&nbsp;ist&nbsp;„formal die

demokratisch-parlamentarische Republik verfassungsmäßig hergestellt“.&nbsp;

Münchner Zeitensprünge Seite 203/289



20. März 1919 – Ein Sozialisierungsgesetz kündigt Verstaatlichungen nur an

Weimar * Das Sozialisierungsgesetz erklärt die Zuständigkeit des Reiches und kündigte die

Verstaatlichung von Schlüsselbetrieben im Bergbau an.    Spätestens im Sommer 1919 ist klar,

dass es im Deutschen Reich nicht zu durchgreifenden Sozialisierungsmaßnahmen kommen

wird.&nbsp;

29. März 1919 – Protest gegen den Entwurf der Weimarer Verfassung

München * Dipl.-Ing. Otto Ballerstedt vom Bayernbund&nbsp;legt in einer von ihm einberufenen

Versammlung Protest gegen die im Entwurf der Weimarer Verfassung&nbsp;beabsichtigte

Beseitigung der bayerischen Reservatsrechte&nbsp;ein.&nbsp;Er sagt: „Für Großpreußen haben

wir in Süddeutschland kein Verständnis.&nbsp;Wir wollen ein großes deutsches Reich mit

wahrhaft gleichberechtigten Bundesstaaten.“&nbsp;

31. März 1919 – Über das Ruhrgebiet wird der Belagerungszustand verhängt

Weimar - Ruhrgebiet * Die Reichsregierung       verhängt den Belagerungszustand über das vom

Streik betroffene Gebiet.   Kündigt den Einmarsch von Truppen an und&nbsp;   schickt den

SPD-Abgeordneten und Gewerkschaftssekretär Carl Severing als Staatskommissar ins

Industriegebiet.&nbsp;      In der Folge werden zahlreiche Streikführer verhaftet, um die

Arbeitskampfmaßnahme zu unterlaufen und zu schwächen.&nbsp;

1. April 1919 – Die wöchentliche Fleischration wird herabgesetzt

München * Die bayerische Landeshauptstadt liegt unter einer Schneedecke von 40 Zentimetern.  

    Die Arbeitslosenquote liegt konstant bei über 30.000,   die Kohlenvorräte sind aufgebraucht,  

die Energiezufuhr stockt,   der Preis für einen Trambahn-Fahrschein wird von 15 auf 20 Pfennige

erhöht,   die Versorgung der Bevölkerung mit Fleisch ist nicht mehr gewährleistet, weil sich immer

mehr Bauern weigern, in die von Unruhe erfüllte Stadt zu fahren.   Die wöchentliche Fleischration

wird von 300 Gramm auf 250 Gramm herabgesetzt. Schwerstarbeiter erhalten auch weiterhin

eine Zulage von 120 Gramm Wurst.   Was blüht ist der Schwarzmarkt. Die Waren gibt‘s dort im

Überfluss, aber halt zu entsprechend hohen Preisen.      Der neu ernannte Staatskommissar für

Ernährungswesen, Johann Wutzelhofer vom Bayerischen Bauernbund- BBB, stellt sein

Programm vor.&nbsp;
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1. April 1919 – Das Landwirtschaftsministerium wird gegründet

München * In Bayern nimmt das neuerrichtete Staatsministerium für Land- und Forstwirtschaft

seine Tätigkeit auf. Leiter wird Martin Steiner vom Bayerischen Bauernbund - BBB.&nbsp;

3. April 1919 – Die Presse polemisiert gegen die Einberufung des Landtags

München - Freistaat Bayern * Gegen die Einberufung des Landtags polemisiert die Presse

lautstark: Die Landtagsabgeordneten hätten sich nicht als würdige Volksvertreter erwiesen und

seien nach dem 21. Februar feige aus der Hauptstadt geflohen. Daher können die Münchner

guten Gewissens auf ihre Rückkehr verzichten.    Die Räte, vor allem die Kommunisten und die

Anarchisten unter ihnen, fühlen sich durch Hoffmanns Ankündigung provoziert. Sie antworten mit

Demonstrationen und Protestveranstaltungen in ganz Bayern.&nbsp;

3. April 1919 – Ratschläge für das weitere politische Vorgehen in Bayern

München - Berlin * Ministerpräsident Johannes Hoffman fährt mit dem Nachtzug nach Berlin, um

Ratschläge für das weitere politische Vorgehen in Bayern einzuholen.      

Reichskanzler Philipp Scheidemann weist Hoffmann an, in der Rätefrage keine Kompromisse zu

dulden. Falls es die Zustände in München nicht erlauben, solle er den Landtag in eine ruhigere

Stadt in Nordbayern verlegen.   Reichswehrminister Gustav Noske bietet Hoffmann die

militärische Hilfe der Reichswehr an, verlangt aber im Gegenzug den Verzicht Bayerns auf seine

militärischen Sonderrechte und die bedingungslose Anerkennung des neuen

Reichswehrgesetzes.    Johannes Hoffmann lehnt ab. Er will selbst für Ordnung sorgen durch die

Gründung einer aus Freiwilligen bestehenden Volkswehr.    Der Freistaat Bayern hat zu diesem

Zeitpunkt noch die Souveränität und ist damit noch im Besitz der Reservatrechte über das Militär,

die Post und die Bahn. 

5. April 1919 – Das Führen bayerischer Adelstitel wird ausdrücklich verboten

München-Kreuzviertel * Bezugnehmend auf das „Gesetz über die Aufhebung des bayerischen

Adels“ wird in einer Bekanntmachung der Staatsregierung das Führen bayerischer Adelstitel

ausdrücklich verboten.&nbsp;Das Gesetz wird durch die Weimarer Verfassung&nbsp;vom 11.

August wieder aufgehoben.&nbsp;
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6. April 1919 – Der Zentralrat informiert alle Behörden über die Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Bereits vor der&nbsp;Ausrufung der Räterepublik

Baiern&nbsp;informiert der&nbsp;Zentralrat&nbsp;alle bayerischen Behörden über die

bevorstehenden Maßnahmen telegraphisch und fordert die Beamten zur Mitarbeit auf.&nbsp;

7. April 1919 – Die Räterepublik Baiern wird es lediglich ganze sechs Tage geben

München - Freistaat Bayern * Die Räterepublik Baiern wird es lediglich ganze sechs Tage - bis

zum 13. April - geben. Der Schwerpunkt der Rätebewegung findet sich in den

Regierungsbezirken Oberbayern und Schwaben. Auch in den größeren niederbayerischen

Städten und in der Oberpfalz folgen zahlreiche Städte dem Beispiel Münchens: in Amberg,

Burglengenfeld, Landshut, Passau, Regensburg und Straubing, werden Räteregierungen

gegründet.    Auch in den nordbayerischen Städten Ansbach, Aschaffenburg, Fürth, Hof,

Kulmbach, Marktredwitz und Würzburg. Lediglich Bamberg, Erlangen und Nürnberg bildeten in

ihrem Stadtgebiet keine Räterepublik.&nbsp;Doch nur an wenigen Orten bestehen die

Räterepubliken über den 10. April hinaus.&nbsp;

7. April 1919 – Die Ausrufung der Räterepublik Baiern funktioniert reibungslos

München - Freistaat Bayern&nbsp;*&nbsp;Die&nbsp;Ausrufung der Räterepublik

Baiern&nbsp;funktioniert in den Behörden reibungslos,&nbsp;       die Besetzung und Übernahme

der Zeitungsverlage geht überwiegend friedlich und widerstandslos vonstatten,&nbsp;   Polizei

und Militär verhalten sich ruhig und bekennen sich zur&nbsp;Räterepublik,&nbsp;   KPD und SPD

bleiben bei ihrer abwartenden Haltung und stellen sich den Ereignissen nicht entgegen.&nbsp;

7. April 1919 – Der 7. April wird zum Nationalfeiertag erklärt

München - &nbsp;Freistaat Bayern&nbsp;* Der 7. April wird von den

Volksbeauftragten&nbsp;zum&nbsp;Nationalfeiertag&nbsp;erklärt.

7. April 1919 – Die Regierung des Freistaates Bayern ist nicht zurückgetreten

Nürnberg - München * Mit einer neu gegründeten Propagandaabteilung beginnt der publizistische
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Kampf gegen die Räteregierung in München. Ein Flugzeug wird angeschafft, das noch am Abend

über München und dem Umland der Stadt Flugblätter mit folgendem Inhalt abwirft:       „Die

Regierung des Freistaates Bayern ist nicht zurückgetreten.&nbsp;   Sie hat ihren Sitz von

München verlegt.&nbsp;   Die Regierung ist und bleibt die einzige Inhaberin der Gewalt in Bayern

und ist allein berechtigt, rechtswirksame Anordnungen zu erlassen und Befehle zu

erteilen.“&nbsp;

7. April 1919 – Die Schreibweise

München * Die Räterepublik Baiern wird nun mit „i“ statt mit „y“ geschrieben. Die neuen

Machthaber wollen damit verhindern, dass auch in der äußeren Form des Freistaats nichts mehr

an die wittelsbachische Monarchie erinnert.    Die Schreibweise „Bayern“ ist durch König Ludwig

I. am 20. Oktober 1825, nur zwei Tage nach seinem Regierungsantritt, in einer

Rechtschreibreform eingeführt worden. Mit dem griechischen „y“ im Landesnamen wollte er seine

Verehrung für den griechischen Befreiungskampf ausdrücken.    Das USPD-Organ Neue Zeitung

hält allerdings an der unveränderten Namensgebung des Landes fest.&nbsp;

8. April 1919 – Bayerische Großstädte schließen sich der Räterepublik an

Freistaat Bayern * Mit Ausnahme von Nürnberg haben sich alle großen bayerischen Städte der

Räterepublik angeschlossen.&nbsp;

10. April 1919 – Der Verein der Staatsbürger jüdischen Glaubens wehrt sich

München * Der&nbsp;Verein der Staatsbürger jüdischen Glaubens&nbsp;wehrt sich in

Erklärungen gegen die in Flugblättern erhobenen Vorwürfe, dass die Juden die eigentlichen

Triebkräfte der Revolution sind.

10. April 1919 – Die Reichsbank stellt die Zahlungsüberweisungen nach Bayern ein

Berlin - Freistaat Bayern * Der Versuch, die Stadt und die Räteregierung&nbsp;über

Sanktionsmaßnahmen&nbsp;auszuhungern, nimmt immer konkretere Formen an:&nbsp;&nbsp;   

   Die&nbsp;Reichsbank&nbsp;hat die Zahlungsüberweisungen nach Bayern eingestellt.&nbsp;  

Damit wird auch die Belieferung der Banken mit Banknoten wird unterbunden.&nbsp;  
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Die&nbsp;Sparkasse&nbsp;ist für den Publikumsverkehr geschlossen.   Die&nbsp;Bayerische

Hypotheken- und Wechselbank&nbsp;hat auf Anweisung der Preußischen Regierung die bei ihr

liegenden Depots von 80 Millionen Mark nach Berlin geschickt.&nbsp;

11. April 1919 – Gustav Landauer führt Sozialreformen im Bildungsbereich durch

München * Gustav Landauer, der Volksbeauftragte für Volksaufklärung, führt in der kurzen Zeit

der (sozialistischen) Räterepublik Baiern einige Sozialreformen im Bildungsbereich

ein.&nbsp;Nachdem das Erziehungswesen durch die Regierung Eisner auf eine staatliche

Grundlage gestellt worden war, führt Landauer folgende Neuerungen ein:       Die Einheitsschule

für alle Schüler vom 7. bis zum 13. Lebensjahr,   die Handwerksschulen für die praktische

Ausbildung,   die Mittelschulen für die weiterführende geistige Ausbildung.   Die Abschaffung der

Prügelstrafe,   die Aufhebung des Zölibats für Lehrerinnen und   die Wahl von Schulräten, in die

Lehrer, Eltern und Schüler gewählt werden.   Die Kirche spielt in diesem Erziehungskonzept

keine Rolle mehr.   Ein neues Hochschulprogramm für die zweitgrößte deutsche Universität in

München wird entwickelt.   Der Lehrkörper und die Studenten sollen auf rechtsextremistische

Aktivitäten überprüft werden.&nbsp;

11. April 1919 – Die Freilassung aller Kriegsgefangenen beschlossen

München * Ernst Toller und der Revolutionäre Zentralrat veranlassen die Freilassung aller

Kriegsgefangenen. Sie sollen nicht durch erneute Kampfhandlungen in Mitleidenschaft gezogen

werden.&nbsp;Sie können sich ab sofort frei bewegen und dürfen den Freistaat Bayern

verlassen.&nbsp;

12. April 1919 – Die Münchener Post zur Schließung der Akademie der bildenden Künste

München * Die Münchener Post schreibt zur Schließung der Akademie der bildenden Künste:

„Niemand wird dem verrotteten Institut eine Träne nachweinen. Es hat seit langem nichts mehr

geleistet, es fungierte als unnützer Repräsentationsposten im Staatshaushalt.“&nbsp;

12. April 1919 – Ministerpräsident Hoffmann setzt auf Rechtsextreme und Völkische

Bamberg - Weimar - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann sieht sich durch das
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Telegramm des Reichspräsidenten Friedrich Ebert zum Handeln gezwungen. Er wird die Hilfe

von Rechtsextremisten und Völkischen in Anspruch nehmen, in dem er beispielsweise über einen

bekannten Augsburger Rechtsanwalt an den Chef der Thule-Gesellschaft, Rudolf von

Sebottendorf, anfragen lässt, ob dieser für die Regierung tätig sein will.    Reichswehrminister

Gustav Noske und der Freikorps-Führer Franz Ritter von Epp hoffen auf eine überstürzte

militärische Aktion der Regierung Hoffmann. Sie rechnen damit, dass ein Putsch der schwachen

bayerischen Verbände fehlschlagen würde. Damit hätten sie die Legitimation für den Einmarsch

von Reichswehr und Freikorps in den Freistaat Bayern.&nbsp;

13. April 1919 – Der Palmsonntag-Putsch ist gescheitert

München - Freistaat Bayern * Der Palmsonntag-Putsch ist gescheitert. Zurück bleibt die

Erkenntnis, dass der erste militärische Schlag gegen die Räterepublik missglückt ist und die

gewählte Regierung Hoffmann eine bittere Niederlage einstecken musste.&nbsp;

13. April 1919 – Das Regierungsprogramm der Kommunistischen Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Die Proklamation der Zweiten Räterepublik ist ein aussichtsloses

Unterfangen, denn Münchens Isolation in Gesamtbayern ist noch weiter gestiegen und von

außen ist keine Unterstützung zu erwarten, da die Reichsregierung Herr der militärischen Lage

ist. Eine vage Hoffnung verbindet sich allenfalls mit Aufständen in Österreich.       Eugen Leviné

will ein revolutionäres Exempel statuieren, den „Massen Anschauungsunterricht geben, ihnen

zeigen, wie eine Räterepublik aufgebaut wird“, und hofft, auch eine niedergeschlagene

Räterepublik würde weitere Emanzipationsversuche herausfordern.   Gegenüber ihrer

Vorgängerin bemüht sich die kommunistische Räteregierung mit Hochdruck um die

Verwirklichung der Diktatur des Proletariats.   Ihr geht es nicht um die bloße Übernahme der

Gewalt, sondern um die Zerschlagung des bestehenden Staatsapparates. Vorrang besitzt die

Bildung eines eigenen Behördenapparates mit verschiedenen Kommissionen und die Schaffung

einer Roten Armee.   Zur Abwehr gegenrevolutionärer Putschvorhaben tritt bis zum 23. April ein

Generalstreik in Kraft.   Das gesamte Bankwesen wird unter der Leitung von Emil Maenner und

Towia Axelrod nationalisiert,   die Gewerbe- und Industriebetriebe vorerst nicht sozialisiert, aber

der Kontrolle der Betriebsräte unterstellt.   Mit drakonischen Strafandrohungen wird versucht,

gegen Plünderer und „Revolutionsschmarotzer“ vorzugehen.   Die bürgerliche Presse wird

verboten. Während des Generalstreiks erschienen allein die kostenlos verteilten „Mitteilungen des

Vollzugsrates der Betriebs- und Soldatenräte“.      Trotz großer Anstrengungen bleiben auch die

Herrschaftsorgane der Zweiten Räteregierung weitgehend ineffizient - es fehlt an zuverlässigen
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Kräften und der Zeitdruck ist groß.&nbsp;

14. April 1919 – Die Regierung Hoffmann arbeitet mit Rechtsextremisten zusammen

Bamberg * Die&nbsp;Regierung Hoffmann&nbsp;setzt auf das neu eingerichtete

Propagandaministerium&nbsp;und die Zusammenarbeit mit bekennenden Rechtsextremisten. Im

Regierungsorgan Freistaat&nbsp;werden die Räteanhänger&nbsp;aufs übelste diffamiert und als

„ausländische Juden“, „land- und rassenfremde Elemente“ sowie als „Terroristen“ diffamiert.   

Ernst Toller gibt daraufhin im Auftrag des Zentralrats&nbsp;ein Flugblatt an die Bürger der

Räterepublik&nbsp;heraus.&nbsp;In diesem macht er auf die antisemitischen Hintergründe

aufmerksam und fordert die Bevölkerung zum Widerstand dagegen auf.&nbsp;

16. April 1919 – Die Regierung Hoffmann ruft zur Befreiung Münchens auf

München * Die Regierung Hoffmann lässt Flugblätter über der Stadt abwerfen. Unter der

Überschrift „In München rast der russische Terror“ fordert sie die Bevölkerung des Freistaats

Bayern zur Befreiung Münchens mit Waffengewalt auf. 

17. April 1919 – Offizieller Haftbefehl erlassen und nachgeschoben

München * Gegen die am 13. April im Wittelsbacher Palais festgenommenen Personen, darunter

Erich Mühsam, wird erst jetzt ein offizieller Haftbefehl erlassen.     Eine

schriftliche Haftanordnung des Staatsanwalts lag bis zu diesem Zeitpunkt nicht vor. 

19. April 1919 – Aufstellung von weiteren Freiwilligenverbänden genehmigt

Bamberg * Die nach Bamberg geflohene bayerische Staatsregierung genehmigt die Aufstellung

von weiteren Freiwilligenverbänden.&nbsp;

19. April 1919 – Ein Regierungs-Telegramm geht an alle Pfarrämter Bayerns

Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann lässt in seinem Auftrag auf Staatskosten vom

Bischöflichen Generalvikariat Bamberg&nbsp;folgendes Telegramm an alle Pfarrämter Bayerns
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übermitteln:    „Ein Haufen von Ausländern hat sich der Hauptstadt München bemächtigt, übt

daselbst eine Schreckensherrschaft aus und bedroht von dorther die Provinzen, namentlich die

Landbevölkerung, mit Raub und Brandstiftung.&nbsp;Die rechtmäßig bestehende Regierung hat

einen Aufruf zur Bildung von Freikorps ergehen lassen.Von seinem Erfolg hängt das Wohl und

Wehe des Vaterlandes ab.&nbsp;    Wir ersuchen die Geistlichkeit, durch Hausbesuche und auch

von der Kanzel aus kräftigst dafür einzutreten, dass möglichst viele tüchtige

Gemeindeangehörige dem Rufe folgen.“

24. April 1919 – Der Personenverkehr auf den Bayerischen Staatsbahnen wird eingestellt

Bamberg * „Der Freistaat“, das amtliche Organ der in Bamberg residierenden Regierung

Hoffmann, gibt bekannt: „Wegen Kohlenmangel muss ab heute der Personenverkehr auf den

bayerischen Staatseisenbahnen eingestellt werden.“ 

25. April 1919 – Milde ist Schlappheit, Gutmütigkeit ist Unzuverlässigkeit

Freistaat Bayern * An die Kommandeure der Regierungstruppen und Freikorps wird folgende

Anweisung gegeben:    „Die Gruppen haben ihre Aufträge mit Gewalt durchzuführen, jedes

Verhandeln mit dem Feinde oder mit der Bevölkerung ist verboten. Milde wird als Schlappheit,

Gutmütigkeit als Unzuverlässigkeit der Truppen gedeutet“.    Außerdem erhalten die

Regierungssoldaten Belehrungen über die Verkommenheit ihrer Gegner, mit denen sie es in

München zu tun haben werden. Eigens ausgebildete Agitatoren bläuen den Soldaten ein, dass

die Spartakisten jeden auf der Stelle umbringen, der einen „Noske-Ausweis“ bei sich trägt. Als

„Noske-Ausweis“ bezeichnet man umgangssprachlich die Kärtchen, mit denen sich die

Regierungssoldaten ausweisen. 

25. April 1919 – Aufruf zum Eintritt in die Freikorps und in die Volkswehr

München - Bamberg - Freistaat Bayern * In Flugblättern der Regierung Hoffmann wird zum Eintritt

in die Freikorps und in die Volkswehr aufgerufen. 

25. April 1919 – Für das rechtsrheinische Bayern gilt das Standrecht

Bamberg - Freistaat Bayern * Die Regierung Hoffmann beschließt von Bamberg aus für das

Münchner Zeitensprünge Seite 211/289



rechtsrheinische Bayern das Standrecht. Damit haben die Soldaten die Anweisung, jeden zu

erschießen, den sie „mit der Waffe in der Hand“ antreffen. 

25. April 1919 – Die größte militärische Operation der Nachkriegszeit kommt auf München zu

Freistaat Bayern * 35.000 bayerische, württembergische und norddeutsche Soldaten marschieren

in Richtung München. Das ist die größte militärische Operation der Nachkriegszeit. 

27. April 1919 – Lenin beglückwünscht den Freistaat Bayern zur Räterepublik

Moskau - München * Der russische Revolutionsführer Wladimir Iljitsch Lenin gratuliert telegrafisch

aus Moskau zur Räterepublik. Das Schreiben erreicht jedoch keinen der beglückwünschten

Empfänger. 

27. April 1919 – Im Hofbräuhaus eskaliert schließlich der Konflikt

München-Graggenau * Im Festsaal des Hofbräuhauses eskaliert nun der Konflikt zwischen den

Befürwortern und Gegnern der Verhandlungen mit der Regierung Hoffmann.    Verhandlungen mit

der Bamberger Regierung sind jedoch nicht mehr möglich, da sowohl die Regierung des

Freistaats Bayern als auch die Reichsregierung die Bedingungslose Kapitulation und die

Auslieferung aller Führer fordern.    „Die Verhältnisse in Südbayern haben sich nunmehr durch

Verschulden des Münchener Terrors zum direkten Kriegszustand entwickelt. [...] Gewalt kann nur

mit Gewalt bekämpft und unterdrückt werden. Verhandlungen, Besprechungen und

Abmachungen mit den Volksfeinden, die unser Südbayern ins Unglück gestürzt haben, sind

vergeblich“.    Durch diese unnachgiebige Haltung sehen die Kommunisten keine andere Wahl,

als bis zum bitteren Ende zu kämpfen. Sieg oder Niederlage - dazwischen gibt es für sie keine

Alternative. 

27. April 1919 – Besetzungs-Befehle des Reichswehrtruppenkommandos

Freistaat Bayern * Auf Befehl des Reichswehrtruppenkommandos sind Generalleutnant Ernst von

Oven alle bayerischen und württembergischen Truppen einschließlich des Freiwilligen

Bayerischen Schützenkorps unter Oberst Franz Ritter von Epp unterstellt. 
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28. April 1919 – Die Einschließung Münchens bis zum 30. April befohlen

Freistaat Bayern * Generalleutnant Ernst von Oven befiehlt den Vollzug der Einschließung

Münchens bis zum 30. April. Er ordnet an, dass die bayerischen Streitkräfte nicht vorzeitig und

vereinzelt losschlagen. Die Befehle für den Zeitpunkt des Einmarsches in München sind

eindeutig.        Am Freitag, 2. Mai, um 12:00 Uhr, soll gleichzeitig und überraschend in die

Landeshauptstadt eingerückt werden und damit dem Gegner möglichst wenig Möglichkeit zur

Entfaltung der eigenen Kampfstärke gegeben werden. 

28. April 1919 – Die Regierungssoldaten werden indoktriniert

Freistaat Bayern * Die Regierungssoldaten werden in den Tagen vor dem Einmarsch nach

München intensiv indoktriniert. Man warnt sie davor, dass ihnen die sofortige Erschießung droht,

wenn sie den Spartakisten in die Hände fallen. Gleichzeitig erklärt man ihnen, dass jeder Feind

ein minderwertiger Ausländer sei.    Unter diesen Umständen stößt der Befehl, jeden zu

erschießen, der sich den Regierungstruppen widersetzt, auf breite Zustimmung. 

30. April 1919 – 53 russische Kriegsgefangene werden in Pasing festgenommen

Pasing - Lochham * Am Pasinger Bahnhof werden 53 ehemalige russische Kriegsgefangene von

Regierungstruppen festgenommen.    Die Kriegsgefangenen wurden auf Veranlassung des

Revolutionären Zentralrats am 11. April aus der Haft entlassen. Sie konnten sich frei bewegen

und durften den Freistaat Bayern verlassen. Aufgrund der Unruhen in ihren Heimatländern war

ihnen aber die Rückreise nicht möglich. Deshalb schlossen sie sich, wie viele andere

Kriegsgefangene auch, freiwillig den Roten Garden in München an.    Nach Kämpfen in

Fürstenfeldbruck sind sie - unbewaffnet und aus der Roten Armee entlassen - nach München

zurückgekehrt, wo in Pasing die Festnahme erfolgte. Sie werden nach Lochham gebracht.&nbsp;

1. Mai 1919 – Lenin rühmt den Kampf der Genossen im Freistaat Bayern

Moskau * Der russische Revolutionsführer Wladimir Iljitsch Lenin rühmt auf der Maiparade auch

den Kampf der Genossen im Freistaat Bayern.    „In allen Ländern haben die Arbeiter den Weg

des Kampfes mit dem Imperialismus betreten. Die Arbeiterklasse, die sich befreit hat, feiert ihren

Tag nicht nur in Sowjetrussland frei und offen, sondern auch in Sowjetungarn und

Sowjetbayern“. 
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2. Mai 1919 – Krieg ist Gewalt, Bürgerkrieg ist Gewalt in höchster Potenz!

München * Noch ein Beispiel aus Manfred von Killingers Buch „Ernstes und Heiteres aus dem

Putschleben“, in der er in verachtlicher Art und Weise seine Sicht auf die Niederschlagung der

Räterepublikaner preis gibt:    „Plötzlich höre ich einen Mordskrach vor der [Elisabeth-] Schule.

Ein großer, starker Kerl schimpft mit den gröbsten Tönen auf einen Unteroffizier von mir los. Der

bleibt die Ruhe selbst. Da schlängelt sich eine Frau an mich heran. ‚Aufpassen! Ein Bolschewik.

Man will die Bevölkerung gegen die Truppen aufhetzen‘. Aha, die Brüder kennen wir.  Ich winke

Obermaat Zimmermann. ‚Machen Sie eine Handgranate fertig. Ich werde dem Kerl das Maul

verbieten. Hört er nicht augenblicklich auf, dann eins rin in die Kiemen‘.  Ich fasse den Kerl beim

Knopfloch und sage: ‚Gehen Sie augenblicklich Ihrer Wege, noch einen Ton und ich verspreche

Ihnen, dass Sie in den nächsten vierzehn Tagen keinen Ton mehr sprechen‘.  ‚Hoho! Da wollen

wir doch mal sehen, wer was zu reden hat!‘ brüllt er.  Krach, da saust ihm die Handgranate in die

linke Kiemenseite. Wie vom Blitz getroffen bricht er zusammen. Er erhebt sich, stolpert, fällt

wieder. Blut läuft ihm aus Mund und Nase. Er erhebt sich wieder, will was sagen, aber es geht

nicht mehr. Er gurgelt etwas und torkelt von dannen.  ‚Guten Morgen, mein Herr, wir pflegen

unsere Versprechen einzulösen‘“.    Killing begründet seine menschenverachtende und

gewalttätige Einstellung so: „Krieg ist Gewalt, Bürgerkrieg ist Gewalt in höchster Potenz.

Mäßigung ist Dummheit, nein, sie ist Verbrechen am eigenen Volk und Staat“. 

3. Mai 1919 – Die Lebensmittelversorgung Münchens ist sichergestellt

Bamberg * Die Regierung Hoffmann teilt mit, dass die Lebensmittelversorgung Münchens

sichergestellt ist. 

5. Mai 1919 – 12 Perlacher Arbeiter werden im Hofbräukeller hingerichtet

München-Haidhausen * Der 19-jährige Konrad Zeller sagt als Zeuge der Erschießungen im

Hofbräukeller folgendes aus: „Gleich nach unserer Ankunft im Hofbräukeller mussten wir in Reihe

antreten. Jemand, wer weiß ich nicht, gab den Befehl: ‚Ludwig raus‘. Ludwig wurde von 2

Soldaten hinter das Auto geführt. Gleich darauf krachte es 2 oder 3 mal. Ich glaube, dass Ludwig

sofort erschossen worden ist“.    Gegen Mittag werden die übrigen elf Perlacher von

Erschießungskommandos hingerichtet. Bei den Ermordeten handelt es sich um den bereits

erwähnten Hafnermeister Josef Ludwig sowie die Hilfsarbeiter Artur Koch, Johann Keil, Sebastian

Hufnagel, Albert Dengler, sowie den Arbeiter Albert Krebs, der Schweizer Staatsbürger war,

weiters um den Schreiner Georg Jakob, den Maurer Josef Jakob, den Eisenbahnarbeiter Georg
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Eichner, den Arbeiter Konrad Zeller, den Korbmacher August Stöber und den Former Johann

Fichtl.    Josef Ludwig ist Vorsitzender des Perlacher Arbeitersrats, dem aus dem Kreis der

Ermordeten noch Josef Jakob und August Stöber angehören. Außerdem ist Ludwig Mitglied im

Gemeindeausschuss und steht dem wichtigen Lebensmittelausschuss vor.     Von den zwölf

Ermordeten sind zehn Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD. Zwei der Getöteten sind Junggesellen; insgesamt werden zehn Frauen zu Witwen, die

sich um 46, davon 35 minderjährige Kinder [!], sorgen müssen. 

5. Mai 1919 – Die Leitung der Volksschulen wird Lehrerräten übertragen

München - Freistaat Bayern * Die Leitung der Volksschulen wird Lehrerräten übertragen. An

größeren Schulen, wo die Schulleitung nicht ehrenamtlich zu besorgen ist, kann die

Gemeindeverwaltung auf Vorschlag des Lehrerrats einen Lehrer hauptamtlich mit der

Schulleitung beauftragen. Er ist jedoch nicht Vorgesetzter anderer Lehrer. 

5. Mai 1919 – Roheitsexesse bei der Exekution von spartakistischen Frauen

München-Stadelheim * Erich Mühsam berichtet über grauenvolle Roheitsexesse bei der

Exekution von spartakistischen Frauen: „Dort haben die weißen Pelotons zum wiederholten Male

die ersten Schüsse auf die Geschlechtsteile von Frauen und Mädchen gezielt, in anderen Fällen

die Exekution vollzogen, indem sie zuerst in die Beine, dann in den Unterleib schossen und sich

an den Qualen der langsam verendenden Opfer weideten.     Leider sind diese entsetzlichen

Dinge, für deren Wahrheit Zeugen beizubringen sind selbst von den frömmsten Staatsschützern

stets unterdrückt worden“. 

8. Mai 1919 – Missgriffe können nicht ganz vermieden werden!

München * Die halbamtliche Bayerische Staatszeitung rechtfertigt die standrechtlichen

Erschießungen mit der Aussage:    „Die Bevölkerung verurteilt aufs Schwerste jene feigen

Häuserschützen, die aus dem Hinterhalt Angehörige der Regierungstruppen heimtückisch

niederknallen, und versteht es, dass solche Schützen, wo sie auf der Tat oder mit der

Schusswaffe ertappt werden, nach dem Grundsatz ‚Auge um Auge, Zahn um Zahn!‘ an die Wand

gestellt werden.“    Und natürlich muss nach Auffassung der Bayerischen Staatszeitung

Verständnis dafür aufgebracht werden, „dass in der Erregung des Augenblicks vielleicht

Missgriffe nicht ganz vermieden werden können“. 

Münchner Zeitensprünge Seite 215/289



9. Mai 1919 – Dankschreiben des Ministerpräsidenten an die Weißen Truppen

München * Im Regierungsorgan Freistaat wird ein Dankschreiben des Ministerpräsidenten

Johannes Hoffmann [SPD] an Generalleutnant Ernst Friedrich Otto von Oven veröffentlicht. Dem

militärisch Verantwortlichen für den hundertfachen Mord und Oberbefehlshaber der Weißen

Truppen spricht die bayerische Staatsregierung den „herzlichen Dank“ aus.    Wörtlich heißt es:

„Für die umsichtige Leitung und Durchführung der zur Befreiung Münchens aus der Hand der

Bolschewisten notwendigen militärischen Operationen spreche ich zugleich im Namen des

Gesamtministeriums den herzlichen Dank aus.     Größte Anerkennung gebührt den aus allen

Gauen Deutschlands herbeigeeilten Truppen, die in selbstloser Opferbereitschaft unserm

bedrängten Bayernland und dem ganzen Reich den größten Dienst erwiesen.“

10. Mai 1919 – Josef Hofmiller unterschätzt die Thule-Gesellschaft

München-Haidhausen * Josef Hofmiller schreibt zur Thule-Gesellschaft völlig naiv in sein

Tagebuch: „Diese Thule-Gesellschaft scheint eine harmlose alldeutsche Loge gewesen zu sein,

die in den Verdacht monarchistischer Umtriebe gekommen war und an der die Roten offenbar ein

Exempel statuieren wollten. Sie hatten als Vereinsabzeichen das germanische Hakenkreuz.“   

Josef Hofmiller hat - wie die meisten Angehörigen des bürgerlichen Lagers - die Entschlossenheit

der Thule-Gesellschaft, den demokratischen Staat zu beseitigen und durch eine völkische

Diktatur zu ersetzen, völlig unterschätzt. 

28. Mai 1919 – Dem Landtag wird ein Verfassungsentwurf vorgelegt

Bamberg * Dem in Bamberg tagenden Landtag wird der Entwurf einer Verfassung vorgelegt. Er

basiert auf einem noch unter Kurt Eisner in Auftrag gegebenen Entwurf, der vom Staatsrechtler

Robert Piloty, Ministerialrat Josef von Graßmann und drei weiteren hochrangigen

Ministerialbeamten des Außen- und Finanzressorts erarbeitet worden ist. 

2. Juni 1919 – Der Prozess gegen den Kommunistenführer Eugen Leviné beginnt

München-Au * Vor dem Standgericht in der Au beginnt der Prozess gegen den

Kommunistenführer Eugen Leviné. In seiner Verteidigungsrede sagt er: „Wir Kommunisten sind

Tote auf Urlaub, dessen bin ich mir bewusst. Ich weiß nicht, ob Sie mir meinen Urlaubsschein

noch verlängern werden, oder ob ich einrücken muss zu Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg.
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Ich sehe auf jeden Fall Ihrem Spruch mit Gefasstheit und mit einer inneren Heiterkeit entgegen.

Die Ereignisse sind nicht aufzuhalten.   Die Staatsanwaltschaft glaubt, die Führer hätten die

Massen aufgepeitscht. Wie die Führer die Fehler der Massen nicht hintertreiben konnten unter

der Scheinräterepublik, so wird auch das Verschwinden des einen oder des anderen Führers

unter keinen Umständen die Bewegung hindern. Und über kurz oder lang werden in diesem

Raume andere Richter tagen, und dann wird der wegen Hochverrats bestraft werden, der sich

gegen die Diktatur des Proletariats vergangen hat.“ 

10. Juni 1919 – Die Verhandlungen über die Fürstenabfindung beginnen

München-Kreuzviertel * Aufgrund der politischen Wirren leitet die Kommission zur

Fürstenabfindung erst jetzt Verhandlungen ein. Es geht dabei „um die finanzielle

Auseinandersetzung des Königlichen Hauses mit dem Staat und zwar, wenn möglich, auf allen

Gebieten, auf welchen finanzielle Berührungen bestehen“.    Die Verhandlungen dauern vier

Jahre an und werden mit dem festen Willen einer einvernehmlichen Lösung geführt. 

26. Juli 1919 – Das deutsche Branntweinmonopol tritt in Kraft

Deutsches Reich * Das deutsche Branntweinmonopol tritt in Kraft. Es verpflichtet den Staat,

kleinen und mittleren landwirtschaftlichen Brennereien den Alkohol zu einem fixierten Preis

abzunehmen, ihn zu reinigen und zu vermarkten. Es war bereits ein Jahr zuvor von Kaiser

Wilhelm II. unterzeichnet worden. 

11. August 1919 – Die Verfassung der Weimarer Republik tritt in Kraft

Weimar * Die Verfassung der Weimarer Republik tritt in Kraft. Diese enthält stärkere

zentralistische Elemente und schränkt die Eigenständigkeit der alten Staaten ein.    Die

Preußische Gesandtschaft in der Prinzregentenstraße besteht weiter. Sie hat nun die Aufgabe

den Kontakt zwischen den beiden Länderregierungen zu vermitteln und Probleme, die im

Reichsrat zu verhandeln sind, vorher zu koordinieren und abzustimmen.

12. August 1919 – Der Landtag beschließt in Bamberg die Bayerische Verfassung

Bamberg * Mit 165 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen von der USPD und einer Enthaltung
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beschließen die Mitglieder des Landtags in Bamberg die in elf Abschnitte und 95 Paragraphen

gegliederte neue Bayerische Verfassung.    In ihr wird Bayern als Freistaat und Mitglied des

Deutschen Reiches bezeichnet. Sie enthält einen Grundrechtekatalog und sieht für alle

Personen, die ihren Wohnsitz mindestens ein halbes Jahr in Bayern haben, die bayerische

Staatsbürgerschaft vor. 

14. August 1919 – Die bayerischen Volksschullehrer werden Staatsbeamte

München - Freistaat Bayern * Mit dem neuen Volksschullehrergesetz werden die bayerischen

Volksschullehrer Beamte des Staates. Damit wird eine seit Jahrzehnten von den Lehrern

erhobene Forderung erfüllt. 

28. August 1919 – Eltern und Lehrern erhalten ein Mitspracherecht

München - Freistaat Bayern * Eine Verordnung über „Schulpflege, Schulleitung und Schulaufsicht

für Volksschulen“ wird erlassen. Damit wird erstmals Eltern und Lehrern ein Mitspracherecht

eingeräumt. 

15. September 1919 – Die demokratische Bayerische Verfassung tritt in Kraft

Freistaat Bayern * Die Verfassung des Freistaats Bayern tritt mit ihrer Veröffentlichung im Gesetz-

und Verordnungsblatt des Freistaats Bayern in Kraft. Sie bildet die Grundlage des bayerischen

Staatslebens bis zum Jahr 1933.    In Artikel 2 heißt es:       Die Staatsgewalt geht von der

Gesamtheit des Volkes aus.      In Artikel 15 heißt es:       Alle Bayern sind gleich.   Der

bayerische Adel ist aufgehoben.      Die Idee der Räterepublik findet trotz der revolutionären

Entstehungsgeschichte nur wenig Berücksichtigung. Lediglich die plebiszitären Elemente

Volksbegehren und Volksentscheid werden aufgenommen. Der Landtag besitzt die

uneingeschränkte Gesetzeshoheit einschließlich der Verfassungsgesetzgebung. 

1920 – Die Bayerische Staatsbahn wird vom Reich übernommen

Berlin * Die Bayerische Staatsbahn wird vom Reich übernommen. Ihr Streckennetz umfasst mehr

als 8.500 Kilometer, auf dem etwa 2.400 Lokomotiven, 5.000 Personen- und 64.000

Güterwaggons bewegt werden.
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17. Januar 1920 – Prohibition erschwert den Export von Löwenbräu

München - USA * Die Prohibition in den USA schränkt die Exportmöglichkeiten von Löwenbräu

nach Übersee erheblich ein. Das staatliche Alkoholverbot und hohe Einfuhrzölle erschweren den

Absatz in den Vereinigten Staaten zusätzlich. Beträgt der Einfuhrzoll im Jahr 1913 noch 6,10

Dollar je Hektoliter, steigt er bis 1932 auf 27 Dollar beziehungsweise rund 113 Reichsmark.

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch führt zum Rücktritt der bayerischen Regierung

Berlin * In Berlin findet der rechtsradikale Kapp-Putsch&nbsp;statt.&nbsp;Parallel dazu fordern in

München der Regierungspräsident von Oberbayern&nbsp;Gustav von Kahr,

Polizeipräsident&nbsp;Ernst Pöhner und Wehrkreiskommandant&nbsp;Arnold von Möhl den von

der SPD&nbsp;gestellten bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Johannes Hoffmann zum

Rücktritt auf.&nbsp;    Was in Berlin scheitert, gelingt in München.&nbsp;Gustav Ritter von Kahr

bildet - unter Beteiligung der Bayerischen Volkspartei - BVP&nbsp;- eine rechtskonservative

Regierung, die alle rechtsextremen Gruppierungen sowie militanten Verbände fördert und

schützt.&nbsp;    Ministerpräsident&nbsp;wird Gustav von Kahr, der&nbsp;zu dieser Zeit auch

Adolf Hitler kennenlernt und&nbsp;den er als „Trommler“ für die nationale

Sache&nbsp;einspannen will, um mit seiner Hilfe den Kommunismus&nbsp;und den

Marxismus&nbsp;abzuwehren und um die „gestörte Ordnung“ in Deutschland wieder ins rechte

Lot zu bringen.&nbsp;    Die rechtsradikalen Verbände können umgekehrt von Bayern aus ihren

ideellen Boden vorbereiten.  Gustav von Kahr ist die Integrationsfigur all jener Kräfte in Bayern,

die durch einen Staatsstreich&nbsp;die parlamentarische Demokratie&nbsp;abschaffen und die

staatliche Unabhängigkeit Bayerns&nbsp;von Berlin vorbereiten wollen.

April 1920 – Bierpreise wieder frei

Deutsches Reich * Die staatliche Festsetzung der Bierpreise endet. Damit können die Brauereien

ihre Preise wieder selbst bestimmen.

1. April 1920 – Das Deutsche Reich übernimmt die bayerische Bahn und Post

Freistaat Bayern - Deutsches Reich • Das Deutsche Reich übernimmt die bayerische Eisenbahn

und die Post. Die geleistete Entschädigung macht nur einen geringen Teil des Anlagewerts aus. 
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6. Juni 1920 – Dr. Fritz Gerlich kandidiert erfolglos zum Reichstag und zum Landtag

Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Dr. Fritz Gerlich kandidiert erfolglos für die Deutsche

Demokratische Partei - DDP bei den Wahlen zum Reichstag und zum Bayerischen Landtag. 

4. November 1920 – Erzbischof Michael von Faulhaber soll Kardinal werden

München - Vatikan * Führende Politiker der Bayerischen Volkspartei richten ein Schreiben an die

Regierung des Freistaats Bayern, in dem sie sich für die Ernennung des Erzbischofs von

München und Freising zum Kardinal aussprechen. Ministerpräsident Gustav von Kahr übermittelt

das Schreiben nach Rom. 

18. Oktober 1921 – Ex-König Ludwig III. stirbt in seinem ungarischen Exil Sárvár

Sárvár * Der abgesetzte König Ludwig III. stirbt in seinem ungarischen Exil Sárvár an den Folgen

einer Lungenentzündung. Der Tod und die Rückkehr der sterblichen Hülle des alten Königs wird

von ultrakonservativen Kreisen zur politischen Demonstration hochstilisiert. Da für die Bayerische

Staatsregierung ein Staatsbegräbnis nicht in Frage kommt, stellt sich Gustav von Kahr als

Privatperson für die Organisation der Feierlichkeiten zur Verfügung.   Kahr verfolgt zielgerichtet

sein Anliegen, bei den Trauerzeremonien die „Kraft des monarchischen Gedankens“

herauszustellen. Die geplanten Beisetzungsfeierlichkeiten für den abgesetzten König sollen eine

Antwort auf den Trauerzug für den Revolutionär Kurt Eisner werden, der sich am 26. Februar

1919 mit nahezu 100.000 Menschen durch die Straßen Münchens bewegt hatte. Es sollte eine

„Trauerfeier werden, wie sie München und Deutschland noch nie gesehen haben, ein Akt treuer

Huldigung, aber auch Abbitte für das dem König angetane große Unrecht“. 

5. November 1921 – Trauerzeremonie für das Königspaar

München * Von der Ludwigskirche aus führt der Weg des Trauerzugs für das tote Ex-Königspaar

- über den Karolinenplatz und Königsplatz - zur Frauenkirche. Am Trauerzug beteiligen sich

40.000 Personen, darunter eine große Anzahl staatlicher Beamte und Angestellte, die eigens aus

den acht Regierungsbezirken herangekarrt worden sind.    Der Trauerzug vermittelt den Eindruck,

als wären die alten Zeiten wieder zurückgekehrt und als hätte sich seit der Thronbesteigung

Ludwigs III. im Jahr 1912 nichts entscheidendes geändert. Der Prunk-Leichenwagen des

Ex-Königs und der Wagen mit dem Sarg der Ex-Königin werden jeweils von sechs Pferden
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gezogen, die mit schwarzen, mit Kronen geschmückten Schabracken bedeckt sind.

Zehntausende Zuschauer säumen den Weg.     Da Münchens SPD-Bürgermeister Eduard

Schmid verfügt hat, dass „die städtischen Ämter und Betriebe am Tag der Beisetzung

grundsätzlich in vollem Umfange arbeiten“ müssen, müssen städtische Beamte für die Teilnahme

am Trauerzug eigens einen Urlaubstag opfern. 

5. November 1921 – Anspruch der Wittelsbacher auf die bayerische Krone

München-Kreuzviertel * Bei seiner Traueransprache erneuert der erstgeborene Sohn Ludwigs III.,

Ex-Kronprinz Rupprecht von Bayern, den Anspruch der Wittelsbacher auf die bayerische Krone.   

  Doch die Befürchtungen der konservativen bayerischen Staatsregierung, dass die

Trauerzeremonie mit der Proklamation Rupprechts zum neuen König von Bayern enden würde,

erfüllen sich nicht, da sowohl der Ex-Kronprinz als auch der Regierungspräsident Gustav von

Kahr den Zeitpunkt für noch nicht geeignet halten.

26. Juni 1922 – Reichspräsident Ebert erlässt erneut zwei Republikschutz-Verordnungen

Berlin * Reichspräsident Friedrich Ebert erlässt erneut zwei Republikschutz-Verordnungen. Ein

Staatsgerichtshof zum Schutze der Republik wird eingerichtet und die Straftatbestände neu

aufgelistet. 

27. August 1922 – Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet

München - München-Maxvorstadt * Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet. Für die

anreisenden Zehntausenden von Gläubigen wird ein großer Festgottesdienst auf

dem Königsplatz abgehalten, bei dem sich die katholische Kirche mit eindrucksvollem Gepränge

darstellt. Die Straßen der Stadt sind mit Fahnen geschmückt, nur

das Schwarz-Rot-Gold der Weimarer Republik ist demonstrativ vergessen worden.  Kardinal

Michael von Faulhaber enthält sich bei dieser zur politischen Kundgebung umgestalteten

Veranstaltung weder politischer noch demokratiefeindlicher Äußerungen und ruft in seiner

Ansprache zum Kampf der Kirche gegen den Staat auf:  „Wehe dem Staat,     der seine

Rechtsordnung und Gesetzgebung nicht auf den Boden der Gebote Gottes stellt,  der eine

Verfassung schafft ohne den Namen Gottes,   der die Rechte der Eltern in seinem Schulgesetz

nicht kennt,   der die Theaterseuche und die Kinoseuche nicht fernhält von seinem Volk,   der

Gesetze gibt, die die Ehescheidung erleichtern,   die die uneheliche Mutterschaft in Schutz
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nehmen“.    Diesem Satz folgt ein - von den dicht gedrängten Besuchern stürmisch bejubelter -

rhetorischer Tiefschlag gegen die Republik und ihrer Gründer: „Die Revolution war Meineid und

Hochverrat und bleibt in der Geschichte erblich belastet und mit dem Kainsmal gezeichnet“.

Diese Worte wirken, wie Faulhaber später einmal recht zufrieden feststellt, wie eine Bombe. Der

Kardinal versagt sich damit wieder einmal - mit seiner ganzen Autorität und in der Öffentlichkeit -

der Weimarer Republik und bereitet damit - ohne das möglicherweise direkt zu beabsichtigen -

Adolf Hitler den Weg.  Schon damals stellt die sozialdemokratische Münchener Post unter der

Überschrift „Wohin des Wegs, Herr Kardinal?“ fest: „Seine Ansichten sind ein Beweis für den

Machthunger der römischen Kirche und ihres Klerus, die nicht mit dem Staat in Frieden und

Verträglichkeit zusammenleben, sondern ihn um jeden Preis beherrschen wollen.“    Die in

Anwesenheit der Spitzen von Kirche, Staat und Gesellschaft gemachten Aussagen

des Kardinals führen allerdings auch zu einem „weltweit hallenden Eklat“ und veranlasst die -

konservative - Reichsregierung, sich bei Papst Pius XI. zu beschweren. Damit, dass sich ein

Widerstand derjenigen Katholiken formiert, die im neuen Staat ehrlich mitarbeiten wollen, hat

Faulhaber nicht gerechnet. 

19. September 1922 – Faulhaber verhindert Ordensverleihung an Adenauer

München-Kreuzviertel - Rom-Vatikan * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt an den

Unterstaatssekretär im Vatikan, Giuseppe Pizzardo, über die öffentliche Auseinandersetzung mit

Konrad Adenauer:     „Er behauptete, die Revolution sei organisch geworden, die gestürzten

Herrscherhäuser seinen morsche Bäume gewesen, der deutsche Katholizismus sei auf das

deutsche Vaterland angewiesen. [...] Ich bitte darum Eure Exzellenz, es möge keine päpstliche

Kundgebung erfolgen, die von den Katholiken als Zustimmung zur Politik des Zentrums und zu

einer Koalition mit der Sozialdemokratie ausgelegt werden könnte. Präsident Adenauer wird die

päpstliche Auszeichnung, die früher für den Präsidenten üblich war, nicht erhalten können“.     

Damit verhindert Kardinal Faulhaber, dass Konrad Adenauer den sonst üblichen päpstlichen

Orden bekommt.      In einer eigenwilligen Rechtfertigung gegenüber dem bayerischen

Gesandten beim Vatikan schreibt Faulhaber am selben Tag: „[...] Damit habe ich nicht die

Verfassung von Weimar und die republikanische Staatsform an sich verurteilt; denn eine

Verfassung kann rechtmäßig zustandegekommen sein, ohne daß dadurch die vorausgehende

Revolution legitimiert wird. Ein unehelich Geborener kann ein ordentlicher Mensch werden, ohne

daß damit die uneheliche Mutterschaft als solche Rechtsdasein erhält.“ 

8. März 1923 – Landtag verabschiedet die Gesetze zum Wittelsbacher Ausgleichsfonds
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München-Kreuzviertel * Nach einer stürmischen Diskussion im Landtag am 8. und 9. März 1923

wird       das „Gesetz über die vermögensrechtliche Auseinandersetzung des Bayerischen

Staates mit dem vormaligen Bayerischen Königshause“ mit   dem „Übereinkommen zwischen

dem Bayerischen Staate und dem vormaligen Bayerischen Königshause“      mit 92 gegen 26

Stimmen angenommen. 

9. März 1923 – Der Landtag beschließt den Wittelsbacher Ausgleichsfond

München-Kreuzviertel&nbsp;* Der Landtag ruft per Gesetz den Wittelsbacher Ausgleichsfond -

WAF ins Leben. In den Fonds gehen viele Kunstschätze, diverse Schlösser, Wälder und Geld

über, aber nicht in Familienbesitz, sondern in eine Stiftung des öffentlichen Rechts. Deren Erträge

kassieren die Wittelsbacher, der Staat gibt für sie kein Steuergeld aus. Auf alle weiteren

Ansprüche verzichtet die Familie.

26. September 1923 – Generalstaatskommissar von Kahr verhängt den Ausnahmezustand

München * Der gerade zum Generalstaatskommissar mit diktatorischen Vollmachten ernannte

Gustav Ritter von Kahr verhängt den Ausnahmezustand in Bayern.       Damit unterstellt er die in

Bayern stationierten Einheiten der Reichswehr seinem Kommando.   Gleichzeitig verbietet er das

Erscheinen der sozialdemokratischen Zeitung Münchener Post. 

26. September 1923 – Gustav Ritter von Kahr wird zum Generalstaatskommissar ernannt

München * Die bayerische Regierung ernennt Gustav Ritter von Kahr - aus Protest gegen den

Abbruch des Ruhrkampfes durch die Reichsregierung - zum Generalstaatskommissar, auf den

die gesamte exekutive [= vollziehende] Gewalt übergeht. Er hat damit diktatorische Vollmachten.  

 Gustav von Kahr, Otto von Lossow, der Befehlshaber des Wehrkreises VII, und der Chef der

Landespolizei, Hans Ritter von Seisser, regieren den Freistaat Bayern als Triumvirat und bereiten

zusammen mit Rechtsradikalen in Norddeutschland den Staatsstreich in München und Berlin

vor. 

November 1923 – An Gustav von Kahrs Rede hat Fritz Gerlich mitgearbeitet

München-Haidhausen * Dr. Fritz Gerlich ist mit Begeisterung dabei, als unter Mitwirkung des
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Generalstaatskommissars Gustav Ritter von Kahr der Staatsstreich gegen das Reich vorbereitet

wird. Kahrs Rede im Bürgerbräukeller stammt aus den Redaktionsräumen der Münchner

Neuesten Nachrichten, Dr. Fritz Gerlich hat an ihr mitgearbeitet.

9. November 1923 – Vorübergehender Rückgang antisemitischer Übergriffe 

Freistaat Bayern * Nach dem Scheitern des Hitler-Ludendorff-Putsches gehen die antijüdischen

Übergriffe in München zunächst zurück. Die Ereignisse lenken die Aufmerksamkeit auf die

politische Radikalisierung im Freistaat Bayern und schaden dessen Ansehen weit über die

Landesgrenzen hinaus. Angesichts dieses erheblichen Imageschadens bemühen sich die

Behörden vorübergehend um eine stärkere öffentliche Ordnung, wodurch auch die Zahl

antisemitischer Ausschreitungen zeitweise abnimmt.

29. März 1924 – Das Bayerische Konkordat - ein Staatsvertrag

München * Durch die Revolution&nbsp;und der damit verbundenen veränderten Staatsform wird

dem Staatskirchentum&nbsp;das Fundament entzogen.&nbsp;Deshalb versucht die katholische

Kirche seit dem Jahr 1920 vergeblich, einen Staatsvertrag&nbsp;- ein Konkordat&nbsp;- mit den

Vertretern der Weimarer Republik&nbsp;zu schließen, mit dem ihre Stellung im Staat fest definiert

wird.    Nachdem sich dieser Weg so nicht realisieren lässt, beginnt der päpstliche

Nuntius&nbsp;in München, Eugenio Pacelli, der spätere Papst Pius XII., gemeinsam mit

Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber, mit dem republikanischen Freistaat Bayern&nbsp;ein

Konkordat&nbsp;abzuschließen.&nbsp;Das bayerische Konkordat       sichert der Kirche nach

Außen den Schutz durch den Staat&nbsp;zu und   gibt ihr gleichzeitig die völlige Unabhängigkeit

nach Innen.   Die Ernennung und Abberufung von Professoren&nbsp;an den theologischen

Fakultäten der Universitäten&nbsp;und der Religionslehrer an den höheren

Schulen&nbsp;obliegen nun allein den Bischöfen, die wiederum nur vom Papst ernannt werden.  

Der Religionsunterricht&nbsp;wird zum Hauptfach&nbsp;an den Schulen erklärt und die

Bekenntnisschule zur Regelschule&nbsp;gemacht. &nbsp;   Schulgebet und

Schulgottesdienste&nbsp;werden staatsrechtlich abgesichert.   Weiter wird festgelegt, dass der

Freistaat Bayern&nbsp;feste Beträge an die Kirche abzutreten und bei finanziellen Notlagen die

Kirche zu unterstützen hat.   Der Steuerzahler finanziert die Gehälter und Wohnungen der

Geistlichen, ihre Ruhestandsgelder, Gebäude usw. &nbsp;   Die katholische Kirche in Bayern

lässt sich ihre Ausgaben zu einem großen Teil vom Staat zahlen, ohne gleichzeitig dessen

Kontrolle dulden zu müssen. Dazu wird die Kirchensteuer&nbsp;festgeschrieben. &nbsp;      Das

„bayerische Konkordat“ hat Vorbildfunktion für weitere Abkommen zwischen Staat und
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Kirche.&nbsp;

1. April 1924 – Der Hitler-Ludendorff-Prozess endet

München-Neuhausen • Der Prozess gegen die Beteiligten am Hitler-Ludendorff-Putsch wird mit

einem Urteil beendet.&nbsp;       Hitler wird wegen Hochverrats zur gesetzlichen Mindeststrafe

von fünf Jahren Festungshaft und einer Geldstrafe von 200 Goldmark verurteilt, ebenso Kriebel,

Weber und Pöhner.&nbsp;   Brückner, Röhm, Pernet, Wagner und Frick erhalten wegen Beihilfe

jeweils ein Jahr und drei Monate Festungshaft sowie 100 Goldmark als Strafe auferlegt.&nbsp;  

Ludendorff wird mit der wenig glaubwürdigen Begründung, dass er keine Kenntnis von den

eigentlichen Plänen Hitlers gehabt hätte, freigesprochen.&nbsp;   Den Verurteilten Hitler, Pöhner,

Weber und Kriebel wird durch Beschluss des Volksgerichts nach Verbüßung eines weiteren

Strafteils von sechs Monaten Bewährung für den Strafrest in Aussicht gestellt.&nbsp;   Für

Brückner, Röhm, Pernet, Wagner und Frick wird diese Bewährung sofort bewilligt.&nbsp;      Die

Staatsanwaltschaft hatte für Hitler eine Strafe von acht Jahren beantragt.&nbsp;       Von der

zwingenden Ausweisung Hitlers als Ausländer nach § 9 Absatz 2 des Gesetzes zum Schutze der

Republik sieht das Volksgericht ausdrücklich ab.&nbsp;   Ebenso berücksichtigt es nicht, dass der

1922 wegen Landfriedensbruch verurteilte Hitler bereits unter Bewährung stand und ihm daher

nicht erneut Bewährung gewährt hätte werden dürfen.&nbsp;   Die Volksgerichte sind für die

ihnen zugewiesenen Fälle in Bayern erste und letzte Instanz, so dass gegen ihre Urteile keine

Rechtsmittel statthaft sind. Das Urteil ist somit sofort rechtskräftig.

12. Mai 1924 – Ermittlungsverfahren gegen Kahr, Seißer und Kossow eingestellt

München • Die Staatsanwaltschaft München I stellt das Ermittlungsverfahren gegen Kahr, Seißer

und Lossow mit der Begründung ein, dass bei den Beschuldigten ein Vorsatz, sich an dem

Putsch zu beteiligen, nicht erwiesen sei.&nbsp;

20. Dezember 1924 – Adolf Hitler wird aus der Festungshaft entlassen

Landsberg am Lech • Adolf Hitler wird, auch aufgrund der günstigen Prognosen des

Anstaltsleiters und gegen die Auffassung der Staatsanwaltschaft, vorzeitig und auf Bewährung

aus der Festungshaftanstalt entlassen.
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31. Dezember 1924 – Der amerikanische Ku-Klux-Klan hat vier Millionen Mitglieder

USA * Der amerikanische Ku-Klux-Klan hat vier Millionen Mitglieder und verfolgt eine Politik

weißer Vorherrschaft insbesondere gegenüber Afro-Amerikanern. Er vertritt aber auch einen

militanten Antikatholizismus und Antisemitismus. 

März 1925 – Faulhaber verweigert dem Reichspräsidenten Ebert das Trauergeläut

München-Kreuzviertel * Unversöhnlich zeigt sich Erzbischof Michael von Faulhaber gegenüber

dem am 28. Februar 1925 verstorbenen, der SPD angehörenden Reichspräsidenten Friedrich

Ebert.    Der Kardinal verweigert ihm ein Trauergeläut in seiner Diözese, weil der Verstorbene ja

auf dem Boden einer Verfassung stand, die „auf eine Trennung von Staat und Kirche abzielte“.

Außerdem war Friedrich Ebert als „Mitglied und Führer einer politisch grundsätzlich religions- und

kirchenfeindlichen Partei, nicht durch die Wahl des deutschen Volkes

‚Reichspräsident‘ geworden“. 

1927 – Gründung des Reichsverbandes für deutschen Seidenbau in Halle

Halle * In Halle kommt es zur Gründung des Reichsverbandes für deutschen Seidenbau. Eine

Denkschrift an den Deutschen Reichstag trägt den Titel „Deutscher Seidenbau schafft Werte für

Volk, Staat, Familie, ist Kulturaufgabe, ist soziale Tat“.    Natürlich dreht sich bei der schon von

nationalsozialistischem Gedankengut durchdrungenen Schrift alles um die „deutsche Seide“, um

die „deutsche Maulbeere“ und natürlich um die „deutsche Brut“. 

Januar 1928 – Karl Valentin soll die Rolle des „Froschs“ in der „Fledermaus“ übernehmen

München-Graggenau * Karl Valentin soll im Januar und Februar insgesamt acht Mal die Rolle des

„Froschs“ in der „Fledermaus“ übernehmen. Pro Auftritt sollte der Komiker eine Gage von 300

Mark erhalten. Das entspricht dem Monatsgehalt eines verheirateten Beamten mit zwei Kindern.  

 Doch Karl Valentin schreibt dem Generalintendanten der Bayerischen Staatstheater, Erwin

Georg Heinrich Karl Bonaventura Klemens Freiherr von Franckenstein einen Brief, in dem er das

Engagement aus gesundheitlichen Gründen absagt. 

1929 – Von der Kunstgewerbeschule zur Staatsschule für angewandte Kunst
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München-Maxvorstadt * Die Kunstgewerbeschule wird in Staatsschule für angewandte

Kunst umbenannt.

18. September 1931 – Angelika Maria „Geli“ Raubal begeht Selbstmord

München-Haidhausen * Die 23-jährige „Privatstudierende“ Angelika Maria „Geli“ Raubal begeht in

Adolf Hitlers Wohnung am Prinzregentenplatz 16 Selbstmord durch Erschießen. Es handelt sich

dabei um eine Tochter von Hitlers Halbschwester Angela Raubal.    Die schweren Verletzungen

und die weitere Umstände, über die die Münchener Post berichtet, signalisieren der Öffentlichkeit

den Verdacht auf ein Verbrechen. Die Staatsanwaltschaft beauftragt deshalb sofort den

Polizeiarzt, die Leiche nochmals zu untersuchen.

20. Juli 1932 – Es kommt zum sogenannten Preußenstaatsstreich

Berlin * An diesem Tag kommt es zum sogenannten Preußenstaatsstreich. Mit Vollmacht des

Reichspräsidenten Paul von Hindenburg setzt Reichskanzler Franz von Papen die

sozialdemokratische Preußische Staatsregierung ab und ernennt sich selbst zum

Reichskommissar für Preußen.     Die preußischen Ministerien werden durch die

Reichswehr besetzt und die Minister unter Gewaltandrohung aufgefordert, ihre Amtsräume zu

verlassen. Preußen erhält den Status eines Reichslandes, das ohne eigene Regierung, von der

Reichsregierung mit der linken Hand mitregiert wird. Das bedeutet das Ende der staatlichen

Eigenexistenz Preußens, womit die diplomatische Vertretung an der Prinzregentenstraße

überflüssig geworden ist.    Die Schack-Galerie wird seither - bis zum Jahr 1939 - von der Berliner

Schlösserverwaltung betreut. Mit dem Verschwinden der Preußischen Gesandtschaft geht aber

auch ein Stück bayerische Eigenständigkeit verloren.

31. Juli 1932 – NSDAP wird stärkste Partei

Deutsches Reich * Bei der Reichstagswahl vom 31. Juli 1932 wird die NSDAP mit 37,3 Prozent

der Stimmen erstmals stärkste Partei im Deutschen Reich. Eine absolute Mehrheit erreicht sie

jedoch nicht. Das Wahlergebnis ist Ausdruck der schweren Wirtschafts- und Staatskrise der

Weimarer Republik, die von hoher Arbeitslosigkeit, politischer Instabilität und wachsender

Unzufriedenheit geprägt ist.   Obwohl Adolf Hitler zunächst nicht zum Reichskanzler ernannt wird,

markiert die Wahl einen entscheidenden Schritt auf dem Weg zur Machtübernahme der

Nationalsozialisten am 30. Januar 1933.
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30. Januar 1933 – Beginn der nationalsozialistischen Verfolgung 

Berlin - Deutsches Reich * Mit der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar

1933 beginnt für die jüdische Bevölkerung Deutschlands eine neue Phase der Ausgrenzung und

Verfolgung. Antisemitische Diskriminierung, die bereits zuvor das öffentliche Leben prägt, wird

nun zur staatlichen Politik. In den folgenden Jahren werden jüdische Bürger systematisch

entrechtet, aus dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben verdrängt und zunehmend

Gewalt und Terror ausgesetzt.   Auch für die Münchner Juden verschärft sich die Lage rasch. Die

nationalsozialistische Machtübernahme markiert den Beginn einer Entwicklung, die über

Entrechtung, Enteignung und Verfolgung schließlich in Deportation und Ermordung mündet.

5. Februar 1933 – SA- und SS-Horden ziehen in einem Triumphzug durch die Arbeiterviertel

München-Giesing * Giesing gilt den Nazis als ein zu brechendes Symbol der Opposition. Schon

eine Woche nach Hitlers Machtergreifung ziehen die braunen SA- und SS-Horden in einem

Triumphzug durch die Arbeiterviertel, um sich als Sieger und Träger der Staatsgewalt zu

präsentieren.&nbsp;    Mit diesem Propagandamarsch durch Giesing und Haidhausen - geschützt

durch Polizei und Staatsgewalt - wollen sie ihren Herrschaftsanspruch demonstrieren.&nbsp;

28. Februar 1933 – Die Reichstagsbrandverordnung wird erlassen

Berlin * Die Verordnung des Reichspräsidenten Hindenburg „Zum Schutz von Volk und Staat“, die

sogenannte Reichstagsbrandverordnung wird erlassen. Damit werden unter anderem

Grundrechte außer Kraft gesetzt und willkürliche polizeiliche Schutzhaft ohne richterliche

Kontrolle ermöglicht.

März 1933 – Die Volkshochschule im Dienst des NS-Regimes

München * Die Volkshochschule der Hauptstadt der Bewegung ist die erste Volkshochschule in

Deutschland, die sich in den Dienst des nationalsozialistischen Staates stellt. Dennoch kann die

Bildungseinrichtung ihre Gleichschaltung und - damit verbunden - ihre Auflösung nicht

verhindern. 

5. März 1933 – Die gemeinsamen Feinde der katholischen Kirche und der NSDAP

Münchner Zeitensprünge Seite 228/289



München-Kreuzviertel - München-Maxvorstadt * In ihrer unbedingten Gegnerschaft zum

Bolschewismus und zur Freidenker- und Gottlosenbewegung sind sich katholische Kirche und

NSDAP einig. In einem Schreiben teilt Kardinal Michael von Faulhaber dem päpstlichen

Nuntius Alberto Vassallo di Torregrossa mit:     „Verbot auf die gesamte kommunistische

Propaganda und auf die sozialdemokratischen Freidenkerverbände ausgedehnt, die ebenso

radikal wie die eigentlichen Proletarier gegen christlichen Glauben und christliche Sitte wüteten.

[...] Sicher müssen neben den staatlichen Gewaltmitteln heute die kirchlichen Kräfte neu erweckt

werden, um den Vormarsch des russischen Bolschewismus zum Weltbolschewismus in

Deutschland aufzuhalten.“

13. März 1933 – Päpstlicher Dank an Adolf Hitler

Rom-Vatikan - Berlin * Papst Pius XI. drückt Adolf Hitler öffentlich seinen Dank dafür aus, dass er

als erster Staatsmann klar und deutlich vom Bolschewismus&nbsp;abgerückt ist.&nbsp;

21. März 1933 – Ein Konzentrationslager für politische Gefangene

München - Dachau * Im Völkischen Beobachter und in den Münchner Neuesten

Nachrichten erscheint eine von Heinrich Himmler, dem Reichsführer SS und zugleich

kommissarischen Polizeipräsidenten von München, veranlasste Pressemeldung mit der

Überschrift „Ein Konzentrationslager für politische Gefangene“.    In der Meldung ist zu lesen: „Am

Mittwoch [nächster Tag] wird in der Nähe von Dachau das erste Konzentrationslager eröffnet. Es

hat ein Fassungsvermögen von 5.000 Menschen.“  Weiter heißt es, dass dort „die gesamten

kommunistischen und - soweit notwendig - Reichsbanner- und marxistische Funktionäre, die die

Sicherheit des Staates gefährden, zusammengezogen“ werden.     Abschließend erklärt

Himmler: „Wir haben diese Maßnahme ohne jede Rücksicht auf kleinliche Bedenken getroffen in

der Überzeugung, damit zur Beruhigung der nationalen Bevölkerung und in ihrem Sinn zu

handeln.“ 

24. März 1933 – Der Reichstag beschließt das sogenannte Ermächtigungsgesetz

Berlin * Der Reichstag beschließt - nach der Aberkennung der Reichstagsmandate der KPD und

mit den Gegenstimmen der SPD das Gesetz zur Behebung der Not im Volk und Staat, das

sogenannte Ermächtigungsgesetz. Für das Gesetz stimmen

die Reichstagsfraktionen der NSDAP, DNVP, des Zentrums, der Bayerischen Volkspartei - BVP,

Münchner Zeitensprünge Seite 229/289



DVP und DStP.    Nach Inkrafttreten des Gesetzes wird kein Steuergesetz mehr parlamentarisch

beraten und beschlossen.

24. März 1933 – Faulhaber: Mehr Toleranz gegenüber der neuen Regierung

München * Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber fordert seine bayerischen Amtsbrüder auf,

„trotz allem mehr Toleranz gegen die neue Regierung zu üben, die heute nicht bloß im Besitz der

Macht ist, was unsere Grundsätze nicht umstoßen könnte, sondern rechtmäßig wie noch keine

Revolutionspartei in den Besitz der Macht gelangte.“&nbsp;

April 1933 – Gleichschaltung und Anpassung der Kammerspiele

München-Graggenau * Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten im Jahr 1933 geraten

auch die Münchner Kammerspiele unter den Einfluss der neuen Kulturpolitik. Wie alle

bedeutenden Theaterinstitutionen werden sie schrittweise gleichgeschaltet. Jüdische

Künstlerinnen und Künstler sowie politisch missliebige Mitarbeiter müssen das Haus verlassen,

während die Spielpläne zunehmend staatlicher Kontrolle unterliegen.  Trotz dieser Anpassung

entwickeln sich die Kammerspiele jedoch nicht zu einem Vorzeigetheater nationalsozialistischer

Propaganda. Im Vergleich zu anderen Bühnen werden offen ideologische Propagandastücke hier

nur selten aufgeführt. Stattdessen prägen vor allem Klassiker, literarische Werke und weitgehend

unpolitische Stoffe das Programm. Die Kammerspiele bewegen sich damit in einem

Spannungsfeld zwischen politischer Anpassung, institutionellem Fortbestand und dem Bemühen,

wesentliche Teile ihres künstlerischen Profils zu bewahren.

16. April 1933 – Der „Protest der Richard-Wagner-Stadt München“ gegen Thomas Mann

München * Gegen den „Wagner-Vortrag“ Thomas Manns organisieren der Bayerische

Staatsoperndirektor Prof. Hans Knappertsbusch und der Generalmusikdirektor Prof. Dr. Hans

Pfitzner einen „Protest der Stadt München“. Dieser wird in den Münchner Neuesten

Nachrichten abgedruckt und ist von den führenden Vertretern des künstlerischen Lebens

Münchens unterzeichnet worden. Darunter       der Präsident der Akademie der Bildenden

Künste, Prof. Dr. German Bestelmeyer;   der Bildhauer Bernhard Bleeker;  

Oberbürgermeister Karl Fiehler;   der Akademieprofessor Olaf Gulbransson;   der

Generalintendant der Bayerischen Staatstheater, Clemens von Frankenstein;   der

Generalmusikdirektor Dr. Richard Strauß;   der Präsident der Industrie- und
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Handelskammer Josef Pschorr   und viele andere Honoratioren mehr.      In dem

Protestschreiben heißt es: „Nachdem die nationale Erhebung Deutschlands festes Gefüge

angenommen hat, kann es nicht mehr als Ablenkung empfunden werden, wenn wir uns an die

Öffentlichkeit wenden, um das Andenken an den großen deutschen Meister Richard Wagner vor

Verunglimpfung zu schützen.     Wir empfinden Wagner als musikalisch-dramatischen Ausdruck

tiefsten deutschen Gefühls, das wir nicht durch ästhetisierenden Snobismus beleidigen lassen

wollen, wie das mit so überheblicher Geschwollenheit in Richard-Wagner-Gedenkreden von

Herrn Thomas Mann geschieht. [...]     Wir lassen uns eine solche Herabsetzung unseres großen

deutschen Musikgenies von keinem Menschen gefallen, ganz sicher aber nicht von Herrn

Thomas Mann, [...].     Wer sich selbst als derart unzuverlässig und unsachverständig in seinen

Werken offenbart, hat kein Recht auf Kritik wertbeständiger deutscher Geistesriesen.“    Thomas

Mann wiederholt seinen Vortrag in Amsterdam, Brüssel und Paris. Doch nach dem „Protest der

Richard-Wagner-Stadt München“ kann er nicht mehr in seine Heimatstadt zurückkehren.

5. Mai 1933 – Ein „Hirtenbrief“ der bayerischen Bischöfe

München-Kreuzviertel - Bayern * Angeblich wollte „Kardinal“ Michael von Faulhaber das „Unrecht

gegen die Juden“ in seinem „Hirtenbrief“ vom 5. Mai ansprechen, wird aber von den anderen

Bischöfen davon abgehalten.    In dem „Hirtenbrief“ der bayerischen Bischöfe heißt es jetzt: 

„Unsere jetzige Reichsregierung hat sich große und schwierige Aufgaben gestellt; sie will das

deutsche Volk, das an den Folgen des verlorenen Weltkrieges und der Revolution so unsäglich

viel leidet, wieder zur früheren Höhe emporführen durch eine geistige, sittliche und wirtschaftliche

Erneuerung. [...]     Daher rufen wir Bischöfe in tiefer Liebe zu unserem armen Vaterlande, [...]

den Blick nicht mehr zu richten auf die Vergangenheit, nicht auf das zu sehen, was uns trennt,

sondern auf das, was uns eint, daher einander die Hand zu reichen und in hochherziger

Opferwilligkeit die vereinten Kräfte einzusetzen, um der furchtbaren Not, dem immer weiter

fortschreitenden Niedergang und dem unseligen Unfrieden Einhalt zu bieten. [...]      Der

Wiederaufbau unseres Volks- und Staatslebens muß zur Grundlage haben die ewigen,

unantastbaren Gesetze des christlichen Glaubens, der christlichen Sitte, der christlichen

Gerechtigkeit und des sozialen Friedens.  Es verdient aufrichtigen Dank, daß der höchste

Vertreter der Reichsregierung in feierlicher Stunde erklärte, das Werk der Wiedererneuerung

unseres Volkes auf den Felsengrund des christlichen Glaubens stellen und freundschaftliche

Beziehungen zur Kirche pflegen zu wollen.  [...]      Wir sind dankbar für die Erklärung des

Reichskanzlers, daß die Rechte der Kirchen nicht geschmälert, ihre Stellung zum Staate nicht

geändert werden wird“.
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11. Mai 1933 – Nationalsozialistischer Druck verändert die Führung der Löwenbräu AG

München-Maxvorstadt * Im Vorstand der Löwenbräu AG werden die zunehmenden Angriffe der

nationalsozialistischen Machthaber auf das Unternehmen erörtert. Befürchtet werden der Verlust

städtischer und staatlicher Lieferaufträge sowie mögliche Boykottmaßnahmen.  Infolge des

politischen Drucks stellen mehrere jüdische Vorstandsmitglieder ihre Mandate zur Verfügung.

Joseph Schülein zieht sich auf sein Gut Kaltenberg zurück. Dr. Hermann Schülein bleibt aufgrund

seiner herausragenden fachlichen Bedeutung zunächst Mitglied des Vorstands, muss jedoch den

Vorsitz des Unternehmens aufgeben. 

1. Juni 1933 – Gesetz zur Minderung der Arbeitslosigkeit

Berlin * Das Gesetz zur Minderung der Arbeitslosigkeit stellt die Mittel für die Instandsetzung

öffentlicher Gebäude in Aussicht. Sie stammen aus dem Aufkommen der Spenden zur Förderung

der nationalen Arbeit, der sogenannten Reinhardt-Spende, nach dem Staatssekretär im

Reichsfinanzministerium, Fritz Reinhardt benannt.

22. Juni 1933 – Ein neuer Vertrag mit dem Scharfrichter Johann Reichhart

München * Der dem NS-Reichsstatthalter Ritter von Epp unterstellte Freistaat Bayern schließt mit

dem Scharfrichter Johann Reichhart einen neuen Vertrag. Damit erhöht sich dessen Jahresgehalt

auf stattliche 3.000.- RMark (monatlich 250 RM). Er verfügt nun über ein regelmäßiges

Einkommen, das dem eines Regierungsrates entspricht.

20. Juli 1933 – Das Konkordat wird ratifiziert

Rom-Vatikan - Berlin * Das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen

Reich wird vom - katholischen - Vizekanzler Franz von Papen und vom

Kardinalstaatssekretär Eugenio Pacelli im Vatikan unterzeichnet.       Das Vertragswerk bestätigt

die bestehenden Länderkonkordate mit Bayern, Preußen und Baden und   den Fortbestand der

katholischen theologischen Fakultäten an den Universitäten,   sichert den katholischen

Religionsunterricht an allen Schularten und   die Beibehaltung und Neueinrichtung von

Bekenntnisschulen,   die Freiheit des Bekenntnisses und   der öffentlichen Ausübung der

Religion,   den staatlichen Schutz für Geistliche,    den Schutz des Beichtgeheimnisses und   den

Schutz der katholischen Organisationen.    Außerdem wird die Militärseelsorge und   das eigene
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kirchliche Steuerrecht garantiert.        Die Kirche gesteht hingegen den neuen Machthabern nur

wenig zu:       Entpolitisierung des Klerus,   Treueeid der Bischöfe gegenüber dem Deutschen

Reich und seinen verfassungsmäßig gebildeten Regierungen.      Die Reichsregierung macht der

Kirche sehr große Zugeständnisse mit dem Ziel, internationale Anerkennung zu erhalten und die

deutschen Katholiken für die Bewegung zu gewinnen, solange deren Macht noch nicht gefestigt

ist.       Keine der anderen neunzehn Weimarer Regierungen, auch nicht die Koalitionen mit

Zentrumsbeteiligung, war der katholischen Kirche so weit entgegengekommen. 

22. Juli 1933 – Reichskanzler Hitler unterstützt die Deutschen Christen

Berlin * Noch am Vorabend der Kirchenwahlen macht Hitler in einer Rundfunkrede klar, was die

evangelischen Christen zu wählen haben:    „Die Kräfte einer lebendigen Bewegung. Diese Kräfte

sehe ich in jenem Teil des evangelischen Kirchenvolkes in erster Linie versammelt, die als

Deutsche Christen bewusst auf den Boden des NS-Staates getreten sind“.

23. August 1933 – Lion Feuchtwanger wird die deutsche Staatsangehörigkeit aberkannt

Berlin * Lion Feuchtwanger wird die deutsche Staatsangehörigkeit aberkannt. 

23. September 1933 – Antrag auf Umbenennung der Schüleinstraße in Berg am Laim

München-Berg am Laim • Der NSDAP-Stadtrat W. Holzwarth stellt den Antrag auf Umbenennung

der Schüleinstraße und des Schüleinplatzes in Berg am Laim. In seiner Begründung gibt er an,

dass der „Kommerzienrat Joseph Schülein keine besonderen Verdienste, weder in sozialer

Hinsicht, noch um die Stadtgemeinde München im Besonderen, nachgewiesen werden können“

und aus diesem Grund „keine Veranlassung besteht, dass in einem nationalsozialistischen Staate

eine Strasse und ein Platz nach einem Juden benannt werden.   Schülein war Hauptaktionär und

Aufsichtsrat-Vorsitzender der Löwenbrauerei und bei seinem nicht unbeträchtlichen Einkommen

und grossem Vermögen, dürfte es wohl nicht als besonderes Verdienst anzurechnen sein, wenn

er von diesen Geldern wieder einen kleinen Bruchteil der Allgemeinheit für bestimmte Zwecke zur

Verfügung stellte. [...]   Ausserdem hat meines Wissens gerade Schülein dafür gesorgt, dass der

grösste Teil der Landbrauereien Bayerns [mehrere 1.000 Betriebe] durch die Löwenbrauerei

aufgekauft wurden. Sämtliche aufgekauften Betriebe wurden sofort geschlossen, wodurch die in

Bayern blühende Land-Bier-Industrie vollständig vernichtet wurde. Die daraus sowohl für die

einschlägige Industrie und das Handwerk, als auch für den Arbeitslosenmarkt entstandenen und
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zugefügten Schäden sind gar nicht zu übersehen.“   23. September 1933: Antrag auf

Umbenennung von Schüleinstraße und Schüleinplatz  München-Berg am Laim * Der

NSDAP-Stadtrat W. Holzwarth stellt den Antrag auf Umbenennung der Schüleinstraße und des

Schüleinplatzes in Berg am Laim. In seiner Begründung gibt er an, dass der „Kommerzienrat

Joseph Schülein keine besonderen Verdienste, weder in sozialer Hinsicht, noch um die

Stadtgemeinde München im Besonderen, nachgewiesen werden können“ und aus diesem Grund

„keine Veranlassung besteht, dass in einem nationalsozialistischen Staate eine Strasse und ein

Platz nach einem Juden benannt werden. Schülein war Hauptaktionär und

Aufsichtsrat-Vorsitzender der Löwenbrauerei und bei seinem nicht unbeträchtlichen Einkommen

und grossem Vermögen, dürfte es wohl nicht als besonderes Verdienst anzurechnen sein, wenn

er von diesen Geldern wieder einen kleinen Bruchteil der Allgemeinheit für bestimmte Zwecke zur

Verfügung stellte. [...] Ausserdem hat meines Wissens gerade Schülein dafür gesorgt, dass der

grösste Teil der Landbrauereien Bayerns [mehrere 1.000 Betriebe] durch die Löwenbrauerei

aufgekauft wurden. Sämtliche aufgekauften Betriebe wurden sofort geschlossen, wodurch die in

Bayern blühende Land-Bier-Industrie vollständig vernichtet wurde. Die daraus sowohl für die

einschlägige Industrie und das Handwerk, als auch für den Arbeitslosenmarkt entstandenen und

zugefügten Schäden sind gar nicht zu übersehen.“   Der Antrag steht im Zusammenhang mit der

nationalsozialistischen Politik, jüdische Persönlichkeiten aus dem öffentlichen Leben und dem

Stadtbild zu verdrängen. Er markiert einen weiteren Schritt der systematischen Ausgrenzung und

Diskriminierung der Familie Schülein nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten.

3. Dezember 1933 – Michael von Faulhabers Adventspredigt in der Michaelskirche

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber hält seine Adventspredigt in der

Michaelskirche. Darin weist er darauf hin, dass sich in der deutschen Kultur seit dem frühen

Mittelalter zahlreiche Einflüsse aus dem Alten Testament, also aus der jüdischen Kultur, finden:   

„Im Besonderen verdanken die menschliche Kultur und christliche Religion dem Alten Testament

einen reinen und erhabenen Gottesgedanken.“ Und weiter: „Wir müßten unsere deutschen

Klassiker Lügen strafen, wollten wir das Alte Testament mißachten und aus den Schulen und

Volksbüchereien verbannen. Wir müßten die Geistesgeschichte unseres Volkes verleugnen.“   

Über die Juden sagt er: „Bei keinem anderen Volk findet sich eine solche Schriftenreihe, worin so

klar, so bestimmt, so einheitlich die Grundwahrheiten des religiösen Lebens dargeboten werden.“

     Diese und noch andere Worte des Respekts machte er zunichte mit den dann kommenden

Sätzen: „Nach dem Tode Christi wurde Israel aus der Offenbarung entlassen. Sie hatten die

Stunde der Heimsuchung nicht erkannt. Sie hatten den Gesalbten des Herrn verleugnet und

verworfen, zur Stadt hinausgeführt und ans Kreuz geschlagen. Damals zerriß der Vorhang im
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Tempel auf Sion und damit der Bund zwischen dem Herrn und seinem Volk. Die Tochter Sion

erhielt den Scheidebrief, und seitdem wandert der ewige Ahasver ruhelos über die Erde.“     Mit

solchen Schuldzuweisungen und Verleumdungen geht es weiter. Faulhaber spricht immer wieder

von den Israeliten, auf denen der Zorn Gottes ruhe. Solche Worte sind in normalen Zeiten schon

bedenklich. In Zeiten, in denen staatlich verordnete „Judenschelte“ und Boykottmaßnahmen an

der Tagesordnung, in denen Verhaftungen, Beschimpfungen, ja sogar Morde nichts

Außergewöhnliches sind, verschlimmern solche Worte die Situation nur noch. 

5. Dezember 1933 – USA beenden die Prohibition

USA * Mit dem 21. Verfassungszusatz heben die USA die Prohibition auf. Es ist bis heute der

einzige Fall, in dem ein Verfassungszusatz der Vereinigten Staaten durch einen anderen wieder

außer Kraft gesetzt wird. Das Alkoholverbot verfehlt seine Ziele:    Statt Kriminalität

einzudämmen,   fördert es Schwarzhandel,   illegale Bars („Speakeasies“) und   die organisierte

Kriminalität.   Zugleich entgehen dem Staat dringend benötigte Steuereinnahmen.     Während

der Weltwirtschaftskrise gilt die Legalisierung von Alkohol als wichtiger Impuls für neue

Arbeitsplätze und zusätzliche Staatseinnahmen.

30. Januar 1934 – Das Gesetz über den Neuaufbau des Reiches

München-Kreuzviertel * Der Freistaat Bayern geht mit dem Gesetz über den Neuaufbau des

Reiches unter.        Die Länderparlamente und die Hoheitsrechte der Länder werden aufgehoben.

  Die Länderregierungen werden zu Mittelbehörden des Reichs.    Die deutschen Länder dürfen

keine eigenen diplomatischen Vertretungen mehr unterhalten.    Reichsstatthalter Franz Xaver

Ritter von Epp untersteht der Dienstaufsicht des Reichsinnenministeriums.   Seine Aufgabe

besteht hauptsächlich in der schrittweisen Auflösung der politischen Selbstständigkeit Bayerns.    

 Als Epps Amtssitz wird das ehemalige Gebäude der Preußischen Gesandtschaft ausgewählt,

das inzwischen in den Besitz des Deutschen Reichs übergegangen war.

26. März 1934 – Kardinal Faulhaber nimmt Hitler erneut in Schutz

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt: „Ich nehme Hitler in Schutz,

dass er guten Willen und staatsmännische Fähigkeiten habe.“&nbsp;
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10. Juli 1934 – Kardinal Faulhaber traut den Eisner-Mörder

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber traut den Kurt-Eisner-Mörder Anton Graf

von Arco auf Valley mit Gabrielle Gräfin von Arco-Zinneberg in der Dreifaltigkeitskirche.  Arco

hatte den Gründer des Freistaats Bayern am 21. Februar 1919 hinterrücks ermordet, war

zunächst zum Tode verurteilt, aber am nächsten Tag zu lebenslänglicher Festungshaft begnadigt

worden. Nach fünf Jahren wurde er aus der Haft entlassen. Anton Graf von Arco auf Valley war

durch seine Tat in monarchistischen und konservativen Kreisen hoch angesehen. Deshalb ist es

dem Münchner Erzbischof und Kardinal ein persönliches Anliegen, die Trauung durchzuführen. 

24. Juli 1934 – Faulhaber: „Gott erhalte unseren Reichskanzler“

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt an Adolf Hitler:  „Was die alten

Parlamente und Parteien in sechzig Jahren nicht fertigbrachten, hat Ihr staatsmännischer

Weitblick in sechs Monaten weltgeschichtlich verwirklicht. […] Uns kommt es aufrichtig aus der

Seele: Gott erhalte unseren Reichskanzler“. 

14. Oktober 1934 – Auslegung der Steuergesetze nach nationalsozialistischer Weltanschauung

Berlin - München-Bogenhausen * Staatssekretär Fritz Reinhardt initiiert das

Steueranpassungsgesetz, das vorschreibt, Gesetze „nach nationalsozialistischer

Weltanschauung“ auszulegen. Damit ist es möglich, auch gegen den Wortlaut älterer

Steuergesetze zu entscheiden. Grundsätze wie Gleichbehandlung der Steuerpflichtigen und

Leistungsbezogenheit der Steuerbemessung werden aufgehoben.     Unter Berufung auf die

angebliche Nichtzugehörigkeit der Juden zur deutschen Volksgemeinschaft verweigert man ihnen

gesetzlich zustehende Steuervergünstigungen.      

4. Dezember 1934 – In Karl Valentins Panoptikum wird eine Guillotine ausgestellt

München-Ludwigsvorstadt * In Karl Valentins „Panoptikum“ ist auch die Nachbildung der im

Gefängnis Stadelheim verwendeten Fallschwertmaschine [= Guillotine] ausgestellt. Der

Nachrichtergehilfe Donderer erklärt dem Publikum die Tötungsvorrichtung.    Nun fragt das

Bayerische Justizministerium beim Innenministerium an, ob die Genehmigung der Darstellung der

Hinrichtung weiterhin aufrecht erhalten werden soll. Gleichzeitig wird ausgeführt, dass „der

bisherige Nachrichtergehilfe Donderer [...] künftig zur Vollstreckung von Todesurteilen nicht mehr
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herangezogen werden" wird. Er wird wegen seiner Erklärertätigkeit im „Panoptikum“ aus dem

Staatsdienst entlassen. 

1935 – Der Reichsfinanzhof als Gehilfe des Finanzministeriums

Berlin - München-Bogenhausen * Der einflussreiche Staatssekretär Fritz Reinhardt fordert, der

Reichsfinanzhof soll nur noch als Gehilfe des Finanzministeriums bei der Auslegung der

Steuergesetze wirken.    

17. August 1935 – Anfertigung einer zentralen Judenkartei durch die Gestapo

Berlin * Anfertigung einer zentralen Judenkartei durch die Geheime Staatspolizei - Gestapo.

13. September 1935 – Karl Valentins Schwiegersohn wird im KZ Dachau inhaftiert

Dachau * Karl Valentins Schwiegersohn Ludwig Freilinger wird zusammen mit drei Freunden

im KZ Dachau inhaftiert. Die Vier hatten den Aufhausener Bürgermeister der Veruntreuung von

Teilen der Winterhilfssammlung verdächtigt und sind dann wegen „staatsfeindlicher Äußerungen“

in Schutzhaft genommen worden.  Der Komiker hat gegenüber dem Schlosser ein angespanntes

Verhältnis, weil er ihm nicht den richtigen Mann für seine Tochter Gisela sieht. 

1. Dezember 1935 – Dr. Fritz Reu wird Maximilianeums-Stiftungsvorstand

München-Haidhausen * Der 24-jährige Dr. Fritz Reu, Dozentschaftvertreter der Juristischen und

Staatswirtschaftlichen Fakultät, übernimmt das Vorstandsamt von Hans Rheinfelder. Reu spielte

bei der Absetzung Rheinfelders eine dubiose Rolle. Er hat keinen Hehl daraus gemacht, dass er

Rheinfelder als Vorstand der Stiftung Maximilianeum und als Universitätslehrer für untragbar hält

und er selbst Vorstand werden wolle.

8. Mai 1936 – Pater Rupert Mayer wird vom Staatsanwalt verwarnt

München * Pater Rupert Mayer wird wegen seiner Predigten vom Staatsanwalt verwarnt.
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15. August 1936 – Das erste Entbindungsheim des Lebensborn e.V. in Steinhöring

Steinhöring * Das erste Entbindungsheim des Lebensborn e.V. wird in Steinhöring bei Ebersberg

eingeweiht und als Musterheim „Hochland“ bezeichnet. Der Verein kauft das ehemalige

Caritas-Kinderheim für 55.000 Reichsmark vom Bayerischen Staat und baut es später um

540.000 RM aus und um.

November 1936 – Dr. Hermann Schülein lässt sich in New York nieder

New York * Dr. Hermann Schülein lebt nun in New York. Nach seiner Emigration aus Deutschland

wohnt er zunächst im Hotel Dorset, bevor er eine Wohnung an der Adresse 1136 Fifth Avenue

bezieht. Mit dem Umzug in die Vereinigten Staaten beginnt für ihn und seine Familie ein neues

Leben im Exil. 

24. November 1936 – Faulhaber berichtet über die Harmonie am Obersalzberg

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber erstattet seinen Amtsbrüdern auf der

Bayerischen Bischofskonferenz Bericht über das Treffen mit Adolf Hitler und schwärmt ihnen von

der „Harmonie am Obersalzberg“ vor. Daraufhin beschließen sie, ihre „loyale und positive

Einstellung gegenüber der heutigen Staatsform und gegenüber dem Führer zum Ausdruck zu

bringen“.

7. April 1937 – Pater Rupert Mayer erhält Redeverbot für das gesamte Reichsgebiet

Berlin * Pater Rupert Mayer erhält Redeverbot für das gesamte Reichsgebiet wegen

„staatsabträglichen Reden“ durch das Reichssicherheitshauptamt&nbsp;in Berlin.

5. Juni 1937 – Rupert Mayer wird wegen Nichtbeachtung des Redeverbots inhaftiert

München * Pater Rupert Mayer wird wegen „Nichtbeachtung des Redeverbots“ in der

Gestapo-Zentrale im Wittelsbacher Palais, dann im Corneliusgefängnis und schließlich im

Gefängnis Stadelheim inhaftiert.    Die Anklage vom 7. Juli wird ihm vorgeworfen: „[...] fortgesetzt

öffentlich hetzerische Äußerungen über leitende Persönlichkeiten des Staates und deren

Anordnungen gemacht zu haben, die geeignet sind, das Vertrauen des Volkes zur politischen
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Führung zu untergraben“.

22. Juli 1937 – Kanzelmissbrauch und Heimtückegesetz

München * Am 22. und 23. Juli 1937 findet die Hauptverhandlung vor dem Sondergericht

München statt. Pater Rupert Mayer wird wegen Kanzelmissbrauchs und Verstoß gegen das

Heimtückegesetz zu sechs Monaten Gefängnis verurteilt. Die Haftstrafe muss der Verurteilte

nicht absitzen, weil er sich laut Urteilsbegründung, „im Felde äußerst tapfer benommen hat“

sowie „schwer kriegsbeschädigt ist“.    Obwohl Rupert Mayer als Überzeugungstäter eingestuft

wird („... sich der Angeklagte bewußt war, daß das Kirchenvolk seinen Äußerungen eine weit

stärkere Bedeutung beimaß als den Äußerungen irgendeines mehr oder weniger bekannten

Geistlichen.“), zögert der NS-Staat, wegen dessen Popularität und der Machtstellung der

katholischen Kirche noch härter gegen den Priester vorzugehen.

1938 – Die Akademie für angewandte Kunst

München-Maxvorstadt * Die Staatsschule für angewandte Kunst wird in Akademie für

angewandte Kunst umbenannt.

13. Juli 1938 – Die Cenovis-Werke melden den Abschluss der „Arisierung“

München-Au * Die Cenovis-Werke teilen der Industrie- und Handelskammer München mit, dass

sämtliche Geschäftsanteile in nichtjüdischen Besitz übergegangen seien. Das Unternehmen

bezeichnet sich daraufhin als eine „rein arische“ Unternehmung und erfüllt damit die Vorgaben

der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik. Die Erklärung dokumentiert den Abschluss der

sogenannten „Arisierung“ des Unternehmens.  Dr. Julius Schülein gelingt es noch vor den

Novemberpogromen 1938, in die Vereinigten Staaten zu emigrieren und sich der weiteren

Verfolgung durch das NS-Regime zu entziehen.

18. August 1938 – Vertreibung der Juden aus arischen Wohnhäusern

Halle * Das Amtsgericht Halle fällt ein Urteil zur Vertreibung der Juden aus „arischen“

Wohnhäusern. Darin heißt es unter anderem:       „Auch in der Hausgemeinschaft können

eigennützige Interessen der einzelnen keinen Bestand haben. Eine wahre Hausgemeinschaft im
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Sinne dieses Denkens kann aber nur von gleichgesinnten, deutsch denkenden Personen und

Hausbewohnern arischer Abstammung gebildet und gepflegt werden; sie ist mit Personen

jüdischer Herkunft wegen des bestehenden Rassenunterschiedes schlechterdings unmöglich.  

Da der nationalsozialistische Staat aber auf das Bestehen und die Pflege einer wahren

Hausgemeinschaft einen besonderen Wert legt und von jedem Volksgenossen diese Einstellung

im Sinne der Hausgemeinschaft fordert, so kann dem Vermieter und den Mietern arischer

Abstammung im Interesse der Erhaltung dieser Hausgemeinschaft nicht zugemutet werden,

diese mit Mietern jüdischer Abstammung zu bilden und zu pflegen und mit diesen in derselben

Hausgemeinschaft zu leben.    Dem Vermieter muß deshalb das Recht zugesprochen werden,

Mieter jüdischer Abstammung aus dieser Hausgemeinschaft auszuschließen und von diesen

Räumung ihrer Wohnung zu fordern.    Leistet ein solcher Mieter jüdischer Abstammung dem

Räumungsverlangen des Vermieters keine Folge oder lehnen die Mieter arischer Abstammung

eine Hausgemeinschaft mit ihnen ab, so stört er damit die zwischen dem Vermieter und den

anderen Mietern arischer Abstammung bestehende Hausgemeinschaft und macht sich durch sein

weiteres Wohnenbleiben diesen gegenüber einer erheblichen Belästigung im Sinn des § 2

Mieterschutzgesetz schuldig“.

Oktober 1938 – Die „Reichsfluchtsteuer“ für die Familie Haas wird auf 125.000 RM festgesetzt

München * Nachdem die Familie Haas ihren „Antrag auf Ausreise“ gestellt hat, wird die

„Reichsfluchtsteuer“ auf 125.000 RM festgesetzt.    Das entspricht dem Wert des

Immobilienbesitzes.    Als es dann im Oktober 1938 zum Verkauf an die „Kassenärztliche

Vereinigung Deutschlands, Landesstelle München“ kommt, wird der Wert der Häuser von den

staatlichen Prüfern auf nur mehr 45.000 RM festgesetzt.  Damit geht der Kauf für ein Butterbrot

über die Bühne.    Die finanziellen Belastungen der „Reichsfluchtsteuer“ bleiben dennoch

bestehen.  Daneben werden der Familie Hass noch alle wertvollen Gegenstände abgenommen.

27. Oktober 1938 – Das Deutsche Reich lässt 17.000 Juden verhaften

Deutschland - Polen * Das Deutsche Reich lässt 17.000 Juden polnischer Staatsangehörigkeit

verhaften und an die polnische Grenze transportieren. Da der polnische Staat zunächst die

Einreise seiner Staatsbürger verweigert, vegetieren die Menschen im Grenzgebiet in der

Zwischenzeit dahin.    Unter den 17.000 befinden sich auch die Eltern des Herschel Gryspan, der

wenige Tage später - wegen homosexueller Beziehungen - den Legationssekretär Ernst vom

Rath an der Deutschen Botschaft in Paris schwer verletzen wird.
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12. November 1938 – Hermann Göring erlässt eine Sühneverordnung für Juden

Berlin * Hermann Göring, der Beauftragte für den Vierjahresplan zur Kriegsvorbereitung, erlässt

eine Sühneverordnung, die zur Finanzierung der Aufrüstung gedacht ist.       Die Juden deutscher

Staatsangehörigkeit müssen zusammen eine Milliarde Reichsmark wegen „ihrer feindlichen

Haltung gegenüber dem deutschen Volk und Reich“ zahlen.   Weiterhin werden alle Juden aus

dem deutschen Wirtschaftsleben ausgeschaltet.   Und schließlich gibt es die Verordnung zur

Wiederherstellung des Straßenbildes.   Sie besagt: „Alle Schäden, welche durch die Empörung

des Volkes über die Hetze des internationalen Judentums gegen das nationalsozialistische

Deutschland an jüdischen Gewerbebetrieben und Wohnungen entstanden sind, sind von dem

jüdischen Inhaber oder jüdischen Gewerbetreibenden sofort zu beseitigen.    Die Kosten der

Wiederherstellung trägt der Inhaber der betroffenen jüdischen Gewerbebetriebe und Wohnungen.

Versicherungsansprüche von Juden deutscher Staatsangehörigkeit werden zugunsten des

Reiches beschlagnahmt.“      In München wird eine eigene Arisierungsstelle in der

Widenmayerstraße 27 eingerichtet, die die Enteignung und Gettoisierung der jüdischen

Bevölkerung durchführen soll.

18. November 1938 – Die Israelitische Kultusgemeinde muss Nazi-Maßnahmen durchsetzen

München * Innerhalb des isolierten jüdischen Lebensbereiches wird die Israelitische

Kultusgemeinde gezwungen, die staatlichen Terror-Maßnahmen durchzusetzen und zu

organisieren. So kündigt der Völkische Beobachter an:    „Die Israelitische Kultusgemeinde richtet

im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen ab sofort eigene Verkaufsstellen ein, in denen die

in München ansässigen Juden ihren notwendigen Bedarf decken können. Zutritt zu diesen

Verkaufsstellen haben nur Juden.“

9. Juni 1939 – Pater Rupert Mayer gibt bei der Gestapo eine Erklärung ab

München-Maxvorstadt * Pater Rupert Mayer gibt anlässlich einer Vorladung bei der

Gestapo folgende schriftliche Erklärung ab:       „Ich erkläre, daß ich im Falle meiner Freilassung

trotz des gegen mich verhängten Redeverbotes nach wie voraus grundsätzlichen Erwägungen

heraus predigen werde.    Ich werde auch weiterhin in der von mir bisher geübten Art und Weise

predigen, selbst dann, wenn die staatlichen Behörden, die Polizei und die Gerichte meine

Kanzelreden als strafbare Handlungen und als Kanzelmißbrauch bewerten sollten.“
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März 1941 – Gauleiter Wagner will die Maximilianeums-Satzung ändern

München-Haidhausen * Gauleiter und Staatsminister Adolf Wagner will die Satzung ändern und

aus der Stiftung Maximilianeum eine reine Zahlstelle für Geldstipendien machen. Er will die

Studenten aus dem Haus entfernen und sie mit einem monatlichen Stipendium von 150 RM

abfinden. Anschließend soll die Kreisleitung München der NSDAP das Gebäude der Stiftung

übernehmen. 

1942 – Das Gesundheitsamt am Lilienberg wird umbenannt

München-Au * Das Gesundheitsamt am Lilienberg wird in Staatliches Gesundheitsamt

München-Land umbenannt.

Februar 1942 – Alfred Delp nimmt Verbindungen zum Kreisauer-Kreis auf

München-Bogenhausen * Im Auftrag des Jesuiten-Ordensprovinzials August Rösch nimmt Alfred

Delp -  als Experte für Fragen der Katholischen Soziallehre, insbesondere der Arbeiterfrage -

Verbindungen zum Kreisauer-Kreis auf, um die Erneuerung des Staates auf der Grundlage der

christlichen Soziallehre nach dem absehbaren Zusammenbruch des Dritten Reiches zu

bewirken. Die Gruppierung um Graf James von Moltke gewinnt bis 1944 an Breite.     Neben

Priestern beiderlei Konfession, Offizieren, Adeligen und meist konservativen Politikern arbeiten

auch Sozialdemokraten mit.

16. Oktober 1942 – Der Kreisauer Kreis beschäftigt sich mit Staat, Kirche, sozialen Fragen

Kreisau * Die 2. Kreisauer Tagung dauert bis 18. Oktober und beschäftigt sich mit den Themen:

Staat, Kirche und sozialen Fragen. Dieses Mal ist der Jesuitenpater Alfred Delp dabei. 

März 1943 – Phosphor- und Sprengbomben zerstören die Bayerische Staatsbibliothek

München-Maxvorstadt * Phosphor- und Sprengbomben zerstören 85 Prozent der Bausubstanz

und 25 Prozent des Bücherbestands der Bayerischen Staatsbibliothek.

23. April 1943 – Juden wird die deutsche Staatsangehörigkeit entzogen

Münchner Zeitensprünge Seite 242/289



Berlin * Juden wird die deutsche Staatsangehörigkeit entzogen.

19. November 1943 – Der Staat erwirbt das circa 30 Hektar große Maffei-Gelände

München-Englischer Garten - Hirschau * Der Staat erwirbt auf Druck der Bayerischen Verwaltung

der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen das circa 30 Hektar große Maffei-Gelände um 2,5

Millionen Mark.

17. April 1944 – Ein Staatsbegräbnis für den Gauleiter Adolf Wagner

München * Zum Staatsbegräbnis von Gauleiter Adolf Wagner kommt Adolf Hitler zum letzten Mal

nach München.

20. Juli 1944 – Ein Attentat auf Adolf Hitler im Führerhauptquartier Wolfsschanze

Wolfsschanze * Das Attentat auf Reichskanzler Adolf Hitler im Führerhauptquartier

Wolfsschanze und der Umsturzversuch durch Stauffenberg und seine Mitverschwörer in Berlin

scheitern. Die Geheime Staatspolizei - Gestapo wird dadurch auch auf die Widerstandsgruppe

Kreisauer Kreis aufmerksam.

18. August 1944 – Kaplan Dr. Hermann Joseph Wehrle wird von der Gestapo verhaftet

München-Bogenhausen - Berlin * Kaplan Dr. Hermann Joseph Wehrle wird im Bogenhausener

Pfarrhof von der Gestapo verhaftet und im Nachtzug nach Berlin gebracht.

April 1945 – Die Wehrmacht bleibt Herr im Haus des ehemaligen Kriegsministeriums

München-Maxvorstadt * Die Wehrmacht bleibt bis Kriegsende Herr im Haus des ehemaligen

Kriegsministeriums, dem Wehrkreiskommando VII.

9. Mai 1945 – Eröffnung der KZ-Gedenkstätte Dachau
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Dachau * Die KZ-Gedenkstätte Dachau wird feierlich eröffnet. Das stellt einen Wendepunkt in der

deutschen Erinnerungskultur dar, denn erstmals wird ein ehemaliges Konzentrationslager in der

Bundesrepublik dauerhaft als staatlich anerkannte Gedenkstätte eingerichtet. Bis dahin ist das

Gelände nur teilweise erhalten, und über seine künftige Nutzung war jahrelang gestritten worden.

An der Eröffnungsfeier nehmen teil:    ehemalige Häftlinge aus vielen europäischen Ländern, 

Vertreter der Bundesregierung und des Freistaats Bayern,  Repräsentanten der katholischen und

evangelischen Kirche,  internationale Delegationen,  zahlreiche Münchner Bürger.    Die Feier

steht ganz im Zeichen des Gedenkens an die mehr als 200.000 Häftlinge, die zwischen 1933 und

1945 durch Dachau gegangen sind, sowie der über 40.000 Menschen, die dort oder infolge ihrer

Haft starben.   Bundespräsident Heinrich Lübke kann nicht persönlich an der Einweihung

teilnehmen, übersendet jedoch ein Grußwort.

19. September 1945 – Bayern wird wieder zum Staat

München * Die amerikanische Militärregierung verfügt mit der Proklamation Nr. 2 die Bildung der

Verwaltungsgebiete Groß-Hessen, Württemberg-Baden und Bayern, „die von jetzt ab als Staaten

bezeichnet werden“. Die von den Amerikanern im Rahmen ihrer Demokratisierungsbestrebungen

eingesetzten bayerischen Staatsregierungen stehen aber unter der Oberhoheit der

US-Militärregierung für Bayern.    US-General Clay, erst stellvertretender, später oberster

Militärgouverneur, schreibt später in seinen Memoiren: „Rückblickend meine ich, dass wir diese

Aufgabe sicher als hoffnungslos angesehen hätten, wenn wir das chaotische Durcheinander voll

überblickt hätten.“ 

1946 – Die Staatsschule für angewandte Kunst wird Teil der Kunst-Akademie

München-Maxvorstadt * Die Staatsschule für angewandte Kunst wird in die Akademie der

Bildenden Künste eingegliedert.

26. März 1946 – Der Platz der Opfer des Nationalsozialismus erhält seinen Namen

München-Kreuzviertel * Auf der 6. Sitzung des Münchner Stadtrats wird - knapp zehn Monate

nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und des Zusammenbruchs des Dritten Reichs - für das

Rondell zwischen Brienner Straße und Maximiliansplatz der Name „Platz der Opfer des

Nationalsozialismus“ beschlossen.  Seine Lage inmitten der Stadt und „vor allem die Tatsache,

dass  das Denkmal des großen deutschen Dichters Friedrich von Schiller trägt, der Freiheit und
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Menschenwürde in seinen Werken feierte“, lassen diesen Ort „als Erinnerungsstätte besonders

geeignet erscheinen“. Der Standort wird bewusst gewählt, denn schräg gegenüber - im 1944

zerstörten ehemaligen Wittelsbacher Palais an der Brienner Straße 50 - befand sich das

gefürchtete Hauptquartier der Geheimen Staatspolizei - das Zentrum der politischen Verfolgung. 

Die Länge des Platznamens macht sein Aussprechen zwar praktisch unmöglich. Doch das macht

nichts, denn der Platz dient nicht als Adresse. Er ist einfach ein Verkehrsknoten mit Grünfläche.

Der Form halber hat er aber trotzdem eine Postleitzahl erhalten: 80333. 

26. März 1946 – Der Platz der Opfer des Nationalsozialismus entsteht

München-Maxvorstadt * Knapp zehn Monate nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und des

Zusammenbruchs des Dritten Reichs. - gibt Oberbürgermeister Karl Scharnagel - anlässlich des

„Tages der Opfer des Faschismus“ - bekannt, dass das Rondell zwischen Brienner Straße und

Maximiliansplatz künftig den Namen „Platz der Opfer des Nationalsozialismus“ tragen wird.  

Seine Lage inmitten der Stadt und „vor allem die Tatsache, dass  das Denkmal des großen

deutschen Dichters Friedrich von Schiller trägt, der Freiheit und Menschenwürde in seinen

Werken feierte“, lassen diesen Ort „als Erinnerungsstätte besonders geeignet erscheinen“. Der

Standort wird allerdings bewusst gewählt, denn schräg gegenüber - im 1944 zerstörten

ehemaligen Wittelsbacher Palais an der Brienner Straße 50 - befand sich das gefürchtete

Hauptquartier der Geheimen Staatspolizei. Das war das Zentrum der politischen Verfolgung.  Die

Länge des Platznamens macht sein Aussprechen zwar praktisch unmöglich. Doch das macht

nichts, denn der Platz dient nicht als Adresse. Er ist einfach ein Verkehrsknoten mit Grünfläche.

Der Form halber hat er aber trotzdem eine Postleitzahl erhalten: 80333. 

26. Juni 1946 – Liesl Karlstadt tourt durch 56 bayerische Städte

Freistaat Bayern * Bis 30. September 1946 unternimmt Liesl Karlstadt mit dem Stück „Das

schwedische Zündholz“ eine ausgedehnte Tournee durch 56 bayerische Städte.

30. Juni 1946 – In Bayern finden wieder demokratische Wahlen statt

Freistaat Bayern - München-Maxvorstadt * Erstmals nach der Nazi-Diktatur finden in Bayern

wieder demokratische Wahlen statt. Die CSU wird mit 109 Abgeordneten stärkste Fraktion. Der

Landtag wird in der Aula der Ludwig-Maximilians-Universität tagen. 
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7. August 1946 – Umbenennung in Staatliche Hochschule für Musik

München * Die Akademie der Tonkunst wird in Staatliche Hochschule für Musik umbenannt. 

8. August 1946 – Die Musikhochschule bezieht die Villa Stuck

München-Haidhausen * Die Studenten der Staatlichen Hochschule für Musik übernehmen die

Villa Stuck für ihre Studienzwecke. Zeitweise sind hier bis zu 316 Studierende eingeschrieben,

darunter auch - ab Oktober 1946 - Wolfgang Sawallisch. 

20. September 1946 – Zustimmung der Verfassungsgebenden Landesversammlung

München - Freistaat Bayern • Die Verfassunggebende Landesversammlung nimmt den im

Verfassungsausschuss entworfenen Text mit den Stimmen von CSU und SPD an. 

24. Oktober 1946 – Die Genehmigung für die Bayerische Verfassung wird erteilt

München - Freistaat Bayern * General Lucius D. Clay von der US-Army, der Militärgouverneur der

amerikanischen Besatzungszone in Deutschland, teilt dem Präsidenten der Landesversammlung

mit, dass die Genehmigung für die Verfassung erteilt wird. 

1. Dezember 1946 – Die erste Nachkriegswahl zum Bayerischen Landtag

Freistaat Bayern * Bei der ersten Wahl zum Bayerischen Landtag erhält die CSU 104 Sitze, die

SPD erringt 54, die Wirtschaftliche Aufbauvereinigung - WAV 13 und die FDP 9 Sitze. Dadurch

kann Ministerpräsident Hans Ehard ein reines CSU-Kabinett leiten.

1. Dezember 1946 – Das Volk stimmt der Bayerischen Verfassung zu

München - Freistaat Bayern * In einer Volksabstimmung wird die unter der Führung des

SPD-Politikers Wilhelm Hoegner ausgearbeitete Bayerische Verfassung mit einer Mehrheit von

70,6 Prozent angenommen. Die Verfassung des Freistaates Bayern regelt die Selbstständigkeit

des Freistaates als Land der Bundesrepublik Deutschland. 
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2. Dezember 1946 – Wilhelm Hoegner [SPD] fertigt die Verfassungsurkunde aus

München - Freistaat Bayern * Ministerpräsident Wilhelm Hoegner [SPD] fertigt die

Verfassungsurkunde aus. 

4. Dezember 1946 – Der Ministerrat beschließt die Bayerische Verfassung

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung wird nach der Volksabstimmung und

der Ausfertigung der Verfassungsurkunde durch Ministerpräsident Wilhelm Hoegner [SPD] im

Ministerrat beschlossen. 

8. Dezember 1946 – Die Verfassung des Freistaats Bayern tritt in Kraft

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung tritt mit ihrer Veröffentlichung im

Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. 

21. Dezember 1946 – Hans Ehard wird Ministerpräsident des Freistaats Bayern

München-Lehel * Hans Ehard von der Christlich Sozialen Union - CSU wird zum ersten

demokratisch legitimierten Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern der Nachkriegszeit gewählt.

Er richtet seine Staatskanzlei in der Prinzregentenstraße 9 ein.

1946 – Die Landesversammlung beschließt die Bayerische Verfassung

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung wird von der Landesversammlung mit

136 Stimmen von CSU und SPD, bei 14 Gegenstimmen von KPD, WAV und FDP beschlossen.

Nun kann das bayerische Volk am 1. Dezember über die Verfassung entscheiden. 

9. Januar 1948 – Verhandlungen zur Übernahme des Maffei-Kraftwerks am Eisbach

München-Englischer Garten - Tivoli - Hirschau * Philipp Mathes, der Direktor der Kunstmühle

Tivoli beginnt mit der Bayerischen Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen über

die Übernahme des Kraftwerks des ehemaligen Maffei-Kraftwerks am Eisbach zu verhandeln.
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29. März 1948 – Die Bayernpartei - BP erhält ihre Lizenz

München * Mit der Lizenzierung der Bayernpartei - BP am 29. März 1948 erwächst der CSU in

Bayern eine nicht ganz ungefährliche Konkurrenz. Unter der Führung von Joseph Baumgartner,

der von 1945 bis 1947 der CSU angehört hatte, kämpft die Bayernpartei       für einen

selbstständigen bayerischen Staat,   bekämpft den Bonner Zentralismus und   lehnt das

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ab.

Mai 1948 – Solidaritäts-Kundgebungen für den Staat Israel

München-Bogenhausen * Im Garten der Bogenhausener Lauer-Villa finden

Solidaritäts-Kundgebungen für den im Entstehen begriffenen Staat Israel statt.

1. Oktober 1948 – Das Bayerische Rundfunkgesetz tritt in Kraft

Freistaat Bayern * Das Bayerische Rundfunkgesetz tritt in Kraft. Zwei Ziele standen bei den

amerikanischen Überlegungen zur Rundfunkpolitik nach amerikanischem Vorbild im Vordergrund:

        Vermeidung von staatlicher Einflussnahme   Dezentralisierung.      Als Vermächtnis dieser

Politik vereint die ARD heute neun Rundfunkanstalten unter ihrem Dach. 

1949 – Das Schlossgut Kaltenberg kehrt in den Besitz der Familie Schülein zurück

Kaltenberg * Das Schlossgut Kaltenberg wird an die Erbengemeinschaft Schülein

zurückgegeben. Das Anwesen war während der nationalsozialistischen Herrschaft im Zuge der

sogenannten „Arisierung“ entzogen worden und an staatliche Stellen übergegangen. Die

Rückgabe stellt einen wichtigen Schritt bei der Wiedergutmachung des der Familie Schülein

zugefügten Unrechts dar. 

20. Mai 1949 – Der bayerische Landtag und die CSU lehnen das Grundgesetz ab

München - Freistaat Bayern * Nach mehr als vierzehn Stunden heftiger und leidenschaftlicher

Diskussion beschließen die Abgeordneten des Bayerischen Landtags die Ablehnung des

Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. Von den 174 Abgeordneten stimmen        64

mit „Ja“,   101 mit „Nein“,   9 „enthalten“ sich.      Die Ablehnung erfolgt aufgrund einer
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Empfehlung der bayerischen Staatsregierung. Große Teile der regierenden CSU empfinden das

Grundgesetz in seiner vorliegenden Fassung als Angriff auf die Eigenständigkeit Bayerns. 

1950 – Die Paläontologische Staatssammlung in der Richard-Wagner-Straße 10

München-Maxvorstadt * Das Gebäude an der Richard-Wagner-Straße 10 wird neuer Sitz der - in

der Alten Akademie ausgebombten - Bayerischen Staatssammlung für Paläontologie und

historische Geologie sowie einiger Institute der Ludwig-Maximilian-Universität München. 

1950 – Dr. Hermann Schülein kehrt regelmäßig nach München zurück

München * Zwischen 1950 und 1970 besucht Dr. Hermann Schülein nahezu jeden Sommer seine

Heimatstadt München. Trotz seiner Emigration und seines Lebens in den Vereinigten Staaten

bleibt er der Stadt eng verbunden und pflegt bei seinen Aufenthalten seinen langjährigen

Freundes- und Bekanntenkreis.

26. November 1950 – Die CSU muss eine verheerende Niederlage hinnehmen

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl am 26. November 1950 muss die CSU eine

verheerende Niederlage hinnehmen:       Nur 27,4 Prozent der Stimmen entfallen auf die CSU,

während die Bayernpartei 17,9 Prozent erhält.   Die SPD wird mit 28 Prozent der Stimmen zur

stärksten Partei.   Obwohl sie 60.000 Stimmen mehr als die CSU erhält, bleiben die

Christsozialen aufgrund von Überhangmandaten trotzdem die stärkste Fraktion.      Hans Ehard

bildet eine Koalitionsregierung aus CSU, SPD und dem rechts stehenden Bund der

Heimatvertriebenen und Entrechteten - BHE.

1951 – Das Ruinengrundstück der ehemaligen Klopfer-Villa

München-Maxvorstadt * Das Ruinengrundstück der ehemaligen Klopfer-Villa an der Brienner

Straße 41 gehört dem Freistaat Bayern.

1953 – Dr. Hermann Schülein führt eine der größten Brauereien der USA
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New York * Dr. Hermann Schülein, früherer Generaldirektor der Löwenbräu AG, ist als Managing

Director der Liebermann-Rheingold-Brauerei tätig. Unter seiner Führung zählt das Unternehmen

zu den bedeutenden Brauereien der Vereinigten Staaten. Im Jahr 1953 erreicht die Brauerei

einen Ausstoß von rund 3,5 Millionen Hektolitern und übertrifft damit die Produktionszahlen der

Löwenbräu AG deutlich. 

1. Mai 1953 – Protestzug mit Transparenten zum freien Samstagnachmittag

München-Maxvorstadt * Im Anschluss an die Mai-Kundgebung des Deutschen

Gewerkschaftsbundes - DGB auf dem Königsplatz bewegt sich ein Protestzug mit Transparenten

zum freien Samstagsnachmittag durch die Luisenstraße in Richtung Bahnhofsplatz.    Da sich der

Protestzug nach der polizeilichen Aufforderung nicht auflöst, greift die Staatsmacht auf der Höhe

des Luisenbunkers mithilfe eines Wasserwerfers ein. Die mit Stahlhelm und Karabiner bewaffnete

Bereitschaftspolizei löst mit Kolbenhieben den Protestzug auf.     Vom Wasserwerfer gejagt bricht

der 59-jährige Bahnangestellte Georg Bachl an der Ecke Luisen-/Prielmayerstraße tot

zusammen.

28. November 1954 – Viererkoalition unter Wilhelm Hoegner (SPD)

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl Wahl bleibt die CSU zwar stärkste Fraktion. Doch der

SPD-Vorsitzende Waldemar von Knoeringen verständigt sich mit dem

Bayernpartei-Vorsitzenden Joseph Baumgartner. Nach dem Motto „Es geht auch ohne CSU“

kommen noch die FDP und der BHE dazu, womit die Viererkoalition perfekt ist.    Wilhelm

Hoegner, SPD, wird Ministerpräsident, Joseph Baumgartner, BP, sein Stellvertreter. 

6. August 1955 – Ex-Kronprinz Rupprecht wird in der Theatinerkirche beigesetzt

München-Kreuzviertel * Der bayerische Ex-Kronprinz Rupprecht wird als letzter Wittelsbacher im

Rahmen eines Staatsbegräbnisses - mit allen königlichen Ehren - in der Theatinerkirche

beigesetzt.  Bis 1918 lautete sein vollständiger Titel: Seine Königliche Hoheit Rupprecht Maria

Luitpold Ferdinand Kronprinz von Bayern, Herzog von Bayern, Franken und in Schwaben,

Pfalzgraf bei Rhein. 
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13. Juni 1956 – Forderung nach Wiedererrichtung des Ludwig II.-Denkmals

München-Nymphenburg * Am 70. Todestag von König Ludwig II. bildet sich in Schloss

Nymphenburg ein Komitee, das den Freistaat und die Stadt auf den leeren Platz an der

Corneliusbrücke hinweisen soll, wo sich bis Mai 1942 das Ludwig-II.-Monument befand und das

auf Anordnung des Reichsministeriums des Inneren - als einziges Königsdenkmal Münchens -

abgebaut und in Hamburg zur Gewinnung von kriegswichtiger Munition eingeschmolzen worden

war.

20. August 1956 – Debatte um Jugendkontrolle und Polizeigewalt

München - München-Au * Der CSU-Landtagsabgeordnete und spätere Innenminister Heinrich

Junker tut sich als Scharfmacher hervor. Er stellt einen Antrag für Maßnahmen zum Schutze der

Jugend, in dem er     die ständige Überwachung von Kinos, Gaststätten und Parkanlagen,   die

Überwachung der jugendlichen Kraftfahrer, insbesondere der Mopedfahrer und   die Bekämpfung

jeglicher auftretender Bandenbildung fordert.     Zur Durchsetzung seines Antrags unterstützt er   

das „rücksichtslose Eingreifen der Polizei“,   deren „rücksichtslose Gewaltanwendung“,   die

„Brechung jeglichen Widerstands […] mit allen an die Grenze des Gesetzes gehenden Mitteln“

und   die „Anweisung an die Staatsanwaltschaft, bei Vergehen und Verbrechen schärfsten

Strafantrag zu stellen“.     Junker kann sich mit seinen Vorstellungen gegen die SPD-dominierte

Viererkoalition nicht durchsetzen. Dieser Erfolg liegt an dem SPD-Landtagsabgeordneten Rudolf

Schlichtinger, der sich für die Interessen und Nöte der Jugendlichen einsetzt. Ihm geht es nicht

darum, „wie man ‚die Halbstarken‘ bekämpfen und gegebenenfalls vernichten kann, sondern wie

man junge Menschen davor bewahren kann, Rowdys oder Verbrecher zuwerden“ und wehrt sich

gegen das Modewort „Halbstarke“.

Oktober 1957 – Die Musikhochschule zieht an die Arcisstraße

München-Haidhausen - München-Maxvorstadt * Die Staatliche Hochschule für Musik zieht aus

der Villa Stuck in ihr neues Domizil im ehemaligen „Führerbau“ in der Arcisstraße um. 

29. August 1958 – Michael Joseph Jackson wird in Gary im US-Staat Indiana geboren

Gary * Der spätere Sänger, Songwriter und Tänzer Michael Joseph Jackson wird in Gary im

US-Staat Indiana geboren. 
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23. November 1958 – Es bleibt bei der Dreierkoalition aus CSU, GB/BHE und FDP

Freistaat Bayern * Bei der Wahl zum Bayerischen Landtag ist die CSU die eindeutige

Wahlgewinnerin.       Die CSU kann ihren Stimmenanteil von 38,4 auf 45,6 Prozent erhöhen.   Die

SPD verbessert ihr Ergebnis um 2,7 Prozent auf 30,8 Prozent.   Die Bayernpartei - BP, der

Gesamtdeutsche Block/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten - GB/BHE sowie die FDP

fallen nach zum Teil massiven Verlusten unter die Zehnprozent-Marke.       Der Trend zum

Zweiparteien-System schält sich schon bei dieser Wahl deutlich heraus.    Obwohl die CSU mit

101 Sitzen fast die absolute Mehrheit erreicht hat, bleibt es bei der Dreierkoalition aus CSU,

GB/BHE und FDP.    Zum Ministerpräsidenten wird Hanns Seidel gewählt. Sein Stellvertreter,

Rudolf Eberhard, gehört aber aufgrund der Mehrheitsverhältnisse nun auch der Christlich

Sozialen Union an.

1960 – Der Karl-May-Verlag wird nach Bamberg verlegt

Bamberg * Der Karl-May-Verlag wird von Radebeul bei Dresden nach Bamberg verlegt. Der

Grund liegt in     der zunehmenden staatlichen Kontrolle und Verstaatlichung,   die

Karl-May-Werke gelten zeitweise als politisch unerwünscht und   wirtschaftliches Arbeiten wird

stark eingeschränkt. 

29. Mai 1960 – Das Kavallerie-Denkmal vor dem Hauptstaatsarchiv wird enthüllt

München-Maxvorstadt * Das Kavallerie-Denkmal vor dem Hauptstaatsarchiv wird enthüllt. Der

Wehrmachtsgeneral a.D. Dietrich von Saucken lobt dabei die Eigenschaft der „Deutschen

Soldatenpferde“ und die sich daraus ergebenden Charaktereigenschaften: „Fromm, willig und

ausdauernd bis zum letzten Atemzug“, lautet seine Analyse.  Der Entwurf zu dem

überlebensgroßen, ungesattelten Bronzepferd stammt von dem Bildhauer Bernhard Bleeker, der

schon den toten Soldaten im Kriegerdenkmal im Hofgarten geschaffen hat. 

1961 – Dr. Hermann Schülein erhält den Bayerischen Verdienstorden

München * Dr. Hermann Schülein wird mit dem Bayerischen Verdienstorden ausgezeichnet. Mit

der hohen Ehrung würdigt der Freistaat Bayern seine herausragenden Leistungen als

Unternehmer sowie seine Verdienste um die bayerische Wirtschaft und seine enge

Verbundenheit mit seiner Heimat.
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25. November 1962 – Absolute Mehrheit für die CSU

Freistaat Bayern * Mit der Wahl vom 25. November 1962 werden endgültig die Weichen für die

späteren Regierungsverhältnisse in Bayern gestellt. Seither führen die der CSU angehörenden

Bayerischen Ministerpräsidenten - Alfons Goppel, Franz Josef Strauß und Max Streibl - von der

Staatskanzlei an der Prinzregentenstraße 9 aus nur noch reine CSU-Kabinette.    Mit satten 47,5

Prozent der Stimmen kann die CSU ihren Stimmenanteil erneut um fast zwei Prozent

erhöhen. Das Ergebnis reicht für die absolute Mehrheit der Landtags-Mandate aus.

6. November 1964 – Beatles sprechen sich gegen Rassentrennung aus

USA * In einer Presseerklärung verkündeten die Beatles:&nbsp;„Wir werden nirgendwo auftreten,

wo Schwarzen nicht erlaubt ist, dort zu sitzen, wo sie wollen.“&nbsp;Damit &nbsp;sind&nbsp;sie

die erste Band, die sich in den USA gegen die Rassentrennung&nbsp;wendet, was damals schon

eine Menge Mut erfordert.&nbsp;Die vier Musiker haben erfahren, dass „schwarze Fans“ bei

Konzerten nur in den oberen Rängen sitzen durften.    Die „rassistisch motivierte zwangsweise

Trennung von Menschen biologisch unterschiedlicher Menschengruppen“, auch

Rassen&nbsp;genannt, im Bereich des täglichen Lebens war in den Südstaaten der USA bis in

die späten 1960er-Jahre verbreitet, in Südafrika als Apartheid&nbsp;sogar bis 1990. Dabei gibt

es gar keine menschlichen Rassen.&nbsp;

21. Mai 1965 – Die Queen in München

München * Die englische Königin und ihr Ehemann Prinz Philip treffen im Rahmen ihrer

Deutschlandreise bei eher kühlem Frühlingswetter in München ein. Ihr Aufenthalt dauert&nbsp;14

Stunden. Lange genug, um in den Straßen der Landeshauptstadt eine wahre Volksfeststimmung

herrschen zu lassen. Hunderttausende säumten die Straßen und bereiteten der freundlich

lächelnden und jugendlich wirkenden Queen bei ihrer Fahrt im offenen Wagen frenetische

Ovationen. Ministerpräsident Alfons&nbsp;Goppel drückte diese Stimmung mit den Worten aus:

„Die Herzen des bayerischen Volkes schlagen Eurer Majestät entgegen!“    Die Bayern

widersetzten sich allen von oben erlassenen Anordnungen zum Aufenthalt der Queen und

gestalteten den Besuch weitgehend nach ihrem eigenen Willen. Die Staatsregierung reizte mal

wieder alle Möglichkeiten aus, um vor der Weltöffentlichkeit ihr ausgeprägtes weiß-blaues

Staatsbewusstsein zu zelebrieren und mithilfe von Zeremoniell und Symbolik souveräne

Staatlichkeit zu beweisen.&nbsp;    Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons

Goppel spielt die Blaskapelle beim Ankommen des Sonderzuges der britischen Königin Elisabeth
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die Bayerische Nationalhymne, obwohl der Bundespräsident Heinrich Lübke dies der

Staatsregierung zuvor ausdrücklich untersagt hatte. &nbsp;    Die königlichen Gäste von der Insel

mussten sich alle Strophen der&nbsp;„Bayern-Hymne“&nbsp;anhören, was Prinz Philip zur

Bemerkung hinreißen lässt:&nbsp;„Oh, ein ganzes Konzert.“&nbsp;    Wegen der

„Bayern-Hymne“ schlitterte die Bundesrepublik Deutschland beinahe in eine Staatskrise. Der

bayerische Ministerpräsident riskierte wegen seines Trotzes ein Verfahren wegen

„separatistischer Machenschaften“. Letztlich stärkte der Queen-Besuch nicht nur den Freistaat

Bayern, sondern auch die Popularität des Ministerpräsidenten Alfons Goppel.

21. Mai 1965 – Mit der „Bayern-Hymne“ knapp an der Staatskrise vorbei

München * Wegen der „Bayern-Hymne“ schlittert die Bundesrepublik Deutschland beinahe in eine

Staatskrise. Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons Goppel spielt die

Blaskapelle beim Ankommen des Sonderzuges der britischen Königin Elisabeth die Bayerische

Nationalhymne, obwohl dies Bundespräsident Heinrich Lübke der Staatsregierung zuvor

ausdrücklich untersagt hatte.      Die Gäste müssen sich alle Strophen anhören. Verwundert

bemerkt Prinz Philip: „Oh, ein ganzes Konzert“. Und Bundespräsident Heinrich Lübke tobt. 

1966 – Der Bund Naturschutz wildert Biber in Bayern aus

Freistaat Bayern * Der Bund Naturschutz wildert die ersten Biber wieder in Bayern aus.

1966 – Die Bayerische Staatsbibliothek bekommt einen Erweiterungsbau

München-Maxvorstadt * Nach Kriegszerstörung und Wiederaufbau wird der Bayerischen

Staatsbibliothek ein Erweiterungsbau aus Stahl und Glas angefügt.

23. Juni 1966 – Die Beatles kommen nach München

London - München * Um 11:20 Uhr heben die Beatles mit dem Flug BE502 mit der

BEA-Linienmaschine Comet IV vom Londoner Flughafen ab, um um 12:56 Uhr in München-Riem

zu landen. Endlich sind sie da. George Harrison, Paul McCartney, John Lennon und Ringo Starr

treffen erstmals und höchstpersönlich in München ein.  Und als „die vier Sängerknaben mit der

Mädchenfrisur“ das Flugzeug verlassen, werden sie „von lustigen Teenagern zumeist“ begeistert
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empfangen. Man hat sie bis zur Landung des Flugzeugs mit Beatmusik bei Laune gehalten. Die

Mädchen tragen Pony, die Haare hochtoupiert, sowie bonbonfarbene, schenkelkurze

Op-Art-Kleidchen und Pumps. Die Burschen bekleiden sich mit hautengen Jeans und schwarzen

T-Shirts oder geblümten Hemden. Ihre Haare bedecken zwar die Ohren, reichen aber noch nicht

bis zur Schulter. Dazwischen sind auch „einige wüstere Typen mit verfilztem, schulterlangem

Haar, im obligatorischen Snow Coat mit aufgemalten Atomwaffengegner-Abzeichen“, schreibt die

Süddeutsche Zeitung.  Die Mädchen halten bemalte Schilder hoch und alles sieht friedlich

aus. Doch es muss schon ein sehr trügerischer Friede sein, denn auf je fünf Fans kommt ein

Polizist. 200 Staatliche Ordnungskräfte sorgen für einen reibungslosen Ablauf. Außerdem ist die

Straße rechts vom Hauptgebäude auf einer Länge von fast einhundert Metern abgesperrt

worden.    Noch auf der Rolltreppe werden die Fab Four mit extrem saublöden Fragen

interviewt. Ringo Starr antwortet auf dem Flughafen auf die Frage eines Reporters: „Warum

stehen Sie immer so spät auf?“ mit der Gegenfrage: „Wollen Sie schon in aller Frühe unseren

Lärm hören?“ Total unverständlich findet der Münchner Merkur die Popularität der Beatles, da die

Vier doch nur Nachteile vorzuweisen hätten: „Der kurzsichtige John Lennon, der Linkshänder

Paul McCartney, George Harrison mit den abstehenden Ohren und Ringo Starr mit der

übergroßen Nase.“   Außerdem überreicht man ihnen Lederhosen mit Hirschknöpfen und weiße

leinene Trachtenhemden. Schon während des Flugs hat man ihnen einen Tirolerhut übergeben,

den der „großnasige“ Ringo beim Verlassen des Flugzeugs zu seiner braunen Lederjacke trägt.   

„Machen Sie Platz für die Beatles!“. Die Ampeln sind für die vier Musiker auf Grün gestellt. So

fahren sie über die Prinzregentenstraße, vorbei an den Vieltausenden, Fähnchen schwenkenden,

„Yeah-yeah-yeah!“ kreischenden Münchner Beatles-Fans. Es herrscht einfach eine freundliche

Stimmung an diesem 23. Juni 1966.   In dem Auto mit dem Kennzeichen M-TX 107 sitzen die

Beatles. Um den wartenden Fans zu entkommen, fährt der Mercedes die Tiefgarage von hinten

an, sodass die Gruppe um 13:45 Uhr das Hotel durch den Lieferanteneingang betreten kann.

Während die Musiker durch den Hintereingang verschwinden, warten auf dem Promenadeplatz

etwa 3.000 Fans und Neugierige mit Transparenten. Neun Hausdiener und eine Handvoll

Polizisten sollen den Bayerischen Hof gegen den Ansturm der Beatles-Fans verteidigen. „Die

Scheiben sind vorsorglich beim Glaser bestellt“, diktiert Hotelchef Falk Volkhardt einem Reporter

in den Block.   Nichts passiert. Nur junge Frauen und Männer warten auf dem Promenadeplatz

sehnsüchtig auf den Augenblick, dass sich ihre Idole an einem der Fenster zeigen. Oben im

fünften Stock tun diese den Fans ein einziges Mal den Gefallen und treten ans Fenster, um ein

paar Autogramme auf die Straße zu werfen.    Für 16:00 Uhr ist im Nachtclub des Hotels

Bayerischer Hof eine Pressekonferenz anberaumt. Diese beginnt 20 Minuten später, weil der

Fahrstuhl stecken bleibt. Statt der erlaubten 10 haben sich 15 Personen in den Aufzug

gequetscht. Zuerst werden Fotos der Fab Four geschossen, danach dürfen die Journalisten die

Beatles 13 Minuten befragen. Dazwischen bekommen sie noch den „Goldenen BRAVO Otto“ in
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der Kategorie Beste Beatband überreicht.    Zur gleichen Zeit tagt im Polizeipräsidium an der

Ettstraße ein Krisenstab, denn den deutschen Behörden und der Polizei waren Popstars samt

den kreischenden Fans ausgesprochen befremdlich. Aus Anlass des Beatles-Gastspiels richtet

man in München einen Krisenstab ein, dem der Polizeipräsident, zwei Einsatzleiter und ein erst

kurz zuvor installierter psychologischer Fachmann angehören. Deeskalation fordert der

Psychologe, was natürlich umfangreiche polizeiliche Vorbereitungen notwendig macht, um

Massenaufläufe möglichst zu verhindern oder zumindest unter Kontrolle zu halten.   So

bekommen die Beatles die Kehrseite ihres Ruhmes zu spüren. Ihnen wird ein abendlicher

Schwabing-Bummel aus Sicherheitsgründen verboten, weshalb sie die ganze Zeit ihres

München-Aufenthaltes im Bayerischen Hof verbringen müssen. Die Abendzeitung schreibt

beschwichtigend: „Die Herren tragen zwar unorthodoxe Haartracht und veranstalten einen für

musikalische Ohren beschwerlichen Lärm, aber im Grunde sind sie harmlos und übermütig, und

in ihren Liedern kommt nichts Unanständiges vor.“ Die Polizei hat eine Fälscherbande

hochgenommen, die 125 gefälschte Eintrittskarten für die Beatles-Konzerte zu Horror-Preisen

verkauft hat.    Am frühen Abend machen die Beatles eine Generalprobe auf ihrem Zimmer, da

sie bis zum 21. Juni 1966 jeden Tag mit den Aufnahmen zur LP „Revolver“ beschäftigt waren.

Gegen 21:30 Uhr betreten die vier Beatmusiker das 16 Meter lange Schwimmbad auf dem Dach

des Hotels Bayerischer Hof, das extra für die Beatles reserviert und eigens für diesen Zweck mit

neuem Wasser gefüllt worden war. Der einzige Schwimmer ist Paul, der sich mit einer geliehenen

Badehose in die Fluten stürzt, während die drei anderen „kühles Nass aus Whiskeyflaschen“

vorziehen.   Fortsetzung folgt !

20. November 1966 – Alfons Goppel leitet ein CSU-Kabinett

München * Das Kabinett unter Alfons Goppel setzt sich nur noch aus CSU-Mitgliedern

zusammen. Während Goppels Amtszeit kann die CSU ihren Stimmenanteil beständig steigern.

So erreicht sie am 20. November 1966 48,1 Prozent.

1967 – Die Bayerische Staatsregierung nutzt Räume der Schack-Galerie

München-Lehel * Der größte Raum der Schack-Galerie, der „Lenbach-Saal“ und nachmalige

„Feuerbach-Saal“, steht nicht mehr als Ausstellungsraum zur Verfügung, da er als

Sitzungszimmer der Bayerischen Staatsregierung genutzt wird.

1967 – Das Hauptstaatsarchiv kann ihren Betrieb aufnehmen

Münchner Zeitensprünge Seite 256/289



München-Maxvorstadt * Das Hauptstaatsarchiv kann in ihren heutigen Räumen den Betrieb

aufnehmen.

1. Dezember 1967 – Der erste bayerische Verfassungstag findet statt

München - Freistaat Bayern • Erstmals findet der bayerische Verfassungstag statt. Er erinnert

daran, dass sich das bayerische Volk am 1. Dezember 1946 selber eine Verfassung gegeben

hat. 

1968 – Auf ganze 0,85 Hektar wird Baierwein kultiviert

Freistaat Bayern * Auf ganze 0,85 Hektar wird Baierwein kultiviert.

2. Juli 1969 – Das Hippie-Festival in Woodstock wird verhindert

Saugerties * Eine Bürgerinitiative der Kleinstadt Saugerties im US-Bundesstaat New York

verhinderte die Ausrichtung des Woodstock-Festivals im 15 Kilometer entfernten Woodstock mit

einem lokalen Gesetzerlass. Die Kleinstädter befürchten den zu erwartenden Ansturm der

Hippies.    Deshalb wird das geplante Festival ins 70 Kilometer südwestlich von Woodstock

gelegene White Lake verlegt. 

15. August 1969 – Woodstock - Das große Flower-Power-Open-Air-Musikfestival

Woodstock - White Lake * Vom 15. bis zum 18. August findet auf einem Weideland in White Lake

bei Bethel im US-Bundesstaat New York das große Flower-Power-Open-Air-Musikfestival statt.

Rund 400.000 Musikbegeisterte sind anwesend und verfolgen die Darbietungen der 32 Bands

und Einzelkünstler.    In dem Namengebenden Woodstock sollte das Festival ursprünglich

abgehalten werden, doch eine Bürgerinitiative der Kleinstadt Saugerties verhinderte die

Ausrichtung des Festivals. Deshalb wird der Veranstaltungsort ins 70 Kilometer südwestlich von

Woodstock gelegene White Lake verlegt. 

24. September 1970 – Das Haus des Deutschen Ostens am Lilienberg wird eröffnet
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München-Au * Das Haus des Deutschen Ostens am Lilienberg wird als „Geschenk des

bayerischen Staates an die vertriebenen Mitbürger“ den Heimatvertriebenen und ihren

Verbänden übergeben und damit eröffnet. Die nichtrechtsfähige öffentliche Anstalt wird als

Behörde des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung geführt.

22. November 1970 – Die CSU erreicht bei der Landtagswahl 56,4 Prozent

Freistaat Bayern * Die CSU erreicht bei der Landtagswahl&nbsp;56,4 Prozent der Stimmen.

1971 – In Mühldorf/Inn wird ein 10 Millionen Jahre altes Skelett gefunden

Mühldorf am Inn *&nbsp;In Mühldorf am Inn wird das vollständig erhaltene Skelett eines 10

Millionen Jahre alten Elefanten-Verwandten aus der Gruppe „Mastodon“ gefunden. Es wird in der

Paläontologischen Sammlung&nbsp;in der Richard-Wagner-Straße 10 ausgestellt.

29. September 1971 – Die BRD erhält ihr erstes Umweltprogramm

Bonn * Die Bundesrepublik Deutschland erhält ihr erstes Umweltprogramm. Bundeskanzler Willy

Brandt spricht von „Existenzfragen der Menschheit“. Damit wird der Grundstein gelegt für nahezu

alle großen Umweltgesetze,       von der Luftreinhaltung über die Klärung von Abwässern bis hin

zum Umgang mit wachsenden Abfallmengen.     Das Verursacherprinzip findet Eingang in die

deutsche Gesetzgebung, es lässt diejenigen für Umweltschäden haften, die sie verbockt haben.   

 Fuß fasst auch das Vorsorgeprinzip, demzufolge der Staat einschreiten muss, ehe Probleme

entstehen.

1. Oktober 1973 – Das bayerische Denkmalschutz-Gesetz tritt in Kraft

München * Das Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler des Freistaats Bayern tritt in

Kraft. Es bildet die gesetzliche Grundlage für den Denkmalschutz.

1974 – Die deutsche Staatsbürgerschaft jetzt auch für Kinder deutscher Mütter

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Kinder deutscher Mütter können jetzt auch die deutsche
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Staatsbürgerschaft erhalten. Bis dahin konnten das nur Kinder deutscher Väter. Erkannte zum

Beispiel ein amerikanischer Soldat das Kind mit seiner deutschen Freundin nicht an, war das

Kind&nbsp;„staatenlos“.

Januar 1974 – Die Eisner-Gedenktafel soll am Montgelas-Palais angebracht werden

München-Graggenau * Der Ältestenrat der Stadt München einigt sich auf den Entwurf des

Baureferats, die Gedenktafel für Kurt Eisner direkt an der Mordstelle am Montgelas-Palais, der

früheren Staatskanzlei, anzubringen. 

16. Mai 1974 – Helmut Schmidt wird 5. Bundeskanzler der BRD

Bonn * Nach dem Rücktritt von Willy Brandt wird Helmut Schmidt [SPD] zum 5. Bundeskanzler

der Bundesrepublik Deutschland gewählt. Die größten Herausforderungen während seiner

Amtszeit sind die weltweite Wirtschaftsrezession und die Ölkrisen der 1970er Jahre, die die

Bundesrepublik unter seiner Führung besser überstand als die meisten anderen

Industriestaaten. 

27. Oktober 1974 – Die CSU kann sich auf 62,1 Prozent verbessern

Freistaat Bayern * Die CSU kann sich bei der Landtagswahl erneut um 5,7 Prozent steigern und

sich so auf phantastische 62,1 Prozent verbessern.

15. April 1975 – Joséphine Baker erhält ein Staatsbegräbnis

Paris * 20.000 Menschen säumen die Straßen von Paris, als Joséphine Baker mit einem

militärischen Staatsbegräbnis geehrt wird.&nbsp;

1. Juni 1975 – Ron Wood begleitet die Rolling Stones auf ihrer USA-Tournee

USA * Ron Wood wird die Rolling Stones - vorübergehend - als Gitarrist auf der bis 8. August

1975 andauernden Tournee durch die Vereinigten Staaten von Amerika begleiten. Das

Engagement wird nach der Tournee - unbefristet - verlängert. Vollwertiges Mitglied der Band wird
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er allerdings erst 1993. 

7. Oktober 1975 – John Lennons Ausweisung wird zurückgenommen

New York * Die Ausweisung John Lennons wird vom Senat des Staates New

York zurückgenommen. 

August 1976 – Die CSU wirbt mit dem Slogan: „Freiheit oder Sozialismus“

Bundesrepublik Deutschland - Freistaat Bayern * Bei der Bundestagswahl 1976 steht die Parole

„Freiheit statt Sozialismus“ bei der CDU im Vordergrund. Die CSU ändert den Slogan in „Freiheit

oder Sozialismus“ ab. 

1978 – Der Garten der Bürgermeistervilla wird geöffnet

München-Bogenhausen * Der Garten und die schlossartige Neubarock-Villa in der Ismaninger

Straße 95 gehören dem Freistaat Bayern. Dieser macht den Bürgermeistergarten im Jahr 1978

für die  Öffentlichkeit zugänglich.      

10. Juli 1978 – Das Bayerische Kultusministerium schließt die Schack-Galerie

München-Lehel * Das Bayerische Kultusministerium schließt die Schack-Galerie. Die besten

Stücke der Sammlung sollen in die Neue Pinakothek wandern, der Rest im Depot Aufnahme

finden. „Angesichts der jüngsten Terroranschläge“, so die Begründung, sei „die Sicherheit der

benachbarten Staatskanzlei“ nicht mehr garantiert.  Erst der Protest von Museumsfachleuten,

Fachverbänden und der Presse beendete das, wie sich die Süddeutsche Zeitung ausdrückt,

das „Münchner Trauerspiel“.

15. Oktober 1978 – Bei der Landtagswahl erhält die CSU 59,1 Prozent

Freistaat Bayern - München * Für die Landtagswahl gibt es mit Franz Josef Strauß einen neuen

Kandidaten für das Amt des Bayerischen Ministerpräsidenten.    Seine CSU bringt es auf 59,1

Prozent und erreicht damit ihr zweitbestes Ergebnis seit 1946, obwohl die Christsozialen drei
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Prozent verlieren. Auf Nachfragen der Journalisten reagiert der designierte

Ministerpräsident unwirsch mit den Worten: „I mag diese Miesmacherei net“.

1979 – Die Raumprobleme durch den Bau eines Glockenturmes lösen

München-Untergiesing * Bei einem Besuch des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons Goppel

wird die Problematik der beengten Raumverhältnisse im Untergiesinger

Templer-Kloster angesprochen.    Die einbezogene staatliche Beamtenschaft schlägt vor, die

Raumprobleme durch den Bau eines Glockenturmes zu lösen. Denn auf einen Glockenturm hat

eine Religionsgemeinschaft sogar einen Rechtsanspruch.    Mit dem achtstöckigen Bauwerk kann

die dringend benötigte Nutzfläche von über vierhundert Quadratmetern erzeugt werden. Der

Turm besitzt eine Gesamthöhe von 87 Metern, bei einer Diagonale von elf Metern.    Die

Turmzwiebel umfasst alleine eine Höhe von 18 Metern. Und damit ragt dieser Turm natürlich

weithin sichtbar über das Untergiesinger Wohnungsneubaugebiet und die sich in dieser Gegend

befindende Kleingartenanlage.    Schon dadurch gibt der Turm der „Ordensgemeinschaft“ ein

weithin sichtbares Symbol.

1980 – Die Breze ist der Klassiker im Kinderwagen

Freistaat Bayern * Die Breze gehört längst zum bayerischen Alltag – und für viele Familien auch

zur Grundausstattung eines Kinderwagens. Sie liegt gut in kleinen Händen, lässt sich leicht

knabbern und gilt als der klassische Snack für unterwegs.  Aus ernährungswissenschaftlicher

Sicht spricht gegen eine Breze für gesunde Kinder grundsätzlich nichts. Allerdings besteht sie

überwiegend aus Weißmehl und liefert im Vergleich zu Vollkornprodukten deutlich weniger

Ballaststoffe, Vitamine und Mineralstoffe. Als gelegentlicher Snack ist sie unproblematisch, als

regelmäßige Grundlage der Ernährung jedoch weniger geeignet. 

26. September 1980 – Das Oktoberfest-Attentat

München-Theresienwiese * Freitag, 22:19 Uhr: Am Haupteingang der Wiesn explodiert ein

Sprengsatz. Der Feuerball unterbricht die ausgelassene Volksfeststimmung auf dem

Oktoberfest und tötet 13 Menschen. 211 Personen werden verletzt, davon 68 schwer. „Menschen

wirbeln durch die Luft, Blut spritzt, zerfetzte Gliedmaßen, unglaubliche Schmerzen und

verzweifelte Schreie, die nur die hörten, denen nicht gleich das Trommelfell platzte“. Einer der

Toten ist der Geologiestudent Gundolf Köhler (21). Als die Rettungskräfte am Tatort eintreffen,
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finden sie in einem Umkreis von bis zu 23 Metern Verletzte und Tote verstreut auf der Straße

liegen. Die die Detonation begleitende Druckwelle ist gewaltig gewesen.     Noch in der Nacht

stehen für die Bayerische Staatsregierung die Schuldigen fest: Die RAF und linke Terroristen

müssen für das Massaker verantwortlich sein. Ministerpräsident Franz Josef Strauß steht mitten

im Wahlkampf. Er will Helmut Schmidt (SPD) als Bundeskanzler ablösen und hat sich selbst als

starker Law-and-Order-Mann positioniert.    Nun sieht Franz Josef Strauß seine Stunde

gekommen. Er greift Innenminister Gerhard Baum (FDP) an, der für das

Nachrichtenmagazin Spiegel eine Diskussion mit dem RAF-Anwalt und Ex-Terroristen Horst

Mahler geführt hat. Strauß macht Baum für das Attentat mitverantwortlich, weil er den

Terrorismus quasi salonfähig gemacht hat. Strauß fordert, dass sofort Flugblätter produziert

werden, die Baum im Gespräch mit Mahler zeigen. Doch die Attacke gegen Links wird sich bald

als Bumerang erweisen.     Auf den Verdacht hin, dass es sich um einen Terrorakt handelte,

leitet Generalbundesanwalt Kurt Rebmann zusätzlich ein Ermittlungsverfahren

gegen Unbekannt ein. Die Untersuchung liegt damit federführend beim Bund.     Nach intensiven

Beratungen mit Politikern, dem Polizeipräsidenten und den Veranstaltern entscheidet

Oberbürgermeister Erich Kiesl noch mitten in der Nacht, das Oktoberfest nicht abzubrechen,

sondern nur einen Trauertag zu veranstalten. Man wolle und dürfe sich dem Terror, gleich von

welcher Seite, nicht beugen. Bei dieser nicht unumstrittenen Entscheidung hat man auch das

Beispiel der XX. Olympischen Spiele in München vor Augen, die trotz eines Terroranschlages zu

Ende geführt worden waren.

1981 – Carl Amery: „Es gehört zu den Merkwürdigkeiten Bayerns ...“

München * Carl Amery schreibt die folgenden Zeilen:    „Es gehört zu den Merkwürdigkeiten

Bayerns, dass der Geburtstag eines Staatsnamens, dessen sich die weißblauen Regierenden bis

zum letzten Überdruss bedienen, niemals festlich begangen wurde - und wohl auch nie begangen

werden wird“. 

1981 – Filmtheater-Prämien für herausragende Programmgestaltung

Freistaat Bayern - München * Der Freistaat Bayern vergibt als erstes Bundesland neben

Zuschüssen für Modernisierung eigene Filmtheater-Prämien für herausragende

Programmgestaltung.

Januar 1981 – Politiker fordern Klarheit über mögliche Standortpläne
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Schwandorf - München * Landrat Hans Schuierer und der Landtagsabgeordnete Dietmar Zierer

verlangen von der Bayerischen Staatsregierung Auskunft über mögliche Planungen für eine

Atomanlage im Landkreis Schwandorf. Die Staatsregierung bestreitet zunächst, dass es konkrete

Pläne für einen Standort in der Region gibt.

1982 – Eine hohe Brauereiendichte in Bayern

Freistaat Bayern - Europa * Alle Brauereien in Bayern haben einen durchschnittlichen Ausstoß

von 29.700 Hektolitern. Das liegt an der hohen Brauereiendichte in Bayern. 

1982 – Das Ende des Braunkohleabbaus kostet Arbeitsplätze

Wackersdorf * Mit dem Ende des Braunkohleabbaus bei Wackersdorf gehen rund 1.600

Arbeitsplätze verloren. Die Bayerische Staatsregierung, die Gemeinde und die Gewerkschaften

betrachten die geplante Wiederaufarbeitungsanlage zunächst als mögliche wirtschaftliche

Ersatzperspektive für die Region.

März 1982 – Tausende demonstrieren gegen die WAA

Schwandorf * Rund 15.000 Menschen demonstrieren auf dem Schwandorfer Marktplatz gegen

die geplante Wiederaufarbeitungsanlage. Zu den Rednern gehört der Zukunftsforscher und

Publizist Robert Jungk, Autor des Buches „Der Atom-Staat“.

Oktober 1982 – Die DWK verspricht Tausende Arbeitsplätze

Wackersdorf * Die Bayerische Braunkohlen-Industrie stellt den Braunkohleabbau bei Wackersdorf

endgültig ein. Teile der ehemaligen Bergbauflächen und des überwiegend staatlichen Taxöldener

Forstes stehen damit potenziell für ein Großprojekt zur Verfügung.   Die Deutsche Gesellschaft

für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK) stellt für die Bauphase rund 3.000

Arbeitsplätze in Aussicht. Das zunächst veranschlagte Investitionsvolumen beträgt mehrere

Milliarden D-Mark und steigt später auf etwa zehn Milliarden D-Mark.

10. Oktober 1982 – Ergebnis der Landtagswahl 1982
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Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl erhält       die CSU 58,3,   die SPD 31,9 Prozent.     

Erstmals in der Nachkriegsgeschichte ist der Bayerische Landtag ein Zweiparteienparlament.       

Die FDP erhält lediglich 3,5 Prozent.    Die Grünen kommen auf 4,6 Prozent und scheiterten

damit knapp an der Fünf-Prozent-Klausel.

19. September 1983 – Mehr als 53.000 Einwendungen gegen die WAA

München - Schwandorf * Der Sicherheitsbericht für die erste atomrechtliche Teilgenehmigung

liegt vom 19. September bis 18. November 1983 beim Bayerischen Staatsministerium für

Landesentwicklung und Umweltfragen in München sowie beim Landratsamt Schwandorf

öffentlich aus. Gegen die geplante Wiederaufarbeitungsanlage werden 53.017 Einwendungen

eingereicht - eine für ein atomrechtliches Verfahren dieser Zeit außergewöhnlich hohe Zahl.

März 1984 – Schuierer gewinnt die Landratswahl deutlich

Schwandorf * Hans Schuierer wird mit mehr als 70 Prozent der Stimmen als Landrat

wiedergewählt. Gleichzeitig verliert die CSU ihre Mehrheit im Schwandorfer Kreistag. Das

Wahlergebnis gilt als erstes deutliches politisches Signal gegen die WAA-Politik der Bayerischen

Staatsregierung.

24. September 1984 – Die erste Teilerrichtungsgenehmigung wird erteilt

München-Bogenhausen * Das Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung und

Umweltfragen erteilt die erste atomrechtliche Teilerrichtungsgenehmigung für die WAA

Wackersdorf. Sie erlaubt insbesondere die Rodung und Einzäunung des Geländes sowie

Arbeiten am Brennelement-Eingangslager. Dieses soll bis zu 1.500 Tonnen abgebrannter

Brennelemente aufnehmen.

23. Juli 1985 – Die „Lex Schuierer“ ermöglicht den Selbsteintritt

München-Haidhausen * Mit einer Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes

schafft der Freistaat ein sogenanntes Selbsteintrittsrecht. Dadurch kann eine Aufsichtsbehörde

Aufgaben einer nachgeordneten Behörde übernehmen. Im Fall der WAA kann die Regierung der

Oberpfalz damit anstelle des Landratsamtes Schwandorf handeln und die verweigerten
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Genehmigungen erteilen. Kritiker bezeichnen die Gesetzesänderung als „Lex Schuierer“. Sie tritt

am 1. August 1985 in Kraft.

16. Januar 1986 – Aufnahme des Umweltschutzes im Grundgesetz scheitert

Bonn * Nach der Katastrophe von Tschernobyl beantragen die SPD-Fraktion und die Fraktion DIE

GRÜNEN, den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen als Staatsziel in das Grundgesetz

aufzunehmen. Der Vorstoß scheitert an der Haltung von CDU/CSU. Dadurch wird die notwendige

verfassungsändernde Mehrheit nicht erreicht.&nbsp;    Die verfassungsrechtliche Verankerung

erfolgte schließlich 1994 durch die Einführung des Art. 20a Grundgesetz.

22. Mai 1986 – Der Bayerische Rundfunk blendet den „Scheibenwischer“ aus

München * Nur wenige Tage nach den schweren Pfingstausschreitungen in Wackersdorf

verweigert der Bayerische Rundfunk die Ausstrahlung einer atomkritischen Ausgabe der

ARD-Kabarettsendung „Scheibenwischer“. Die Sendung unter der Leitung von Dieter Hildebrandt

reagiert auf die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl und setzt sich satirisch mit Kernenergie,

radioaktiver Belastung und der Informationspolitik der Behörden auseinander. Besondere Kritik

der BR-Führung richtet sich gegen den von Lisa Fitz vorgetragenen Sketch „Der verstrahlte

Großvater“.   BR-Fernsehdirektor Helmut Oeller fordert zunächst vergeblich, die Ausgabe im

gesamten ARD-Programm abzusetzen. Nachdem sich die übrigen Rundfunkanstalten weigern,

koppelt der Bayerische Rundfunk sein Fernsehprogramm für die gesamte Dauer der Sendung

aus dem ARD-Gemeinschaftsprogramm aus. Die „Scheibenwischer“-Ausgabe ist deshalb in

Bayern nicht zu sehen.   Die Entscheidung löst heftige Proteste aus. Zahlreiche Zuschauer

beschweren sich telefonisch beim Sender; zeitweise sind die Leitungen überlastet. Videokopien

der Sendung werden in Bayern verbreitet und bei öffentlichen Veranstaltungen vorgeführt.

Medien, Künstler und Oppositionspolitiker bewerten das Vorgehen als Zensur und werfen dem

Bayerischen Rundfunk politische Rücksichtnahme auf die atomkraftfreundliche Staatsregierung

vor. Der BR weist diesen Vorwurf zurück und begründet die Nichtausstrahlung mit Inhalt und

Form der satirischen Beiträge.   Der Vorgang verstärkt bei vielen WAA-Gegnern den Eindruck,

dass nicht nur um ein Industrieprojekt, sondern auch um Meinungsfreiheit, unabhängige

Berichterstattung und die demokratische Kontrolle staatlicher Entscheidungen gestritten wird. 

22. Mai 1986 – Disziplinarverfahren gegen Hans Schuierer
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München - Schwandorf * Die Bayerische Staatsregierung leitet gegen den Schwandorfer Landrat

Hans Schuierer ein Disziplinarverfahren ein. Anlass sind seine Amtsführung und öffentliche

Äußerungen im Konflikt um die WAA. Das Verfahren bleibt fast drei Jahre anhängig und wird erst

am 17. April 1989 ohne Folgen für Schuierer eingestellt.

Juli 1986 – Das WAA-Gelände wird zur Hochsicherheitszone

Wackersdorf * Der provisorische Bauzaun wird durch eine massive Sicherheitsanlage ersetzt. Ein

rund 2,5 Meter hoher und etwa 4,8 Kilometer langer Stahlzaun mit Stacheldraht,

Beleuchtungsanlage und einer Ringstraße umschließt fortan das WAA-Gelände. Die Kosten

belaufen sich auf ungefähr 15 Millionen DM.   Der neue Zaun prägt das Erscheinungsbild des

Konflikts. Für die Betreiber und die Staatsregierung dient er dem Schutz der Baustelle; für die

WAA-Gegner wird er zum Symbol der staatlichen Abschottung und der zunehmenden

Militarisierung des Baugeländes. 

29. September 1986 – Pfeifkonzert gegen Franz Josef Strauß

Schwandorf * Bei einem Wahlkampfauftritt von Ministerpräsident Franz Josef Strauß im

Schwandorfer Sepp-Simon-Stadion protestieren mehrere Hundert WAA-Gegner innerhalb und

außerhalb des Stadions. Mit einem anhaltenden Pfeif- und Brüllkonzert bringen sie ihre

Ablehnung der Wiederaufarbeitungsanlage und der Politik der Staatsregierung zum Ausdruck.

Ein außergewöhnlich großes Polizeiaufgebot sichert die Veranstaltung.

29. September 1986 – Pfeifkonzert gegen Franz Josef Strauß

Schwandorf * Bei einem Wahlkampfauftritt von Ministerpräsident Franz Josef Strauß im

Schwandorfer Sepp-Simon-Stadion protestieren mehrere Hundert WAA-Gegner innerhalb und

außerhalb des Stadions. Mit einem anhaltenden Pfeif- und Brüllkonzert bringen sie ihre

Ablehnung der Wiederaufarbeitungsanlage und der Politik der Staatsregierung zum Ausdruck.

Ein außergewöhnlich großes Polizeiaufgebot sichert die Veranstaltung.

9. Oktober 1986 – 200.000 Unterschriften gegen Atomenergie und Wiederaufarbeitung

München * WAA-Gegner demonstrieren vor der Bayerischen Staatskanzlei und übergeben rund
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200.000 Unterschriften gegen die Nutzung der Atomenergie und die Wiederaufarbeitung

abgebrannter Brennelemente. Die Aktion macht die breite gesellschaftliche Unterstützung des

Widerstands sichtbar und erhöht unmittelbar vor der bayerischen Landtagswahl den politischen

Druck auf die Staatsregierung.

12. Oktober 1986 – Dietmar Zierer gewinnt das Direktmandat

Schwandorf * Bei der bayerischen Landtagswahl verliert die CSU im Stimmkreis Schwandorf ihr

Direktmandat. Der SPD-Politiker und entschiedene WAA-Gegner Dietmar Zierer setzt sich gegen

den CSU-Kandidaten durch. Das Wahlergebnis gilt als deutliches politisches Signal gegen die

WAA-Politik der Staatsregierung. 

12. Oktober 1986 – Ergebnis der Landtagswahl 1986

Freistaat Bayern - München * Franz Joseph Strauß wird zum dritten Mal Ministerpräsident und

kann       mit 128 CSU-Abgeordneten   gegen 61 SPD- und   15 Grüne-Abgeordnete regieren.     

Die SPD büßt 4,4 Prozent ein, die CSU 2,5 Prozent. Die Grünen schaffen mit 7,5 Prozent den

Einzug in den Bayerischen Landtag ohne Schwierigkeiten.

November 1986 – Baufortschritt und juristische Aufarbeitung

Wackersdorf - Schwandorf * Während die Arbeiten auf dem WAA-Gelände fortgesetzt und die

Baustelleneinrichtungen erweitert werden, beschäftigen die zurückliegenden Proteste zunehmend

Polizei und Justiz. Gegen zahlreiche Demonstranten laufen Ermittlungs- und Strafverfahren, unter

anderem wegen Landfriedensbruchs, Sachbeschädigung, Widerstands gegen

Vollstreckungsbeamte und Körperverletzung.   Zugleich werden einzelne Vorwürfe gegen

Polizeibeamte untersucht. Sie betreffen unter anderem unverhältnismäßige Gewaltanwendung

bei Demonstrationen, Räumungen und Festnahmen. Der WAA-Konflikt verlagert sich damit

zunehmend vom Bauzaun in Polizeidienststellen, Staatsanwaltschaften und Gerichte. 

18. November 1986 – Die Anti-Atom-Partnerschaft muss aufgehoben werden

Regensburg * Die Regierung der Oberpfalz beanstandet die Anti-Atom-Partnerschaft als

unvereinbar mit der bayerischen Landkreisordnung. Auf staatliche Weisung hebt der
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Schwandorfer Kreistag die Vereinbarung mit Salzburg wieder auf. Die grenzüberschreitende

Zusammenarbeit endet damit jedoch nicht: Im November 1987 vereinbaren Salzburg und

Schwandorf eine rechtlich weniger angreifbare Umweltpartnerschaft. 

1987 – Die Kaulbach-Villa wird vom Freistaat Bayern renoviert

München-Maxvorstadt * Die Kaulbach-Villa wird vom Freisstaat Bayern renoviert.

26. Februar 1987 – Peter Gauweilers Anti-Aids-Regelungen

München * Peter Gauweiler, CSU-Staatssekretär im bayerischen Innenministerium, setzt sich für

scharfe Anti-Aids-Regelungen in Bayern ein - mit Zwangstests für Prostituierte, Drogenabhängige

und angehende Beamte. Er bezeichnet an Aids erkrankte Personen als Aussätzige. 

12. März 1987 – Der Europäische Gerichtshof entscheidet für die Importfreiheit

Luxemburg * Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg entscheidet für die Importfreiheit. Damit

darf Bier aus anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft auch in die BRD

gebracht und vertrieben werden. Auch dann, wenn es dem Bayerischen Reinheitsgebot nicht

entspricht.

19. Mai 1987 – Bayern beschließt einen Anti-Aids-Maßnahmenkatalog

München * Auf Betreiben von Peter Gauweiler, CSU-Staatssekretär im bayerischen

Innenministerium, beschließt Bayerns Regierung unter der Führung von Franz Josef Strauß einen

umstrittenen, bundesweit einmaligen Anti-Aids-Maßnahmenkatalog. Damit soll Bayern zum

Vorbild eines „europäischen Hygienekreises“ werden (Franz Josef Strauß). 

Oktober 1987 – Gauweilers RAF-Vergleich verschärft den Konflikt

München * Der bayerische Innenstaatssekretär Peter Gauweiler stellt öffentlich eine Verbindung

zwischen militanten Teilen des Widerstands gegen die WAA und der terroristischen Roten Armee

Fraktion (RAF) her. Vertreter der Bürgerinitiativen weisen den Vergleich zurück und betrachten
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ihn als Versuch, die Protestbewegung zu kriminalisieren. Die Äußerungen heizen die ohnehin

angespannte Stimmung vor der Großdemonstration am 10. Oktober zusätzlich an und vertiefen

die politische Konfrontation zwischen Staatsregierung und WAA-Gegnern.

26. Januar 1988 – Antrag auf die zweite Teilerrichtungsgenehmigung

München-Bogenhausen * Die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von

Kernbrennstoffen (DWK) beantragt beim Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung

und Umweltfragen die zweite atomrechtliche Teilerrichtungsgenehmigung für die WAA. Sie betrifft

den weiteren Ausbau der Anlage, insbesondere das Hauptprozessgebäude und Änderungen am

ursprünglichen Baukonzept. Der Antrag führt zu einer erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung mit der

Auslegung des Sicherheitsberichts und einem weiteren Erörterungstermin.

21. Februar 1988 – Ein Gedenkstein für den Freistaat-Gründer

München-Kreuzviertel * Um das sich hinziehende Verfahren zu beschleunigen, greifen die

Aktivisten des Vereins „Das andere Bayern“ erneut ein und führen wiederholt eine Kunst-Aktion

Kurt Eisner durch. Sie setzen einen eigens gestalteten Gedenkstein in die Mitte des Gehwegs an

der Kardinal-Faulhaber-Straße. Wieder an der Ermordungsstelle Kurt Eisner, also am

authentischen Ort.  Der Gedenkstein wird von der Polizei als Beweismittel

beschlagnahmt. Daraufhin schenken ihn die Aktivisten der Landeshauptstadt München. Er

befindet sich seither in der städtischen Asservatenkammer.

22. Februar 1988 – Sicherheitsbericht wird öffentlich ausgelegt

Wackersdorf * Der Sicherheitsbericht für die beantragte zweite atomrechtliche

Teilerrichtungsgenehmigung wird öffentlich ausgelegt. Bürger, Gemeinden und Verbände können

die Unterlagen einsehen und bis zum 22. April 1988 Einwendungen gegen das Vorhaben

erheben. Die Auslegung bildet die Grundlage für den späteren Erörterungstermin in Neunburg

vorm Wald. Trotz der möglichen grenzüberschreitenden Auswirkungen lehnt die bayerische

Staatsregierung eine amtliche Auslegung der Unterlagen in Österreich ab. Dies verstärkt dort den

politischen Widerstand gegen die WAA. 
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April 1988 – Rekordzahl an Einwendungen

Wackersdorf - München * Mit Ablauf der Einwendungsfrist liegen dem Bayerischen

Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen rund 880.000 Einwendungen gegen

die zweite atomrechtliche Teilerrichtungsgenehmigung vor. Etwa 420.000 bis 453.000

Einwendungen stammen aus Österreich. Damit entwickelt sich das Verfahren zum bis dahin

größten atomrechtlichen Beteiligungsverfahren in der Bundesrepublik.

3. August 1988 – Erörterungstermin wird vorzeitig beendet

Neunburg vorm Wald * Nach 23 Tagen erklärt das Bayerische Staatsministerium für

Landesentwicklung und Umweltfragen den Erörterungstermin zur zweiten

Teilerrichtungsgenehmigung vorzeitig für beendet. Vorausgegangen sind anhaltende

Auseinandersetzungen über den Ablauf und eine Protestaktion der Umweltorganisation Robin

Wood, deren Aktivisten gelbe, als Atommüllbehälter gekennzeichnete Fässer in die Stadthalle

rollen.   Die Genehmigungsbehörde begründet die Beendigung mit den wiederholten Störungen.

WAA-Gegner kritisieren dagegen, dass zahlreiche Einwendungen und sicherheitsrelevante

Fragen nicht abschließend behandelt worden seien. Der umstrittene Abbruch beschäftigt später

auch den Bayerischen Landtag. 

28. September 1988 – Verdacht auf manipulierte WAA-Gutachten

München-Haidhausen * SPD und Grüne beantragen im Bayerischen Landtag einen

Untersuchungsausschuss. Er soll klären, ob Beamte des Bayerischen Staatsministeriums für

Landesentwicklung und Umweltfragen politischen Einfluss auf wissenschaftliche Gutachten zur

WAA genommen haben. Im Mittelpunkt stehen Untersuchungen der Bayerischen Landesanstalt

für Bodenkultur und Pflanzenbau sowie der Vorwurf, kritische Messwerte zur radioaktiven

Belastung nicht ausreichend berücksichtigt oder nachträglich abgeschwächt zu haben.   Der

Landtag setzt den Untersuchungsausschuss am 2. Februar 1989 ein. Die Ausschussmehrheit

und die Opposition gelangen später zu unterschiedlichen Bewertungen der Vorwürfe. 

3. Oktober 1988 – Tod von Franz Josef Strauß

Regensburg * Der bayerische Ministerpräsident Franz Josef Strauß stirbt um 11:45 Uhr im Alter

von 73 Jahren im Krankenhaus der Barmherzige Brüder in Regensburg. Mit seinem Tod verliert
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das WAA-Projekt seinen politisch einflussreichsten und entschiedensten Befürworter. Der

Führungswechsel in der Bayerischen Staatsregierung verändert die politischen

Rahmenbedingungen für das zunehmend umstrittene und wirtschaftlich belastete Großprojekt

grundlegend.   Sein Nachfolger als Ministerpräsident wird Max Streibl. 

27. Oktober 1988 – Greenpeace deckt Sicherheitslücken auf

Wackersdorf * Greenpeace-Aktivisten überwinden trotz der umfangreichen Sicherungsanlagen

die Absperrungen des WAA-Baugeländes. Sie gelangen unbemerkt bis in das Innere der

Baustelle und besetzen einen etwa 70 Meter hohen Baukran.   Die spektakuläre Aktion führt die

Sicherheitsvorkehrungen öffentlich vor und wirft die Frage auf, wie eine spätere Atomanlage

zuverlässig gegen unbefugtes Eindringen oder Sabotage geschützt werden soll. Für Betreiber,

Polizei und Staatsregierung bedeutet die Aktion einen erheblichen Ansehensverlust.

22. Februar 1989 – Der Streit um die „richtige Inschrift“ am Eisner-Bodendenkmal

München-Graggenau * Bei der Stadtrats-Sitzung stehen zwei Vorschläge für die „richtige

Inschrift“ am Bodendenkmal für Kurt Eisner zur Auswahl. Während die Vertreter der

verschiedenen Parteien rasch überein kommmen, das ursprünglich vorgesehene „erschossen“

durch „ermordet“ zu ersetzen, entwickelt sich um die Verwendung der Begriffe „Freistaat“ und

„Volksstaat“ eine scharf geführte Auseinandersetzung.  Soll man nun Kurt Eisner als den

Begründer des Freistaates Bayern bezeichnen oder gründete er bloß den Volksstaat

Bayern? Beide Begriffe wurden im Jahr 1918 gleichzeitig und synonym verwendet und sollten

nichts anderes als Republik bedeuten. Aber im Rückblick will man den heute so geschätzten

Begriff Freistaat nicht ausgerechnet einem linken Politiker zuschreiben. Dagegen denkt man bei

Volksstaat eher an die Sprache des Dritten Reiches und der damaligen DDR.  Der

SPD-Vorschlag für die Gedenkplatte lautet: „Kurt Eisner. 1867 - 1919. Begründer des Freistaats

Bayern und Ministerpräsident wurde am 21. Februar 1919 hier vor seinem Amtssitz ermordet.“ 

Es soll aber derjenige die Mehrheit erhalten, der das Reizwort Freistaat vermeidet. Der Vorschlag

von Bürgermeister Dr. Winfried Zehetmeier [CSU] setzt sich bei der Abstimmung mit einer

Mehrheit aus CSU, FDP und Grüne/ALM gegen die Stimmen der SPD durch. Die Inschrift auf der

Gedenktafel - als die „offizielle Wahrheit“ - lautet deshalb:    „KURT EISNER, DER AM 8.

NOVEMBER 1918 DIE BAYERISCHE REPUBLIK AUSRIEF,NACHMALIGER

MINISTERPRÄSIDENTDES VOLKSSTAATES BAYERN, WURDE AN DIESER STELLE AM 21.

FEBRUAR 1919ERMORDET.“
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1. April 1989 – Bis zu 14 Tage Unterbindungsgewahrsam

Freistaat Bayern * Eine Novelle des Bayerischen Polizeiaufgabengesetzes tritt in Kraft. Sie

verlängert den möglichen richterlich angeordneten Unterbindungsgewahrsam von bislang

höchstens zwei auf bis zu 14 Tage. Betroffene können damit festgehalten werden, um erwartete

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung zu verhindern.   Die

Staatsregierung begründet die Verschärfung unter anderem mit den Erfahrungen bei den

Auseinandersetzungen um die WAA. Bürgerrechtsorganisationen und Oppositionsparteien

kritisieren die Regelung als unverhältnismäßige „Vorbeugehaft“ und bezeichnen sie als „Lex

Wackersdorf“. 

17. April 1989 – Disziplinarverfahren gegen Schuierer eingestellt

München - Schwandorf * Das seit dem 22. Mai 1986 laufende Disziplinarverfahren gegen den

Schwandorfer Landrat Hans Schuierer wird ohne disziplinarische Sanktion eingestellt. Das

Verfahren steht im Zusammenhang mit seiner Weigerung, Genehmigungen für die WAA zu

unterzeichnen, und mit seiner öffentlichen Opposition gegen das Projekt.   Nach fast drei Jahren

endet damit ein zentraler politischer Konflikt zwischen Schuierer und der Bayerischen

Staatsregierung. Für die WAA-Gegner wird die Einstellung zu einem weiteren Zeichen dafür,

dass die politische Durchsetzung des Projekts an Rückhalt verliert.

18. April 1989 – Streibl rückt erstmals von der WAA ab

München-Haidhausen * Ministerpräsident Max Streibl lässt in einer Regierungserklärung vor dem

Bayerischen Landtag erstmals ein deutliches Abrücken vom Bau der Wiederaufarbeitungsanlage

erkennen. Er erklärt, er sei nie ein „heißer Verfechter der Kernenergie“ gewesen und werde für

die WAA „gewiss nicht kämpfen“.   Eine ausdrückliche Beendigung des Projekts verkündet Streibl

an diesem Tag noch nicht. Seine Äußerungen markieren jedoch den politischen Kurswechsel der

Staatsregierung: Bayern hält nicht länger bedingungslos an Wackersdorf fest und zeigt sich für

die Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente im Ausland offen. 

18. September 1989 – Münchens Städtepartnerschaft mit Cincinnati

München - Cincinnati * Die amerikanische Stadt Cincinnati wird zur Münchner Partnerstadt

erwählt. In Cincinnati findet jährlich rund um den Davidson-Brunnen das größte Oktoberfest der
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Vereinigten Staaten statt. 

14. Oktober 1990 – Bei der Landtagswahl erhält die CSU 54,9 Prozent

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl erhält die CSU 54,9 Prozent.

1992 – Der Kögelmühlbach wird wiederbelebt

München-Graggenau * Mit dem Bau der Bayerischen Staatskanzlei wird der

Kögelmühlbach wiederbelebt.

1993 – Nach Auszug der Staatskanzlei kann die Schack-Galerie Räume nutzen

München-Lehel * Nach dem Auszug der Bayerischen Staatskanzlei kann der ehemalige

Sitzungssaal der Bayerischen Staatsregierung, von dem aus die Geschicke Bayerns regiert

wurden, als „Saal der Altmeister-Kopien“ eingerichtet werden.

1993 – Umzug der Bayerischen Staatskanzlei an den Hofgarten

München-Lehel - München-Graggenau * Umzug der Bayerischen Staatskanzlei von der

Prinzregentenstraße 9 in die Gebäude am Hofgarten. Die Bayerische Staatskanzlei ist mit 8.800

Quadratmetern wesentlich größer als das Weiße Haus in Washington (4.800 qm).

8. November 1993 – Der CSU-Vorsitzende Theo Waigel drückt sich beim Festakt

München * Der CSU-Vorsitzende Theo Waigel drückt sich am 75. Jahrestag der Revolution und

der Freistaatgründung an der Teilnahme eines Festaktes, da er „die Geburtsstunde des

demokratisch verfassten Bayern nicht mit der Ausrufung der Räterepublik durch Kurt Eisner in

Verbindung zu bringen vermag“.  Zur Ausrufung der Räterepublik kam es allerdings erst nach

einer verlorenen Wahl und der Ermordung Kurt Eisners durch den rechtsradikalen Anton Graf

Arco auf Valley. Unter Eisners Revolutionsregierung gab es lediglich provisorische Arbeiter-,

Soldaten- und Bauernräte. 
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16. November 1993 – „... Bayern einen Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt“

München * Klaus Warnecke, Landtagsabgeordneter der SPD schreibt in der Süddeutschen

Zeitung einen Leserbrief und bringt darin folgende Meinung zum Ausdruck:    „[...] Die

Hindenburgs, Ludendorffs und ihre monarchistischen Attrappen hatten das Volk im

Reichsdurchschnitt im Herbst 1918 auf 500 bis 600 Kalorien pro Tag und Nase

heruntergehungert. [...] 200.000 bayerische Soldaten waren gefallen. [...]      Während sich die

Monarchie von dannen stahl und die Generäle an der Dolchstoß-Legende zu stricken begannen,

gab es in München eine einzige Kraft, die halbwegs Ordnung in das Chaos zu bringen versuchte

und den Umständen entsprechend auch brachte: die von den Konservativen und Reaktionären

aller Richtungen bisher aus jeder politischen Verantwortung ferngehaltenen Sozialdemokraten

und deren linkspazifistische Absplitterung die USPD mit Eisner an der Spitze. [...]      Der totale

politisch/militärisch/soziale Scherbenhaufen des Winters 1918/19 war das Erbe des

Großmachtwahns der Feldmarschälle und Monarchen.     Das Kabinett unter Ministerpräsident

Kurt Eisner mit dem Innenminister Erhard Auer und Albert Roßhaupter, die sich auf den

eigentlichen Ordnungsfaktor in München, die Arbeiterräte, stützen konnte, hat Bayern einen

Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt.     Das wahre Chaos begann erst, als der

rechtsradikale Offizier Graf Arco den Pazifisten Kurt Eisner am 21. Februar 1919 auf offener

Straße ermordete. [...].“

12. August 1994 – Das Woodstock-Erinnerungsfestival

Saugerties * In Saugerties, im US-Bundesstaat New York findet zum 25. Jubiläum des

Musikfastivals in Woodstock eine Erinnerungsveranstaltung mit etwa 350.000 Teilnehmern statt.

Sie dauert bis zum 14. August. 

1998 – Der neue Marienklausensteg wird der Öffentlichkeit übergeben

München-Giesing * Der neue Marienklausensteg wird der Öffentlichkeit übergeben. Eine

einfache, gerade Verbindung hat den Planern nicht gereicht: Die Brücke wird zweimal fast

rechtwinklig abgewinkelt. Diese Konstruktion erfordert einen deutlich massiveren und längeren

Betonpfeiler als bei den übrigen Stützen.  Die 120 Meter lange Brücke aus Stahl, Beton und

Eichenbohlen kostet rund 3,5 Millionen D-Mark und besteht aus 18 großen Bauteilen. Ein 35

Meter langer Stichsteg führt zu einer kleinen Aussichtsplattform. Anfangs ist dieser Steg jedoch

zu schwach konstruiert und gerät beim Betreten in starke Schwingungen. Eine provisorische

Holzstütze schafft Abhilfe.   Kurios: Noch vor der Nutzung überquerte die Clownin Antoschka vom
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Russischen Staatszirkus die Brücke - mit ihrem Kater auf der Schulter. In Russland gilt es als

Glücksbringer, wenn Katzen neue Bauwerke zuerst betreten, um böse Geister zu vertreiben. 

20. Februar 1998 – Im Freistaat Bayern wird die Todesstrafe offiziell abgeschafft

München * Im Freistaat Bayern&nbsp;wird die Todesstrafe&nbsp;abgeschafft. Bis dahin heißt es

im Artikel 47 der Bayerischen Verfassung:&nbsp;„Der Vollzug der Todesstrafe bedarf der

Bestätigung &nbsp;der Staatsregierung.“&nbsp; Zum Glück hat das Grundgesetz der

Bundesrepublik Deutschland&nbsp;die Todesstrafe bereits im Jahr 1949 beseitigt.&nbsp;

Oktober 2002 – Der Giftschrank in der Bayerischen Staatsbibliothek wird geöffnet

München-Maxvorstadt * Der sogenannte „Giftschrank“ in der Bayerischen Staatsbibliothek wird

geöffnet. Er beinhaltet in der Hauptsache erotische Literatur, aber auch unliebsame politische

oder kirchenkritische Schriften, die seit dem frühen 19. Jahrhundert zensiert, verboten, von der

Polizei und Gerichten abgegeben und gesammelt wurden.

21. September 2003 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2003

Freistaat Bayern - München • Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen

Landtag in dieser 15. Legislaturperiode 180 Mitglieder an. Bei der Wahl zum 15. Bayerischen

Landtag erhält       die CSU mit ihrem amtierenden Ministerpräsidenten Edmund Stoiber 60,7

Prozent [+ 7,8] und 124 Sitze.   Die SPD mit ihrem Kandidaten Franz Maget erringt 19,6 Prozent

der Stimmen [- 9,1] und 41 Sitze.   DIE GRÜNEN kommen auf 7,7 Prozent der Wählerstimmen [+

2,0] und 15 Sitze.      Edmund Stoiber wird erneut Bayerischer Ministerpräsident und kann mit

seiner CSU-Alleinregierung mit einer Zweidrittel-Mehrheit regieren. 

25. April 2005 – Maximilian Joseph Graf von Montgelas bekommt ein Denkmal

München-Kreuzviertel * Mit den Worten: „Heute erfüllt sich ein lang gehegtes Anliegen: Der

Freistaat Bayern ehrt den großen Staatsmann Minister Maximilian Joseph Graf von Montgelas mit

der Aufstellung eines Denkmals am Promenadeplatz“, übergibt Finanzminister Kurt Faltlhauser

das Denkmal der Öffentlichkeit.       Die fast zehn Tonnen schwere und 6,20 Meter hohe Skulptur

wurde - nach einem Wettbewerb - von der Berliner Künstlerin und Kunstprofessorin Karin Sander
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geschaffen. Sie ließ dazu Montgelas-Büsten und Gemälde fotografieren und einscannen. Mit den

gesammelten Daten errechnete der Computer ein dreidimensionales Bild.    Auf dieser

Datenbasis entwickelte die Künstlerin und der Engineering-Dienstleister Bertrandt AG das

tragende Stahlgerüst der aus fünfzehn Segmenten bestehenden Aluminiumfigur. Die einzelnen

Teile wurden aus viereckigen Rohlingen mit einem Gesamtgewicht von dreißig Tonnen auf

Fünf-Achs-Hochgeschwindigkeitsfräsen ausgefräst.    Die acht Tonnen schwere Figur wird von

einem eineinhalb Tonnen schweren Stahlgerüst getragen. Die Verbindungstechnik im Inneren der

Skulptur wiegt weitere 500 Kilo.   Damit das Montgelas-Denkmal richtig wirkt, muss man es aus

einiger Entfernung betrachten, erst dann kann man den Dargestellten eindeutig identifizieren. Je

näher man der Statue kommt, desto mehr löst sie sich - bedingt durch die Oberflächenstruktur -

auf und wird abstrakt. Dieses Abstandhalten zu dieser geschichtsträchtigen Persönlichkeit war

ein Anliegen der Künstlerin.     Ein weiterer Kritikpunkt ist die Höhe der Skulptur. Dabei ist sie mit

ihren 6,20 Metern exakt genauso hoch wie das daneben stehende

Orlando-di-Lasso-Denkmal. Allerdings mit dem Unterschied, dass der Aluminium-Montgelas nicht

auf einem Sockel, sondern in der Wiese steht.   Und das ist angemessen, da in einer

demokratischen Gesellschaft niemand mehr idealisiert dargestellt und auf einem Sockel

aufgestellt werden darf und damit für den normalen Bürger unerreichbar wird. Und ein

Reformer, der noch dazu mit beiden Beinen auf dem Boden der Realität steht, kann, wenn schon

unbedingt ein persönliches Denkmal Aufstellung finden muss, durchaus angemessen sein.     

Gleichzeitig mit der Aufstellung des Montgelas-Denkmals wird sang- und klanglos die

Gedenktafel für Bayerns ersten demokratischen Ministerpräsidenten, Kurt Eisner, mit der

Begründung entfernt, dass ja in angemessenem Abstand und an authentischer Stelle seit dem

Jahr 1989 eine Bodenplatte angebracht worden ist. Die Eisner-Gedenkplatte wird im Depot des

Münchner Stadtmuseums abgestellt.

25. Juni 2008 – Der Stadtrat will ein neues Kurt-Eisner-Denkmal

München * Aufgrund des bevorstehenden 90. Todestages von Kurt Eisner am 21. Februar

1919 beschließt der Stadtrat die Ausschreibung eines neuen Denkmals für den ersten

demokratischen Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern. 

28. September 2008 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2008

Freistaat Bayern * Bei der Wahl zum 16. Bayerischen Landtag        stürzt die CSU mit ihrem

amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Günter Beckstein auf 43,4 Prozent [- 17,3] ab und

verliert nicht nur 32 Abgeordnetenmandate [jetzt 92], sondern auch die seit 1962 ununterbrochen
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erreichte absolute Mehrheit der Landtagsmandate.    Die SPD mit ihrem Kandidaten Franz Maget

erringt 18,6 Prozent der Stimmen [- 1,0] und 39 Sitze das bisher schlechteste Ergebnis seit 1946. 

 Die FDP bekommt 8,0 Prozent [+ 5,4] und 16 Sitze und kommen nach 14 Jahren Abwesenheit

im bayerischen Parlament wieder zurück.   Erstmals ziehen die Freien Wähler mit 10,2 Prozent

der Stimmen [+ 6,2] und 21 Sitzen in den Bayerischen Landtag ein.    DIE GRÜNEN kommen auf

9,4 Prozent der Wählerstimmen [+ 1,7] und 19 Sitze. 

2009 – Acht Millionen Dokumente zur bayerischen Geschichte

München-Maxvorstadt * In Stahlregalen von insgesamt 46 Kilometern Länge liegen im

Bayerischen Hauptstaatsarchiv rund 8 Millionen Dokumente zur bayerischen Geschichte aus

über 1.200 Jahren.     Zur Benutzung des Geheimen Hausarchivs der Wittelsbacher, das 750

laufende Regalmeter umfasst, braucht man eine Extragenehmigung des Herzogs von Bayern.

21. Februar 2009 – Kurt Eisners Porträt für die Bayerische Staatskanzlei

München-Kreuzviertel * Am 90. Todestag des ersten demokratischen Ministerpräsidenten des

Freistaats Bayern wird vom Verein „Das andere Bayern e.V.“ für die Bayerische Staatskanzlei ein

Porträt von Kurt Eisner gestiftet und übergeben.    Das Geschenk wird zwar vom Pförtner

entgegen genommen, aber mit einer fadenscheinigen Argumentation trotzdem nicht aufgehängt. 

April 2009 – Die Breze wird zum Wahlkampfthema

Freistaat Bayern - Brüssel * Im Europawahlkampf macht die CSU die geplanten

EU-Nährwertprofile zu einem Symbol für die angebliche „Regulierungswut aus Brüssel“. Dabei

entsteht in der öffentlichen Debatte vielfach der Eindruck, die Europäische Union wolle den

Salzgehalt von Brezen und Brot vorschreiben oder das Salz auf der Breze verbieten.   

Ministerpräsident Horst Seehofer kündigt an, „zu verhindern, dass die EU über den Salzgehalt

unserer Brezen beschließt“.   Europakandidatin Monika Hohlmeier fordert, „jeder Bäcker in

Deutschland [solle] selbst entscheiden, wie viel Salz er zum Backen benötigt“.   Für die

CSU-Europaabgeordnete Anja Weisgerber geht es um die „Rettung des traditionellen deutschen

Brotes“.    Tatsächlich beziehen sich die geplanten EU-Nährwertprofile ausschließlich auf

gesundheits- und nährwertbezogene Werbeaussagen. Weder die Rezeptur noch der Verkauf von

Brot und Brezen stehen zur Debatte. Die Breze wird dennoch zu einem der bekanntesten

Symbole des Europawahlkampfs 2009. 
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30. April 2009 – Ein Wettbewerb für das neue Kurt-Eisner-Denkmal

München * Die Landeshauptstadt München lädt zwölf Künstler zu einem nicht-öffentlichen

Wettbewerb für die Gestaltung eines neuen Denkmals für den ersten demokratischen

Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern, Kurt Eisner.&nbsp;

19. Mai 2009 – Umbenennung des Marienhofs in Kurt-Eisner-Platz gefordert

München * Wolfram P. Kastner und Ruth Oppl realisieren eine Kunstaktion       zur Umbenennung

des Marienhofs in Kurt-Eisner-Platz,   sie fordern, das geplante Kurt-Eisner-Denkmal dort zu

errichten und   wollen den 7. November als Feiertag. 

19. September 2009 – Betriebsvorschrift des Referats für Arbeit und Wirtschaft, Tourismusamt

München-Theresienwiese * Im § 53 der Betriebsvorschrift des Referats für Arbeit und Wirtschaft,

Tourismusamt Abt. Veranstaltungen heißt es Thema Bierausschank:       „Das Oktoberfest ist das

traditionelle Münchner Volksfest mit Münchner Gastlichkeit und Münchner Bier.   Diese Tradition

gilt es weiter zu wahren.    An Wiesnbesucher darf deshalb nur Münchner Bier der

leistungsfähigen und bewährten Münchner Traditionsbrauereien (das sind derzeit:

Augustinerbrauerei, Hacker-Pschorr-Brauerei, Löwenbrauerei, Paulanerbrauerei, Spatenbrauerei

und Staatliches Hofbräuhaus), das den Münchner Reinheitsgebot von 1487 und dem Deutschen

Reinheitsgebot von 1906 entspricht, ausgeschenkt werden.    Das Festbier darf nur in Maßkrügen

(1,0 l Gefäßen) und das Weißbier in 0,5 l Gefäßen (Weißbierglas) ausgeschenkt werden“.

2010 – Das Anbaugebiet des Baierweins ist auf 4 Hektar angewachsen

Freistaat Bayern - Niederbayern * Das Anbaugebiet des Baierweins&nbsp;ist auf 4 Hektar

angewachsen.

30. Mai 2011 – Das neue Kurt-Eisner-Denkmal wird eingeweiht

München-Angerviertel * Auf einem kaum frequentierten Platz am Oberanger, vor der Münchner

SPD-Zentrale, wird von der Stadt das von Rotraut Fischer gestaltete neue Denkmal für den

ersten demokratischen Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern, Kurt Eisner, eingeweiht.  Es ist
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ein Glaskasten mit der Aufschrift „Jedes Menschenleben soll heilig sein“. Das Zitat stammt aus

Kurt Eisners Aufruf „An die Bevölkerung Münchens“ vom 8. November 1918, der in den

Münchner Neuesten Nachrichten veröffentlicht worden war. 

2012 – 4.220 bayerische Wasserkraftanlagen erzeugen 12.500 Gigawattstunden Strom

Freistaat Bayern * In Bayern erzeugen 4.220 Wasserkraftanlagen 12.500 Gigawattstunden

Strom.        Damit werden 15 Prozent des bayerischen Stromverbrauchs gedeckt.   In 93 Prozent

der bayerischen Flüsse sind Anlagen zur Stromgewinnung eingebaut. 

8. Mai 2012 – Vergabe der Konzessionen für die Wiesn 2012

München-Graggenau * Der Wirtschaftsausschuss des Stadtrats entscheidet über die Vergabe der

Konzessionen für die Wiesn 2012. Wiesnwirt Sepp Krätz kann vorerst das

Hippodrom weiterbetreiben. Der Grund: Die Staatsanwaltschaft braucht noch Zeit, um die

Ermittlungen in Sachen Steuerhinterziehung abzuschließen. Diese haben im Herbst

2011 begonnen.        Krätz soll in seinem Andechser am Dom Personalabgaben nicht korrekt

abgeführt haben. Insgesamt werden drei Durchsuchungen von der Steuerfahndung durchgeführt. 

  Die Stadt hat ihn 2011 bereits abgemahnt, weil er im Hippodrom Angestellte geschlagen

hat. Wegen dieses Vorfalls ist er mit einem Strafbefehl über 18.000 € belegt worden, den er

letztlich akzeptiert hat.

2013 – Mehr als 10.000 Megawatt Strom erzeugt Bayerns Photovoltaik

Freistaat Bayern * Mit der Photovoltaik werden in Bayern mehr als 10.000 Megawatt Strom

erzeugt. Zum Vergleich: das Kernkraftwerk Isar 2 hat eine Leistung von 1.485 Megawatt. 

2013 – Der Bayer trinkt im Jahr immerhin 135 Liter Bier

Bundesrepublik Deutschland - Freistaat Bayern * In Deutschland gibt es 1.340 Brauereien.    

Davon befinden sich 622 in Bayern, alleine 163 in Oberfranken, womit die Region rund um

Bayreuth und Hof Nummer eins in Bayern ist.       Die bayerischen Brauereien haben 22 Millionen

Hektoliter Bier verkauft.   4,4 Millionen Hektoliter sind in den Export gegangen, ein

Rekordergebnis.   Gerade die Chinesen trinken sehr gerne und immer mehr Bier aus Bayern.     

Münchner Zeitensprünge Seite 279/289



Während in ganz Deutschland immer weniger Bier verkauft wird, kann in Bayern der Absatz noch

um 0,7 Prozent gesteigert werden.       Im Jahr 2013 trinkt jeder Deutsche im Durchschnitt 108

Liter.   Der Bayer schafft immerhin 135 Liter.   Der unangefochtene europäische

Biertrink-Spitzenreiter ist Tschechien, gefolgt von Deutschland und Österreich. 

8. Mai 2013 – Gedenkstein für die Trümmerfrauen und der Aufbaugeneration aufgestellt

München-Graggenau * Am Marstallplatz wird ein schulterhoher Gedenkstein für die

„Trümmerfrauen und der Aufbaugeneration“ aufgestellt. Das Denkmal ist stark umstritten, weil

nach den Recherchen des Stadtarchivs der klassische Trümmerfrauen-Mythos in München nicht

zu halten ist.    Nachdem die Stadt die Anträge auf Errichtung eines „Trümmerfrauen-Denkmals“

mehrfach abgelehnt hat, wendet sich der der CSU nahestehende Verein „Dank und Gedenken

der Aufbaugeneration, insbesondere der Trümmerfrauen e.V.“ an den CSU-geführten Freistaat

Bayern, der ein Plätzchen zur Verfügung stellt. 

17. Juli 2013 – Die Finanzierung des Bayreuther Festspielhauses steht

Bayreuth * Die Finanzierung des Bayreuther Festspielhauses steht. Für den ersten Bauabschnitt,

bei dem es nur um das Festspielhaus - ohne Nebengebäude und Proberäume - geht, werden 30

Millionen Euro benötigt.  Der Bund und der Freistaat zählen jeweils 10 Millionen, das letzte Drittel

kommt von der Stadt Bayreuth, dem Bezirk Oberfranken und der Gesellschaft der Freunde von

Bayreuth. Die Bauarbeiten sollen insgesamt zehn Jahre andauern.

15. September 2013 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2013

Freistaat Bayern - München * Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen

Landtag in dieser 17. Legislaturperiode 180 Mitglieder an.    Bei der Wahl zum 17. Bayerischen

Landtag erreicht       die CSU mit ihrem amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Horst

Seehofer 47,7 Prozent [+ 4,3] und 101 Sitze. Damit erreicht sie wieder die absolute Mehrheit.  

Die SPD mit ihrem Kandidaten Christian Ude erringt 20,6 Prozent der Stimmen [+ 2,0] und 42

Sitze.   Die Freien Wähler erhalten 9,0 Prozent der Stimmen [-1,2] und 19 Sitze.   DIE

GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der Wählerstimmen [- 0,8] und 18 Sitze.   Die FDP fliegt mit

3,3 Prozent (- 4,7 Prozent) aus dem Bayerischen Landtag.      Horst Seehofer wird erneut

Bayerischer Ministerpräsident und kann mit einer CSU-Alleinregierung arbeiten. 
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Oktober 2013 – Schlechte Hopfenernte wegen der ungünstigen Witterungsverhältnisse

Freistaat Bayern * Wegen der ungünstigen Witterungsverhältnisse fällt in Bayern die Hopfenernte

schlecht aus und liegt mit 22.300 Tonnen 27 Prozent unter dem Durchschnitt der letzten sechs

Jahre (30.500 Tonnen).       53 Prozent der Ernte ist „Bitterhopfen“, 47 Prozent „Aromahopfen“.  

Fast 86 Prozent der deutschen Hopfenanbauflächen liegen in Bayern, wovon 97 Prozent oder

14.086 Hektar auf die Hallertau fallen.   Es ist damit das weltweit größte geschlossene

Hopfenanbaugebiet.      Für 100 Liter Bier werden im Durchschnitt etwa 120 Gramm Hopfen

benötigt.

15. November 2013 – Klageerhebung gegen den Wiesnwirt Sepp Krätz

München * Die Staatsanwaltschaft erhebt Klage beim Landgericht München wegen des

Verdachts der Steuerhinterziehung gegen den Wiesnwirt Sepp Krätz. Ihm wird vorgeworfen, in

seinem Oktoberfestzelt „Hippodrom“ und im „Andechser am Dom“ mit illegalen Tricks Steuern

„gespart“ zu haben. Mit der Anklage wird die Zulassung des Wirts auf der Wiesn gefährdet. 

31. Dezember 2013 – Bayerns Königsschlösser sind Touristenmagneten

Freistaat Bayern * Bayerns Königsschlösser sind wahre Publikumsmagneten.       Ewige Nummer

Eins ist Schloss Neuschwanstein mit 1,5 Millionen Besuchern [+ 8,2 Prozent],   Schloss

Linderhof besichtigen immerhin noch 426.400,   Schloss Herrenchiemsee 377.300,   Schloss

Nymphenburg immerhin noch 273.500 und   die Münchner Residenz 264.100 Menschen. 

31. Dezember 2013 – Die Pfandhausbetreiber können ihr Schmuddel-Image ablegen

Bundesrepublik Deutschland * Die Pfandhausbetreiber können ihr Schmuddel-Image ablegen

und sich erfolgreich zum modernen Dienstleister weiterentwickeln. Die deutsche

Pfandkreditbranche gibt in dem umsatzschwachen Jahr 2013 rund 630 Millionen Euro an

Krediten aus.    Inzwischen nehmen immer mehr Menschen die Dienste der Leihhäuser in

Anspruch, da, anders als bei den immer weniger an Privatkunden interessierten Banken, den

Pfandhäusern auch Menschen willkommen sind, die nur kleine Darlehen brauchen. Bei kurzen

Laufzeiten ist ein Pfandkredit meist günstiger als ein Bankdarlehen. Zudem wird im Leihhaus kein

Lohnnachweis verlangt und die Verhandlungen dauern oft keine zwei Minuten.     Pro Monat

werden bei Pfandkrediten ein Prozent Zinsen fällig, zuzüglich einer Gebühr, die sich nach der
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Höhe des Kredits richtet. Mit einem Pfandkredit werden oft unvorhersehbare Ausgaben - wie eine

Steuernachzahlung - finanziert oder die Darlehen müssen in wirtschaftlich schwierigeren Zeiten

einfach für die laufenden Ausgaben herhalten.    Wird der Kredit nach Ende der Laufzeit nicht

verlängert und das Pfand nicht ausgelöst, kommt es zur Versteigerung. Findet sich dort auch kein

Interessent, versuchen die Pfandhausbesitzer diese über ihre Läden zu verkaufen. Ist der Erlös

höher als der Darlehensbetrag plus Zinsen, entsteht ein Überschuss, der aber ausschließlich dem

Kunden zusteht. Wenn dieser ihn nicht einfordert, wird das Geld nach zwei Jahren an den Staat

abgeführt. Allerdings werden nur 6,5 Prozent der Pfänder nicht mehr ausgelöst. 

2014 – Brauereien und Bierabsatz

Bundesrepublik Deutschland - Freistaat Bayern * In Deutschland gibt es insgesamt 1.352

Brauereien. Davon befinden sich 616 Braustätten in Bayern. Der Bierabsatz liegt in Deutschland

bei 95.620.000 Hektoliter. Auf Bayern entfallen davon 23.131.000 Hektoliter.

21. Februar 2014 – Der Bayerische Landtag will kein Kurt-Eisner-Porträt

München-Graggenau * Die bayerische Landtagspräsidentin Barbara Stamm lehnt es ab, ein

Porträt des ersten demokratischen bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisners im Bayerischen

Landtag anzubringen. Der Verein „Das andere Bayern e.V.“ übergibt das Porträt schließlich der

SPD-Fraktion. 

13. März 2014 – Das Landgericht verurteilt Uli Hoeneß wegen Steuerhinterziehung

München * Die Steuerschuld&nbsp;des Bayern-Präsidenten&nbsp;Uli Hoeneß hat sich um

weitere 1,26 Millionen Euro erhöht. Der Solidaritätszuschlag&nbsp;muss noch einberechnet

werden. Die Summe kann noch weiter steigen, weil sie von den Steuerfahndern bisher nur

überschlägig berechnet worden ist.&nbsp;    Das Landgericht München II&nbsp;verurteilt Uli

Hoeneß wegen Steuerhinterziehung&nbsp;in Höhe von 28,46 Millionen Euro zu einer Haftstrafe

von dreieinhalb Jahren.&nbsp;Die Staatsanwaltschaft&nbsp;hat fünfeinhalb Jahre Haft

gefordert.&nbsp;Die Anwälte des FC-Bayern-Präsidenten&nbsp;kündigen umgehend

Revision&nbsp;beim Bundesgerichtshof&nbsp;in Karlsruhe an.&nbsp;Bis das Urteil rechtskräftig

ist, bleibt Uli Hoeneß auf freiem Fuß.
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17. März 2014 – Das Urteil gegen den Ex-Bayern-Präsidenten Uli Hoeneß ist rechtskräftig

München * Nachdem auch die Staatsanwalt verzichtet Rechtsmittel beim Bundesgerichtshof

einzulegen, ist das Urteil gegen den Ex-Bayern-Präsidenten Uli Hoeneß rechtskräftig. 

19. Mai 2014 – Markus Söder eröffnet das Jubiläum des Englischen Gartens

München-Englischer Garten - Lehel * Heimatminister Markus Söder eröffnet am Chinesischen

Turm - als Chef der Bayerischen Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen - an

diesem absolut unhistorischen Datum - die Feierlichkeiten zum 225. Jubiläum des Englischen

Gartens.  

31. Juli 2014 – Auf der Theresienwiese sollte ein Kamelrennen stattfinden

München-Theresienwiese * Auf der Theresienwiese sollte im Juni 2015 ein

Kamelrennen stattfinden. Auf einem 1,8 Kilometer langen Sand-Rundkurs sollen die bis zu 70

Stundenkilometer schnellen Renn-Dromedare erstmals außerhalb der Arabischen Halbinsel

gegeneinander antreten. Die bis zu zehn Millionen Dollar teueren Kamele werden mit

Spezialflugzeugen nach München gebracht.    Als Jockeys wurden bis vor kurzem - wegen dem

geringen Gewicht - Kinder eingesetzt, die ihren Familien in Asien abgekauft wurden. Diese viel

kritisierte Praxis haben die Golfstaaten inzwischen aufgrund der Interventionen der

Unicef eingestellt. Die Kinder wurden von teueren Computern ersetzt, die ihre Peitschen

ferngesteuert schwingen. Gelenkt werden diese von den Kamelbesitzern, die neben der

Dromedar-Rennbahn mit ihren Off-Road-Pick-Ups fahren. Auch hier sollen sich spektakuläre

Duelle abspielen.   Von dem Kamelrennen werden die Münchner nichts mehr hören. 

8. September 2014 – Uli Hoeneß gibt den Bayerischen Verdienstorden zurück

München * Die Frau und die Kinder von dem in der Strafvollzugsanstalt Landsberg wegen

Steuerhinterziehung zu einer dreieinhalbjährigen Haftstrafe einsitzenden Ex-Bayern-Präsidenten

Uli Hoeneß geben seinen Bayerischen Verdienstorden persönlich bei Ministerpräsident Horst

Seehofer zurück.    Die Bayerische Staatskanzlei soll Hoeneß zu diesem Schritt bedrängt haben.

Es sei ein ungeschriebenes Gesetz, dass zu einer Strafe ohne Bewährung Verurteilte den Orden

zurückgeben müssen. Der Bayerische Verdienstorden wurde Uli Hoeneß im Jahr 2002 verliehen. 
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9. September 2014 – Das Völkerkundemuseum wird in Museum Fünf Kontinente umbenannt

München-Lehel * Das Staatliche Museum für Völkerkunde in der Maximilianstraße wird in

Museum Fünf Kontinente umbenannt „Die Umbenennung ist das Ergebnis einer intensiven Phase

der Reflexion und Neuorientierung“, sagt die Direktorin Christine Kron. Das Haus „steht für einen

einzigartigen Zugang zum kulturellen Reichtum der Menschheit“ und ist „ein Ort des kulturellen

Dialogs zwischen Menschen aller Kontinente“.    Obwohl die Sammlung rund 160.000 Objekte,

plus 135.000 Fotos und 100.000 Bücher umfasst, gehört es zu den beschaulicheren und weniger

bekannten Münchner Museen. 

8. Dezember 2015 – Ein neuer Konzertsaal im Werksviertel

München-Berg am Laim * Die Standort-Entscheidung für einen neuen Konzertsaal ist zugunsten

des Werksviertels gefallen. Die Bayerische Staatsregierung beendet damit eine fünfzehn Jahre

andauernde Diskussion. Eröffnet werden kann der Konzertsaal voraussichtlich im Jahr 2021 -

wenn alles reibungslos läuft! Die Baukosten sollen zwischen 200 und 300 Millionen Euro liegen.   

  Die Erbpacht für das gut 8.000 Quadratmeter große Areal, auf dem 15.000 Quadratmeter

Bruttogeschossfläche entstehen werden, soll jährlich bei 600.000 Euro betragen. Über 50 Jahre

gerechnet, bedeutet das 30 Millionen Euro für den Besitzer des Geländes, den Pfanni-Erben

Werner Eckart. Der Bauherr wird der Freistaat Bayern sein. Bezahlt wird das Projekt

hauptsächlich vom Steuerzahler.      Die Alternativstandorte Paketposthalle und

Finanzgarten sind damit ausgeschieden. Bei dem einen Objekt wären die Kosten zu hoch

geworden, beim anderen befürchtet man eine Klagewelle. Damit hätte sich der

Fertigstellungstermin jeweils weit nach hinten geschoben und das Projekt unkalkulierbar

gemacht.  

24. November 2016 – Der Freistaat Bayern schließt mit Werner Eckart einen Vertrag

München * Der Haushaltsausschuss des Bayerischen Landtags hat in nichtöffentlicher Sitzung

zugestimmt, dass der Freistaat Bayern mit dem Grundbesitzer Werner Eckart einen unbefristeten

Vertrag über jährlich 592.000 Euro für den neuen Konzertsaal abschließt. 

14. Februar 2017 – Die Staatsregierung akzeptiert die juristische Schlappe

München - München-Berg am Laim * Die Staatsregierung&nbsp;akzeptiert die juristische
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Schlappe, die das Staatliche Bauamt&nbsp;im Rechtsstreit um den

Architekturwettbewerb&nbsp;um den neuen Konzerthausbau auf dem Werksviertel&nbsp;hat

einstecken müssen. &nbsp;    Zuvor hatte die Vergabekammer der Regierung von

Oberbayern&nbsp;der Klage des Architekten Stephan Braunfels im Wesentlichen Recht

gegeben. Nun muss das Staatliche Bauamt&nbsp;die Bewerbung des Berliner Architekten

Stephan Braunfels neu bewerten.    Das erneut aufgegriffene Verfahren wird die Entscheidung

über die Architektur des neuen Konzerthauses im Werksviertel um mehrere Monate

verzögern.&nbsp;

21. Februar 2017 – Ein 40-Meter-Transparent für den Kurt-Eisner-Platz

München-Graggenau * Auf dem Marienhof wird vom Verein „Das andere Bayern e.V.“ ein vierzig

Meter langes Transparent mit der Aufschrift „Kurt-Eisner-Platz“ ausgerollt. 

21. Februar 2017 – Die Linke will einen Kurt-Eisner-Platz

München * Die Fraktion Die Linke des Münchner Stadtrats bringt einen Antrag zur Umbenennung

des Marienhofs in Kurt-Eisner-Platz ein. Darin heißt es: „Der bislang namenlose Platz nördlich

des Rathauses wird anlässlich des hundertsten Jahrestages der Proklamation der „freien

Volksrepublik Bayern“ durch den ersten Bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner zum

„Kurt-Eisner-Platz“ gewidmet.    Die Landeshauptstadt setzt sich beim Betreiber der S-Bahn

München dafür ein, dass auch die geplante Haltestelle für den zweiten S-Bahn-Tieftunnel nach

Kurt Eisner benannt wird.“ 

25. April 2017 – Hat die Bayerische Staatsregierung Frieden mit Kurt Eisner geschlossen?

München * Scheinbar hat nun auch die Bayerische Staatsregierung ihren Frieden mit Kurt Eisner

gemacht. In einem Schreiben des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und

Kunst heißt es:   „Die Rolle Kurt Eisners bei     der Beendigung des Ersten Weltkrieges,   beim

Ende der Monarchie und   der Einführung einer demokratischen Verfasstheit in Bayern,   beim

Bemühen, den künftigen deutschen republikanischen Bundesstaat föderal auszugestalten und  

bei der Bereitschaft, auch die (Mit)Verantwortlichkeit des Deutschen Reiches beim Ausbruch des

Ersten Weltkrieges als Grundlage für eine neue Friedens­ordnung in Europa anzuerkennen,    

werden von der Bayerischen Staatsregierung außerordentlich positiv bewertet.   Hinzu kommt die

Tatsache,     dass Eisner als Intellektueller (vor allem orientiert an Immanuel Kant),   mit seinem
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jüdischen (familiären) Hintergrund und   als Pazifist (zumal als Zeitgenosse der Blutbäder des

Ersten Weltkrieges) wie   durch seine Ermordung als amtierender Bayerischer Ministerpräsident

am 21. Februar 1919   zu einer Symbolgestalt für aufgeklärt-demokratische Kräfte gegenüber den

chauvinistisch-antisemitischen wurde, in deren späterer Konsequenz auch die Barbarei des

NS-Regimes in Bayern und Deutschland steht“.    Das Ministerium stellt darin in Aussicht, Kurt

Eisner bei den zentralen bayerischen Jubiläumsfeierlichkeiten des Jahres 2018 („100 Jahre

Freistaat Bayern“) entsprechend zu würdigen.  Vielleicht bekommt er dann auch ein Bild in der

Bayerischen Staatskanzlei. 

3. Mai 2017 – Die Vergabekammer weist den erneuten Nachprüfungsantrag zurück

München - München-Berg am Laim * Die Vergabekammer Südbayern hat den erneuten

Nachprüfungsantrag des Architekten Stephan Braunfels zurückgewiesen.    Die Schiedsstelle

schließt sich damit der Begründung des Staatlichen Bauamtes an, da sich „diese im Rahmen des

Beurteilungsspielraums des Aufraggebers“ hält. 

18. Mai 2017 – Architekt Stephan Braunfels zieht vors Oberlandesgericht

München - München-Berg am Laim * Der Berliner Architekt Stephan Braunfels gibt nicht auf und

will mit einer Klage beim Oberlandesgericht durchsetzen, doch noch am Wettbewerb um den

neuen Konzertsaal des Freistaates Bayern im Werksviertel teilnehmen zu dürfen. 

23. Mai 2017 – Umbenennung des Marienhofs vom Stadtrat abgelehnt

München * Die Forderung der Stadtratsfraktion Die Linke und des Vereins Das andere München,

den Marienhof in Kurt-Eisner-Platz umzubenennen, wird vom Stadtrat der LH München

abgelehnt. 

24. September 2017 – Die CSU stürzt ab - Riesige Stimmengewinne der AfD

Freistaat Bayern - München * Bei der Wahl zum 19. Bundestag erhält       die CSU in Bayern

lediglich 38,8 Prozent der Stimmen [- 10,5].   Die SPD kommt gerade einmal auf 20,0 Prozent [-

4,7],   die Grünen erhalten 9,8 Prozent [+ 1,2],   die Linke erreicht 6,1 Prozent [+ 2,3],   die FDP

kann 10,2 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen [+ 5,1].   Auch im Freistaat ist die Alternative
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für Deutschland - AfD die große Gewinnerin, mit 12,4 Prozent der Stimmen, was einem Plus von

8,1 Prozent entspricht.

6. November 2017 – Die Landtags-SPD fordert einen Feiertag zum Demokratie-Jubiläum

München * Der SPD-Fraktionsvorsitzende im Bayerischen Landtag, Markus Rinderspacher,

schreibt an Ministerpräsident Horst Seehofer: „Wir sollten das Jahr 2018 nutzen, um an die

Heldinnen und Helden der Demokratie in Bayern zu erinnern“, nachdem der Freistaat Bayern sein

100-jähriges Bestehen feiert.    Und weiter: „Der 8. November 1918 hat deshalb für den Freistaat

Bayern eine Bedeutung, die der des 14. Juli 1789 für Frankreich oder der des 4. Juli 1777 für die

USA in nichts nachsteht.“ Er fordert den CSU-Regierungschef auf, sich für den Feiertag im

kommenden Jahr einzusetzen. 

23. November 2017 – Bundesstaatsanwaltschaft stellt Brandanschlag-Ermittlungen ein

Karlsruhe - München-Isarvorstadt * Die Bundesstaatsanwaltschaft in Karlsruhe stellt die

Ermittlungen zum Brandanschlag auf das damalige Zentrum der Israelitischen Kultusgemeinde

Münchens an der Reichenbachstraße 27 ein.    Dort waren bei einem Brandanschlag auf das

jüdische Altersheim am 13. Februar 1970 zwei Frauen und fünf Männer, darunter zwei

Holocaust-Überlebende zu Tode gekommen. 

24. April 2018 – Kruzifixe in allen Dienstgebäuden

München - Freistaat Bayern * Die bayerische Staatsregierung beschließt, dass im

Eingangsbereich von Dienstgebäuden künftig Kreuze - als Symbol „unserer bayerischen Identität

und Lebensart“ aufgehängt werden sollen. 

1. Juni 2018 – Ein Kreuz im Eingangsbereich der bayerischen Dienstgebäude

Freistaat Bayern * In jedem Dienstgebäude des Freistaats Bayern muss ein Kreuz angebracht

werden. Das löst Proteste und deutschlandweit eine kontroverse Diskussion aus. Selbst Vertreter

der christlichen Kirchen widersprechen dem Beschluss. Auch deshalb, weil Ministerpräsident

Markus Söder erklärt: „Das Kreuz ist nicht ein Zeichen einer Religion.“ Im Kreuz spiegle sich

vielmehr „unsere bayerische Identität und Lebensart“. 
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14. Oktober 2018 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2018

Freistaat Bayern - München * Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen

Landtag in dieser 18. Legislaturperiode 205 Mitglieder an. Bei der Wahl zum 18. Bayerischen

Landtag erreicht       die CSU mit ihrem amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Markus

Söder 37,2 Prozent [- 10,5 %] und 85 Sitze [- 16]. Das ist das schlechteste Wahlergebnis der

CSU seit 1950.   Die GRÜNEN kommen auf 17,6 Prozent der Wählerstimmen [+ 9,0 %] und 38

Parlamentssitze [+ 20], davon 6 Direktmandate.   Die Freien Wähler erhalten 11,6 Prozent der

Stimmen [+ 2,6] und 27 Mandate [+ 8].   Die AfD bekommt 10,2 Prozent der Wählerstimmen [+

10,2] und 22 Sitze [+ 22] und zieht erstmals in den Bayerischen Landtag ein.   Die SPD erringt 9,7

Prozent der Stimmen [- 11,0] und 22 Landtags-Mandate [- 20]. Das ist das schlechteste

Landtagswahlergebnis der SPD seit 1893.   Die FDP erringt 5,1 Prozent der Wählerstimmen

[+1,8] und 11 Mandate [+ 11] und kann damit wieder in den Landtag einziehen.      Die

Wahlbeteiligung liegt bei 72,3 Prozent, so hoch, wie seit 1982 nicht mehr.    Markus Söder wird

Bayerischer Ministerpräsident und kann mit einer Regierungskoalition aus CSU und Freien

Wählern arbeiten. 

7. November 2018 – Staatsakt zum 100. Geburtstag des Freistaats Bayern

München * Ministerpräsident Markus Söder spricht auf einem Staatsakt zum 100. Geburtstag des

Freistaats Bayern, ohne dessen Gründer Kurt Eisner und die Ermordung des Sozialisten durch

einen Rechtsradikalen mit einem Wort zu erwähnen.  Ein Leserbrief in der Süddeutschen Zeitung

bezeichnet Söders Rede „dem Anlass in keiner Weise angemessen“, da er seine Rede in

scherzhaft-launigem Stil vortrug, passend eher zum „Jubiläum eines Trachtenvereins“. 

6. März 2020 – Erstes Merkblatt zur Corona-Pandemie

Freistaat Bayern • Das bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege gibt ein in allen

Apotheken aufgelegtes Merkblatt heraus, in dem auf die Gefahren der Corona-Pandemie

hingewiesen wird. 

9. März 2020 – Größere Versammlungen werden verboten

Freistaat Bayern • Größere Versammlungen werden wegen der heraufziehenden

Corona-Pandemie verboten. 
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10. März 2020 – CSU verbietet alle Parteiversammlungen

München - Freistaat Bayern • Der Generalsekretär der CSU verbietet alle Parteiversammlungen. 

15. März 2020 – Kommunalwahl trotz Corona

Freistaat Bayern • Im Freistaat Bayern finden die Kommunalratswahlen trotz der heraufziehenden

Corona-Pandemie statt. Da Wahlhelfer reihenweise absagen, werden Lehrer (Beamte) per

Anordnung für diese Tätigkeit zwangsverpflichtet. 

26. September 2021 – Ergebnis der Bundestagswahl 2021 in Bayern

Freistaat Bayern * Bei der Wahl im Freistaat Bayern zum 20. Bundestag erhält       die CSU als

bayerisches Anhängsel der Union erhält im Freistaat immerhin 31,7 Prozent [-7,1]. Das sind

allerdings bundesweit lediglich 5,2 Prozent. Unabhängig von den Direktmandaten schrammt die

bayerische Splitterpartei knapp am Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde vorbei.    Die SPD

erringt 18,0 Prozent der Stimmen [+ 2,7].   Bündnis 90/Die Grünen kommen auf 14,1 Prozent der

abgegebenen Stimmen [+ 4,3].   Die FDP bekommt 10,5 Prozent [+ 0,4].   Die Alternative für

Deutschland - AfD erhält 9,0 Prozent [-3,4].   Die Linke erkämpft ebenfalls 2,8 Prozent der

Stimmen [- 3,3].      Bis auf ein Direktmandat im Freistaat Bayern entfallen die anderen 45 auf die

CSU. Die Ausnahme ist die 28-jährige Jamila Schäfer, die das Direktmandat in München-Süd

gewinnt. 

16. April 2024 – Bayern erschwert den Cannabis-Konsum

München - Bayern * Nach der Teil-Legalisierung von Cannabis durch den Bund beschließt die

Bayerische Staatsregierung, den Konsum im Freistaat zu verbieten        auf Volksfesten,    in

Biergärten und    auf Außengeländen von Gaststätten und Schani-Gärten      Zudem wird ein

Konsumverbot festgelegt        im Englischen Garten,    im Hofgarten,    im Finanzgarten in

München sowie    dem Hofgarten in Bayreuth      Bei weiteren staatlichen Gartenanlagen soll ein

Verbot über das Hausrecht verhängt werden.    Saufen ja - kiffen nein !
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